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SHULAMIT VOLKOV 

KONTINUITÄT UND DISKONTINUITÄT 
IM DEUTSCHEN ANTISEMITISMUS 1878-1945 

I. 

Allgemeine Darstellungen des Nationalsozialismus und besonders solche zur Politik 
der Nationalsozialisten in der „jüdischen Frage" beginnen fast ohne Ausnahme mit 
dem Antisemitismus des 19. Jahrhunderts. Umgekehrt wird dieser in den meisten Ar­
beiten zum Antisemitismus in Deutschland vor der NS-Zeit als Vorstadium zum Ho­
locaust angesehen. Die neuere deutsche Geschichte wird dann genauestens auf Äuße­
rungen von Antisemitismus untersucht, die jeweils als einzigartig in ihrem 
Radikalismus erscheinen und in denen sich die zerstörerische Tendenz bereits ankün­
digt. Bei einigen stellt sich die Kontinuität dadurch her, daß die Geschichte des Anti­
semitismus als zyklisches Phänomen verstanden wird, als eine Serie von historischen 
Wiederholungen, die ein und dasselbe zentrale Thema in unterschiedlichem Gewand 
darstellen. Für andere stellt sich die Verbindung durch den Vergleich mit einem dyna­
mischen Prozeß her: eine Beschleunigung, die notwendig zur Katastrophe führt. Der 
Fanatismus und die Endgültigkeit dessen, was die Nationalsozialisten taten, wird im­
mer anerkannt, aber sie werden selten getrennt von ihren sogenannten „Ursprüngen" 
untersucht. 

Historiker werden natürlich immer wieder mit der Frage von Kontinuität und 
Wandel konfrontiert, und es wäre banal, die einfache Wahrheit zu wiederholen, daß 
beide stets miteinander verbunden sind. Dennoch, über die Gewichtung wird ständig 
gestritten; und die Gewichtung von Kontinuität und Wandel, die üblicherweise in 
dem vorliegenden Fall vorgenommen wird, ist meiner Ansicht nach unangemessen. 
Das weitgehende Ausblenden der Elemente des Neuen und das Überbewerten der 
Kontinuitätskräfte hat zu oft wichtige Fragen verstellt. Sowohl die Beschäftigung mit 
der Tradition des deutschen Antisemitismus vor den Nationalsozialisten als auch die 
mit deren Ansichten und Verhalten gegenüber den Juden ist auf diese Weise in vorge­
faßte Denkmuster gepreßt worden, wodurch vieles vom Wesen der Entwicklungen, 
so scheint mir, übersehen wurde. Es ist die richtige Gewichtung zwischen Kontinuität 
und Wandel, zwischen Dauerndem und Neuem, die wir suchen müssen. 

Die Betonung von Dauer und Kontinuität findet sich besonders bei jüdischen Hi­
storikern1. Die Extremposition wurde von Benzion Dinur eingenommen, der wäh-

1 Vgl. die Essaysammlung zum Antisemitismus von der Antike bis zur Gegenwart: Antisemitism 
through the Ages, hrsg. von S.Almog, Jerusalem 1980 (Hebräisch). Von besonderem Interesse in 
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rend des Zweiten Weltkriegs schrieb, vielleicht bevor das ganze Ausmaß des Holo­
caust recht erkannt worden war. In „Exiles and Annihilation" bot Dinur eine zykli­
sche Sicht der jüdischen Geschichte, in der jedes Zentrum jüdischen Lebens und jüdi­
scher Kultur zerstört wurde, nur um an anderem Ort als weiteres Erbe einer 
furchtbaren Tradition, als Glied in einer endlosen Kette, wieder errichtet zu werden. 
Im Rahmen dieser Interpretation wiederholte der Holocaust - wenn auch zugegebe­
nermaßen auf eine moderne und ungewöhnlich effiziente Weise - das Muster der 
Vergangenheit2. Für Shmuel Ettinger liegt die Erklärung des ständigen Vorhanden­
seins des Antisemitismus nicht in der Einzigartigkeit der jüdischen Geschichte, son­
dern in der Existenz eines jüdischen Stereotyps als festem Bestandteil der westlichen 
Kultur. In Krisenzeiten taucht es immer wieder auf und führt von einem latenten Haß 
zu den verschiedenen Formen aktiver Verfolgung3. Salo Baron, um ein weiteres Bei­
spiel zu nennen, gebrauchte in seiner „Theorie des Antisemitismus" sowohl die stän­
dige Besonderheit der Stellung der Juden unter den Nationen als auch das unver­
meidbare „dislike of the unlike" durch die anderen4. In all diesen Varianten erscheint 
das Verhalten der Nationalsozialisten trotz seiner Totalität und seines Ausmaßes als 
ein weiteres Kapitel in der Geschichte der antijüdischen Maßnahmen - eine moderne 
Ausgabe der alten Pogrome, Vertreibungen, Massenmorde. 

Andere Historiker bevorzugen Entwicklung, Dynamik, Anwachsen statt Wieder­
kehr und Dauer. Für Yaakov Talmon war der NS-Antisemitismus nicht eine weitere 
antisemitische Episode, sondern der Höhepunkt einer langen Entwicklung. Er spürte 
die Verbindungslinien zwischen Richard Wagner und Houston Stewart Chamberlain 
einerseits und Alfred Rosenberg oder Adolf Hitler andererseits auf und verfolgte die 
Intensivierung antijüdischer Stimmungen und das Heranreifen der „Ausrottungs­
ideologie". Es war die Entwicklung einer rassistischen Ideologie, die in seinen Augen 
die Wünsche und Gedanken der Antisemiten systematisierte und zum Ausgangspunkt 
für die schließliche Politik der Vernichtung machte. In seinem letzten Buch hat Tal­
mon in einer etwas veränderten Form seine vor fünfundzwanzig Jahren getroffene 
Diagnose neu formuliert: Der Antisemitismus war, so schloß er, eine „centuries-old 
neurosis culminating in a demonic and murderous madness"5. 

Auch George Mosse, der mit einer kulturell breiter gestreuten Sichtweise heran­
ging und mehr als nur die prominenten Beispiele der antisemitischen ideologischen 

unserem Zusammenhang ist: Israel Guttman, On the Nature of Antisemitism in its Nazi Version, 
S.353-387. 

2 Benzion Dinur, Galuyot ve'Hurbanan, in: Kneset 8, 1943/44 (Hebräisch), S. 46-60. 
3 Vgl. die Aufsatzsammlung: Shmuel Ettinger, Modern Antisemitism. Studies and Essays, Tel-Aviv 

1978 (Hebräisch). 
4 Vgl. Salo Baron, Changing Pattern of Antisemitism: A Survey, in: Jewish Social Studies, XXXVIII, 

Nr. 1,1976, S. 5-38. 
5 Vgl. besonders den Essay über die universale Bedeutung des modernen Antisemitismus in: Y.Tal­

mon, The Unique and Universal. Some Historical Reflections, London 1965 (zitiert nach der he­
bräischen Ausgabe, Jerusalem 1965), S.299ff. Man vergleiche seine darin geäußerten Ansichten, 
S. 288-309, mit Teil IX von ders., The Myth of the Nation and the Vision of Revolution: The Ori-
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Literatur berücksichtigte, stellte die Nationalsozialisten als das Endresultat eines lan­
gen Beschleunigungsprozesses dar. Der Antisemitismus war, so erklärte er, das Zen­
trum der „German Ideology", ein institutionalisierter Teil der Völkischen Bewegung 
und schließlich die Grundlage des Nazismus. Umgekehrt war der Nationalsozialis­
mus die Einlösung eines Versprechens, die Erfüllung eines Traumes6. Yaakov Katz 
kam in einem neueren Buch zum Antisemitismus zu einem ähnlichen Schluß, obwohl 
er Vorbehalte und in einigen Punkten Unbehagen zugab. Die Theorien des rassischen 
Antisemitismus, so stimmte er schließlich zu, »helped to consolidate ideas into a clear 
thought, transforming them into a plan of execution, eventually carried out by the 
Nazis"7. 

Das Gefühl des Selbstverständlichen, das charakteristisch ist für die Darstellungen 
der Verbindung zwischen dem älteren Antisemitismus und der Ausrottung der euro­
päischen Juden, ist auch bei den Historikern, die nicht in der zionistischen Tradition 
stehen, vorherrschend. Diese beschränken jedoch in der Regel die Darstellung der ur­
alten Tradition des Antisemitismus im christlichen Europa auf das Notwendigste und 
konzentrieren sich statt dessen auf die Zeit nach 18708. Typisch dafür sind zwei Arbei­
ten, die inzwischen zu Lehrbüchern geworden sind: Massings Rehearsal for Destruc-
tion und Pulzers Geschichte des Political Antisemitism in Germany and Austria; aber 
selbst Hannah Arendt, die ausdrücklich die Einzigartigkeit dessen betont, was sie als 
„modern antisemitism" einführt, zieht keine klare Linie zwischen diesem und dem 
Naziphänomen9. In ihrem Buch The Origins of Totalitarianism untersucht sie das We­
sen des Antisemitismus im modernen Europa nach der Emanzipation und stellt ihn 
eindeutig als einen Auftakt zum Nationalsozialismus dar. Das inzwischen zum Stan­
dardwerk gewordene Buch von Helmut Krausnick über die Verfolgung der Juden im 
Dritten Reich beginnt charakteristischerweise mit einem Überblick über den Antise­
mitismus im kaiserlichen Deutschland10. So wird von den meisten Historikern, auch 
wenn sie manchmal die Suche nach Ursprüngen in der allzu fernen Vergangenheit ab­
lehnen, fast intuitiv die „Ursprungsthese" akzeptiert. Lassen Sie mich meine Kritik an 

gins of Ideological Polarization in the 20th Century, London 1981 (zitiert nach der hebräischen 
Ausgabe, Tel-Aviv 1981), S.613-649; das Zitat S.633. 

6 George L. Mosse, The Crisis of German Ideology. Intellectual Origins of the Third Reich, 
New York 1964, S. 294-311. 

7 Yaakov Katz, Antisemitism. From Religious Hatred to Racial Rejection, Tel-Aviv 1979 (Hebräisch), 
S.306. 

8 Vgl. in diesem Zusammenhang den Aufsatz zum Antisemitismus von R. Rürup und T. Nipperdey in: 
Geschichtliche Grundbegriffe. Historisches Lexikon zur politisch-sozialen Sprache, hrsg. von 
O. Brunner u. a., Bd. 1, Stuttgart 1972. Eine ausführliche Bibliographie findet sich seit 1956 jährlich 
jeweils im Anhang zum Leo Baeck Institute Yearbook. Dazu auch Ismar Schorsch, German Anti­
semitism in the Light of Post-War Historiography, in: LBIY, XIX 1974, S. 257-271. 

9 Massings Buch erschien bereits 1946 in erster Auflage in New York, und sein Titel ist etwas irrefüh­
rend. In bezug auf Kontinuität ist das Buch erheblich vorsichtiger, als der Titel erwarten läßt. Vgl. 
dazu auch das Buch von Peter Pulzer, London 1964, und die erste Auflage 1951 von Arendt, S. 3-10. 

10 Vgl. besonders die Einleitung von Krausnick zu seinem Teil von H. Krausnick/M. Broszat, Anato­
mie des SS-Staates, München 1965. 
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diesen Positionen mit einem längeren Zitat aus Marc Blochs Metier d'bistorien begin­
nen: 

„Naturellement chere a des hommes qui font du passe leur principal sujet de re-
cherche, l'explication du plus proche par le plus lointain a parfois domine nos etu-
des jusqu'a l'hypnose. Sous la forme la plus caracteristique, cette de la tribu des 
historiens a un nom: c'est la hantise des origines ... Mais le mot est inquietant parce 
qu'il est equivoque. Signifie-t-il simplement commencements? Il sera a que pres 
clair. Sous reserve, cependant, que pour la plupart des realites historiques, la notion 
meme de ce point initial demeure singulierement fuyants ... Par origines, entendra-
t-on au contraire les causes? II n'y aura alors plus d'autres difficultes que Celles qui, 
constamment (et plus encore, sans doute, dans les sciences de l'homme) sont, par 
nature, inherents aux recherches causales. Mais entre les deux sens s'etablit, fre-
quemment, une contamination d'autant plus redoutable qu'elle n'est pas, en gene-
ral, tres clairement sentie. Dans le vocabulaire courant, les origines sont un com-
mencement qui explique. Pis encore: qui suffit a expliquer. La est l'ambiquite, la est 
le danger."11 

In der Geschichtsschreibung der Jahre nach 1945 ist der deutsche Antisemitismus vor 
1914 zu einem solchen „Anfang, der erklärt", geworden und zu oft sogar zu einem 
„Anfang, der eine vollständige Erklärung ist". Er wird dargestellt als eine notwendige 
Vorbedingung der „Endlösung" und manchmal, wenn auch in der Regel nicht aus­
drücklich, als eine notwendige und ausreichende Bedingung - „eine vollständige Er­
klärung" - in den Begriffen von Marc Bloch. 

Erlauben Sie mir, aus dieser Perspektive an das Problem heranzugehen. Der Anti­
semitismus, den es vor den Nationalsozialisten gab, kann zwar auf der Ebene einer 
aufzeigbaren Kontinuität als wichtiger Hintergrund für die nationalsozialistische 
Machtergreifung und die NS-Judenpolitik dienen, er sollte aber nicht - und dafür 
möchte ich im folgenden plädieren - als Erklärung, und schon gar nicht als vollständi­
ge Erklärung dieser Phänomene aufgebaut werden. Die Politik der Vernichtung ge­
schah während des Zweiten Weltkrieges und nicht zuvor, innerhalb des Dritten Rei­
ches und nirgendwo sonst. Falls der frühere deutsche Antisemitismus die National­
sozialisten tatsächlich hervorgebracht hat, muß er sich wesentlich von allen früheren 
Formen von Antisemitismus unterschieden haben und einzigartig für seine Zeit und 
seinen Ort gewesen sein. Was aber neu war am Antisemitismus des späten 19. und frü­
hen 20. Jahrhunderts in Deutschland, war - und so möchte ich argumentieren - zeit­
spezifisch und erwuchs aus den besonderen Erfordernissen und Problemen dieser 
Ära. Er hatte eine geringe Bedeutung für spätere Ereignisse, und vergleicht man ihn 
mit dem zeitgenössischen französischen Beispiel, dann verlieren selbst seine charakte­
ristischen Züge viel von ihrer Einzigartigkeit. Der damalige deutsche Antisemitismus 
war bei all seinen Besonderheiten der französischen Version dieser Zeit näher als den 
späteren NS-Positionen. Man kann in ihm daher einen ungefähren „Anfang" des Na-

11 Zitiert nach der 5. Auflage, Paris 1964, S. 5-6. 
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tionalsozialismus sehen, aber keine Erklärung für ihn, den Hintergrund, aber nicht 
die Ursache. Eine besondere „Umkehr von Bedeutung", die Entstehung einer neuen 
Sprache und der entscheidende Übergang von Worten zu Taten waren notwendig auf 
dem Weg von Marr, Stöcker und Dühring zu Hitler, Goebbels und Himmler12. Die 
Erklärung des Nazismus liegt daher, so meine ich, nicht in der Analyse seiner soge­
nannten Ursprünge, sondern in einem weitergreifenden und besseren Erfassen seiner 
gesamten Gegenwart. 

IL 

Um den deutschen Antisemitismus des 19. Jahrhunderts als einen „Anfang" des NS-
Antisemitismus hinzustellen, reicht der Nachweis jeder Art von Kontinuität aus. Es 
muß gezeigt werden, daß der NS-Antisemitismus irgendwie mit dem letzten Glied in 
der Kette früherer Formen von antijüdischen Äußerungen in Berührung steht, sei es 
durch persönliche Kontakte, organisatorische Entwicklungen oder eine offenkundige 
ideologische Anleihe. All dies ist von Historikern durchaus überzeugend aufgedeckt 
worden. Für den Bereich der Ideen haben Historiker die Ähnlichkeit zwischen Hit­
lers Ausfällen gegen die Juden und den Äußerungen anderer aufgezeigt, angefangen 
von Paul de Lagarde bis zu Heinrich Class. Es wird wahrscheinlich unklar bleiben, 
wieviel von den Werken dieser Männer Hitler wirklich gelesen hat, obwohl seine frü­
he Anlehnung an Theodor Fritsch vermutlich feststeht. In der Nachkriegssituation, in 
der er aktiv wurde, verwendete Hitler ein paar neue, wenn auch nicht originelle The­
men, vor allem bezogen auf die Verbindungen zwischen den Juden und dem Bolsche­
wismus oder den Juden und der Revolution in Deutschland. Aber mit einigen Akzent­
verschiebungen waren auch die alten antisemitischen Behauptungen und Vorurteile 
alle dabei. Sein Gebräu unterschied sich nicht sonderlich von dem, was auch andere 
antisemitische Redner in Münchner Versammlungen auftischten13. 

Aber auch unter einem weitergefaßten Blickwinkel fällt es nicht schwer, eine 
durchgehende Entwicklungslinie aufzuzeigen. Die alten antisemitischen politischen 
Parteien waren am Vorabend des Ersten Weltkriegs praktisch ausgestorben. Aber der 
Antisemitismus in Vereinen und Verbänden, in Studentenorganisationen und unter 
den organisierten Beamten, Lehrern, Rechtsanwälten und Ärzten blühte. Diese ge­
sellschaftlich schwer faßbare Form von Antisemitismus, die charakteristisch ist für die 

12 Die zitierte Formulierung sowie ein großer Teil des hier von mir gebrauchten Begriffsapparates 
stammt aus Arbeiten von Uriel Tal. Vgl. besonders Uriel Tal, Political Faith of Nazism Prior to the 
Holocaust, hrsg. vom Chair for Contemporary Jewish History, Tel-AvivUniversity, Tel-Aviv 1978. 
Vgl. auch S. Volkov, Antisemitism as a Cultural Code. Reflections on the History and Historiogra-
phy of Antisemitism in Imperial Germany, in: LBIY, XXIII1978, S. 25-46. 

13 Vgl. dazu die Einleitung von Reginald H. Phelps zum Nachdruck: ders., Hitlers grundlegende Rede 
über den Antisemitismus, in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 16 (1968), S. 395-399. Außerdem 
Uwe Lohalm, Völkischer Radikalismus. Die Geschichte des deutschvölkischen Schutz- und Trutz-
Bundes 1919-1923, Hamburg 1970, besonders S.298-301. Zu Fritschens Einfluß vgl. besonders 
R. Phelps, Theodor Fritsch und der Antisemitismus, in: Deutsche Rundschau 87 (1961), S. 442-449. 
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Vorkriegszeit, kann als eine frühe Vorbereitungsphase gesehen werden für die 
Massenunterstützung und das breite Einverständnis zunächst mit dem massiven 
antijüdischen Ton der frühen Propaganda der Nationalsozialisten und dann mit ihren 
Taten14. 

Aber sobald diese Art von Kontinuität hergestellt ist, beginnt sich der Faden abzu­
spulen. Mit ähnlichen Methoden kann diese Entwicklungslinie ohne weiteres in frü­
here Zeiten und andere nationale Verhältnisse zurückverfolgt werden. Warum soll 
man dann schließlich nicht in die Zeit des Schwarzen Todes oder auf die Schriften 
Martin Luthers zurückgehen? Warum soll dann nicht über den Geist des Pietismus 
die Linie zu den vielfältigen Bekundungen von Antisemitismus in der deutschen Ge­
sellschaft des 19. Jahrhunderts gezogen werden? Und was ist mit dem oft latenten, 
aber gelegentlich hervorbrechenden Antisemitismus an anderen Orten in Europa? 
Sind dies nicht alles Kapitel in der langen Geschichte vom Aufkommen des Nazis­
mus? 

Die Historiker des Antisemitismus schauen in der Tat zurück in die ferne Vergan­
genheit und über die Grenzen Deutschlands hinaus15. Wenn die Suche einem Anfang 
gilt, dann gibt es kaum eine Rechtfertigung, nicht weiter als bis zur Gründung des 
Bismarck-Reiches zurückzugehen beziehungsweise in seinen Grenzen zu bleiben. 
Wenn jedoch ein Anfang zur Erklärung gemacht werden soll, dann ist ein Anfang, der 
sich über tausend Jahre und einen ganzen Kontinent erstreckt, ganz besonders unge­
eignet. Wenn der moderne Antisemitismus vor den Nationalsozialisten zur Erklärung 
für die einzigartigen Schrecken des Holocaust und nicht nur zu seinem verlängerten 
Auftakt werden soll, dann muß er als Phänomen sui generis gezeigt werden. Wenn der 
deutsche Antisemitismus vor dem Ersten Weltkrieg den unvergleichbaren Fall Ausch­
witz tatsächlich erklären soll, dann muß er selbst als einzigartig verstanden werden -
sowohl im Verhältnis zu vorangegangenen antijüdischen Äußerungen als auch im 
Vergleich mit dem zeitgenössischen Antisemitismus in anderen Ländern. Geschichte 
muß nicht nur, vielleicht nicht einmal in erster Linie, das bloße Vorhandensein von Si­
tuationen oder das Vorkommen bestimmter Ereignisse ergründen, sondern das Vor­
handensein oder das Vorkommen in einer bestimmten Zeit, an einem bestimmten Ort. 

Ein großer Teil der Geschichtsschreibung zum Antisemitismus des 19. Jahrhunderts 
bemüht sich denn auch, die Einzigartigkeit dieses sogenannten „modernen Antisemi­
tismus" nachzuweisen. Hannah Arendt ging soweit, in der Mißachtung seiner Beson­
derheiten einen Grund für die Blindheit von Juden und Nichtjuden angesichts der na­
henden Nazigefahr zu sehen16. Aber während für Arendt der Wandel sich aus der 
veränderten Stellung der emanzipierten Juden innerhalb des neuen Zusammenhangs 

14 Vgl. dazu vor allem zwei Untersuchungen von Werner Jochmann, Struktur und Funktion des deut­
schen Antisemitismus, in: Juden im Wilhelminischen Deutschland 1890-1914, hrsg. von Werner 
E. Mosse unter Mitarbeit von Arnold Paucker, Tübingen 1976, S. 389-477, sowie Die Ausbreitung 
des Antisemitismus, in: Deutsches Judentum in Krieg und Revolution, hrsg. von Werner E. Mosse 
und Arnold Paucker, Tübingen 1971, S. 409-510. 

15 Vgl. Anmerkung 1, 3, 5 und 7. 
16 Hannah Arendt, The Origins of Totalitarianism, New York 1951, S. 8. 
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eines modernen Nationalstaats ergibt, diagnostizieren die meisten Historiker den 
neuen Anfang in der Mitte der siebziger Jahre des 19. Jahrhunderts, als der Antisemi­
tismus angeblich zwei neue Charakterzüge zu zeigen begann: Er wurde zur Platt­
form für politische Organisationen, und er wurde durch die Einführung des Rassis­
mus ideologisch verändert. Seit Stöcker, Boeckel und Ahlwardt über Zimmermann 
und Forster hat der moderne Antisemitismus als politische Kraft gewirkt und ist er für 
die Mobilisierung derjenigen in der Gesellschaft, die für diese Manipulation an­
sprechbar waren, eingesetzt worden. Mit Gobineau, Chamberlain und den Biologi-
sten war er endlich in der Lage, seine religiöse Grundlage aufzugeben und sich als 
eine moderne, wissenschaftlich fundierte Theorie darzustellen, aus der sich berech­
tigte Folgerungen für die Verfassung, für Gesellschaft und Politik ergäben. 

Ohne ausführlich darauf einzugehen, möchte ich nun behaupten, daß es, gestützt 
auf diese zwei Aspekte, mit der Neuheit des modernen Antisemitismus nicht weit her 
ist. Eine politische - wenn auch nicht parteipolitische - Verwendung des Antisemitis­
mus war schon vor den 1870er Jahren verbreitet - in Deutschland und anderswo. In 
einem wichtigen und wenig bekannten Buch über 1848 hat Yaakov Toury die Stärke 
des politischen Antisemitismus in den Monaten dieser Revolution überzeugend darge­
stellt17. Obwohl der Antisemitismus zu dieser Zeit spontan und volkstümlich war und 
nicht die Form einer richtigen politischen Partei erlangte, gab es nach der stürmischen 
Erfahrung der Revolution niemals Zweifel an seiner politischen Nützlichkeit18. Eben­
sowenig existierten politische Parteien in ihrer vollen modernen Bedeutung unter den 
besonderen Gegebenheiten der Verfassung des kaiserlichen Deutschland. Keine der 
bestehenden Parteien, auch nicht die sogenannten antisemitischen Parteien, widmete 
sich ausschließlich der jüdischen Frage, und alle waren bereit, mit antisemitischen Tö­
nen auf Stimmenfang zu gehen19. 

Es ist darüber hinaus ernüchternd, sich zu vergegenwärtigen, daß die kleinen anti­
semitischen Parteien selbst auf den zwei Höhepunkten ihres Erfolges, 1893 und 1907, 
zusammengenommen weniger als 2,5% bzw. weniger als 2% der Wählerstimmen er­
hielten. Die Parteien selbst sind von Historikern stark überschätzt worden, was zum 
Teil an der verschobenen Perspektive der Nach-Nazizeit, aber auch an dem exzentri­
schen und skandalösen Verhalten ihrer führenden Männer gelegen hat20. Der Antise­
mitismus in den verschiedensten gesellschaftlichen Organisationen und halb-politi-

17 Yaakov Toury, Turmoil and Confusion in the Revolution of 1848. The Anti-Jewish Riots in the „Year 
of Freedom" and their influence on Modern Antisemitism, Tel-Aviv 1968 (Hebräisch). Vgl. auch 
Eleonore Sterling, Judenhaß. Die Anfänge des politischen Antisemitismus in Deutschland 
1815-1850, Frankfurt/Main 1969. 

18 Toury, S. 115-119. 
19 Vgl. die Nachdrucke der politischen Programme dieser Parteien in Fritz Specht, Die Reichstags­

wahlen von 1867-1897, Berlin 1898, bes. S.503-507, und die nützlichen Zusammenfassungen in 
D. Fricke, Die bürgerlichen Parteien in Deutschland. Handbuch der bürgerlichen Parteien und an­
derer bürgerlicher Interessenorganisationen, vom Vormärz bis zum Jahre 1914, Berlin 1968, Bd. 1, 
S. 36-40, 245-55, 429-31, 754-756, 759-762. 

20 Vgl. Richard S.Lewy, The Downfall of the Antisemitic Political Parties in Imperial Germany, 
New Haven 1975. 
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schen Gruppen war für das Gefüge des gesellschaftlichen Lebens im kaiserlichen 
Deutschland viel wichtiger und von größerer Bedeutung für die spätere Entwicklung. 
Aber dieser Antisemitismus unterschied sich nicht wesentlich von seinen vielfältigen 
Ausdrucksformen während des gesamten Jahrhunderts und sogar in der Zeit davor. 
Ein auf viele gesellschaftliche Gruppen verteilter und in ihren jeweiligen Organisatio­
nen zum Ausdruck kommender Antisemitismus war nichts Neues in den Jahren un­
mittelbar vor dem Ersten Weltkrieg und war auch nicht nur in Deutschland zu finden. 

An zweiter Stelle wird häufig als besonderer Zug des deutschen Antisemitismus seit 
dem letzten Viertel des 19. Jahrhunderts der Rassismus genannt - von den National­
sozialisten als zentrales Element übernommen. Aber auch bei dieser Erscheinung -
wie im Fall der antisemitischen politischen Parteien - ist die Beurteilung aus den Fu­
gen geraten. Rassismus, als biologisch begründete gesellschaftliche Theorie, die bean­
spruchte, sich auf die moderne Naturwissenschaft zu stützen, war zwar tatsächlich 
eine Neuheit dieser Jahre, seine Bedeutung für die Entwicklung des zeitgenössischen 
Antisemitismus ist jedoch überschätzt worden. Prüft man nochmals die Schriften der 
Hauptideologen des Antisemitismus - und wir beschäftigen uns hier in erster Linie 
mit Fragen der Ideologie - , so kommen einem starke Zweifel an der Bedeutung des 
ausschließlich rassischen Elements für ihr Denken und für den Kern ihrer Aussage. 

Es ist richtig, daß das Vokabular des Antisemitismus sich veränderte, dies hatte aber 
nur selten eine entsprechende Veränderung des Inhalts zur Folge21. Es ist wieder 
Marc Bloch gewesen, der bemerkte, daß - zur großen Verzweiflung der Historiker -
„les hommes n'ont pas coutume, chaque fois qu'ils changent de moeurs, de changer 
de vocabulaire"22. Aber um die Verwirrung noch größer zu machen: die Menschen 
behalten auch oft ihr Verhalten bei, während sie ihr Vokabular verändern. 

Richard Wagner ist in diesem Zusammenhang ein interessantes Beispiel. In Wag­
ners Schriften wimmelt es von nationalistisch-rassistischen Vorstellungen. In einer an­
regenden Interpretation seiner antijüdischen Werke hat Yaakov Katz kürzlich wieder 
argumentiert, daß Wagner trotz dieser Verwendung nie ein wirklicher Rassist war, 
obwohl er eindeutig ein extremer und giftiger Antisemit war. Er war offensichtlich, 
wenn auch widerwillig, bereit, die Möglichkeit einer schließlichen Assimilation der 
Juden an ihre Umgebung einzugestehen, und teilte damit nicht die Grundüberzeu­
gung des Rassismus: die unabänderliche, ewige, angeborene Minderwertigkeit des 
Juden. Aber Wagner war wie die Mehrheit der antisemitischen Ideologen kein syste­
matischer Denker. Er übernahm das rassistische Vokabular, wenn es ihm nutzte, und 
ließ es nach Belieben wieder fallen23. Dies war die Art, in der der Rassismus von ande-

21 Trotz ihrer Betonung des Übergangs zum Rassismus ist das alte Festhalten an den religiösen ebenso 
wie den sozioökonomischen und kulturellen Wurzeln des Antisemitismus selbst im späten 19. Jahr­
hundert nicht zu übersehen bei Uriel Tal, Christians and Jews in Germany. Religion, Politics and 
Ideology in the Second Reich 1870-1914, Ithaca 1977, bes. Kapitel 5, sowie Yaakov Katz, Kapi­
tel 27 und passim. 

22 Bloch(Anm.ll),S.8. 
23 Zur Kontroverse über Wagners Rassismus vgl. L. Stein, Racial Thinking of Richard Wagner, New 

York 1950; R. E. Herzstein, Richard Wagner at the Crossroads of German Antisemitism, in: Zeit-
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ren Antisemiten im Laufe des Jahrhunderts eingesetzt worden war: Er war nicht mehr 
als ein nützliches Instrument für sie, eine zusätzliche Waffe in ihrem Arsenal von anti­
jüdischen Argumenten - ein bequemer, aber nicht unverzichtbarer Ersatz für die 
überholten religiösen Kategorien. 

Unter den Antisemiten war es Lagarde, der sich offen lustig machte über den Ras­
senbegriff als „grober Materialismus, wissenschaftlich bedeutungslos"24. Aber auch 
für andere scheinen moralische und kulturelle Fragen stets entscheidender als der ras­
sisch-biologische Ansatz gewesen zu sein. Selbst Eugen Dühring, der im Titel seiner 
wichtigsten antisemitischen Veröffentlichung behauptete, die jüdische Frage als Ras­
senfrage zu behandeln, verwendete den Begriff recht willkürlich. „Volk", „Nation", 
„Kultur" wurden alle austauschbar mit „Rasse" gebraucht, und seine Verwendung des 
Begriffs „Judenhaftigkeit" entleerte die Rasseargumentation jeder Bedeutung25. Auch 
Marr und Glagau ließen ihrem Zorn gegen die „verjudeten" Teile der deutschen Ge­
sellschaft freien Lauf, die sie für ebenso verabscheuungswürdig und für ebenso ge­
fährlich wie die richtigen („Rasse")-Juden hielten26. Zum Schluß sei hier ein Absatz 
aus der Ausgabe des Antisemiten-Katechismus von Theodor Fritsch von 1910 zitiert, 
dem wichtigsten Handbuch des vermeintlich neuen Typs von rassistischem Antisemi­
tismus: 

„Es ist aber eine oberflächliche und irreführende Auffassung, wenn die Gegner­
schaft gegen das Judentum als der Ausfluß eines blöden Glaubens- und Rassenhasses 
dargestellt wird, während es sich in Wahrheit um eine selbstlose, von den höchsten 
Idealen getragene Abwehr gegen einen Feind der Menschlichkeit, Gesittung und 
Kultur handelt27." 

III. 

Die Einzigartigkeit des Antisemitismus des späten 19. und frühen 20. Jahrhunderts 
liegt weder in seinen politischen Organisationsformen noch in seinen ideologischen 
Charakteristika. Die neuen Elemente des Antisemitismus dieser Zeit lassen sich nur 
ableiten aus den besonderen Bedürfnissen und Schwierigkeiten der Zeit. Der ent­
scheidend neue Aspekt dieses Antisemitismus waren die Rollen, die ihm innerhalb der 

Schrift für die Geschichte der Juden, 1967, Nr. 2 /3 ; D. Kulka, Richard Wagner und die Anfänge des 
modernen Antisemitismus, in: Bulletin des Leo Baeck Instituts, 16, 1961; Y.Toury, S. 153-160; 
Y.Katz,Kap.l5. 

24 Zitiert bei Fritz Stern, The Politics of Cultural Despair. A Study in the Rise of the Germanic Ideolo-
gy, New York 1961, S. 91-92. 

25 Vgl. Eugen Dühring, Die Judenfrage als Rassen-, Sitten- und Kulturfrage, Karlsruhe 1880; zusätz­
lich Christoph Cobet, Der Wortschatz des Antisemitismus in der Bismarckzeit, München 1973, 
S. 82-94. 

26 Vgl. Wilhelm Marr, Der Sieg des Judentums über das Germanentum, Bern 1879, und Otto Glagau, 
Der Bankrott des Nationalliberalismus und die Reaktion, 8. Aufl. Berlin 1978, passim. 

27 Zitiert nach einem 1919 gemachten Nachdruck dieser Ausgabe, S. 20 (Hervorhebung von mir). 
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sozialen, politischen und kulturellen Systeme des kaiserlichen Deutschland zuge­

wachsen waren. Seine Funktionen entwickelten sich als Antwort auf die zentralen 

Probleme Deutschlands im ausgehenden 19.Jahrhundert, waren spezifisch für diese 

Zeit und können nur erklärt werden durch eine Analyse des Kontexts, in dem sie ent­

standen sind. 

Erstens spielte der Antisemitismus eine grundlegende Rolle bei der Bestimmung 

des Selbstbildes der Deutschen und beim Wiederaufbau einer deutschen Identität 

nach der Krise ihrer nationalen Einigung. Eine Reihe von im wesentlichen internen 

Kriegen und Verschiebungen von Grenzen und politischen Strukturen schufen das 

Bedürfnis für einen neuen Typ von Integration. Im neuen Bismarckschen Reich war 

der Antisemitismus eine willkommene Waffe, die die geographisch, historisch und so­

zial unverbundenen Elemente zusammenschweißen sollte. Es ist daher kaum verwun­

derlich, daß der einflußreichste Vertreter des neuen Antisemitismus Heinrich von 

Treitschke war, der glühende Nationalist, der Vorreiter einer deutschen Einheit, die 

durch die Dominanz des preußischen Junkertums und seiner Klassenherrschaft ge­

prägt war. Treitschke war vor allem bestrebt, einen inneren Zusammenhalt in 

Deutschland zu erreichen, der auf dem gemeinsamen Bewußtsein einer Nationalität 

und Kultur beruhte. Für dieses Ziel benutzte er ohne Skrupel antijüdische Ressenti­

ments. So warnte er vor dem unangemessenen Einfluß des „Judentums auf unser na­

tionales Leben" und vor dem Herannahen eines „Zeitalters deutsch-jüdischer Misch­

kultur". Er forderte die Schaffung eines „gekräftigten Nationalgefühls" und lehnte 

jede Form von „Doppelnationalität", besonders des jüdisch-kosmopolitischen Typs, 

ab28. Diese Stichworte hatten, verbunden mit Treitschkes Verachtung für Parlamenta­

rismus und Demokratisierung, eine bleibende Wirkung auf die Generation von Stu­

denten, die später zur Führungsschicht der nationalistisch-imperialistischen - und 

fast ausnahmslos antisemitischen - Bewegung in den frühen Jahren des 20. Jahrhun­

derts werden sollte29. Dies war die Zeit einer weiteren Krise des Selbstbewußtseins 

und der nationalen Identität, nur kümmerlich versteckt hinter einer pompösen und 

unverantwortlichen Weltpolitik. Zu dieser Zeit bewies der Antisemitismus wieder ein­

mal seine Nützlichkeit als bequemes Integrationsinstrument, als Ergänzung zum Na­

tionalstolz, als wirkungsvoller Zusatz zu einem Gruppengefühl von Einzigartigkeit 

und Überlegenheit30. 

Zweitens kanalisierte der Antisemitismus ein wachsendes soziales Elend und die 

Unzufriedenheit, die die schnelle Industrialisierung und die Enttäuschung mit dem 

liberal-kapitalistischen Wirtschaftssystem hervorgerufen hatten. Dies war vor allem 

28 Zitate aus Heinrich von Treitschke, Unsere Aussichten, 15. November 1878, nachgedruckt in: ders., 
Deutsche Kämpfe. Schriften zur Tagespolitik, Leipzig 1896, S. 17-28. Vgl. auch seine gesammelten 
Vorträge und Essays in: Historische und Politische Aufsätze, Leipzig 1886; ders., Politik, Leipzig 
19225, und Andreas Dorpalen, Heinrich von Treitschke, New Haven 1957. 

29 Vgl. Hellmut von Gerlach, Von Rechts nach Links, Zürich 1937, S. 110 f., und besonders Heinrich 
Class, Wider den Strom, Leipzig 1932, S. 15-16, 87. 

30 Zum Nationalismus dieser Zeit vgl. jetzt auch Geoff Eley, Reshaping the German Right, New Ha­
ven 1980 - geschrieben aus einem anderen Blickwinkel, der den Antisemitismus fast völlig ausspart. 
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nach dem Zusammenbruch von 1873 und während der Zeit der Deflation und Insta­
bilität bis zur Mitte der 1890er Jahre nötig31. Wenn der Jude als derjenige dargestellt 
wurde, der den Kapitalismus verdirbt, und als die eigentlich zerstörerische Kraft hin­
ter dem Liberalismus, dann konnte man die neue wirtschaftliche Ordnung ohne 
Angst vor der Revolution, und ohne zum Klassenkampf oder Bürgerkrieg aufzuru­
fen, angreifen. Otto Glagau, der den Satz „Die soziale Frage ist die Judenfrage" 
prägte, wurde an Popularität und Einfluß nur von Treitschke übertroffen. Adolf 
Stöcker griff das schnell auf und lief bald mit einer ähnlichen Botschaft durch die 
Straßen Berlins. In einer Zeit der wirtschaftlichen Unsicherheit und sozialen Des­
orientierung waren es solche Slogans, die beim städtischen Mittelstand ankamen und 
ihm eine geeignete Zielscheibe für seine Ängste und seine Wut boten32. 

Auch politisch hatte der Antisemitismus eine Rolle auszufüllen. Viele prominente 
Antisemiten im Bismarck-Reich waren zuverlässige Konservative, obwohl Stöckers 
Taktiken in Berlin in Bismarcks Augen immer suspekt waren, und selbst der alte Kai­
ser, dessen Hofprediger Stöcker für einige Jahre war, hielt sich vorsichtig zurück. 
Aber zu der antisemitischen Bewegung dieser frühen Zeit gehörten auch frühere Li­
berale, ja sogar Radikale mit einer revolutionären Vergangenheit. Wilhelm Marr war 
ein alter '48er, aber auch Glagau und Henrici hatten eine liberale Vergangenheit. Die­
se Männer vertraten einen wichtigen Teil der deutschen Gesellschaft, der - und hier 
handelte es sich insbesondere um Angehörige des Mittelstandes - zu diesem Zeit­
punkt eine neue politische Bindung suchte. Nach den Ereignissen von 1848 neigten 
Handwerksmeister, Ladenbesitzer, kleine Beamte und vielleicht auch Teile des ländli­
chen Deutschland dazu, politischen Liberalismus mit einer Reihe von eindeutig anti­
liberalen wirtschaftlichen Forderungen zu verbinden. Der Wohlstand im dritten Vier­
tel des Jahrhunderts ermöglichte eine solche Mischung, auch wenn sie immer 
problematisch war. Aber die ökonomische Wende der 1870er Jahre führte diese Män­
ner noch weiter weg vom Liberalismus, dem sie - meist in seiner linken Version -
jahrzehntelang treu gewesen waren. Den „sozialen" oder „Reform"-Parteien, prak­
tisch alles antisemitische Splittergruppen, gelang es häufig, diese politische Lücke zu 
füllen. Sie boten ein antiindustrielles und antimodernes Programm, ohne im Stil kon­
servativ, aristokratisch oder elitär zu sein. Im Laufe der Jahre, als die antisemitischen 
Parlamentarier sich dem konservativen Block angeschlossen hatten, spiegelte sich 
auch darin nur die Veränderung bei den Wählern. Gegen Ende des 19. Jahrhunderts 
bemühte sich die entstandene konservative Partei, als politische Bewegung zu erschei­
nen, und entsprach damit verspätet den Forderungen einer neuen politischen Epoche. 
Wo die Konservativen nur halbe Arbeit leisten konnten, erwies sich der „Bund der 
Landwirte" mit anderen Taktiken und mit aggressiv zur Schau gestelltem Antisemitis-

31 Dazu besonders Hans Rosenberg, Große Depression und Bismarckzeit. Wirtschaft, Gesellschaft 
und Politik in Mitteleuropa, Berlin 1967. Zum Antisemitismus in diesem Zusammenhang auch Fritz 
Stern, Gold and Iron. Bismarck, Bleichröder and the Building of the German Empire, New York 
1977, bes. Teil III. 

32 Für weitere bibliographische Angaben und eine ausführlichere Darstellung vgl. S. Volkov, The Rise 
of Popular Antimodernism. The Urban Master Artisans 1873-1896, Princeton 1978, bes. Kap. 8. 
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mus als überaus erfolgreich. Indem sie den Nationalismus mit seinen antisemitischen 
Untertönen übernahmen, gelang es den konservativen Kräften in Deutschland, einen 
großen Teil der früher liberalen, ja linksliberalen Wähler des Mittelstandes für sich zu 
gewinnen. Der Antisemitismus spielte eine wichtige Rolle bei dieser Umstrukturie­
rung des deutschen politischen Spektrums, durch ihn wurden neue soziale und ideo­
logische Komponenten in die traditionelle deutsche Rechte eingeführt33. 

Schließlich hatte der Antisemitismus eine einzigartige Stellung in der Kultur des 
Wilhelminischen Deutschland. Er war allmählich zum Inbegriff der übergreifenden 
Weltanschauung und des Stils der Rechten geworden. In einer Situation der Polarisie­
rung, wie sie im Deutschland des späten 19. und frühen 20. Jahrhunderts entstand, 
wurde Antisemitismus zum Erkennungszeichen. Das Äußern von antijüdischen Ge­
fühlen - gelegentlich sogar von Juden selbst - bewies das Festhalten an der „germani­
schen Kultur" und die Ablehnung von allem, was dem am anderen Ende des entste­
henden kulturellen Spektrums entgegenstand. Noch mehr wurden einzelne und 
Gruppen durch die Gegnerschaft zum Antisemitismus mit dem Lager der Demokrati­
sierung, mit Parlamentarismus, oft auch mit der kulturellen und wirtschaftlichen Mo­
derne identifiziert34. So wurden die Sozialisten, die früher keineswegs gezögert hat­
ten, Juden anzugreifen, mit solchen Taktiken immer vorsichtiger. Die Sozialdemo­
kratie hat vielleicht unter ihren Mitgliedern den Antisemitismus nicht völlig tilgen 
können, aber ihr öffentlicher Standpunkt in dieser Frage war seit den frühen 1890er 
Jahren sehr eindeutig35. Antisemitismus war nicht nur ein Element in der allgemeinen 
politischenWeltsicht der Rechten in Deutschland, sondern wurde ein Verständi­
gungssignal innerhalb der allgemeinen politischen Kultur des Reiches. Er besaß eine 
einzigartige Funktion in der Festlegung der Grenzen zwischen den beiden gegneri­
schen Lagern, die sein öffentliches Leben beherrschten. Diese vier spezifischen Funk­
tionen des Antisemitismus im Zweiten Reich gaben ihm seinen eigentlich modernen 
Charakter. Ihr zeitspezifisches Wesen beschränkt ihre Bedeutung jedoch auf die Zeit­
spanne, die hier erörtert wurde. Für das Verstehen der Welle von Antisemitismus in 
den Jahren nach dem Kriege können sie nur dann nützlich sein, wenn sie den völlig 
andersgearteten Verhältnissen der Weimarer Republik entsprechend neu bestimmt 
und d. h. in vielen Punkten wesentlich neu bestimmt werden. Vielleicht noch proble­
matischer ist die selten zugegebene, aber offenkundige Ähnlichkeit zwischen den 
Funktionen des Antisemitismus im Wilhelminischen Deutschland und im Frankreich 
der Dritten Republik. Der Erklärungswert der vorangegangenen Funktionsanalyse 

33 Vgl. S. Volkov, The Social and Political Function of Late 19th Century Antisemitism: The Case of 
the Small Handicraft Masters, in: Sozialgeschichte Heute, hrsg. von H.-U. Wehler, Göttingen 1974, 
S.416-431. Dazu auch H.J.Puhle, Agrarische Interessenpolitik und preußischer Konservatismus 
im Wilhelminischen Reich 1893-1914, Bonn 19752. 

34 Zu diesem Aspekt des Antisemitismus S. Volkov, Antisemitism as a Cultural Code. 
35 Umfassende Auskunft über die Sozialdemokratie in diesem Zusammenhang gibt jetzt die Arbeit von 

Rosemarie Leuchen-Seppel, Sozialdemokratie und Antisemitismus. Die Auseinandersetzung der 
Partei mit den konservativen und völkischen Strömungen des Antisemitismus 1871-1914, Bonn 
1978. 



Kontinuität und Diskontinuität im Deutschen Antisemitismus 1878-1945 233 

für spätere Ereignisse wird durch diesen Vergleich weiter herabgesetzt - dieses Mal 
wird nicht auf der Zeitachse verglichen, sondern über die Grenze zwischen Deutsch­
land und Frankreich hinweg. 

IV. 

Der französische Antisemitismus hat bei Historikern viel weniger Beachtung gefun­
den als der deutsche. Es gibt noch immer keine Ergänzung zu Robert Byrnes' Anti-
semitism in Modern France, das die Jahre bis zur Dreyfus-Affäre behandelt; und nur 
wenige Monographien beschäftigen sich ausführlich mit dem Gegenstand36. Die Ver­
breitung des Antisemitismus außerhalb der unmittelbar politischen Sphäre und des 
Journalismus, in gesellschaftlichen Organisationen und Verbänden, auf lokaler Ebene 
und in Randgruppen, all dies wird von den französischen Historikern nur am Rande 
diskutiert37. Allgemeine Darstellungen erwähnen natürlich Drumont und seinen er­
staunlichen Erfolg in der Öffentlichkeit und schildern den Fall Dreyfus. Aber man 
wundert sich doch, wie das Bild der Vergangenheit durch die Perspektive späterer 
Ereignisse verzerrt worden ist. 

Auf die spezifischen Details der Geschichte des französischen Antisemitismus nä­
her einzugehen, ist für unsere Fragestellung nicht nötig. Es genügt hier zu erwähnen, 
daß der Antisemitismus sich seit dem frühen 19. Jahrhundert auf der Linken und 
Rechten entwickelt hatte und daß er auf beiden Extremen des politischen Spektrums 
in gewisser Weise immer der weit verbreiteten antijüdischen katholischen Gesinnung 
aufgepfropft war. Im späteren 19. Jahrhundert können jedoch Form und Inhalt des 
französischen Antisemitismus durchaus in Begriffen erfaßt werden, die an das deut­
sche Beispiel erinnern: Er ist charakterisiert durch die Einführung neuer ideologi­
scher Elemente, durch organisatorische Experimente und vor allem durch seine be­
sonderen Funktionen innerhalb des öffentlichen Lebens der Französischen Republik 
vor Ausbruch des Ersten Weltkrieges. 

36 Robert Byrnes, The Prologue to the Dreyfus Affair, New Brunswick 1950. Besonders informativ 
sind auch: Pierre Sorlin, La Croix et les Juifs (1880-1899), Paris 1967; Jeannine Verdes-Leroux, 
Scandale financier et antisemitisme Catholique, Paris 1969; Pierre Pierrard, Juifs et Catholiques 
Francaise, Paris 1970. Allgemeiner: Zeev Sternhall, La Droite Revolutionnaire 1885-1914, Paris 
1978, und Rene Remond, La Droite en France: de la Premiere Restauration a la VeRepublique, Pa­
ris 19633 (zitiert nach der englischen Übersetzung, Philadelphia 1966). Dazu jetzt auch Michael 
R. Marrus und Robert O. Paxton, Vichy France and the Jews, New York 1981. Zu allen Fragen des 
französischen Antisemitismus haben mir Gespräche mit Mrs. Dafna Schachner von der Universität 
Tel-Aviv sehr genutzt. 

37 Die Erforschung der geographischen Verteilung von antisemitischen Äußerungen ist jedoch in 
Frankreich, der Tradition der politischen Geographie folgend, viel weiter fortgeschritten als in 
Deutschland und tatsächlich sehr anregend. Vgl. dazu die Analyse und die Karten bei Byrnes, 
S.251-261; Sorlin, S.39-55 und 219-224; Sternhell, S.221-224; insbesondere Stephen Wilson, 
The Antisemitic Riots of 1898 in France, in: The Historical Journal, XVI 1973, sowie ders., Le Mo­
nument Henry: La Structure de l'antisemitisme en France 1898-1899, in: Annales, März-April 
1977, bes. S. 266-271. 
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Das ideologisch Neue - und zwar tatsächlich im europäischen Maßstab - kam aus 
der Feder von Edouard Drumont. La France Juive (1886) hat mehr Popularität und 
mehr ernsthafte Erörterung in maßgeblichen Kreisen erreicht als alles, was die deut­
schen Antisemiten in dieser Zeit verfaßt haben38. In seinem kulturellen Prestige ließ es 
sich nur mit Houston S. Chamberlains Grundlagen des 19. Jahrhunderts (1889) verglei­
chen und vielleicht auch mit Langbehns Rembrandt-Buch (1890). Diese hatten jedoch 
nicht die Popularität von Drumonts Abhandlung, nicht eine so gute Presse, nicht eine 
so nachsichtige Geschichtsschreibung. Während der größte Teil der antisemitischen 
Literatur von der deutschen gebildeten Elite mit Verachtung gestraft wurde, wurde 
Drumont in den besten Pariser Blättern diskutiert und von einigen der herausragen­
den französischen Intellektuellen gelesen, ja durchgearbeitet39. Dennoch hat Dru­
monts Buch alle die Schwächen, die für die Werke seiner deutschen Zeitgenossen ty­
pisch sind. Auch La France Juive ist ein konfuses, eklektisches und langweiliges Buch. 
Seine Popularität beruhte eindeutig auf der Resonanz, die es bei verschiedenen gesell­
schaftlichen Gruppen in Frankreich hatte finden können. Es hatte sie alle angespro­
chen, weil es einer ganzen Palette von Ängsten und dem verbreiteten allgemeinen 
Unbehagen dieser Übergangsjahre der Dritten Republik Ausdruck verliehen hatte. 

Der Erfolg von Drumonts Buch führte auch zu Neuauflagen von einigen französi­
schen und deutschen antisemitischen „Klassikern" wie Toussenels Juifs, rois de l'epo-
que (1845) und August Rohlings Der Talmudjude (1873). Neue antisemitische Auto­
ren betraten die Szene, die ihr Glück machen wollten und froh waren, auf ein 
offensichtlich geneigtes Lesepublikum rechnen zu können40. Die französische antise­
mitische Literatur dieser Jahre schaffte es aber irgendwie, ihren Ruf als im wesentli­
chen nicht-rassistisch zu wahren. Die rassistischen Elemente in den Werken von Dru­
mont, Barres und Maurras sind natürlich gesehen worden, aber es ist schon 
wiederholt darauf hingewiesen worden, daß die moralischen und die sozialen und 
kulturellen Aspekte des Antisemitismus tatsächlich immer eine größere Bedeutung 
hatten als die rassisch-biologische Sicht. Dies war jedoch, wie ich zu zeigen versucht 
habe, auch die Position der führenden deutschen Antisemiten. Gobineau, so wurde 
vor kurzem wieder festgestellt, war in Frankreich weit besser bekannt, als man früher 
angenommen hatte. Taine hat eine original französische Version des sozialen Rassis­
mus geliefert, und die rassisch orientierte Anthropologie hatte einige ihrer Hauptver­
treter in Frankreich41. 

38 Allgemein zu Drumont außer Byrnes: Michel Winock, Edouard Drumont et l'antisemitisme en 
France avant l'affaire Dreyfus, in: Esprit, Mai 1971, S. 1085-1106. 

39 Vgl. Byrnes, S. 150-154. Zum intellektuellen Einfluß von Drumont auch Zeev Sternhell, National-
Socialism and Antisemitism: the Case of Maurice Barres, in: Journal of Contemporary History 8 
(1973), S.47-66; M. Curtis, Three against the Third Republic: Sorel, Barres and Maurras, Prince-
ton 1959, S. 203-220. Dazu auch Ernst Nolte, Der Faschismus in seiner Epoche. Die Action fran-
caise, der italienische Faschismus, der Nationalsozialismus, München 1963, S. 83-89. 

40 Vgl. Byrnes, S. 91 ff. 
41 Vgl. Sternhell, Kap. III, S. 146-176. 



Kontinuität und Diskontinuität im Deutschen Antisemitismus 1878-1945 235 

Antisemitische politische Parteien, wie wir sie aus Deutschland kennen, gab es in 
der Dritten Republik nicht; aber selbst hier ist der Vergleich mit Deutschland auf­
schlußreich. Die Ligue antisemitique francaise, keine politische Partei im eigentlichen 
Sinne, erreichte dennoch im Frankreich der späten 90er Jahre eine bisher unerreichte 
Bedeutung. Sie versuchte, ihre Kandidaten (bzw. solche, die mit ihr sympathisierten) 
bei kommunalen oder nationalen Wahlen mit allen Mitteln durchzuboxen, und eine 
Gruppe von antisemitischen Delegierten in der Kammer war zwar nicht sonderlich 
einflußreich, fiel aber auf. 1898 erhielt dann ein antisemitischer Gesetzentwurf fast 
200 Stimmen in einer frühen Lesung und profitierte damit von der feindseligen Atmo­
sphäre, die unmittelbar nach der Veröffentlichung von Zolas J'accuse bestand42. Das 
Abschneiden der Ligue in städtischen Wahlkreisen war besonders eindrucksvoll, und 
im Januar und Februar 1898 gelang es ihr, in etwa 60 Fällen antijüdische Unruhen 
überall in Frankreich zu organisieren oder zumindest zu ermutigen, viele davon in 
wichtigen Städten. Zu wirklichen Pogromen entwickelten sich diese zwar nur in Al­
gerien, aber auch in Frankreich wurde großer Schaden angerichtet und die jüdische 
Bevölkerung gründlich eingeschüchtert. Das politische Potential einer populistischen 
antisemitischen Bewegung in Frankreich wurde auch vom Marquis de Mores vor Au­
gen geführt, der in den frühen 1890er Jahren besonders im 1. arrondisement in Paris 
aktiv war, sowie später von Guerin im 19. Auf ihrem Höhepunkt 1898 betrieben die 
Ligue und ihre Satelliten eine laute Straßenagitation, organisierten Märsche und ver­
suchten sich in allen möglichen Arten von Propaganda43. 

Auch wenn dies vielleicht magere Erfolge waren, so waren sie doch nicht völlig be­
deutungslos im Vergleich mit der deutschen Entwicklung. Es ist sogar so, daß die 
deutschen Parteien und Gruppierungen niemals so viel öffentliche Unterstützung auf 
sich ziehen konnten wie die antisemitischen Anti-Dreyfusianer um die Jahrhundert­
wende. Man hat den Verdacht, daß genauere Untersuchungen des Antisemitismus in 
französischen Organisationen, bei Handwerkern, Angestellten, Ladenbesitzern und 
den freien Berufen eine Verbreitung von antisemitischen Einstellungen gezeigt haben 
würden, die der deutschen zu dieser Zeit nicht unähnlich wäre. Folgt man Stephen 
Wilsons hervorragender Analyse der Spenderlisten für das „Monument Henry", die 
regelmäßig vom Dezember 1898 bis zum Januar 1899 von La Libre Parole veröffent­
licht wurden, so ähnelte die soziale Zusammensetzung der Antisemiten im Frankreich 
des späten 19. Jahrhunderts im wesentlichen der in Deutschland, mit einer etwas deut­
licheren Betonung auf der Arbeiterklasse und - verständlicherweise - der niederen 
katholischen Geistlichkeit. Sonst lassen sich auch in Frankreich Offiziere, kleine Un­
ternehmer, Studenten und Angehörige der freien Berufe als die am stärksten überre­
präsentierten Gruppen unter den Antisemiten feststellen44. 

42 Ebenda, S. 236. 
43 Zu den Unruhen vor allem S.Wilson, The Antisemitic Riots. Zum Marquis de Mores: Byrnes, 

S. 227-250. Weiteres bei Sternhell, Kap. V, S. 215-230. 
44 Vgl. Byrnes, S. 261-280; S. Wilson, Le Monument Henry, S. 271-276. 
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Die Verbreitung des Antisemitismus in Deutschland mag etwas größer als in Frank­
reich gewesen sein, in der französischen Bewegung hatte es jedoch diesen einen extre­
men Pendelausschlag auf dem Höhepunkt der Dreyfus-Affäre gegeben, der bis zur 
Nazizeit in Deutschland und bis zur Vichy-Zeit in Frankreich nicht wieder erreicht 
werden sollte. 

Über die ideologischen und die gesellschaftlich-organisatorischen Aspekte des An­
tisemitismus hinaus finden sich alle die Funktionen, die wir für Deutschland zwischen 
1870 und 1914 beobachtet haben, auch im Falle Frankreichs wieder. Antisemitismus 
war ein integraler Bestandteil des neuen rechten französischen Nationalismus, der 
seit den frühen 80er Jahren aufkam. Auch in Frankreich bot der Jude als Ausländer, 
als Nicht-Franzose, als Außenseiter eine nützliche Negation all dessen, was angeblich 
rein französisch war, authentisch und einzigartig, erfüllt von den Zeichen nationaler 
Größe und Verheißung. Antisemitismus tauchte dann auf, wenn - wie z. B. auf dem 
linken Flügel der Boulangisten-Bewegung - der Versuch gemacht wurde, Arbeiter 
und Angehörige der unteren Mittelschicht für die Unterstützung des Generals zu ge­
winnen, und Klassenunterschiede zugunsten eines vereinten glorreichen Frankreich 
unter den Tisch fallen sollten. In den Schriften von Drumont und Barres wurde Anti­
semitismus zu einem wesentlichen einigenden Element, und er wurde ein entschei­
dender Bestandteil von Maurras' ,integralem Nationalismus'45. 

Frankreich sah sich nicht mit einer so komplexen Identitätskrise konfrontiert, wie 
sie Deutschland durch die Bismarcksche Einigung von oben erfuhr. Dennoch, es er­
lebte in den späten Jahren des Jahrhunderts eine interne Kontroverse, die oft zu ei­
nem offenen Streit wurde, über die Bedeutung seines modernen Nationalismus. Zwar 
mußte Frankreich nicht mit einer so rasanten industriellen Entwicklung fertig wer­
den, wie sie für das wirtschaftliche Wachstum in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun­
derts in Deutschland charakteristisch war. Aber auch in Frankreich suchte man nach 
Wegen, um die Folgen eines sich herausbildenden nationalen Marktes und die ein­
deutigen Symptome des industriellen Kapitalismus zu bewältigen. So spielte der Anti­
semitismus in Frankreich wie in Deutschland eine Rolle bei der Kanalisierung der 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Unzufriedenheit und Ablehnung, die die wirt­
schaftlichen Veränderungen und die soziale Umstrukturierung dieser Jahre hervorge­
rufen hatten. Dies ist bekannt und braucht nicht ausführlich wiederholt zu werden. 
Erwähnt sei hier nur die Welle antisemitischer Emotionen, die auf den Zusammen­
bruch der Union Generale von 1882 folgte, und der zunehmend antisemitische Ton 
der katholischen Zeitung La Croix, die allmählich zum lautesten Sprachrohr für die­
sen Typ von anti-industrieller, anti-kapitalistischer, anti-moderner Reaktion in Frank­
reich wurde. Auch bei den antisemitischen literarischen Stars war und blieb das so­
ziale Thema ständig im Vordergrund. Es war wieder Drumont, der eine frühe 

45 Dieser Aspekt wird in der Literatur vielfach dargestellt. Vgl. dazu besonders Sternhell, Kap. IV, und 
Remond, Kap. 6 und 7. 
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französische Version dazu lieferte: „L'antisemitisme" - so verkündete er - „n'a jamais 
ete une question religieuse, il a toujours ete une question economique et sociale."46 

Darüber hinaus entsprach auch die Rolle des Antisemitismus in der politischen Ver­
änderung im Frankreich des späten 19. Jahrhunderts seiner Rolle in Deutschland. Als 
ein Element des neuen Nationalismus schaffte er es gemeinsam mit diesem, „ein gan­
zes Gefüge von Ideen, Gefühlen und Werten, die bis dahin als angestammtes Recht 
des Radikalismus gegolten hatten, von der Linken zur Rechten zu verschieben"47. 
Zwischen 1879 und 1899, erklärt der Geschichtsschreiber der französischen Rechten, 
bewegte sich das linke Zentrum in der französischen Politik langsam und allmählich 
nach rechts, eine wichtige Veränderung in der politischen Landkarte des Landes. 
Während die neu entstandene Rechte in erster Linie das Arsenal an politischen Ideen 
und Idealen aus der Tradition der zwei Kaiserreiche plünderte, kam nur ein neues 
Element hinzu - der Antisemitismus. Es war der Antisemitismus, der, auch in Frank­
reich, die soziale, nicht nur die ideologische Zusammensetzung der wichtigsten poli­
tischen Lager des Landes neu bestimmen half. 

Und schließlich scheint der Antisemitismus in Frankreich wie in Deutschland ein 
kultureller Code, ein Zeichen der Zugehörigkeit geworden zu sein. Auch wenn die 
Kontroverse während der Dreyfus-Affäre in der Tat nicht in erster Linie eine Frage 
von Gerechtigkeit contra Patriotismus oder allgemein ein Prinzipienstreit war, in der 
Auseinandersetzung selbst kristallisierten sich die beiden Hauptblöcke in der franzö­
sischen Politik, ihr Stil und ihre Kultur heraus. Auf der einen Seite reorganisierte die 
antirepublikanische Rechte ihre Kräfte und prüfte ihre Stärke. Auf der anderen Seite 
schlossen sich die Republikaner trotz tiefgreifender innerer Spannungen zusammen. 
Die Sozialisten sind in dieser Hinsicht für Frankreich wie für Deutschland besonders 
aufschlußreich. In den späten 1880er Jahren war der Antisemitismus noch weit ge­
streut im sozialen und politischen Spektrum Frankreichs. La Revue Socialiste veröf­
fentlichte noch 1887-89 eine Serie von antisemitischen Artikeln, die sich mit der jüdi­
schen Frage beschäftigten, obwohl ihre Spalten auch entgegengesetzten Ansichten 
offenstanden. Die Blanquistische und Proudhonistische Tradition der sozialistischen 
Linken in Frankreich war reich an antisemitischem Material. Aber als der Antisemitis­
mus mehr und mehr zur Erkennungsmarke der neuen revolutionären, antirepublika­
nischen Rechten wurde, begannen die Sozialisten sich davon zu distanzieren. 1892 
wurde ihre Linie dann eindeutig anti-antisemitisch, obwohl ihre Position im Fall 
Dreyfus noch immer zweifelhaft war. Erst 1898, nach dem öffentlichen Auftreten Zo-
las auf der Seite der Dreyfusianer und als das Gespenst der Ligue in den Straßen von 
Paris mehr und mehr alarmierend wurde, revidierten die Sozialisten ihre Linie end­
gültig. Von diesem Punkt an scheinen sie die umfassende politische, ja kulturelle Be­
deutung des Antisemitismus in diesem Zusammenhang erfaßt zu haben und handel-

46 Zitiert bei Sternhell, S. 117. 
47 Rene Remond, S. 224. 
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ten entsprechend48. Die Dreyfus-Affäre machte diese letzte Funktion des Antisemitis­
mus unzweifelhaft klar, in einer offeneren und deutlicheren Art und Weise, als dies je 
in Deutschland der Fall gewesen war. 

V. 

Zwei Unterschiede werden oft erwähnt, wenn die französische Version des Antisemi­
tismus mit dem zeitgenössischen deutschen Antisemitismus verglichen wird. Zum ei­
nen die Tatsache, daß die französische jüdische Bevölkerung deutlich geringer war als 
die jüdische Bevölkerung in Deutschland; und zum anderen, daß Frankreich damals 
- anders als Deutschland - eine Republik war, die traditionell und strukturell eher ge­
gen Antisemitismus gefeit war. Andere Elemente ließen sich hinzufügen, vor allem 
der besondere französische Weg zur Industrialisierung. Aber die beiden genannten 
scheinen von besonderer Bedeutung. Die französische jüdische Gemeinde bestand im 
Jahre 1900 aus nur 80000 Mitgliedern, während die entsprechende Zahl in Deutsch­
land - im Verhältnis zur Bevölkerung insgesamt - fünfmal so groß war49. Und 
schließlich hat die Französische Republik die Dreyfus-Affäre siegreich beendet und 
den Glauben an Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit aufs neue gestärkt. Obwohl 
die Schlacht um Dreyfus sehr wohl trotz und nicht wegen des Drucks der öffentli­
chen Meinung und der Presse hätte enden können, wie sie geendet hat, hat die bloße 
Tatsache des Sieges Nationalisten und Antisemiten mit Bitterkeit und einem Gefühl 
der Ohnmacht erfüllt, das nie wieder verschwinden sollte, nicht einmal in den Er­
schütterungen zweier Weltkriege. Umgekehrt gab es den republikanischen Kräften 
ein Bewußtsein von ihrer Verantwortung und ihrer Macht sowie das nötige Selbstver­
trauen, um den Kampf fortzusetzen. Den französischen Juden gab es mit Sicherheit 
einen bleibenden Glauben an die Wohltätigkeit der französischen Zivilisation50. 

Deutschland hat einen solchen Testfall nie durchgemacht, wir werden also nie er­
fahren, wie es reagiert hätte. Aber es ist lehrreich, sich zu erinnern, daß zur Zeit der 
Affäre viele in Deutschland in ihr den Beweis für die Unterlegenheit des französi­
schen Systems sahen, und selbst die Juden mit der Besorgnis des Bruders, dem es bes­
sergeht, reagierten. Antisemitismus in derart extremer und offener Form wurde ihrer 
Meinung nach gesellschaftlich nicht akzeptiert im Wilhelminischen Deutschland, 
auch wenn er in milder, latenter Form fast selbstverständlich war. Bei den wenigen 
Ausschreitungen gegen Juden in dieser Zeit, in Neustettin (1881), Xanten (1891) und 
Konitz (1900), erwiesen sich die staatlichen Stellen als völlig zuverlässig und schick-

48 Zur Position der Sozialisten Byrnes, S. 156-178; Sternhell, S. 184-196, 237-241; und die interes­
sante Interpretation bei J. P. Peter, Dimensions de l'affaire Dreyfus, in: Annales, 1961. Vgl. auch das 
Kapitel über die „Affäre" bei H.Arendt, Origins of Totalitarianism, S. 98-120. 

49 Zur jüdischen Bevölkerung in Frankreich vgl. bes. Michael R. Marrus, The Politics of Assimilation. 
A Study of the French Jewish Community at the Time of the Dreyfus Affair, Oxford 1971, und Paula 
Heyman, From Dreyfus to Vichy:The Remaking of French Jewry 1906-1939, New York 1979. 

50 Vgl. Sternhell, S. 242, und nun auch Marrus und Paxton, S. 31-32. 
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ten Truppen, um Schutz zu gewährleisten, und die Gerichte fällten harte Urteile ge­
gen die Schuldigen. Im Reichstag schafften es die Antisemiten nie, ihre diversen Ge­
setzesvorlagen über das parlamentarische Anfangsstadium hinauszubringen, und man 
machte sich dort häufig über sie lustig und lachte sie aus51. In seinen Memoiren erin­
nert Heinrich Class daran, daß der Alldeutsche Verband bis zu seiner Ernennung zum 
Präsidenten im Jahre 1908 nicht antisemitisch war52. Eine detaillierte Untersuchung 
über die Vorläufer des nach dem Kriege entstandenen Schutz- und Trutzbundes gibt 
an, daß die Führung des Alldeutschen Verbandes in der Antisemitismus-Frage sogar 
bis 1913 vorsichtig auftrat, da dies eindeutig keine öffentliche Resonanz fand, nicht 
einmal unter ihren potentiellen Mitgliedern. Erst 1916, in der Krisensituation des 
Krieges, startete er ganz offen eine antisemitische Kampagne, die ihren Höhepunkt 
im Sommer 1918 erreichte53. 

Es ist auch interessant, die Reaktionen auf das 1912 erschienene Buch von Class 
„Wenn ich der Kaiser wär" anzuschauen. Das Buch enthielt eine umfassende Kritik 
an der Innen- und Außenpolitik der Regierung und einen Gesamtentwurf für eine Al­
ternative - reformerisch und imperialistisch. Es erreichte bis zum Frühjahr 1914 eine 
Auflage von 25 000 Exemplaren, aber der antisemitische Teil wurde heftig kritisiert. 
Die konservative rechte Reichspartei, einige Industriegruppen und selbst der Verein 
deutscher Studenten, bekannt für seine antijüdische Position, betrachteten diese For­
derungen als unrealistisch, maßlos, unmöglich, wenn auch zugegebenermaßen 
durchaus wünschenswert54. Wenig später ergriffen die höchsten Regierungsstellen die 
Gelegenheit, auf ähnliche Vorschläge zu reagieren, die als Memorandum von einem 
Gesinnungsgenossen von Class, einem Kavallerieoffizier namens Konstantin Gebsat­
tel, vorgelegt worden waren. Dies war nach den Maßstäben des ADV ein gemäßigtes 
Dokument, und Bethmann Hollweg und der Kaiser waren beide bereit, es zu kom­
mentieren. Was aber seine antisemitischen Punkte betraf, so protestierte Bethmann 
Hollweg, es sei unmöglich, „sich mit solchen Gedanken ernsthaft auseinanderzuset-
zen . 

Der Kaiser nannte sie „kindisch" und betonte, daß solche Ideen den Interessen des 
deutschen Staates entgegenstünden und „uns auf den Zustand vor hundert Jahren zu­
rückwerfen und zugleich aus der Reihe der Kulturnationen ausscheiden würden". 
Also selbst diese Führung, die dauernd mit Ideen eines Staatsstreichs zur Lösung in­
nerer Probleme und eines Angriffskrieges zur Lösung internationaler Spannungen 
spielte, schreckte davor zurück, tatsächlich antisemitische Maßnahmen zu ergreifen, 

51 Vgl. Richard S.Levy, S. 154-155,166-172,206-208. 
52 Heinrich Class, Wider den Strom, S. 87-88. 
53 Vgl. Lohalm, S. 32-54; außerdem D.Fricke, S. 1-26. 
54 Das Buch erschien unter dem Pseudonym Daniel Fryman, Wenn ich der Kaiser wär' - Politische 

Wahrheiten und Notwendigkeiten, Leipzig 19133. Zu den Reaktionen vgl. Dirk Stegmann, Die Er­
ben Bismarcks. Parteien und Verbände in der Spätphase des Wilhelminischen Deutschland, Köln 
1970, S. 295-304. 
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und betrachtete sie als „im Ganzen phantastisch"55. Es ist wahr, daß die Führung die 
revolutionären Implikationen des Antisemitismus fürchtete, aber sie war sich offen­
sichtlich auch seiner Unvereinbarkeit mit den Minimalforderungen der bestehenden 
Zivilisation bewußt. Das Bild ähnelt dem in Frankreich gefundenen: In beiden Län­
dern eine verbreitete antijüdische Stimmung, Popularität antisemitischer Literatur 
und ein Einverständnis mit gewissen Formen gesellschaftlicher Diskriminierung, 
kombiniert mit einer Vermeidung jeder praktischen öffentlichen antijüdischen Maß­
nahme. Über die gesellschaftlich verbreitete Antipathie gegenüber den Juden hinaus 
war die Hinterlassenschaft des Vorkriegsantisemitismus - in Deutschland wie auch in 
Frankreich - in erster Linie eine geschriebene, literarische. Von Anfang an spürte Hit­
ler ihre Bedeutungslosigkeit für seine Art von Antisemitismus und ging bewußt daran, 
schon ihre Grundlagen weit hinter sich zu lassen. 

VI. 

Adolf Stöcker vielleicht ausgenommen, zogen die politischen Vertreter des deutschen 
Antisemitismus im späten 19. und frühen 20. Jahrhundert schnell von den Straßen und 
den öffentlichen Kundgebungen in die Parlamentsgebäude, und sie alle wurden dort 
von der Impotenz des Redenhaltens im Reichstag angesteckt. Sie verplemperten ihre 
Energien in internen Auseinandersetzungen und zeigten kein Talent, ihre „grandio­
sen" Vorstellungen in die Tat umzusetzen. In Wahrheit hatten weder die Politiker 
noch die Ideologen der Bewegung irgendwelche konkreten Pläne. Stöcker und 
Treitschke versicherten wiederholt ihren jeweiligen Zuhörern, daß sie nicht die Ab­
sicht hätten, die Emanzipation zurückzunehmen56. Marr und Glagau spielten gele­
gentlich mit der Idee restriktiver gesetzlicher Regelungen, um den jüdischen Einfluß 
auf die deutsche Wirtschaft und im öffentlichen Leben einzuschränken. Aber weder 
sie noch ihre jüngeren und praxisbezogeneren Nachfolger in der organisierten antise­
mitischen Bewegung hatten eine Vorstellung von wünschenswerten oder machbaren 
Schritten, die für solche Maßnahmen unternommen werden mußten. Unter den frü­
hen Ideologen hat nur Eugen Dühring seine praktischen Vorstellungen einer Lösung 
der „jüdischen Frage" etwas erweitert und sogar die Unausweichlichkeit physischer 

55 Diese Angelegenheit wird ausführlich diskutiert bei Hartmut Pogge-v. Strandmann, Staatsstreich­
pläne, Alldeutsche und Bethmann Hollweg, in: Immanuel Geiss und ders., Die Erforderlichkeit des 
Unmöglichen. Deutschland am Vorabend des Ersten Weltkrieges, Frankfurt am Main 1965; die Zi­
tate S. 22, 25-26. 

56 Vgl. Treitschke, Unsere Aussichten, und nochmals ders., Herr Graetz und sein Judentum, S. 45 f. Bei 
Stöcker besonders seine Landtagsrede, in: Die Judenfrage. Verhandlungen des preußischen Ab­
geordnetenhauses ... am 20. und 22. November 1880, Berlin 1880, bes. S. 126. Zur Desorientierung 
der Antisemiten, sobald sie irgend etwas von praktischer Bedeutung im Reichstag vorzuschlagen 
hatten, vgl. bes. Richard S. Levy, Kap. 7. Vgl. auch Saul Ash, Antisemitic Schemes for Anti-Jewish 
Policy in Germany up to the Nazi Rise to Power, in: Yad Vashem Studies (Hebräische Ausgabe), VI, 
S.73-100. 
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Vernichtung angedeutet. Aber auch er vergrub seine Vorschläge im letzten Kapitel 
seines antisemitischen Buches, und für diesen Meister der antisemitischen Prosa wa­
ren sie ungewöhnlich verworren. Dühring war im wesentlichen viel zu pessimistisch, 
um sich mit dem Entwurf praktischer Pläne abzugeben. Keine europäische Regierung 
war seiner Ansicht nach in der Lage, gegen die Juden vorzugehen, und daher könne 
keine vorgeschlagene Lösung realisiert werden. Es blieb einem nur übrig, so sein 
Schluß, einen persönlichen Kampf zu führen, einen Krieg „der Aufklärung und 
Selbstverteidigung"57. Auch er war in erster Linie damit beschäftigt, sein altes antise­
mitisches Werk neu herauszugeben, es zu erweitern und neue Fassungen zu erproben. 
Zusammen mit anderen Antisemiten war er auf das geschriebene Wort zurückgewor­
fen: Er wollte aus seinem Lesepublikum Bekehrte machen, nicht Soldaten für eine 
wirkliche Schlacht gewinnen. 

Die Antisemiten im Wilhelminischen Deutschland waren ein Teil seiner schriftli­
chen Kultur. Aber dies war eine Kultur der Widersprüche. Zu ihr gehörten der büro­
kratische Stil Potsdams und die romantische wagnerische Großartigkeit58. Sie brachte 
- trotz des autoritären Regimes und des Drucks seiner Zensur - Fontanes maßvollen 
Ton und Thomas Manns reflektierende Eleganz hervor. Mehr noch, es war eine Kul­
tur, die „zur wahren Heimat der Juden" geworden war, um George Steiners Formu­
lierung zu gebrauchen59. Marr, Lagarde und Wilhelm Lange verblieben immer fru­
striert an ihrem Rande. Man denke nur an die ständigen Angriffe auf den jüdischen 
Intellektuellen und Literaten; die Sticheleien gegen Heine und Börne, auf die kein 
Antisemit verzichtete, von Wagner in der Mitte bis zu Fritsch am Ende des Jahrhun­
derts. Die verbale Aggression dieser Männer vermittelt den Eindruck eines öffentli­
chen Rituals: die Beschäftigung mit immer denselben Themen, das Zurückkommen 
auf die gleichen historischen Beispiele und Personen, das Herbeten der gleichen Kla­
gen. Von den schriftlichen Kommentaren, die von den Spendern des Monument 
Henry in Frankreich während der Dreyfus-Affäre hinzugefügt wurden, hat Stephen 
Wilson gesagt, daß sie der Sache und der Funktion nach eine Liturgie darstellten. Sie 
waren „eine magische Reaktion", die ihren Sinn in sich selbst hatte, gar nicht auf 
Handeln zielte60. Vieles von dem antisemitischen Wortschwall in Deutschland zu je­
ner Zeit war von derselben Art. 

Hitler hatte keine Verwendung für diesen Wortschwall. Schon in Mein Kampf hatte 
er ausführlich die Überlegenheit des gesprochenen über das geschriebene Wort dar­
gelegt. Nicht „Geschriebenes", sondern „das gesprochene Wort" habe, so meinte er, 
alle weltbewegenden Ereignisse hervorgerufen61. Seine zwei Beispiele waren die Er­
rungenschaften der französischen Revolution und die Wirksamkeit des Marxismus. 

57 Dühring,Kap.V,S. 113-135. 
58 Vgl. George Steiner, The Hollow Miracle (1959), in: ders., Language and Silence. Essays 

1958-1966, London 1967, S. 117-132. 
59 Vgl. George Steiner, The Language Animal (1969), in: ders., Extraterritorial Papers on Literature 

and the Language Revolution, London 1972, bes. Teil IV, S. 71-88. 
60 Stephen Wilson, Le Monument Henry, S. 286-287. 
61 Münchner Ausgabe, 1939, S. 525. 
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In beiden Fällen war es, so bemühte er sich zu zeigen, Rhetorik und nicht Ideologie, 
Propaganda und nicht Ideen, die den Sieg brachten. Nebenbei, wie es seine Art war, 
ließ er seiner Verachtung für den deutschen „Tintenritter" und die hochgebildete, 
aber völlig ziellose „Schreibseele" freien Lauf. Geschriebenes, was für ihn immer nach 
Intellektualismus schmeckte, wurde von ihm verachtet und verlacht. Er selbst hat nur 
einmal ausführlich geschrieben, als er gewaltsam vom Rednerpult ferngehalten wur­
de, und „Mein Kampf" blieb, um seine eigenen Worte zu gebrauchen, ein Buch, „das 
geredet ist"62. 

Es war Goebbels, der Redner, der auf dem Weg zur Macht bald zum zweiten Man­
ne nach Hitler innerhalb der NSDAP wurde. Männer wie Alfred Rosenberg wurden 
als harmlos, aber nutzlos angesehen. Hitler hat seinen „Mythos des 20. Jahrhunderts" 
nie richtig gelesen, obwohl er behauptete, in der früheren antisemitischen Literatur 
bewandert zu sein. Seine Bewunderung galt jedoch eindeutig dem erfolgreichen De­
magogen des Wiener Fin de Siecle, Karl Lueger, und seinen Antisemitismus hat er of­
fensichtlich in Gesprächen, in Bierlokalen, auf der Straße aufgesammelt. Er ist durch 
das gesprochene Wort zum Antisemitismus bekehrt worden, und er wußte, daß er ihn 
am besten in demselben Medium vermitteln konnte. Und in seinem Fall war tatsäch­
lich „the medium the message"63. 

Der Nazismus war eine gesprochene Kultur. Seine Sprache war die Rede, ohne li­
terarische Dimensionen, ohne Privatheit, ohne Individualität. Es war die Sprache der 
Demagogie, der Deklamation und des Gebrülls, mit im Wind flatternden Fahnen und 
dem Hakenkreuz, wohin man auch schaute64. Es war eine Kultur, in der verbale Ag­
gression nicht ein Ersatz für Handeln war, sondern seine Vorbereitung. Im Gegensatz zu 
der Sprache des Wilhelminischen Deutschland war dies ein Medium, das in allem 
Ernst beabsichtigte, zu glorreichen Taten zu führen. In seiner sogenannten „Großen 
Rede über den Antisemitismus" sprach Hitler von seinem Glauben an den schließli­
chen Sieg, wenn „endlich der Tag kommt, an dem unsere Worte schweigen und die 
Tat beginnt"65. Das gesprochene Wort war also nur ein Wegbereiter der Tat, ein prak­
tisches Instrument, um sie zu erreichen. Hitlers Rhetorik zwang selbst dem Kern des 
Antisemitismus eine Bedeutungsveränderung auf. Vielleicht hat er keinen klaren Plan 
gehabt, wie er die Juden behandeln würde, sofern und sobald er die Macht in 
Deutschland ergreifen würde, aber sein Antisemitismus war von Anfang an ganz und 
gar und bewußt eine Sache des Handelns. Das alte geschriebene Zeug wurde dadurch 
zu einem ganz neuen Material - explosiv, gefährlich, direkt in die Katastrophe füh­
rend. Die Veränderung geschah allmählich und kaum wahrnehmbar. Die Zeitgenos-

62 Ebenda, S. 528-534. 
63 Eine Zusammenfassung der Kräfte und Ideen, die Hitler zum Antisemiten gemacht haben, findet 

sich bei Joachim C. Fest, Das Gesicht des Dritten Reiches. Profile einer totalitären Herrschaft, Mün­
chen 1963, Teil I, Abschnitt 1, 2. Vgl. auch die Äußerungen bei Reginald H. Phelps, S. 390-399. 

64 Zu dieser Beschreibung und vielem, was im folgenden gesagt wird, vgl. das faszinierende Buch des 
Philologen Victor Klemperer, Die unbewältigte Sprache. Aus dem Notizbuch eines Philologen. 
LTI, 1. Aufl. 1946, zitiert nach der 3. Aufl., Darmstadt, o.J., bes. S. 17-49. 

65 R.Phelps,S.418. 
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sen konnten leicht getäuscht werden; die Historiker haben sie zu oft nicht erkannt. 
Die alte, zählebige Tradition der europäischen Antipathie gegenüber den Juden trug 

zweifellos dazu bei, daß die Juden zum Ziel der Verfolgung gemacht wurden, und sie hat 
überall in Europa die Zuschauer vorbereitet, die es einfach vermieden, die Realität des 
Holocaust mitten unter ihnen zu sehen. Insbesondere der Antisemitismus der Jahre vor 
1914 hat diese Tradition erhalten und sie dem modernen und gesellschaftlichen und politi­
schen Kontext angepaßt. Er war als solcher von großer Bedeutung für die Gestaltung 
einer bestimmten Umwelt für die Menschen dieser Zeit. Aber die mörderischen 
Handlungen der Nazis gehörten in eine andere Kategorie und entsprangen anderen 
Ursachen. Die Prosa der Vorkriegsantisemiten war von den marschierenden SS-
Kolonnen ebenso weit entfernt, wie es die normale verbale Aggression von kleinen 
Kindern von den seltenen Angriffen von Kindern auf Erwachsene ist. Der letzte Akt 
der Gewalt muß von den spezifischen Gegebenheiten des Falles her verstanden wer­
den, nicht, indem man sich auf allgemein beobachtbare menschliche Verhaltensmu­
ster bezieht. Auch der Nazismus kann, meiner Ansicht nach, am ehesten anhand sei­
ner eigenen Dynamik und seines eigenen Charakters untersucht werden, nicht, indem 
man sich auf seine „Ursprünge" stützt. Mit diesen Worten schloß Marc Bloch sein 
Kapitel über das „Idol des Ursprungs": 

„Jamais, en un mot, un phenomene historique ne s'explique pleinement en dehors 
de l'etude de son moment. Cela est vrai de toutes les etapes de l´evolution. De celle 
ou nous vivons comme des autres. Le proverbe arabe l'a dit avant nous: „Les hom-
mes rassemblent plus a leur temps qu'a leur peres." Pour avoir oublie cette sagesse 
Orientale, l'etude du passe s'est parfois discreditee66." 

66 Bloch(Anm.ll),S.9. 



HELGA HAFTENDORN 

DAS DOPPELTE MISSVERSTÄNDNIS 

Zur Vorgeschichte des NATO-Doppelbeschlusses von 1979 

In das öffentliche Bewußtsein ist der frühere Bundeskanzler Helmut Schmidt als In­
itiator des NATO-Doppelbeschlusses eingegangen; eine auslösende Funktion wird 
dabei seiner Alastair-Buchan-Gedenkrede vor dem IISS im Oktober 1977 in London1 

zugeschrieben. Dies ist sicherlich so zu vordergründig, eher läßt sich die These vertre­
ten, daß die Rede Helmut Schmidts und der NATO-Doppelbeschluß eine gemeinsa­
me politische Wurzel haben: die Sorge um die Glaubwürdigkeit der westlichen Nu­
klearstrategie und die Bemühungen um die Wiederherstellung derselben. 

Seit dem Einstieg in das „nukleare Zeitalter", konkret: seit der Abstützung der 
amerikanischen Militärstrategie auf Kernwaffen („New look") durch die Eisenho-
wer-Administration 1954, beruht diese - und damit die Sicherheit des Westens - auf 
der Zusage der Vereinigten Staaten, im Falle eines militärischen Konfliktes mit der 
Sowjetunion das nukleare Potential der USA zur Verteidigung Westeuropas einzuset­
zen; ihre Glaubwürdigkeit ist einmal abhängig vom Vorhandensein adäquater Waf­
fensysteme, und zum anderen von der Entschlossenheit der USA, im schlimmsten Fall 
auch die eigene Vernichtung zu riskieren. 

In der Geschichte der westlichen Allianz hat es immer wieder Zweifel an der Ernst­
haftigkeit der amerikanischen Nukleargarantie gegeben. Eine derartige „Glaubwür­
digkeitslücke" tat sich Ende der fünfziger Jahre auf, als die Sowjetunion waffentech­
nisch so weit aufgeholt hatte, daß sie das amerikanische Kernland mit weitreichenden 
Nuklearwaffen zerstören konnte. Durch Maßnahmen auf vier Ebenen bemühten sich 
die USA, die Stabilität der Abschreckung unter den Bedingungen des „nuklearen 
Patts" wiederherzustellen: 
- die Ablösung der Strategie der Massiven Vergeltung durch eine solche der Flexi­

blen Erwiderung, in der einem potentiellen Aggressor ein differenziertes Konzept 
abgestufter Gegenmaßnahmen angedroht wurde; 

- die Entwicklung und Indienststellung von relativ unverwundbaren strategischen 
Systemen, mit denen die USA in der Lage waren, im Falle eines Angriffes dem 
Gegner einen vernichtenden Gegenschlag zuzufügen; 

- die Bemühung um eine kooperative Rüstungssteuerung mit dem potentiellen Kon­
kurrenten, die ihren Niederschlag in verschiedenen Abkommen zur gemeinsamen 
Rüstungbeschränkung fand; 

1 Alastair Buchan war der erste Direktor des Institute for Strategie Studies in London, 1958-69, einer 
privaten, internationalen Vereinigung von Sicherheitsexperten, der auch Helmut Schmidt seit 1959 
angehörte. Für den Text der Rede Helmut Schmidts siehe: Politische und wirtschaftliche Aspekte 
der westlichen Sicherheit. Vortrag des Bundeskanzlers in London, in: Bulletin des Presse- und Infor­
mationsamtes der Bundesregierung (künftig zit.: Bulletin), Nr. 112, 8.11.1977, S. 1013-1020. 
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- und schließlich die Beteiligung der wichtigsten Bündnispartner im Rahmen des 
Bündnisses an der strategischen und operativen Planung des amerikanischen Nu­
klearpotentials2. 
Keine dieser Maßnahmen erwies sich jedoch als geeignet, die Zweifel an der 

Glaubwürdigkeit der amerikanischen Nukleargarantie auf Dauer auszuräumen, und 
zwar um so weniger, als beide Supermächte Anfang der siebziger Jahre daran gingen, 
ihr machtpolitisches Konkurrenzverhältnis in den SALT-Verträgen auf der Ebene 
strategischer Parität zu kodifizieren. Mit den Ostverträgen und der Schlußakte der 
Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) war es den Euro­
päern ihrerseits gelungen, mit der Sowjetunion und den anderen osteuropäischen 
Staaten einen politischen Modus vivendi über die wichtigsten europäischen Streitfra­
gen zu erzielen. Bisher war jedoch eine Einbeziehung der europäischen Sicherheits­
dimension in den bilateralen oder multilateralen Ost-West-Dialog nicht erreicht 
worden; bei den Verhandlungen über strategische Waffensysteme (Strategie Arms Li­
mitation Talks = SALT) blieben sie ausgeklammert3, bei den Verhandlungen über eine 
Reduzierung der Landstreitkräfte in Europa (Mutual and Balanced Force Reduc-
tions = MBFR) ließen sich keine konkreten Ergebnisse absehen, und bei der KSZE 
waren sicherheitspolitisch relevante Fragen weitgehend ausgespart worden4. Zur glei­
chen Zeit begann jedoch die Sowjetunion, ihre auf Westeuropa gerichteten Mittel­
streckensysteme zu modernisieren und die veralteten SS-4 und SS-5 durch wesentlich 
zielgenauere, weiterreichende und mit Dreifach-Gefechtsköpfen ausgestattete Flug­
körper vom Typ SS-20 zu ersetzen. Auch wenn die NATO der sowjetischen Rüstung 
im gleichen Reichweitenbereich wenig Adäquates entgegensetzen konnte, stellte die­
se weniger eine militärische (hier konnten die USA immer auf ihre strategischen Sy­
steme zurückgreifen) als eine politische Bedrohung Westeuropas dar, da sie der So­
wjetunion ein Drohpotential in die Hand gab, mit dem sie die Westeuropäer politisch 
unter Druck setzen konnte, während die Vereinigten Staaten unter den Bedingungen 
strategischer Parität zum ohnmächtigen Zusehen verurteilt sein würden. Für die USA 

2 Zur Entwicklung der westlichen Nuklearstrategie vgl. Lawrence Freedman, The Evolution of Nu-
clear Strategy, London 1981 (Studies in International Security: 20). Für die vorliegende Untersu­
chung besonders wichtig sind jedoch zwei Studien, die das „Glaubwürdigkeitsdilemma" der ameri­
kanischen Nukleargarantie thematisieren: David N.Schwartz, NATO's Nuclear Dilemmas, 
Washington, DC, 1983 (The Brookings Institution); und J. Michael Legge, Theater Nuclear Weap-
ons and the NATO Strategy of Flexible Response, Santa Monica, CA, 1983 (RAND Publication Se-
ries). 

3 Vgl. Vertrag zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und der Union der Sozialistischen So­
wjetrepubliken vom 26. Mai 1972 über die Begrenzung von Antiraketensystemen sowie Interimsab­
kommen zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und der Union der Sozialistischen So­
wjetrepubliken vom 26.Mai 1972 über die Begrenzung strategischer Waffensysteme, in: Arms 
Control and Disarmament Agency (Hrsg.), Documents on Disarmament 1972, Washington, DC, 
1974, S. 197-207. 

4 Für eine Darstellung der europäischen Sicherheitspolitik aus der Sicht der Bundesrepublik vgl. Hel­
ga Haftendorn, Sicherheit und Entspannung. Zur Außenpolitik der Bundesrepublik Deutschland 
1955-1982, Baden-Baden 1983, S. 322 ff. 
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und die westeuropäischen Staaten war eine ungleiche Sicherheitslage entstanden, die 
der Furcht vor einem „Abkoppeln" der USA von "Westeuropa Auftrieb gab5. 

Vor diesem Hintergrund sind die Bemühungen zu sehen, die westliche Nuklear­
strategie auf eine Grundlage größerer Glaubwürdigkeit zu stellen. Zweifel gab es auf 
beiden Seiten des Atlantiks, jedoch keine abgestimmte Vorgehensweise zwischen den 
USA und der Bundesrepublik, den beiden hauptbetroffenen Staaten, geschweige 
denn ein gemeinsames sicherheitspolitisches Konzept, in das Militärstrategie, Rü­
stungsentscheidungen und Verhandlungspolitik hätten integriert werden können. 

In einem von manchen Positionsänderungen gekennzeichneten Prozeß, der viele 
Parallelen zur Vorgeschichte der Pläne für eine gemeinsame Atomstreitmacht der 
NATO (Multilateral Force = MLF) der sechziger Jahre aufwies, entschied sich das 
Bündnis schließlich im Dezember 1979 für eine „hardware-solution", d.h. für die Sta­
tionierung neuer weitreichender nuklearer Waffensysteme in Europa, die mit einem 
Verhandlungsangebot an die Sowjetunion gekoppelt wurde. 

I. 

Das Problem der Glaubwürdigkeit und der Angemessenheit der westlichen Nuklear­
strategie im allgemeinen sowie der Rolle und Bedeutung der Kernwaffen in und für 
Europa wird daher zur Schlüsselfrage der Vorgeschichte des NATO-Doppelbe-
schlusses. 

Bereits Ende der sechziger Jahre hatte die Nukleare Planungsgruppe der NATO 
(NPG)6 begonnen, eine Reihe von Studien über die Rolle der taktischen Nuklearwaf­
fen7 im Rahmen der NATO-Strategie der Flexiblen Erwiderung zu erarbeiten. Das 

5 Zur Sorge vor einem „Abkoppeln" der USA vom europäischen Kontinent vgl. Andrew J. Pierre, 
Läßt sich Europas Sicherheit von Amerika „abkoppeln"? In: Europa-Archiv, Folge 14/1973, 
S. 465-481. Sie richtete sich vor allem gegen die Möglichkeit eines begrenzten Krieges in Europa, 
die sich zu vergrößern schien, wenn sich die Wahrscheinlichkeit eines Einsatzes des amerikanischen 
strategischen Potentials verringerte. 

6 Die nukleare Planungsgruppe der NATO wurde Mitte der sechziger Jahre eingerichtet, um insbe­
sondere den nichtnuklearen Mitgliedern der Allianz eine Informations- und Mitsprachemöglichkeit 
bei den nuklearen Fragen der Allianz zu geben. Zu ihrer Vorgeschichte vgl. Dieter Mahncke, Nu­
kleare Mitwirkung. Die Bundesrepublik Deutschland in der atlantischen Allianz 1954-1970, Berlin 
u. New York 1972; Legge, Theater Nuclear Weapons and the NATO Strategy of Flexible Respon­
se, a.a.O., S. 14ff. 

7 Ein verwirrendes Detail der Debatte über die taktischen Nuklearwaffen der Allianz sind ihre wech­
selnden Bezeichnungen. Ursprünglich wurden als „tactical nuclear weapons" (TNW) alle diejeni­
gen Systeme bezeichnet, die nicht für einen strategischen Einsatz vorgesehen waren (letztere wur­
den als „Strategic" oder „central nuclear Systems" bezeichnet). Anfang der siebziger Jahre wurde 
dann von „theater nuclear forces" (TNF), d. h. Gefechtsfeldwaffen gesprochen, wobei zwischen Sy­
stemen kürzerer Reichweite, den eigentlichen „battlefield weapons", und weitreichenden Systemen, 
„long range theater nuclear weapons" (LRTNF), unterschieden wurde. Letztere wurden dann An­
fang der achtziger Jahre mit dem Begriff der „intermediate range nuclear weapons" (INF), oder 
Mittelstreckensysteme, erfaßt. Gleiche Probleme gab es mit der deutschen Übersetzung dieser Ter-
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Ergebnis war ein von den Verteidigungsministern Großbritanniens und der Bundesre­
publik, Dennis Healey und Gerhard Schröder, im Mai 1969 vorgelegter Bericht über 
einen möglichen Ersteinsatz von TNF, und zwar als Sperrwaffen (im Rahmen der 
Luftverteidigung oder als Landminen), auf einem erweiterten Gefechtsfeld („exten-
ded geographical area") oder als politisches Signal („demonstrative use"). Kriterien 
waren politische Signalwirkung, Eskalationskontrolle, Schadensbegrenzung, Ver­
klammerung mit dem amerikanischen Potential und gemeinsame politische Kontrol­
le. Da sich die Minister darüber im klaren waren, daß jeder Einsatz von Kernwaffen 
eine qualitative Veränderung der Kriegführung bedeutete, stand das Ziel im Vorder­
grund, dem Gegner die Gefahren einer militärischen Eskalation vor Augen zu führen, 
ihn zum Rückzug zu zwingen und auf diese Weise die Glaubwürdigkeit der Ab­
schreckung wieder herzustellen. In überarbeiteter Form wurde der sogenannte „Hea-
ley-Schröder-Bericht" von der NPG auf ihrer Tagung in Warrington, VA, als „Provi-
sional Political Guidelines for the Initial Defensive Tactical Use of Nuclear Weapons 
by NATO" (PPG's) verabschiedet und anschließend vom Verteidigungsplanungsaus-
schuß der NATO gebilligt8. 

In weiteren Studien befaßte sich die NPG u. a. im Rahmen eines deutsch-amerika­
nischen Arbeitspapiers mit der Analyse der vom Warschauer Pakt ausgehenden Be­
drohung Westeuropas sowie mit der Abstimmung des Einsatzes von Gefechtsfeldwaf­
fen mit einem möglichen strategischen Kernwaffeneinsatz der USA (sogenannter 
„Laird-Schmidt-Bericht", Oktober 1970). Ein deutsches Anliegen war es dabei, eine 
„Entkoppelung" der europäischen Potentiale von den strategischen Systemen der 
USA zu verhindern. Im Oktober 1970 beschloß die NPG dann auf ihrer Sitzung in 
Ottawa, sich mit dem Problem eines Folgeeinsatzes von TNF zu befassen, falls der 
symbolische Ersteinsatz nicht den gewünschten Erfolg gehabt haben sollte („follow-
on use"). Diese Serie von Studien, die jeweils von drei oder vier Ländern gemeinsam 
erarbeitet worden waren, wurden dann in der Zeit von Mai 1971-Mai 1973 von der 
NPG beraten. 1972 wurde ein trilaterales Gremium (USA, Großbritannien und Bun­
desrepublik) beauftragt, aus diesen Studien Schlußfolgerungen zu ziehen und mit 
Vorarbeiten für die Ausarbeitung politischer Leitlinien für den Folgeeinsatz von 
Kernwaffen durch die Allianz zu beginnen. In dem 1974 vorgelegten Bericht kamen 
die Minister zu dem Schluß, daß ein Folgeeinsatz im wesentlichen in der Wiederho-

mini. Es fällt dabei auf, daß z.B. das Weißbuch 1975/76 einmal von Mittelstreckenwaffen und ein 
anderes Mal von nuklear-taktischen Potentialen spricht. Im nächsten Weißbuch 1979 werden diese 
Systeme dann als „Kernwaffen in und für Europa" bezeichnet. Vgl. Bundesminister der Verteidi­
gung (Hrsg.), Weißbuch 1975/76 u. Weißbuch 1979, Zur Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch­
land und zur Entwicklung der Bundeswehr, Bonn 1976 bzw. 1979. 

8 Vgl. Kommunique über die Tagung der Nuklearen Planungsgruppe am 12. November 1969 in War­
rington, VA, in: North Atlantic Treaty Organization (Hrsg.), Texts of Final Communiques, 
1949-1974, Brussels 1975, S. 225; ferner Kommunique über die Tagung des NATO Rates am 4. und 
5.Dezember 1969 in Brüssel, ebenda, S.226-228. Für die Diskussion im Rahmen der Nuklearen 
Planungsgruppe besonders wichtig ist die Schrift von Legge, Theater Nuclear Weapons and the 
Strategy of Flexible Response, a. a. O., S. 17 ff. 
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lung des ursprünglichen Signals, jedoch mit weiterreichenden militärischen Konse­
quenzen bestehen sollte. Dem Warschauer Pakt sollte klargemacht werden, daß die 
NATO kein „Papiertiger" war. 

Der nächste Schritt bei den Arbeiten der NPG sollte dann eine Zusammenfassung 
der verschiedenen Berichte und ihre Fortentwicklung zu einer umfassenden Einsatz­
doktrin für die taktischen Nuklearwaffen in der Allianz sein. Diese Aufgabe wurde 
jedoch durch zwei Entwicklungen gestört, die zu einem Überdenken der bisherigen 
Argumentationsweisen in der NPG zwangen. Zum einen begannen die technischen 
Möglichkeiten einer Miniaturisierung von Gefechtsköpfen („mini-nukes") bei gleich­
zeitiger enormer Verbesserung der Zielgenauigkeit auch konventioneller Waffen 
(precision guided munitions = PGM) in Europa beträchtliches Aufsehen zu erregen9 

und die Befürchtung hervorzurufen, dadurch könnte die qualitative Differenz zwi­
schen nuklearen und konventionellen Waffen verwischt werden. Im Sommer 1973 
griff die NPG diese Fragen daher auf. 

Auf ihrer Sitzung am 6. und 7. November 1973 in Den Haag beschlossen die NA-
TO-Verteidigungsminister, die Auswirkungen der neuen Technologien auf das Po­
tential an nuklearen Gefechtsfeldwaffen zu überprüfen. Unter amerikanischem Vor­
sitz sollten zwei Studien durchgeführt werden: eine unter britischer Leitung über 
deren militärische Implikationen (military implications of technology = MIT) und ei­
ne unter deutscher Leitung über die politischen Auswirkungen (political implications 
of technology = PIT). Neben der Frage, welche Auswirkungen die neuen Entwick­
lungen in der Waffentechnologie auf die NATO-Verteidigung haben würden, sollte 
auch untersucht werden, welche Entwicklungen sich sinnvoll nutzen ließen, um die 
Überlegenheit des Warschauer Paktes auf konventionellem und taktisch-nuklearem 
Gebiet auszugleichen. 

Im Rahmen dieser Arbeiten der NPG informierte US-Verteidigungsminister Schle­
singer die Verbündeten im Juni 1974 (auf der NPG-Sitzung in Bergen) eingehend 
über Stand und Zielsetzungen des amerikanischen Forschungs- und Entwicklungs­
programmes auf dem Gebiet der TNF10. In diesem Zusammenhang gab er auch In­
formationen über einige laufende Programme, so über die Entwicklung von PGM's, 
von fortgeschrittenen Marschflugkörpern (advanced cruise missiles = ACM) und von 
Gefechtsköpfen mit erhöhter radioaktiver Strahlung (enhanced radiation weap-
ons = ERW), der späteren „Neutronenwaffe", ohne daß letztere damals mit besonde­
rer Bewegung zur Kenntnis genommen wurde. Das Interesse der Europäer richtete 
sich vielmehr auf die militärischen Möglichkeiten von Marschflugkörpern. Dies hatte 
zwei Gründe. Während die britische Regierung über die Modernisierung der altern­
den V-Bomber und F-l11-Flugzeuge nachdachte, war das Bundesministerium der 

9 Vgl. C.Douglas-Hume, Miniature Nuclear Arms Developed by Pentagon für Battlefield Use, in: 
The Times (London), 7.5. 1973; James Digby, Precision Guided Weapons, London 1975 (Adelphi 
Paper No. 118); sowie die Darstellung bei Legge, Theater Nuclear Weapons and the NATO Strate-
gy of Flexible Response, a. a. O., S. 28 ff. 

10 Vgl. Kommunique über die Sitzung der Nuklearen Planungsgruppe in Bergen vom 12.Juni 1974,in: 
Texts of Final Communiques, a.a.O., S. 308-309. 
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Verteidigung in Bonn skeptisch hinsichtlich des militärischen Nutzens der SACEUR 
assignierten und mit Poseidon-Raketen bestückten U-Boote. Zahlenmäßig durch das 
SALT-I-Abkommen begrenzt und gleichzeitig für strategische Aufgaben vorgesehen, 
konnten diese Boote nur begrenzt in die operative Planung der NATO einbezogen 
werden. Für die europäischen Verteidigungsplaner boten daher ALCM und GLCM 
militärische Möglichkeiten, die durch die vorhandenen Systeme nicht gegeben waren. 

Die Ergebnisse der NPG-Studien über die Auswirkungen technologischer Innova­
tion, die im November 1976 und im Juni 1977 vorgelegt wurden, waren wenig spek­
takulär. Sie bestätigten im wesentlichen die bisherige Skepsis hinsichtlich der Führbar­
keit eines begrenzten Nuklearkrieges. Andererseits boten diese Studien zum ersten 
Mal die Möglichkeit, Art und Anzahl der Waffensysteme zu überprüfen, die zur Im­
plementierung der NATO-Strategie der Flexible Response und der darauf gegründe­
ten Einsatzplanung benötigt wurden. Damit wurde ein erster Schritt in Richtung auf 
eine Rationalisierung der in der Vergangenheit eher zufällig angehäuften nuklearen 
Waffenlager unternommen. Dabei zeigte sich ziemlich rasch, daß einige dieser Waf­
fensysteme durchaus entbehrlich und entweder einseitig abgebaut oder in den laufen­
den Rüstungskontrollverhandlungen negoziabel waren. Die im Dezember 1975 bei 
den MBFR-Verhandlungen in Wien vom Westen vorgelegte Option III, bei der ein 
Abbau von 1000 nuklearen Gefechtsköpfen im Austausch gegen eine sowjetische 
Panzerarmee angeboten wurde, war dafür ein gutes Beispiel11. 

Von noch größerer Bedeutung war jedoch eine zweite Entwicklung. Im gleichen 
Zeitraum, als die europäischen NATO-Partner zusammen mit den USA im Begriff 
waren, eine NATO-Einsatzdoktrin für die TNF zu entwickeln und die Angemessen­
heit der dafür zur Verfügung stehenden Waffensysteme zu überprüfen, begann die 
amerikanische Administration, die militärische Strategie und das nukleare Potential 
der USA an die gewandelte internationale Situation, und das hieß vor allem: an die 
Bedingungen strategischer Parität zwischen den USA und der Sowjetunion anzupas­
sen. Im Jahresbericht des Verteidigungsministeriums für das Haushaltsjahr 1975, den 
Verteidigungsminister James R.Schlesinger am 4. März 1974 dem Kongreß vorlegte, 
wurden drei Schritte angekündigt: 
- Veränderungen in der Militärdoktrin, insbesondere eine größere Flexibilität beim 

Einsatz nuklearer Waffen; 
- eine Modernisierung der vorhandenen nuklearen Waffensysteme sowie der für ih­

ren Einsatz notwendigen Führungs-, Kontroll- und Informationssysteme (C3I); 
- politische Maßnahmen, insbesondere auf dem Gebiet der Rüstungsbeschränkung, 

um das strategische Gleichgewicht („Strategie equivalence") auf einer möglichst 
niedrigen Ebene festzuschreiben12. 

11 Vgl. Haftendorn, Sicherheit und Entspannung, a. a. O., S. 580 ff. u. S. 570; Reinhard Mutz, Konven­
tionelle Abrüstung in Europa. Die Bundesrepublik Deutschland und MBFR, Baden-Baden 1984, 
S. 139 ff. Die im Dezember 1975 in Wien vorgelegte „Option III" (Einbeziehung von 1000 nukle­
aren Gefechtsköpfen als Gegenleistung für den Abzug einer kompletten sowjetischen Panzerarmee) 
wurde von den westeuropäischen NATO-Partnern jedoch nur sehr zurückhaltend unterstützt. 

12 Vgl. Report of the Secretary of Defense James R. Schlesinger to the Congress on the FY 1975 De­
fense Budget and FY 1975-1979 Defense Program, Washington, DC, March 4,1974, S.4 f. u. S. 82. 
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Auf strategischem Gebiet ging es nicht um die Anschaffung neuer Waffensysteme, 
sondern vielmehr darum, den technischen Fortschritt im Bereich der Waffentechnolo­
gie zu nutzen, um die Zielgenauigkeit (bei gleichzeitiger Reduzierung des Kollateral­
schadens), die Eindringfähigkeit und die Überlebensfähigkeit der vorhandenen Sy­
steme zu verbessern und damit im Falle eines militärischen Konfliktes einen 
flexibleren Einsatz zu ermöglichen. Die verminderte Glaubwürdigkeit eines strategi­
schen Gegenschlages sollte dadurch aufgefangen werden, daß unterhalb der Ebene 
allgemeiner Abschreckung weitere Eskalationsbarrieren errichtet wurden, die die 
Eindämmung eines Konfliktes erlauben sollten („intra-war deterrence"). Vor allem 
aber sollte die konventionelle Kampfkraft erhöht werden, um bei einem regionalen 
Konflikt den Einsatz von Kernwaffen zu vermeiden bzw. die nukleare Schwelle mög­
lichst hoch ansetzen zu können. 

Schlesingers Absicht war es, die Bedeutung der in Europa stationierten Kernwaffen 
herunterzustufen13. Mit dem Beschluß zur Modernisierung der seit 1969 in der Bun­
desrepublik stationierten Pershing-Raketen und der Entscheidung für die Entwick­
lung von fortgeschrittenen Marschflugkörpern (ACM)14, mit dem die vorhandenen 
TNF „sicherer" gemacht werden sollten, wurde jedoch gleichzeitig die waffentechni­
sche Grundlage für den NATO-Doppelbeschluß gelegt. 

Ähnlich wie Schlesinger forderte im amerikanischen Kongreß der demokratische 
Senator Sam Nunn, die Bedeutung taktischer Nuklearwaffen im Europa zu verrin­
gern und statt dessen die konventionelle Kampfkraft der Streitkräfte zu verstärken. In 
einem am 5. August 1974 eingebrachten und ein Jahr später verabschiedeten Zusatz 
zum Verteidigungshaushalt 1976 wurde die amerikanische Regierung aufgefordert, 

13 Im Bericht Schlesingers heißt es dazu: „It is not clear under what conditions the United States und its 
allies would posess a comparative military advantage in a tactical nuclear exchange." Ebenda, S. 82. 
Die von den USA angekündigte Überprüfung sollte sich auf die in Europa dislozierten „Theater 
Nuclear Weapons" (TNW) beziehen. Um zu betonen, daß diese Systeme aus europäischer Sicht 
nicht primär auf dem europäischen Gefechtsfeld eingesetzt, sondern die Abschreckung im regiona­
len Bereich verstärken sollten, vermied die Bundesregierung den Begriff „Gefechtsfeldwaffen" und 
sprach statt dessen von „nuklear-taktischen" Waffen, bzw. wenn Systeme größerer Reichweite 
(„Long Range Theater Nuclear Forces" = LRTNF) gemeint waren, von „euro-strategischen" oder 
„kontinental-strategischen" Systemen. 

14 Im Verteidigungshaushalt 1975 wurden Mittel für die Entwicklung eines zielgenaueren Gefechts­
kopfes für die Pershing I (P LA) beantragt; außerdem wurde die Prüfung der technischen Möglich­
keiten für die Entwicklung eines Nachfolgesystems mit vergrößerter Reichweite, der späteren P I I 
ER ( = Extended Range), angekündigt, ebenda, S. 114. Zur technischen Entwicklung dieser Rakete 
vgl. F. Clifton Berry, Jr., Pershing II: First Step into Theatre Nuclear Force Modernization, in: In­
ternational Defense Review, Bd. 12, Nr. 8 (August 1979), S. 1303-1308. Ebenfalls wurde die Ent­
scheidung zur späteren Produktion eines von Marine und Luftwaffe gemeinsam entwickelten und 
als SLCM und ALCM einsatzfähigen Marschflugkörpers angekündigt; vgl. Schlesinger Report, 
S.65. Die Entwicklung der Marschflugkörper (ACM) war wesentlich innenpolitisch determiniert; 
ursprünglich waren sie für strategische Missionen gedacht, aus innerbürokratischen Gründen wur­
de der seegestützten Variante Anfang 1976 eine Funktion als Gefechtsfeldwaffe zugewiesen, vgl. 
Robert Art u. Stephen E. Ockenden, The Domestic Politics of Cruise Missile Development, in: Ri­
chard Betts (Hrsg.), Cruise Missiles. Technology, Strategy, Politics, Washington, DC, 1981, 
S. 359-413 (S. 391 f.); ferner Ron Huisken, The History of Modern Cruise Missile Programs, eben­
da, S. 83-100 (S. 90 f.). 
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- die Gesamtzahl der in Europa stationierten nuklearen Gefechtsköpfe nicht zu er­
höhen; 

- ein umfassendes Konzept für den Einsatz taktischer Nuklearwaffen in Europa vor­
zulegen, das mit einer Betonung konventioneller Verteidigung vereinbar war; 

- präzise Angaben der dazu erforderlichen Waffen und Waffensysteme zu machen; 
und 

- darüber dem Kongreß bis zum 1. April 1975 zu berichten15. 
Diesen Bericht legte Verteidigungsminister Schlesinger termingerecht im April 

1975 vor. Darin legten die Vereinigten Staaten die Grundzüge ihrer Nuklearstrategie 
dar, jedenfalls soweit diese den NATO-Bereich betrafen. Erneut wurde dabei auf die 
Koppelung des strategischen Potentials der Vereinigten Staaten an die Abschreckung 
eines Angriffs auf Europa hingewiesen, wenn auch das Hauptgewicht auf die Abwehr 
einer Aggression durch direkte (konventionelle) Verteidigung gelegt wurde. Kern­
waffen sollten nur dann eingesetzt werden, wenn dies unbedingt notwendig war, d. h. 
als Gegenmaßnahme gegen einen Angriff des Warschauer Paktes mit Kernwaffen, 
um einen größeren Verlust an NATO-Territorium zu vermeiden, oder bei einem Ver­
sagen der konventionellen Verteidigung. Aufgrund eingehender Untersuchungen wa­
ren die USA zu dem Schluß gekommen, daß die in Europa stationierten taktischen 
Nuklearstreitkräfte der USA an die veränderten Bedingungen angepaßt werden müß­
ten, wenn sie weiterhin ein wesentliches Unterpfand der amerikanischen Verteidi­
gungsgarantie bleiben sollten. Dazu schlug Schlesinger folgende Maßnahmen vor: 
- Herstellung eines stabileren Gleichgewichtes in Europa als Ergebnis von Rüstungs­

kontrollverhandlungen ; 
- Modernisierung und Erhöhung der Kampfkraft der konventionellen Streitkräfte 

der NATO; 
- Neuordnung der taktischen Nuklearstreitkräfte der Allianz, insbesondere Verbes­

serung ihrer Überlebensfähigkeit, ihrer Einsatzmöglichkeiten zusammen mit kon­
ventionellen Streitkräften, ihrer Befehls- und Kontrollsysteme sowie die Verringe­
rung von Kollateralschäden; 

- Anpassung der Einsatzdoktrin für taktische Nuklearwaffeneinsätze an die gefor­
derte Betonung konventioneller Kriegführung; 

- Revision der Einsatzdoktrin für die strategischen Streitkräfte mit dem Ziel, die Ab­
schreckung bei begrenzten Konflikten zu erhöhen16. 

15 Vgl. US Congress, Senate, Policy, Troops, and the NATO Alliance. Report of Senator Sam Nunn to 
the Committee on Armed Services, April 2,1974, Washington, DC, 1974; für das Nunn Amendment 
siehe US Congress, Senate, Hearings Before the Committee on Armed Services, FY 1976 and 
July-September Transition Period Authorization for Military Procurement, Research and Deve­
lopment, and Active Duty, Selected Reserve, and Civilian Personnel Strength, (S 920), Part 5, 
March 6,7,14, 1975, S.2218; vgl. ferner Jörg Baldauf, Theater Nuclear Forces in Europe, 
1972-1977, Unpublished Master's Thesis, Department of Political Science, M.I.T., Cambridge, 
MA, 1983, S. 83. 

16 Vgl. James R. Schlesinger, The Theater Nuclear Force Posture in Europe. A Report to the United 
States Congress, Washington, DC, April 1975. Dieser Bericht ist gekürzt abgedruckt in: Robert 
J.Pranger u. Roger P.Labrie (Hrsg.), Nuclear Strategy and National Security. Points of View, 
Washington, DC, 1977, S. 167-188. 
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Der Bericht Schlesingers enthielt jedoch keine Aussagen über die Art und Zahl der 
für ein zurückhaltendes Operationskonzept erforderlichen TNF. Die amerikanische 
Regierung ließ keinen Zweifel daran, daß sie ebenso wie Senator Nunn eine Reduzie­
rung der Zahl der in Europa stationierten Waffen befürwortete und eine Modernisie­
rung der verbleibenden Systeme für richtig hielt; sie wollte jedoch den NATO-inter-
nen Überlegungen nicht vorgreifen. Um diese voranzubringen, legte der Nachfolger 
Schlesingers, Verteidigungsminister Donald Rumsfeld, auf der Sitzung der Nuklear­
en Planungsgruppe am 21. und 22. Januar 1976 in Hamburg ein Papier mit Vorschlä­
gen zur Verbesserung der Effektivität der Nuklearstreitkräfte in und für Europa vor. 
In diesem Papier wurde erneut besonderer Wert auf die Entwicklung von TNF mit 
hoher Überlebensfähigkeit, Flexibilität und militärischer Effektivität unter wirksamer 
politischer Kontrolle gelegt. Eine erste Diskussion der amerikanischen Vorschläge er­
folgte dann auf der Sitzung der NPG am 14. und 15. Juni 1976 in Brüssel17. 

Die „Schlesinger-Doktrin", die mit der Verabschiedung einer entsprechenden ver­
teidigungspolitischen Richtlinie (National Security Decision Memorandum No. 242 
= NSDM 242) zur offiziellen Politik der USA wurde und auf der operativen Ebene 
Eingang in die militärische Planung fand, stellte die NATO-Partner vor eine Reihe 
von Problemen. Während sich ihre Überlegungen auf die Rolle der TNF in Europa 
konzentriert hatten, kam diesen Systemen in dem neuen amerikanischen Konzept nur 
eine marginale Rolle zu. Während die USA die nukleare Schwelle so hoch wie mög­
lich ansetzen wollten, nachdem die Glaubwürdigkeit eines Eingreifens mit Nuklear­
waffen in einen nichtnuklearen regionalen Konflikt nach dem Verlust der strategi­
schen Überlegenheit gering geworden war, akzentuierten die Europäer, insbesondere 
die Bundesrepublik, die Bindegliedfunktion der taktischen Nuklearstreitkräfte, mit 
denen das strategische Potential der USA an Abschreckung und Verteidigung West­
europas gekoppelt werden sollte18. 

Vor allem aber erwartete Washington, daß die Kernwaffen in und für Europa an 
die Erfordernisse der Rüstungskontrolle angepaßt werden würden19. Dies wurde bei 
den Verhandlungen über ein zweites SALT-Abkommen deutlich. Die Nichteinbezie-

17 Für die Grundzüge des von Verteidigungsminister Donald Rumsfield vorgelegten Papiers über „Im-
proving the Effectiveness of NATO's Theater Nuclear Forces" vgl. Legge, Theater Nuclear Weap-
ons and the NATO Strategy of Flexible Response, a. a. O., S. 33; vgl. ferner das Kommunique über 
die Sitzung der Nuklearen Planungsgruppe am 14. u. 15. Juni 1976 in Brüssel, in: North Atlantic 
Treaty Organization (Hrsg.), Texts of Final Communiques, Volume II, 1975-1980, Brüssel o.J., 
S.52 f. 

18 Während es im Entwurf des amerikanischen Verteidigungsministers für den Verteidigungshaushalt 
1975 hieß, die nukleare Schwelle müßte so hoch wie möglich angesetzt werden, stand im Weißbuch 
1975/76 der Bundesrepublik, es sei „ein gemeinsames Interesse der Amerikaner und der Europäer, 
die Nuklearschwelle nicht zu senken". Vgl. Schlesinger 1975 Report to Congress, a.a.O., S.81; 
Weißbuch 1975/76, a.a.O., S.50. 

19 Auf diese Folge der amerikanischen Positionsänderung und deren Auswirkungen auf die europä­
ische Diskussion über die Rolle der TNF hat Staatssekretär Dr. Lothar Ruehl in einem Vortrag vor 
dem Royal Institute of International Affairs (Chatham House) am 4. Juli 1984 in London aufmerk­
sam gemacht (private Aufzeichnung). 
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hung der sowjetischen Bomber vom Typ „Backfire" in die Grundsatzvereinbarung 
von Wladiwostock vom November 1974 bzw. der in der Folge hergestellte verhand­
lungstaktische Zusammenhang zwischen Beschränkungen für den Backfire-Bomber 
und die auf amerikanischer Seite in Entwicklung befindlichen Marschflugkörper un­
terstrichen dies. Das Mißtrauen wurde noch verstärkt durch die sowjetische Forde­
rung nach einer Nichtweitergabe-Klausel, auf die die USA jedoch nur in der abge­
schwächten Form einer Nichtumgehungsklausel als Gegenleistung für die Ausklam­
merung der vorne dislozierten Nuklearwaffensysteme (forward based Systems = FBS) 
eingingen. Gerade weil die Europäer in Genf nicht am Verhandlungstisch saßen, in­
folge der engen Verknüpfung der verschiedenen militärischen Aktionsebenen Be­
schränkungen auf der einen in der Regel jedoch Auswirkungen auch auf die anderen 
Ebenen hatten, verfolgten sie die Verhandlungen mit wachem Mißtrauen20. 

Mit den SALT-Vereinbarungen (ABM-Vertrag, SALT I-Interimsabkommen, 
Grundsatzerklärung von Wladiwostock) verfolgte Washington die Absicht, die' Rü­
stungskonkurrenz auf strategischem Gebiet soweit zu steuern, daß für beide Seiten 
akzeptable Höchstgrenzen festgelegt wurden, vor allem aber der Sowjetunion die 
Option eines Enthauptungsschlages verwehrt wurde. Angesichts der Kritik des Kon­
gresses an SALT I hatten die amerikanischen Unterhändler bei SALT II jedoch nur 
eine begrenzte Verhandlungsmarge. So fand eine von Kissinger im Januar 1976 mit 
den Sowjets besprochene Einbeziehung von Backfire-Bombern und Marschflugkör­
pern in den Plafond von SALT II nicht die erforderliche innenpolitische Unterstüt­
zung. Vor allem das Pentagon wandte sich gegen Beschränkungen von Marschflug­
körpern, u.a. mit dem damals vorgeschobenen Argument, daß mit derartigen 
Systemen in Westeuropa ein Gegengewicht zu den sowjetischen SS-20 aufgebaut 
werden könnte21. 

Im folgenden Jahr, als die Carter-Administration einen Neuansatz bei den SALT-
Verhandlungen suchte, waren es vor allem die westeuropäischen NATO-Partner, die 
Bedenken gegen eine Beschränkung von Marschflugkörpern äußerten. Sie wollten 
keine Waffenoption ohne nähere Prüfung auf dem Altar der Rüstungskontrolle op­
fern, die für die NATO-Verteidigung von Bedeutung sein konnte. In dieser Phase 
stellten die laufenden Verhandlungen über Rüstungskontrolle aus europäischer Sicht 
eher eine zusätzliche Belastung denn eine Chance in einer durch die amerikanische 
Positionsänderung ohnehin schwierigen Debatte über die Rolle der TNF im Rahmen 
der Strategie der Flexible Response dar. 

20 Für eine kritische Analyse des SALT-Prozesses aus der Sicht der Bundesrepublik siehe Uwe Nerlich, 
Politische Symbolik der Einigung oder effektive Beschränkungen: Das Beispiel des SALT-II-
Abkommens, in: Ders. unter Mitarbeit von Falk Bomsdorf, Sowjetische Macht und westliche Ver­
handlungspolitik im Wandel militärischer Kräfteverhältnisse, Baden-Baden 1982, S. 367-388; einen 
Überblick über die europäische Argumentation gibt David Yost, European Security and the SALT 
Process, Beverly Hills u. London 1981 (The Washington Papers No. 85). 

21 Vgl. Strobe Talbot, Endgame. The Inside Story of SALT II, New York, San Francisco u. London 
1979, S. 36 f.; ferner James A. Thomson, The LRTNF decision: evolution of US theatre nuclear poli-
cy, 1975-9, in: International Affairs, Bd.60, Nr.4 (Herbst 1984), S. 601-614 (hier S.603). 
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IL 

Im Januar 1977 zog in den Vereinigten Staaten ein neuer Präsident ins Weiße Haus 
ein. Präsident Carter trat sein Amt mit der Absicht an, sowohl den Rüstungskontroll­
dialog mit der Sowjetunion durch neue Initiativen zu intensivieren als auch auf dem 
Gebiet der Sicherheitspolitik vor allem das NATO-Bündnis zu stärken. Mit dieser all­
gemeinen Zielsetzung stimmte die Bundesrepublik voll überein, wenn sie auch in Ein­
zelfragen abweichende Auffassungen vertrat. Nach der Unterzeichnung der Schluß­
akte der KSZE im August 1975 in Helsinki hatte Bonn verschiedene Vorschläge 
gemacht, um die MBFR-Verhandlungen in Wien voranzubringen. Für Bundeskanz­
ler Schmidt stand das Ziel im Vordergrund, die mit den Ostverträgen Anfang der 
siebziger Jahre eingeleitete politische Entspannung durch vereinbarte Maßnahmen 
der Rüstungskontrolle zu ergänzen und auf eine feste sicherheitspolitische Grundlage 
zu stellen. Der fortgesetzte Aufwuchs der Kampfkraft des Warschauer Paktes, insbe­
sondere die 1975 beginnende Stationierung neuer taktischer Nuklearwaffen (SS-21, 
SS-22, SS-23 sowie nukleare Artillerie) und die für 1976 erwartete Dislozierung von 
neuen, mobilen Mittelstreckenraketen vom Typ SS-2022, zwang jedoch dazu, über ei­
ne Stärkung des westlichen Verteidigungsdispositivs nachzudenken, wenn es nicht 
gelang, diese sowjetischen Systeme in die laufenden Rüstungskontrollverhandlungen 
einzubeziehen. Die vom Kanzler apostrophierte „Strategie des Gleichgewichts"23 er­
forderte die Aufrechterhaltung einer angemessenen Verteidigungsfähigkeit auf allen 
Ebenen. 

Erste Weichenstellungen wurden auf zwei Konferenzen der Staats- und Regie­
rungschefs im Mai 1977 in London („Weltwirtschaftsgipfel", 7.-8.5. 1977; „NATO-
Gipfel", 10.-11.5. 1977) vorgenommen. Nachdem Präsident Carter die Industrie­
staaten zu einem höheren und konzentrierteren Verteidigungsbeitrag aufgerufen 

22 Während bislang in den NATO-Kommuniques in eher allgemeiner Form Sorge über die Verstär­
kung der Kampfkraft des Warschauer Paktes geäußert wurde, wird in dem Kommunique über die 
Tagung des Defence Planning Committee am 7. u. 8. Dezember 1976 in Brüssel explizit auf die SS-
20 verwiesen. Dort heißt es: „In the nuclear field significant improvements are being made with the 
appearance of new nuclear weapon delivery Systems equipped with multiple warheads; this includes 
the expected deployment of the SS-20 mobile intermediate range ballistic missiles capable of striking 
targets in the whole of Europe and beyond." Texts of Final Communiques, II, a. a. O., S. 57. Die SS-
20, ein Feststoff-getriebener zweistufiger Flugkörper mit einer Reichweite von 2700 nautischen 
Meilen, die drei, unabhängig voneinander in ihre Ziele lenkbare Gefechtsköpfe tragen kann, war 
eine Parallelentwicklung zu der dreistufigen Interkontinentalrakete vom Typ SS-16. Während die 
SS-16 unter die Begrenzungen der SALT-Abkommen fiel, war dies aufgrund ihrer kürzeren Reich­
weite bei der SS-20 nicht der Fall. Anstelle der ursprünglich projektierten Dislozierung von SS-16 
ICBM entschied sich die sowjetische Führung daher etwa 1974/75 für die Produktion der SS-20. 
Vgl. Robert P. Berman und John C. Baker, Soviet Strategic Forces. Requirements and Responses, 
Washington, DC, 1982, S.93. 

23 Vgl. Helmut Schmidt, Strategie des Gleichgewichts. Deutsche Friedenspolitik und die Weltmächte, 
Stuttgart 1969, S. 18 ff. Siehe auch dessen Akademische Festrede zum zehnjährigen Bestehen der 
Hochschule der Bundeswehr Hamburg, in: Zehn Jahre Hochschule der Bundeswehr Hamburg. Re­
den zur akademischen Feier am 3. Oktober 1983, Hamburg 1983, S. 34 ff. 
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hatte, beschloß der Nordatlantik-Rat, seine Verteidigungsminister mit der Ausarbei­
tung eines langfristigen Verteidigungsprogramms zu beauftragen, das die reguläre 
Streitkräfteplanung auf dem Gebiet der konventionellen Streitkräfte ergänzen sollte. 
Diesen Beschluß machte sich in der darauffolgenden Woche das Gremium der Vertei­
digungsminister, der Verteidigungsplanungsausschuß (Defense Planning Commit-
tee = DPC), zu eigen24. 

Die Minister konnten dabei auf Überlegungen zurückgreifen, die bereits im Herbst 
des vorangegangenen Jahres im Rahmen der NATO diskutiert25, jedoch bisher nicht 
in konkrete Vorhaben umgesetzt worden waren. Zur Ausarbeitung eines entspre­
chenden langfristigen Verteidigungsprogrammes (Long-Term-Defense-Programm 
= LTDP) setzten sie neun Arbeitsgruppen ein und beauftragten diese, konkrete Vor­
schläge für Verbesserungen auf den verschiedensten Bereichen vorzulegen. Eine 
zehnte Arbeitsgruppe, die der Nuklearen Planungsgruppe unterstellt wurde, sollte die 
ebenfalls bereits begonnene Überprüfung der taktischen Nuklearstreitkräfte fortfüh­
ren. Ein neues Element war die Aufforderung an die Mitgliedsländer, ihre Ausgaben 
für Verteidigungszwecke jährlich um real 3% oder mehr zu erhöhen - soweit dies ihre 
wirtschaftliche Lage zuließ26. Dieses langfristige Verteidigungsprogramm wurde 
dann auf der Grundlage der von diesen Gruppen ausgearbeiteten Vorlagen auf einer 
weiteren Konferenz der Staats- und Regierungschefs am 30. und 31. Mai 1978 in 
Washington verabschiedet27. 

24 Vgl. das Kommunique über die Tagung des NATO-Rats am 10. und 11.Mai 1977 in London, in: 
Texts of Final Communiques, II, a.a.O., S.65-67; Kommunique des Verteidigungsplanungsaus-
schusses und Ministerweisung („Ministerial Guidance") vom 18.5. 1977, ebenda, S. 68-74. Sicher­
heitsfragen wurden auf dem Weltwirtschaftsgipfel zwar angesprochen, fanden jedoch auf französi­
schen Wunsch keinen Eingang in die gemeinsame Erklärung. 

25 Vgl. Kommunique über die Tagung des Verteidigungsplanungsausschusses am 7. und 8. Dezember 
1976 in Brüssel, ebenda, S. 56-59. Auf amerikanischer Seite waren entsprechende Überlegungen vor 
allem von dem ehemaligen Botschafter der USA in der Türkei und damaligen Berater von U. S. Ver­
teidigungsminister Harold Brown, Robert W. Komer, angestellt worden. In diesem Zusammenhang 
spielten drei von diesem 1976/77 verfaßte RAND-Berichte eine Rolle, die im April als „Komer Re­
port" publik wurden. Die wichtigsten Punkte sind in dem folgenden Beitrag enthalten: Robert 
W.Komer, Ten Suggestions for Rationalizing NATO, in: Survival, Bd.XIX, Nr.2 (März/April 
1977), S. 67-72. Für die Argumentation der USA auf dem NATO-Gipfel in London siehe auch die 
Rede von Präsident Carter am 10.Mai 1977 auf demselben, abgedruckt in: Survival, Bd.XLX, Nr.4 
(Juli/August 1977), S. 175-177. 

26 Vgl. Ministerweisung vom 18.5.1977, in: Texts of Final Communiques, II, S.74. Zur Vorgeschichte 
und Problematik der sogen. „3%-Lösung" vgl. auch Foreign Policy Research Institute, The Three 
Per Cent Solution and the Future of NATO, Philadelphia, PA, 1981. 

27 Vgl. das Kommunique über die Sitzung des NATO-Rates am 30. und 31. Mai 1978 in Washington, 
in: Texts of Final Communiques, II, S. 90-95; ferner Weißbuch 1979, S. 128 f. Dieses Programm sah 
im einzelnen folgende zehn Verstärkungsprogramme für die Bündnisstreitkräfte vor: 
- Bereitschaftsstand der Streitkräfte; 
- Verstärkungsstreitkräfte; 
- Reservistenmobilisierung; 
- Seestreitkräfte; 
- Luftverteidigung; 
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Wenig internationale Aufmerksamkeit fand damals eine Passage in der Rede von 
Bundeskanzler Schmidt am 10. Mai 1977 vor dem Nordatlantik-Rat. Nach seiner Auf­
fassung führten die SALT-Vereinbarungen zu einer Stabilisierung der strategischen 
Parität zwischen den USA und der Sowjetunion, die die strategischen Waffen zuneh­
mend zu einer „weapon of last resort" werden ließ. Dadurch gewännen die konventio­
nellen Streitkräfte in Europa an Bedeutung und machten es erforderlich, auch dort ein 
konventionelles Gleichgewicht herbeizuführen. Dies könnte entweder durch verstärk­
te eigene Leistungen oder durch beiderseitige Reduzierungen auf einen gemeinsamen 
Plafond geschehen. Schmidt sprach sich in diesem Zusammenhang für verstärkte ge­
meinsame Anstrengungen bei den MBFR-Verhandlungen aus28. Der Bundeskanzler 
nahm mit diesen Ausführungen Überlegungen vorweg, die dann fünf Monate später in 
seiner Alastair-Buchan-Gedenkrede weltweite Aufmerksamkeit fanden. 

Die Bundesrepublik und die europäischen Verbündeten der USA begrüßten zwar 
die Initiative der Carter-Administration, zu weitreichenden Vereinbarungen mit der 
Sowjetunion auf dem Gebiet der strategischen Offensivwaffen zu kommen, sie beob­
achteten jedoch mit Besorgnis die amerikanische Tendenz, sowjetische Zugeständnis­
se mit Entgegenkommen bei Systemen im nicht-strategischen Bereich zu honorieren. 
Im März 1977 scheiterte jedoch der Versuch der neuen Regierung in Washington, 
Moskau für drastische Reduzierungen bei den Offensivsystemen zu gewinnen, es 
blieb im wesentlichen bei den in Wladiwostock getroffenen Vereinbarungen. Ebenso 
wie die Behandlung des sowjetischen Backfire-Bombers lag damit auch die Frage ei­
ner Beschränkung von fortgeschrittenen und insbesondere weitreichenden Marsch­
flugkörpern wieder auf dem Verhandlungstisch. Washington war nunmehr bereit, Be­
schränkungen für Marschflugkörper zu akzeptieren (zwar nicht im Vertrag selbst, 
sondern nur in einem in seiner Laufzeit auf drei Jahre begrenzten Protokoll), ohne 
daß das Problem der SS-20 angesprochen oder vertragliche Begrenzungen des Back­
fire-Bombers vorgesehen wurden. Die Europäer kritisierten an dieser Regelung vor 
allem, daß die von den sowjetischen Systemen mittlerer Reichweite ausgehende Be­
drohung Westeuropas völlig außer Betracht blieb. Außerdem mißtrauten sie der zeit­
lichen Begrenzung von Marschflugkörperrestriktionen und fürchteten, daß langfri­
stig europäische Verteidigungsoptionen behindert würden. 

- Führungssysteme und Fernmeldewesen; 
- elektronische Kampfführung; 
- Rationalisierung und Standardisierung; 
- Logistik; 
- Modernisierung der nuklearen Kräfte in und für Europa. 
Zu den Motiven und Zielen des LTDP vgl. auch Robert W. Komer, Das langfristige Verteidigungs­
programm der NATO: Ursprünge und Ziele, in: NATO Brief, Nr. 3,1978, S. 9-12. 

28 Vgl. die Ausführungen von Bundeskanzler Schmidt am 10. Mai 1977 vor dem NATO-Rat in Lon­
don, abgedruckt in: Bulletin, Nr. 51,13.5.1977, S. 467-470. In dieser Fassung heißt es, daß SALT II 
die Parität auf der Ebene der strategischen Waffen stabilisieren werde (S. 469). Dadurch wachse die 
Bedeutung der anderen Systeme. Im gleichfalls offiziellen englischen Text lautet die entsprechende 
Passage: „The SALT process may lead to a paralyzation of the Soviet and American central Strategic 
forces..." Vgl. Survival, Bd. XIX, Nr. 4 Juli /August 1977), S. 177. 
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Die Frage der Marschflugkörper führte im Laufe des Jahres 1977 als Folge der zu­
nehmenden Bedrohung durch sowjetische SS-20-Raketen als auch durch politische 
Ungeschicklichkeiten von sehen der amerikanischen Administration zu einer Bela­
stung der europäisch-amerikanischen Beziehungen. Aus europäischer Sicht machte 
die wachsende sowjetische Bedrohung die Suche nach Nachfolgesystemen für die al­
ternde Flotte an bemannten Bombern dringlich. Die Aufstockung der SACEUR zur 
Verfügung stehenden F-111 um ein Geschwader und der Poseidon SLBM auf 
400 Gefechtsköpfe reichte zumal deshalb nicht aus, weil diese Systeme politisch zwar 
vorhanden, aber operativ nicht voll verfügbar waren. Aus ähnlichen Gründen lehnte 
der britische Verteidigungsminister Fred Mulley auch einen Vorschlag von US-Ver­
teidigungsminister Harald Brown ab, künftig auf landgestützte Abschreckungsstreit­
kräfte in Europa zu verzichten und diese stattdessen auf See zu dislozieren. Aus vie­
lerlei Gründen boten sich Marschflugkörper als ein geeignetes europäisches System 
an, insbesondere wenn sie mit präzisionsgelenkten Gefechtsköpfen ausgestattet wur­
den29. 

1977 war jedoch in den USA noch keine Entscheidung zugunsten einer spezifi­
schen ACM-Konfiguration, geschweige denn überhaupt eine Entscheidung für die 
Produktion von Marschflugkörpern getroffen worden. Am wahrscheinlichsten schien 
eine militärische Nutzung von luftgestützten Marschflugkörpern (air launched cruise 
missiles = ALCM), um die Eindringtiefe der bemannten Flugzeuge zu vergrößern, 
und zwar vor allem dann, wenn sich die Carter-Administration dafür entschied, auf 
die Produktion des B-l-Bombers zu verzichten. Dieser Möglichkeit trugen die ameri­
kanischen SALT-Vorschläge Rechnung, indem die Reichweitenbegrenzung für die 
ALCM mit 2500 km weit bemessen wurde, während die USA meinten, auf die Pro­
duktion von see- und landgestützten Systemen mit größerer Reichweite als 600 km 
verzichten zu können. Dies waren aber gerade diejenigen Systeme, die für die Euro­
päer in Frage kamen. 

In dieser Situation beschloß die Regierung Carter, die Verbündeten umfassend, 
und wie sie meinte, unvoreingenommen über die Vor- und Nachteile von Marsch­
flugkörpern zu informieren. Nach längerem internen bürokratischen Gerangel zwi­
schen dem Außen- und dem Verteidigungsministerium über die Gewichtung politi­
scher und militärischer Aspekte bei der vorgesehenen Unterrichtung reiste Leslie 
Gelb, der Leiter der Abteilung für politisch-militärische Fragen im State Department 

29 Zu den Befürwortern einer Marschflugkörper-Option gehörten damals der britische Verteidigungs­
minister Fred Mulley, der ein Nachfolgesystem für die alternden britischen V-Bomber und Polaris-
Unterseeboote suchte, sowie sein deutscher Kollege Georg Leber, der in einem Interview am Rande 
der NATO-Tagung im Dezember 1977 in Brüssel sagte, Marschflugkörper könnten ein Instrument 
kompensatorischer Gegenrüstung der NATO zum Ausgleich der sowjetischen Überlegenheit im 
Bereich der „kontinentalen" Kernwaffensysteme sein; vgl. Lothar Ruehl, Der Beschluß der NATO 
zur Einführung nuklearer Mittelstreckenwaffen, in: Europa-Archiv, Folge4/1980, S.99-110 
(S. 102); vgl. ferner Richard Burt, The SS-20 and the Strategic Balance, in: The World Today, Bd. 33, 
Nr. 2 (Februar 1977), S. 43-51; ders., The Scope and Limits of SALT, in: Foreign Affairs, Bd. 56, 
Nr.4 (Juli 1978), S.751-770. 
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(Political-Military Affairs = PM), mit einer Delegation beider Ressorts nach Brüssel, 
um dort die Verbündeten im NATO-Rat zu unterrichten. Da einerseits die Amerika­
ner ihre eigene Position noch nicht festgelegt hatten, andererseits inneradministrative 
Probleme klare Aussagen verhinderten, war das Ergebnis dieser Unterrichtung eher 
größere Verwirrung denn Aufklärung. Die Europäer vermuteten, Washington wolle 
ihnen eine militärische Nutzung von Marschflugkörpern ausreden, um seinerseits die 
SALT-Verhandlungen nicht zu gefährden30. In der Sache vertrat die Carter-Admini­
stration weiterhin die Auffassung, daß die SS-20 keine neue Bedrohung darstellte, der 
nicht mit den vorhandenen Potentialen adäquat begegnet werden könnte31 

Weitere Irritationen in den europäisch-amerikanischen Beziehungen gab es im 
Sommer 1977 in Hülle und Fülle. Die Bemühungen der Carter-Administration, die 
Weiterverbreitung von Kernwaffen durch eine Beschränkung des nuklearen Brenn­
stoffkreislaufes zu verhindern, kollidierten mit deutschen und französischen Interes­
sen, ihre nationalen Kernkraftindustrien durch umfangreiche Export- und Koopera­
tionsprogramme mit Ländern der Dritten Welt auf eine breitere wirtschaftliche 
Grundlage zu stellen32. Presseberichte über eine interministerielle Studie zur amerika­
nischen Verteidigungspolitik (Presidential Review Memorandum No. 10 = PRM 10), 
die den Eindruck vermittelten, im Falle eines konventionellen Angriffs des Warschau­
er Paktes in Mitteleuropa sei ein Rückzug der NATO-Streitkräfte auf die Linie We­
ser-Lech vorgesehen, sorgten für Unruhe insbesondere in der Bundesrepublik, die im 
Konfliktfall die Preisgabe eines Drittels ihres Territoriums fürchten mußte. Verteidi­
gungsminister Brown beeilte sich zwar zu versichern, daß die Vereinigten Staaten 
nicht beabsichtigten, vom gemeinsamen NATO-Konzept der Vorneverteidigung ab­
zugehen, konnte aber nicht alle Bedenken zerstreuen. Die Bundesregierung in Bonn 
bemühte sich zwar öffentlich, mögliche Differenzen herunterzuspielen, war jedoch 
verärgert über das, was sie als leichtfertige Washingtoner Gedankenspiele ansah33. 
Schließlich belastete ein sensationell aufgemachter Artikel von Walter Pincus in der 
Washington Post über die Einführung von „Neutronenwaffen" die europäisch-ameri­
kanischen Beziehungen. Durch ihn wurde eine bündnisinterne Diskussion hochge­
spielt, die seit etwa einem Jahr in der NPG im Gange war und in der eine mögliche 
Dislozierung von Sprengsätzen mit erhöhter radioaktiver Strahlung und geringem 
Kollateralschaden im Bündnis (d. h. primär in der Bundesrepublik) geprüft wurde34. 

30 Vgl. Schwartz, NATO's Nuclear Dilemmas, a. a. O., S. 211; ferner Art/Ockenden, The Domestic 
Politics of Cruise Missile Development, a. a. O. 

31 Vgl. The Modernization of NATO's Long-Range Theater Nuclear Forces, Report prepared for the 
Subcommittee on Europe and the Middle East of the Committee on Foreign Affairs, U. S. House of 
Representatives, 96th Congress, Washington, D. C , 31.12. 1980, S. 19. 

32 Zu den deutsch-amerikanischen Meinungsverschiedenheiten in der Nuklearpolitik vgl. Karl Kaiser, 
Auf der Suche nach einer Welt-Nuklearordnung. Zum Hintergrund deutsch-amerikanischer Diver­
genzen, in: Europa-Archiv, Folge 6/1978, S. 153-172. 

33 Vgl. Schwanz, NATO's Nuclear Dilemmas, a. a. O., S. 213 f. 
34 Vgl. Walter Pincus, Neutron Killer Warhead Buried in ERDA Budget, in: The Washington Post, 4. 

bzw. 6.Juni 1977; S.T.Cohen, The Neutron Bomb: Political, Technological and Military Issues, 
Cambridge, MA, u. Washington, DC, 1978; Sherri L. Wassermann, The Neutron Bomb Controver-
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Diese Irritationen ebenso wie das moralische Pathos der Carter Administration 
(insbesondere in der Menschenrechtsfrage) addierten sich in Westeuropa zum Bild ei­
ner wenig berechenbaren Administration, die insbesondere in der Sicherheitspolitik 
den eigenen Zielen Vorrang gab vor der Rücksichtnahme auf die Verbündeten. Einem 
flinkzüngigen Politiker wie Helmut Schmidt fiel es schwer, sein Mißfallen über die, 
aus seiner Sicht, unberechenbare Politik der amerikanischen Administration zu ver­
bergen. 

Vor diesem Hintergrund sicherheitspolitischer Unsicherheiten ebenso wie Irritatio­
nen im europäisch-amerikanischen Verhältnis ist sowohl die Rede, die der damalige 
Bundeskanzler Helmut Schmidt am 28. Oktober 1977 vor dem International Institute 
for Strategic Studies in London hielt, als auch die Aufmerksamkeit zu verstehen, die 
dieser Rede weltweit zuteil wurde. 

Im sicherheitspolitischen Teil der Rede - weite Passagen waren der Wirtschaftspo­
litik gewidmet - ging Schmidt der Frage nach, welche Auswirkungen das durch 
SALT festgeschriebene nuklearstrategische Gleichgewicht zwischen der Sowjetunion 
und den Vereinigten Staaten auf die westliche Sicherheitspolitik habe. Da sich durch 
SALT die strategischen Nuklearpotentiale beider Weltmächte neutralisierten, wüchse 
in Europa die Bedeutung der Disparitäten zwischen Ost und West auf nuklear-takti­
schem und konventionellem Gebiet. In seinen Schlußfolgerungen ging er dann in ei­
nem wichtigen Punkt über seine Ausführungen vom Mai 1977 hinaus: er forderte 
nicht nur Anstrengungen zur Herbeiführung eines konventionellen Gleichgewichtes 
- vor allem durch neue Verhandlungsinitiativen bei MBFR35 - , sondern auch Parität 
bei den taktisch-nuklearen Waffensystemen in Europa. Fall es nicht gelänge, die hier 
bestehenden Ungleichgewichte auf dem Wege der Rüstungskontrolle abzubauen, 
müßte die Allianz bereit sein, die für die Strategie der Flexiblen Erwiderung erforder­
lichen und geeigneten Mittel bereitzustellen36. 

sy. A Study in Alliance Politics, New York 1983; David Whitman, The Press and the Neutron Bomb, 
Mskr., Harvard College 1983. 

35 Die Ausführlichkeit des MBFR betreffenden Teils der Rede und seine ungekürzte Wiedergabe im 
regierungsamtlichen Bulletin hatten bündnisinterne und innenpolitische Gründe. Schmidt wollte die 
internen Überlegungen über neue Initiativen bei den ins Stocken geratenen MBFR-Verhandlungen 
beschleunigen. Innenpolitisch bedeuteten sie eine öffentliche Parteinahme für die Vorschläge des 
Verteidigungsministeriums gegenüber der wesentlich zurückhaltenderen Position des Auswärtigen 
Amtes. 

36 Vgl. Schmidt, Politische und wirtschaftliche Aspekte der westlichen Sicherheit, a.a.O., S. 1014 ff. 
Die Rede inkorporierte bewußt Passagen der Ausführungen Schmidts vom 10.5. 1977 vor dem 

; NATO-Rat. Für den sicherheitspolitischen Teil der Rede hatten der Leiter Planungsstab im Bundes-
! ministerium der Verteidigung, Dr. Walther Stützle, und der Leiter der Politischen Abteilung im Bun­

deskanzleramt, Jürgen Ruhfus, Entwürfe geliefert. Den Hauptteil seiner Rede, der aus der 
„Schreibstube" des Kanzleramtes stammte, widmete Schmidt jedoch den ökonomischen Dimensio­
nen von Sicherheit: einem funktionstüchtigen Weltwirtschaftssystem, der Sicherstellung der Roh­
stoff- und Energieversorgung sowie der Entwicklung ausgewogener und stabiler Wirtschaftsbezie­
hungen mit den planwirtschaftlichen Ländern des Ostens. Seine ursprüngliche Absicht, 30 Jahre 
nach Verkündung des Marshall-Planes einige grundlegende Aussagen zum Zusammenhang von 
wirtschaftlicher Stabilität und militärischer Sicherheit zu machen, konnte Schmidt nicht verwirkli-
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Schmidt wollte seine Rede zum damaligen Zeitpunkt aber keinesfalls als Forde­
rung nach neuen Waffensystemen verstanden wissen. Ihn trieb vielmehr die Sorge um, 
daß die von den Weltmächten USA und Sowjetunion angestrebte strategische Rü­
stungsbeschränkung auf Kosten der Europäer gehen und ihre Sicherheitsinteressen 
beeinträchtigen könnte. Er fürchtete, gleichsam zwischen der Ebene der strategischen 
Waffen, die im Rahmen von SALT II beschränkt werden sollten (zusammen mit Be­
schränkungen von Marschflugkörpern im Protokoll), und der konventionellen Ebe­
ne, über die im Rahmen von MBFR (ebenfalls unter Einbeziehung einiger westlicher 
TNF in der im Dezember vorgelegten „Option III") verhandelt wurde, würde eine 
„Grauzone" entstehen, die nicht in den Rüstungskontrolldialog einbezogen war und 
auf der die Sowjetunion durch einseitige Aufrüstungsmaßnahmen das auf den ande­
ren Ebenen hergestellte Gleichgewicht „aushebeln" bzw. politisch operationalisieren 
konnte. Sein Ziel war die Einbeziehung der weitreichenden taktisch-nuklearen Syste­
me beider Seiten in das SALT II-Abkommen - wenn nicht in den Vertragstext, dann 
in die Prinzipienerklärung, in der Verhandlungsziele für SALT III skizziert wur­
den. Schmidt konnte sich dabei auf ein „Grauzonen-Papier" stützen, das ihm im 
Frühjahr 1977 der Leiter Planungsstab im BMVg, Dr. Walther Stützle, ausgearbeitet 
hatte37. 

Vor allem aber ging es Schmidt darum, die Aufmerksamkeit des Westens auf die 
Tatsache zu lenken, daß dieser gegenwärtig über kein strategisches Gesamtkonzept 
verfügte. In den USA war der Kissinger-Schlesinger-Ansatz zugunsten der Priorität 
einer SALT-Vereinbarung mit der Sowjetunion aufgegeben worden; in der Bundes­
republik scheiterte der Versuch, militärische Planung und Verhandlungsoptionen 
übergreifenden sicherheitspolitischen Zielsetzungen unterzuordnen, an den Interes­
sengegensätzen zwischen Verteidigungsministerium und Auswärtigem Amt. Dies er­
schwerte es der Bundesregierung in der Folge, die durch die Rede des Bundeskanz­
lers geweckten Erwartungen mit konkreten Vorschlägen zu substantiieren. 

Am stärksten war die Wirkung der Rede Schmidts in den Vereinigten Staaten. Sei­
ne Kritik an der amerikanischen SALT-Position wurde durchaus ernst genommen, 
auch wenn sich die amerikanische Regierung seit etwa Mitte 1977 bemüht hatte, die 
NATO-Verbündeten intensiver und ausführlicher als zuvor über die Verhandlungen 
zu informieren. Schmidts Aussage, daß das Prinzip der Parität für alle Waffenarten 
gelten müßte, wurde vor allem vor dem Hintergrund der wachsenden Bedrohung 
durch die sowjetischen SS-20 einerseits und der NATO-internen Debatte über eine 
Modernisierung der taktisch-nuklearen Waffensysteme in Europa andererseits gese­
hen. Ohne daß dieser Begriff von Schmidt benutzt worden war (aber ihm zugeschrie-

chen. In den Wochen unmittelbar zuvor war der Kanzler durch die Schleyer- und „Landshut"-
Entführungen völlig absorbiert. Er konnte nur noch Akzente setzen. Den Text der veröffentlichten 
Fassung (die nach der vom IISS angefertigten Tonbandaufzeichnung angefertigt wurde) hat er je­
doch eigenhändig mit grünem Filzstift redigiert. 

37 Die Darstellung der Motive Schmidts und der innerhalb der Bundesregierung angestellten Überle­
gungen stützt sich auf Interviews, die die Verfasserin 1984 mit Bundeskanzler a. D. Helmut Schmidt, 
Dr. Walther Stützle und weiteren seiner damaligen Berater führen konnte. 
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ben wurde), bereicherte nun ein neues Konzept die sicherheitspolitische Diskussion: 
jenes des „eurostrategischen Gleichgewichts"38. 

Unter dem Eindruck der Debatte über die Marschflugkörper und der insbesondere 
von der Bundesregierung vorgebrachten Forderung, die Dislozierung weitreichender 
GLCM und SLCM nicht durch verhandlungstaktische Arrangements zu beschrän­
ken, kam Washington allmählich zu der Überzeugung, daß den europäischen Be­
fürchtungen wahrscheinlich nur mit der Stationierung neuer weitreichender Nuklear­
waffen durch die NATO begegnet werden könnte. Dies änderte jedoch zunächst 
nichts an der Grundauffassung, die Außenminister Vance auch bei den SALT-
Hearings des Senates vertrat, daß die vorhandenen Systeme der USA zur Abschrek-
kung eines Angriffs und zur Verteidigung Europas ausreichten. Außerdem hatte für 
die amerikanische Administration weiterhin der Abschluß eines SALT-II-Abkom-
mens Vorrang39. 

Auf diese Weise wurde jedoch der Grundstock für spätere Mißverständnisse gelegt. 
Den politisch begründeten Besorgnissen der Europäer, die sich primär gegen die ame­
rikanische Verhandlungsstrategie bei SALT richteten, glaubten die USA vor allem mi­
litärisch, mit der Einführung neuer Waffensysteme, begegnen zu sollen. Nach dem 
Fiasko in der Frage der Neutronenwaffen, als Präsident Carter die Vertagung einer 
Produktionsentscheidung in dem Moment ankündigte (7. April 1978), als sich die 
Westeuropäer unter gewissen Bedingungen bereit erklärt hatten, einer Dislozierung 
zuzustimmen40, wuchs der Glaube an die Notwendigkeit einer derartigen Lösung. 
Nach dem Offensichtlichwerden amerikanischer Führungsschwäche schien eine De­
monstration der Entschlossenheit und der Stärke von seiten Washingtons erforder­
lich. 

38 So schreibt der damalige amerikanische Außenminister Cyrus Vance in seinen Memoiren: „Chan-
cellor Helmut Schmidt, whom I regard as an outstanding statesman and for whom I have the 
greatest respect, delivered a speech in London emphasizing the German conviction that parity in in-
tercontinental strategic weapons and the prospect of further strategic limitations in SALT II without 
any constraints on the SS-20 would have a negative effect on what he called the „Eurostrategic" 
balance of nuclear forces. We had hoped to conduct a study of NATO nuclear requirements in the 
1970's and beyond out of the limelight, free from the pressures generated by intense public interest 
and scrutiny. After the Schmidt speech this was no longer possible." Cyrus Vance, Hard Choices. 
Critical Years in America's Foreign Policy, New York 1983, S.67. 

39 Vgl. Raymond L.Garthoff, The NATO Decision on Theater Nuclear Forces, in: Political Science 
Quarterly, Bd.98, Nr.2 (Sommer 1983), S. 197-214 (hier S.200f.); ferner Schwartz, NATO's Nu­
clear Dilemmas, a. a. O., S. 215 ff. 

40 Vgl. Wassermann, The Neutron Bomb Controversy, a. a. O., S. 124 f.; Whitman, The Press and the 
Neutron Bomb, a. a. O., S. 101 ff.; Zur Reaktion in der Bundesrepublik vgl. ferner Presse- und Infor­
mationsamt der Bundesregierung (Hrsg.), Die Neutronenwaffe. Zusammenstellung von offiziellen 
Erklärungen, Bonn 1979, S.58 ff. 
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III. 

Das langfristige Verteidigungsprogramm der NATO sollte aus amerikanischer Sicht 
vor allem die konventionelle Verteidigungsbereitschaft der Allianz erhöhen; aus eu­
ropäischer Sicht war es eher ein Element transatlantischer Lastenteilung, ein Signal, 
daß auch die Europäer zu größeren eigenen Verteidigungsleistungen bereit waren. 
Die Arbeitsgruppe 10, die sich mit einer Überprüfung der taktischen Nuklearwaffen 
befassen sollte und deshalb der Nuklearen Planungsgruppe unterstellt worden war, 
war eingesetzt worden, um Befürchtungen der Europäer entgegenzuwirken, die USA 
beabsichtigten eine „Entkoppelung" der konventionellen von der nuklearen Dimen­
sion. 

Angesichts der Irritationen im Sommer 1977 gewann dieser Aspekt weiter an Be­
deutung. Auf der Sitzung der Nuklearen Planungsgruppe der NATO am 11. und 
12. Oktober 1977 in Bari schlug US-Verteidigungsminister Harold Brown vor, die 
Arbeiten der „Task Force 10" dadurch hervorzuheben, daß sie auf „hoher Ebene" ta­
gen sollte, d. h. ihre Mitglieder sollten sich aus hochrangigen Vertretern der nationa­
len Verteidigungsministerien (daher der Name: High Level Group = HLG), und 
nicht aus Mitgliedern der verschiedenen Stäbe und Delegationen in Brüssel rekrutie­
ren. Die NPG hatte zwar schon zuvor öfter Expertengruppen mit nationalen Vertre­
tern eingesetzt; die Delegation von Abteilungsleitern in eine derartige Gruppe war je­
doch ungewöhnlich und unterstrich ihren Rang. Den Vorsitz der HLG hatte der 
Staatssekretär für Internationale Sicherheitspolitik (Assistant Secretary for Interna­
tional Security Affairs = ISA) im amerikanischen Verteidigungsministerium, David 
E. McGiffert, inne, die Bundesrepublik wurde in der Regel durch den Leiter der Ab­
teilung Militärpolitik im Führungsstab Streitkräfte, Brigadegeneral Peter Tandecki, 
vertreten. In der Intention eine Geste an die Adresse der Europäer und ein Versuch, 
die Bemühungen um eine Verstärkung der konventionellen Streitkräfte nicht durch 
langwierige Nukleardiskussionen zu behindern, entwickelte die HLG eine zuneh­
mende Eigendynamik, die bald nicht mehr viel mit den Arbeiten zum Long Term De­
fense Program zu tun hatte41. 

Auf ihren ersten Sitzungen befaßte sich die High Level Group mit einer Bestands­
aufnahme des gesamten Spektrums der Kernwaffen in und für Europa, und mit der 
Frage möglicher Modernisierungen des NATO-Potentials an nuklearen Gefechts­
feldwaffen. Damit führte sie die Diskussion weiter, die in der NPG 1976 im Zusam­
menhang mit der von Verteidigungsminister Rumsfield vorgelegten TNF-Studie be­
gonnen worden war. Außerdem machte sie sich ein vom Internationalen Militärischen 
Stab der NATO erarbeitetes Papier zu eigen, in dem einige bereits initiierte oder ge-

41 Hinzu kamen inneradministrative Gesichtspunkte, z. B. McGiffert eine konkrete Aufgabe zu geben. 
Vgl. auch Legge, Theater Nuclear Weapons and the NATO Strategy of Flexible Response, a. a. O., 
S. 34; The Modernization of NATO's Long-Range Theater Nuclear Forces, a. a. O., S. 19 f.; Thom­
son, The LRTNF decision, a. a. O., S. 605 f. Die folgende Darstellung der Arbeiten der HLG stützt 
sich weitgehend auf diese drei Publikationen, ergänzt durch eigene Recherchen in Bonn, London 
und Washington. 
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plante Maßnahmen zur Effektivitätssteigerung des vorhandenen Kernwaffenpotenti­
als aufgelistet wurden. Dieses Papier, das von Teilnehmern als „cosmetic exercise" be­
schrieben wurde, diente als Zwischenbericht für den Washingtoner NATO-Gipfel, 
auf dem das gesamte Long Term Defense Program offiziell verabschiedet wurde. 

Ab Februar 1978 konzentrierte sich die High Level Group jedoch auf die langfristi­
ge Modernisierung der weitreichenden taktischen Nuklearstreitkräfte der Allianz. 
Die Initiative ging dabei im wesentlichen von Großbritannien aus, dessen Vertreter in 
der HLG, Michael Quinlan (stellv. Unterstaatssekretär für Politische Fragen im Ver­
teidigungsministerium), den Meinungsbildungsprozeß in diesem Gremium nachhal­
tig beeinflußte. Als Diskussionsgrundlage diente ein von McGiffert im Februar 1978 
vorgelegtes Papier, in dem folgende vier Alternativen zur Diskussion gestellt wurden: 
- Verzicht auf jegliche Modernisierung; 
- Aufbau eines ernst zu nehmenden Potentials an nuklearen Gefechtsfeldwaffen; 
- begrenzte Modernisierung des Potentials an taktischen Kernwaffen großer Reich­

weite; 
- Entwicklung eines nuklearen Potentials in Europa, das geeignet wäre, im Rahmen 

eines begrenzten nuklearen Krieges Schläge gegen militärische und zivile Ziele in 
der Sowjetunion zu führen. 
Ein erstes Meinungsbild zeigte, daß nur die dritte Option konsensfähig war. Ange­

sichts des Aufwuchses an sowjetischen SS-20-Raketen schien die erste Option nicht 
adäquat, zumal die Europäer sicherstellen wollten, daß im Rahmen von SALT-II die 
Möglichkeit einer Einführung von Marschflugkörpern nicht wegverhandelt würde. 
Die zweite Option wurde fallengelassen, da die Europäer kein Interesse am Aufbau 
eines ernst zu nehmenden Potentials an nuklearen Gefechtsfeldwaffen hatten, deren 
Einsatz unermeßliche Schäden auf ihrem Grund und Boden anrichten und ihrer Be­
völkerung große Verluste zufügen würde. Die vierte Option beinhaltete schließlich 
die Gefahr einer Entkoppelung des strategischen Potentials der USA von demjenigen 
zur Verteidigung Europas. Die dritte Option wurde deshalb gewählt, weil mit ihr die 
Verbindung der strategischen Systeme der USA mit den taktisch-nuklearen Kernwaf­
fen und den konventionellen Streitkräften der Allianz sichtbar gestärkt und eine 
deutliche Antwort auf die Dislozierung der SS-20 gegeben werden konnte. Gleich­
zeitig war die Art der Gegenmaßnahme jedoch begrenzt, um den Fortgang des Ent­
spannungsprozesses möglichst nicht zu belasten42. 

Innerhalb weniger Wochen bildete sich in der High Level Group ein weitgehender 
Konsens darüber heraus, daß die beabsichtigte Modernisierung der weitreichenden 
Nuklearwaffen der Allianz (Long Range Theater Nuclear Forces = LRTNF) folgen­
den Kriterien genügen sollte: 
- Die Modernisierung der LRTNF sollte keine drastische Abkehr von der bisherigen 

Praxis darstellen; weder sollten die Rolle und Funktion der Kernwaffen in und für 

42 Vgl. Schwartz, NATO's Nuclear Dilemmas, a. a. O., S. 218; Walter Pincus, Birth of A Euromissile: 
Arms Decision Stirred Storm Around NATO, in: The Washington Post, 18.11. 1984; R.Jeffrey 
Smith, Missile Depoloyments Roil Europe, in: Science, 27.1.1984, S.371-376 (S.374 f.). 
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Europa noch ihre Anzahl verändert werden. Die Entscheidung fiel deshalb zugun­
sten eines „evolutionary upward adjustment" aus; 

- der Aufbau eines militärischen Gegengewichtes zu den sowjetischen SS-20-R.ake-
ten war nicht beabsichtigt; jedoch sollte eine unter Abschreckungsgesichtspunkten 
glaubwürdige Gegendrohung aufgebaut werden. Deshalb sollten Systeme ausge­
wählt werden, mit denen Ziele auf sowjetischem Territorium von Westeuropa aus 
bedroht werden könnten; 

- um die Glaubwürdigkeit der nuklearen Gegendrohung zu stärken, sollten die Sy­
steme möglichst sichtbar sein. Darum wurde landgestützten LRTNF der Vorzug 
vor see- oder luftgestützten Systemen gegeben; 

- gleichzeitig sollte ihre Überlebensfähigkeit im Falle eines Erstangriffes möglichst 
groß sein; eine hohe Eindringfähigkeit und Zielgenauigkeit war ebenfalls er­
wünscht; 

- aus diesen, z.T. gegenläufigen Gründen (so widersprach die politische Forderung 
nach Sichtbarkeit dem militärischen Kriterium der größtmöglichen Überlebensfä-
higkeit) wurde einem Waffenmix der Vorzug vor einer Festlegung auf ein einziges 
System gegeben43. 
Offen blieb zunächst, welche Systeme modernisiert bzw. neu disloziert werden 

sollten. Zu diesem Zweck prüfte die High Level Group unter militärischen, politi­
schen und finanziellen Gesichtspunkten die verschiedenen waffentechnischen Optio­
nen. Relativ bald begann sich dabei die Auffassung durchzusetzen, daß es mit einer 
Modernisierung der vorhandenen Systeme allein nicht getan sein würde, jedenfalls 
nicht unter den von der HLG entwickelten Kriterien. Gleichzeitig begannen die Ver­
treter Bonns darauf zu drängen, daß die Stationierung nicht ausschließlich in der 
Bundesrepublik erfolgen dürfte. Sie verwiesen dabei auf die restriktiven Kriterien, 
welche die Bundesregierung für eine mögliche Dislozierung von Neutronenwaffen 
festgelegt und die Bundeskanzler Schmidt am O.April 1978 im Deutschen Bundestag 
verkündet hatte44. Außerdem deuteten sie an, daß die Bundesrepublik unter gewissen 

43 Vgl. The Modernization of NATO's Long-Range Theater Nuclear Forces, a. a. O., S. 20. 
44 Vgl. die Erklärung von Bundeskanzler Helmut Schmidt am 13. April 1978 im Deutschen Bundestag, 

in: Deutscher Bundestag, Verhandlungen, VIII. Sitzungsperiode, 83. Sitzung (im folgenden zitiert 
als DBT/VIII/83), 13.4.1978, S.6499-6504. Die drei Grundsätze der Bundesregierung waren: 
- Bekräftigung der Verpflichtungen aus dem Nichtverbreitungsvertrag: Als Nichtkernwaffenstaat 
könne sich die Bundesrepublik an Entscheidungen über die Produktion von Nuklearwaffen nicht 
beteiligen, diese müßten eine souveräne Entscheidung der USA bleiben; 
- Zusammenhang von Verteidigung und Entspannung: Nutzung der sich bietenden Möglichkeiten 
für Fortschritte bei Rüstungskontrollverhandlungen nach einer etwaigen Produktionsentschei­
dung; 
- Keine Sonderrolle der Bundesrepublik: Die Bundesregierung werde die Lagerung von ER-Waf­
fen auf dem Territorium der Bundesrepublik nur zulassen, wenn im Bündnis ein gemeinsamer Be­
schluß über ihre Einführung zustande komme, wenn die Dislozierung nicht allein auf deutschem 
Territorium erfolge, und wenn nicht innerhalb von zwei Jahren die westliche Seite deshalb auf eine 
Dislozierung verzichte, weil inzwischen entsprechende Verhandlungsergebnisse in Rüstungskon­
trollverhandlungen erzielt worden seien. 
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Voraussetzungen zwar Stationierungsland („host nation") sein könnte, aber nicht 
daran denke, unter einem Zwei-Schlüssel-System auch Besitzer („user nation") von 
LRTNF zu werden - im Unterschied zu Systemen kürzerer Reichweite (wie z. B. der 
Pershing IA, die seit 1969 bei Einheiten der Bundeswehr stationiert war). Drei Ge­
sichtspunkte waren hier von Bedeutung: 
- die Rolle der Bundesrepublik als Nichtkernwaffenstaat; 
- die Selbstbeschränkung, zu der Bonn angesichts der Vorbehalte der USA gegen ei­

ne extensive Nutzung des Brennstoffkreislaufes für zivile Zwecke gedrängt wurde; 
- die Sorge, eine deutsche Hand am Abzugshebel von Waffensystemen, mit denen 

sowjetisches Territorium erreicht werden konnte, würde in Moskau als provokativ 
empfunden und könnte die Ostpolitik der Bundesrepublik unnötig belasten; 

- und schließlich die höheren Kosten, die auf die Bundesrepublik als möglicher Ei­
gentümer von derartigen Systemen entfallen würden. 
Obwohl die Verhandlungsführung durch McGiffert wesentlich zu den raschen 

Fortschritten der Arbeiten in der High Level Group beitrug, war im Frühjahr 1978 
keineswegs sichergestellt, daß alle beteiligten Regierungen den eingeschlagenen Kurs 
voll mittrugen. Dies galt für die Bundesrepublik, aber auch für die Vereinigten Staa­
ten. Als in Washington nähere Einzelheiten über den im Februar 1978 erzielten Kon­
sens in der HLG bekannt wurden, verlegte sich das National Security Council (NSC) 
erst einmal aufs Bremsen, um sicherzustellen, daß innerhalb der amerikanischen Ad­
ministration eine einheitliche Auffassung bestand, ehe die USA in der High Level 
Group irgendwelche Verpflichtungen eingingen. Dies geschah auf die Weise, daß das 
NSC einen eigenen Mann (James A. Thomson) in die amerikanische Delegation ent­
sandte. Auch im State Department gab es zahlreiche Vorbehalte gegen eine mögliche 
Dislozierung von neuen LRTNF. Priorität hatte hier der Abschluß eines SALT-Ab-
kommens. Alles sollte vermieden werden, das diese Verhandlungen bedrohen könnte. 
Wenn eine Stationierung allerdings den Europäern über ihre Befürchtungen hinsicht­
lich von SALT-II hinweghelfen würde, dann würde sich das State Department eher 
mit einer solchen Entwicklung anfreunden können. Aber auch die militärischen Ex­
perten waren sich zum damaligen Zeitpunkt keineswegs darüber einig, ob eine Dislo­
zierung neuer LRTNF angesichts der vorhandenen strategischen Optionen sinnvoll 
sein und ob die in Frage kommenden Systeme und die Art ihrer Stationierung wirk­
lich militärisch stabilisierend wirken würden45. 

Zunächst machte die Diskussion in der High Level Group raschere Fortschritte als 
diejenigen in den einzelnen Hauptstädten. Nach dem Ärger mit der Neutronenwaffe 
setzte sich in den USA jedoch die Auffassung durch, daß Washington nicht noch ein­
mal in eine Situation kommen dürfte, in der seine Führungsfähigkeit in Zweifel gezo­
gen werden konnte. Nach internen Vorbereitungen im NSC im Mai 1978 gab Präsi­
dent Carter im Juni 1978 eine inneradministrative Studie (PRM 38) zur Frage der 

45 Zur inneradministrativen Diskussion in Washington vgl. Schwartz, NATO's Nuclear Dilemmas, 
a.a.O., S.219 ff. 
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Möglichkeiten weitreichender nuklearer Gefechtsfeldwaffen in Auftrag46. In dieser 
sollten die Auswirkungen einer Dislozierung von neuen LRTNF auf das militärische 
Kräfteverhältnis zwischen NATO und Warschauer Pakt untersucht und die Implika­
tionen für künftige Rüstungskontrollverhandlungen geprüft werden. Im einzelnen er­
hielt das State Department (PM) den Auftrag, einen historisch fundierten Problem­
überblick zu geben. Das Verteidigungsministerium sollte, koordiniert von McGiffert 
und dem ISA, die militärische Begründung für eine mögliche LRTNF-Stationierung 
und dafür geeignete Waffensysteme geben. Der Geheimdienst (Central Intelligence 
Agency = CIA) sollte die sich abzeichnende Bedrohung durch sowjetische LRTNF 
und ihre Rückwirkungen auf eine ebensolche Dislozierung seitens der NATO bewer­
ten. Die Abrüstungsbehörde (Arms Control and Disarmament Agency=ACDA) 
würde die Auswirkungen auf das Problem der Rüstungskontrolle untersuchen und 
mögliche Optionen für ihre Einbeziehung in Rüstungskontrollverhandlungen erar­
beiten. Das NSC schließlich war verantwortlich für die Koordinierung dieser Arbei­
ten und für die Ausarbeitung einer Beschlußvorlage für den Hauptausschuß des NSC, 
das Special Coordinating Committee (SCC), dem der Präsident, der Verteidigungs­
und der Außenminister, der Direktor des CIA und der Sicherheitsberater des Präsi­
denten angehörten. 

Im Juni und Juli 1978 wurden die einzelnen Teilstudien erstellt, im August dann der 
Gesamtbericht vom NSC fertiggestellt. Darin wurden der amerikanischen Regierung 
zwei Optionen angeboten: Sie hatte entweder die Möglichkeit, den von der High Le­
vel Group der NATO eingeschlagenen Kurs eines „evolutionary upward adjustment" 
zu unterstützen und der Allianz die dafür benötigten Waffensysteme zur Verfügung 
zu stellen; oder sie konnte versuchen, die Frage neuer taktisch-nuklearer Waffensy­
steme durch eine politische Lösung zu entaktualisieren, indem die USA SACEUR 
weitere strategische Streitkräfte assignierten. Auf Empfehlung des NSC sprach sich 
das SCC für die erste Alternative aus. Für die Dislozierung europäischer LRTNF 
sprachen sowohl politische als auch militärische Gründe, so z. B. die Befürchtungen 
der Europäer über die Entstehung einer „Grauzone" zwischen den strategischen Sy­
stemen und der konventionellen Verteidigung, die Sorge vor einer „Entkoppelung" 
des amerikanischen Potentials vom europäischen Kontinent, die Möglichkeit einer 
politischen „Antwort" auf die sowjetischen SS-20 und die Vergrößerung der militäri­
schen Optionen des Bündnisses für begrenzte Nuklearschläge im Sinne einer Eskala­
tionskontrolle. Außerdem würden Verhandlungen über eine Beschränkung der so­
wjetischen SS-20 und Backfire-Bomber voraussichtlich nur dann Erfolg haben, wenn 
die NATO ihrerseits Entschlossenheit zur Modernisierung ihres LRTNF-Potentials 
demonstrierte. Aus diesen Gründen sollten die Vereinigten Staaten die Arbeit der 
High Level Group und den von dieser eingeschlagenen Kurs unterstützen47. 

46 Zu PRM-38, „Long-Range Theater Nuclear Capabilities and Arms Control", vgl. Garthoff, The 
NATO Decision on Theater Nuclear Forces, a.a.O., S.202; Schwanz, NATO's Nuclear Dilem­
mas, a.a. O., S.224 f. 

47 Vgl. ebenda; ferner Thomson, The LRNTF decision, a. a. O., S. 606 f. 
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Vor der abschließenden Beratung der amerikanischen Stellungnahme in der High 
Level Group reiste der Sicherheitsberater Präsident Carters, Zbigniew Brzezinski, 
Anfang Oktober nach Bonn, London und Paris, um die westeuropäischen Verbünde­
ten über die LRTNF-Probleme zu konsultieren. Brzezinski nahm dabei aus Europa 
den Eindruck mit, daß die NATO-Partner über die Grauzonen-Problematik äußerst 
besorgt waren, sich jedoch noch keine feste Meinung hinsichtlich der erforderlichen 
Maßnahmen zu ihrer Begegnung gebildet hatten48. Sein Bericht impliziert ferner, daß 
bei seinen Gesprächen mit den europäischen Regierungschefs diese die politischen 
Aspekte akzentuierten, während die amerikanische Administration sich zugunsten ei­
ner militärischen Lösung entschieden hatte. Auf dieser Reise entstand ferner der Ge­
danke eines Vierer-Gipfels, der den Staats- und Regierungschefs die Möglichkeit ge­
ben sollte, die angesprochenen politisch-strategischen Fragen im kleinen Kreis auf 
höchster Ebene informell zu erörtern. 

Nach der Beratung des Abschlußberichtes zu PRM-38 im National Security Coun­
cil wies das SCC den Verteidigungsminister an, eine Unterlage über die zur Verfü­
gung stehenden militärischen Optionen auszuarbeiten, die dann im Oktober 1978 der 
High Level Group vorgelegt und in den darauffolgenden Monaten von dieser beraten 
wurde. Unter Berücksichtigung der vom NSC und von der HLG gemachten Vorga­
ben boten sich fünf Waffensysteme an: 
- eine modernisierte Version der Pershing-Rakete, die in zwei Typen seit 1961 bzw. 

1969 bei den US-Streitkräften in Deutschland und bei der Bundeswehr im Einsatz 
war. Ihre Modernisierung war bereits im Gang, und zwar einmal als Pershing-II 
mit einer Reichweite von ca. 400-800 km (ähnlich wie die P-IA der Bundeswehr), 
als auch - seit 1977 - als Pershing II ER (= Extended Range) mit einer vergrößer­
ten Reichweite von 1800 km49. Beide Versionen würden mit wesentlich verbesser­
ten Steuerungssystemen ausgestattet sein und damit eine höhere Treffgenauigkeit 
haben; 

- eine mobile Mittelstreckenrakete (MRBM), deren Entwicklung von der amerika­
nischen Luftwaffe geplant war (Projekt „Long Bow"). Mit einer Reichweite von et­
wa 2700 km würde sie den für die Minuteman-III-Rakete entwickelten Spreng­
kopf tragen. Die Entwicklungsarbeiten waren jedoch noch nicht soweit gediehen, 

48 Vgl. Zbigniew Brzezinski, Power and Principle. Memoirs of the National Security Adviser 
1977-1981, New York 1983, S. 294. Er faßte seine Eindrücke dort wie folgt zusammen: „What was 
striking in all three places was the degree to which the gray areas issue (TNF) is likely to become a 
major problem in alliance relationships in the 1980's. Europeans are worried; yet they are not quite 
sure what ought to be done about it and are likely to shrink away from any concrete Solution. This is 
why it is so important to prepare them for the problem and yet not confront them with a ready-made 
Solution. The more we can talk to them about it at the highest level, the better." 

49 Im Februar 1978 hatten die USA die Verbündeten auf einem Treffen der HLG in Los Alamos über 
die Entwicklung einer P-II (ER) mit vergrößerter Reichweite (ca. 2400 km) informiert, die alterna­
tiv zu GLCM für eine Stationierung in Europa in Betracht gezogen werden konnte. Bei den deut-
schen Teilnehmern löste diese Information gemischte Gefühle aus: Interesse bei den Militärs, Sor­
gen bei den Politikern hinsichtlich der Auswirkungen der Stationierung eines Waffensystems, mit 
dem Ziele in der westlichen Sowjetunion angegriffen werden konnten. 
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daß eine Indienststellung Anfang der achtziger Jahre in Aussicht genommen wer­

den konnte; 

- Landgestützte Marschflugkörper (GLCM), die eine Alternativversion zu dem von 

der amerikanischen Marine entwickelten Tomahawk-Flugkörper darstellten. Der 

Vorzug dieses Flugkörpers bestand in der größeren Mobilität der Abschußvorrich­

tungen bei gleichzeitig hoher Zielgenauigkeit im Tiefflug; 

- Seegestützte Marschflugkörper (SLCM), die von der amerikanischen Marine in 

verschiedenen Versionen entwickelt wurden, darunter auch ein für den Einsatz ge­

gen Landziele geeigneter Typ. Gegen diese Option sprachen jedoch die von der 

HLG gewünschte Sichtbarkeit sowie die hohen Kosten geeigneter Trägersysteme; 

und schließlich 

- Jagdbomber vom Typ FB-111 H , eine Fortentwicklung der von den strategischen 

Luftstreitkräften der USA geflogenen Maschinen vom Typ F-l 11 mit etwas vergrö­

ßerter Reichweite und Nutzlast. Da SACEUR bereits einige in Großbritannien sta­

tionierte Staffeln von F-111-Flugzeugen unterstellt waren, würde der politische 

Gewinn vermutlich im Vergleich zu den anderen Systemen gering sein50. 

Zwischen November 1978 und Februar 1979 begann sich in der HLG eine Mehr­

heit für die Dislozierung von Pershing II-ER und GLCMs abzuzeichnen. Auf der Sit­

zung in Colorado Springs schlug Quinlan, unterstützt von McGiffert, ein Mix von 

landgestützten Systemen mit der Begründung vor, daß diese eine größere politische 

Wirkung und damit einen höheren Abschreckungseffekt hätten. Seegestützte Flug­

körper wären den strategischen Poseidon-Raketen zu ähnlich und würden eine Dif­

ferenzierung zwischen strategischem und Gefechtsfeldwaffeneinsatz schwierig ma­

chen. Kurz wurde auch eine Flotte von Überwasserschiffen erörtert, die aufgrund der 

Erfahrungen mit den Plänen für eine mulitlaterale Atomstreitmacht der N A T O in 

den sechziger Jahren (MLF)51 wenig Interesse fanden. Einige europäische Länder, 

darunter die Bundesrepublik, die Niederlande und Belgien, drangen jedoch darauf, 

daß zunächst auch die Option seegestützter Marschflugkörper - neben bodenge­

stützten Versionen - weiter in der Diskussion blieb. 

Im April 1979 legte die High Level Group der N P G auf ihrer Tagung in Florida ih­

re Empfehlungen vor. Sie lauteten wie folgt: 

- die N A T O sollte aus politischen und militärischen Gründen ihre LRTNF im Sinne 

eines „evolutionary upward adjustment" modernisieren; 

- die Überlegungen zur Modernisierung müßten die Möglichkeiten zur Rüstungs­

kontrolle voll berücksichtigen; 

50 Vgl. The Modernization of NATO's Long-Range Theater Nuclear Forces, a.a.O., S.20 ff.; 
Schwartz, NATO's Nuclear Dilemmas, a. a. O., S. 226. In dem Bericht des Kongresses fehlt ein Hin­
weis auf die FB-111 Option, die jedoch zumindest in der inneramerikanischen Diskussion eine ge­
wisse Rolle spielte. 

51 Zur MLF siehe jetzt auch das auf die historische Parallelität abhebende Kapitel bei Schwartz, NA­
TO's Nuclear Dilemmas, a.a.O., S.82ff.; ferner die klassischen Darstellungen von Mahncke, 
Nukleare Mitwirkung, und Catherine McArdle Kelleher, Germany and the Politics of Nuclear 
Weapons, New York u. London 1975. 
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- die Dislozierung sollte primär bodengestützte Marschflugkörper und Raketen 
vom Typ Pershing II-ER umfassen. (Auf deutschen Wunsch wurde der Vorbehalt 
angebracht, daß sich die Allianz eine seegestützte Option jedoch weiterhin offen­
halten würde. Wegen der späteren Verfügbarkeit wurde auf die „Long Bow" ver­
zichtet. Außerdem könnte diese als neues Mittelstreckenraketensystem auf die So­
wjetunion provokativ wirken, während die P-II als modernisierte Version bereits 
eingesetzter Flugkörper ausgegeben werden konnte); 

- die Zahl der zur Stationierung vorgesehenen Systeme sollte zwischen 200 und 600 
liegen52, d. h. sie sollte einerseits politisch signifikant sein, aber andererseits keine 
begrenzte Kriegführungsoption bieten und damit einer „Entkoppelung" der Po­
tentiale entgegenwirken; 

- die Dislozierung sollte von so vielen NATO-Mitgliedern wie möglich getragen 
werden, insbesondere sollte die Bundesrepublik nicht das einzige kontinentale Sta­
tionierungsland in Westeuropa sein - eine Situation, die die Bundesregierung unter 
allen Umständen vermeiden wollte; 

- und schließlich wurde ein Stationierungsbeschluß für die NATO-Tagung im De­
zember 1979 in Aussicht genommen, um einerseits noch Details desselben ausar­
beiten und diesen vor allem politisch absichern zu können, und um andererseits 
den Beschluß im folgenden Jahr nicht zum Gegenstand von Wahlkampfauseinan­
dersetzungen in der Bundesrepublik und in den USA werden zu lassen53. 
Damit lagen die Kernpunkte des Nachrüstungsbeschlusses vom Dezember 1979 

auf dem Tisch; sie trugen deutlich die Handschrift der USA. Washington glaubte auf 
diese Weise die europäischen Besorgnisse über die Glaubwürdigkeit der nuklearen 
Garantie aufgefangen zu haben. Die eher undeutlichen Befürchtungen der Partner 
waren zunächst in der High Level Group gebündelt und dann mit den Arbeiten zu 
PRM-38 eine konkrete Antwort entwickelt worden. Bemerkenswert war dabei vor 
allem, daß die Initiative für eine „hardware-Lösung" gerade von der amerikanischen 
Regierung ausging, die bislang die Auffassung vertreten hatte, daß die bestehenden 
Waffensysteme durchaus ausreichten, um das Kontinuum der Abschreckung auch ge­
genüber der neuen Bedrohung durch sowjetische SS-20 glaubwürdig aufrechterhal­
ten zu können. 

Während Helmut Schmidt in seinen beiden Reden von 1977 noch in alternativen 

52 Von militärischer Seite war eine wesentlich höhere Zahl von Systemen gefordert worden; u. a. hatten 
die Joint Chiefs of Staff den Vorschlag gemacht, 500 MRBM mit insgesamt 1500 Mehrfachge­
fechtsköpfen, also ein echtes militärisches Gegenstück zur sowjetischen SS-20 zu dislozieren; 
SACEUR General Rogers hatte eine Zahl von 1500-2000 Gefechtsköpfen als Voraussetzung für 
die Abdeckung aller militärisch relevanten Ziele im Gebiet des Warschauer Paktes bezeichnet, vgl. 
Garthoff, The NATO Decision on Theater Nuclear Weapons, a.a.O.; Pincus, Birth of a Euromis-
sile, a.a.O.; NATO-Chef: Wir wollen mit Moskau verhandeln, aber dazu müssen wir stark sein, in: 
Die Welt, 6.12.1979. 

53 Vgl. das Kommunique über die Tagung der Nuklearen Planungsgruppe am 24. und 25. April 1979 in 
Florida, in: Texts of Final Communiques, II, S. 106-107; The Modernization of NATO's Long-
Range Theater Nuclear Forces, a.a.O., S.23; Schwartz, NATO's Nuclear Dilemmas, a.a.O., 
S.227. 
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Kategorien von Abrüstung und Nachrüstung gedacht - und dabei der Einbeziehung 

der Mittelstreckensysteme in Rüstungskontrollverhandlungen das Wort geredet -

hatte, schloß das Mandat von PRM-38 zwar Rüstung und Abrüstung gleichzeitig ein, 

doch wurde in dem amerikanischen Konzept der Rüstungskontrolloption politisch 

ein relativ geringer Stellenwert beigemessen. Das anvisierte Rüstungspaket wurde pri­

mär unter politisch-militärischen Gesichtspunkten geschnürt, obwohl ursprünglich 

für die amerikanische Administration das Ziel im Vordergrund gestanden hatte, auf 

neue Waffensysteme zu verzichten, um die SALT-Verhandlungen nicht zu gefähr­

den. Jetzt, nach dem Abschluß dieser Verhandlungen, sollte die Entscheidung für 

neue LRTNF in Europa die Ratifizierung des SALT-Vertrages in den USA erleich­

tern und den innenpolitischen Kritikern Wind aus den Segeln nehmen. Nicht mehr 

nur als „europäische Beruhigungspille" gedacht, sollte mit der Einführung neuer tak­

tischer Nuklearwaffen amerikanischer Führungswille demonstriert werden. Mit der 

gemeinsamen Rüstungsentscheidung wollten die USA die Zweifel an der Glaubwür­

digkeit der geltenden NATO-Strategie beseitigen und auf diese Weise das westliche 

Bündnis reaktivieren. Noch aber mußten die westeuropäischen Partner für das Pro­

jekt gewonnen werden, wollte Washington nicht ein ähnliches Fiasko wie bei der 

Neutronenwaffe riskieren. 

IV. 

Aber entsprachen die wesentlich von den Vereinigten Staaten ausgearbeiteten Vor­

schläge den europäischen Vorstellungen, und ließen sich damit die Befürchtungen der 

Verbündeten entkräften? Ihre Hauptsorge war ja nicht, daß die Sowjetunion West­

europa unter dem Schutzschirm der SS-20 militärisch überfallen (und dabei die USA 

sozusagen auf Abstand halten) würde, sondern daß mit den SS-20 Moskau ein politi­

sches Drohpotential zuwuchs, wenn sich als Folge der SALT-Verträge die strategi­

schen Potentiale beider Supermächte neutralisierten. 

Die Bundesregierung zog daraus drei Folgerungen: Zunächst sollten den Europä­

ern größere Mitsprachemöglichkeiten bei den SALT-Verhandlungen eingeräumt 

werden - eine Forderung übrigens, die von Washington durchaus anerkannt wurde54. 

Der Wunsch nach Mitwirkung galt besonders für SALT-III, weil dann auch die Nu­

klearsysteme in und für Europa auf der Tagesordnung standen. Damit verband sich 

eine zweite Forderung. Bei SALT-III würde es vor allem darauf ankommen, das so­

wjetische Potential an eurostrategischen Waffen in den Rüstungskontrolldialog ein-

zubeziehen. Gerade die Einseitigkeit der Beschränkungen bei SALT-II war es ja ge­

wesen, die die europäische Kritik herausgefordert hatte. Im einzelnen liefen die 

54 Auf der NATO-Tagung im Dezember 1977 hatte US-Außenminister Vance Möglichkeiten einer di­
rekten Mitwirkung der wichtigsten westeuropäischen Verbündeten an künftigen LRTNF-Rü-
stungskontrollverhandlungen bzw. die Schaffung eines neuen Konsultationsgremiums für diesen 
Zweck zur Diskussion gestellt, vgl. Garthoff, The NATO Decision on Theater Nuclear Weapons, 
a.a.O., S.201. 
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Bonner Vorstellungen darauf hinaus, bei SALT-III einen Gesamtplafond für die Mit­
telstreckensysteme zu vereinbaren, innerhalb dessen beide Seiten die Freiheit zum 
Mix haben würden. Und schließlich sollte alles vermieden werden, das als eine poli­
tisch-militärische „Abkoppelung" Westeuropas von dem strategischen Potential der 
USA interpretiert werden konnte55. 

Diese Überlegungen bestimmten auch die Reaktion auf die amerikanischen Vor­
schläge zur Modernisierung der Mittelstreckenpotentiale der NATO. In der Bundes­
republik waren die Arbeiten der HLG seit deren Beginn im Herbst 1977 regelmäßig 
im Bundessicherheitsrat erörtert worden. Diese Sitzungen wurden jeweils durch 
Ressortbesprechungen und Abstimmungen zwischen den einzelnen Häusern auf 
Staatssekretärsebene vorbereitet56. Dabei kam es häufig zu Konflikten zwischen den 
Ministern Apel und Genscher, d. h. zwischen dem Bundesminister der Verteidigung 
und dem Bundesaußenminister. Das Auswärtige Amt hatte sich frühzeitig die ameri­
kanischen Vorschläge für eine LRTNF-Modernisierung zu eigen gemacht, während 
der Kanzler, darin unterstützt vom Verteidigungsminister, Vorbehalte hatte und Al­
ternativen diskutiert sehen wollte. Es gibt Hinweise darauf, daß die Verhandlungsop­
tion im Bundessicherheitsrat zunächst vom BMVg ins Gespräch gebracht und dann 
von diesem mit dem größeren Nachdruck vertreten wurde, während sich - nach den 
Aussagen eines Teilnehmers an dieser Runde - „der Außenminister zum Gralshüter 
von MC 14/3 machte". Damit war eine paradoxe Situation entstanden: das Auswärti­
ge Amt argumentierte militärisch und setzte sich mit dem Argument der Wiederher­
stellung der Eskalationskontrolle für eine Nachrüstung ein, während der Verteidi­
gungsminister politisch argumentierte und eine mögliche NATO-Entscheidung im 
Gesamtkontext der Ost-West-Beziehungen sehen wollte. Im Grunde wurden dabei 
die unterschiedlichen außenpolitischen Prioritäten von SPD und FDP innerhalb der 
Regierungskoalition deutlich. 

Innerhalb der Bundesregierung setzte sich die Auffassung durch, daß die „Grauzo­
nen-Problematik" - und damit auch die Pläne für eine Modernisierung der taktischen 
Nuklearwaffen der Allianz - primär unter politischen Gesichtspunkten bewertet wer­
den müßten. Vorrang hatte die Wiederherstellung des Kräftegleichgewichtes in Euro­
pa; es mußte sichergestellt werden, daß der Westen nicht durch die Sowjetunion er­
preßbar würde. Dies sollte durch eine Stationierung weitreichender nuklearer 
Mittelstreckensysteme verhindert werden; zudem entsprach eine solche auch den in 
der Nuklearen Planungsgruppe angestellten Überlegungen. Allerdings würde es we­
der um die Herstellung eines quantitativen Gleichgewichts noch um die Entwicklung 
einer Gegenschlagfähigkeit gegen die sowjetischen SS-20 gehen. Es war vielmehr aus 

55 So der Tenor der Antwort der Bundesregierung am 16. Februar 1979 auf Große Anfragen der Frak­
tionen der CDU/CSU und der SPD und FDP im Deutschen Bundestag, Drucksache VIII/2587. 

56 Der Bundessicherheitsrat ist ein Ausschuß des Bundeskabinettes, dem unter Vorsitz des Bundes­
kanzlers die Bundesminister des Auswärtigen, des Innern, der Verteidigung (gleichzeitig Beauftrag­
ter Vorsitzender), für Wirtschaft und Finanzen angehören. An den Sitzungen nehmen der Gene­
ralinspekteur der Bundeswehr und, seit Anfang 1978, der Abrüstungsbeauftragte der Bundesregie­
rung sowie die Staatssekretäre der wichtigsten vertretenen Ressorts teil. 
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politischen wie aus militärischen Gründen wichtig, daß die enge Koppelung mit dem 
strategischen Potential der USA nicht nur gewahrt, sondern weiter verstärkt wurde. 
Schließlich durfte nicht aus den Augen verloren werden, daß die Herstellung eines 
Gleichgewichtes nicht nur durch eine eigene Aufrüstung, sondern auch durch eine 
Reduzierung der sowjetischen Mittelstreckensysteme möglich war. Deshalb mußte 
deren Einbeziehung in SALT III aktiv verfolgt werden. 

Um einen ähnlichen Fehlschlag wie bei der Neutronenwaffe zu verhindern, regte 
Bundeskanzler Schmidt an, über den gesamten Komplex auf der Ebene der Staats­
und Regierungschefs zu sprechen. Dieser Vorschlag, den er Sicherheitsberater Brze-
zinski bei dessen Besuch in Bonn Anfang Oktober 1978 gemacht hatte, traf sich mit 
gleichgerichteten Interessen der Administration in Washington. Es sollte sichergestellt 
werden, daß frühzeitig sowohl der Präsident in den Entscheidungsprozeß einbezo­
gen wurde und sich dessen Ergebnis zu eigen machte, als auch die Unterstützung der 
wichtigsten europäischen Verbündeten gewährleistet war57. 

Auf Einladung des französischen Staatspräsidenten Giscard d'Estaing trafen sich 
am 5. und 6. Januar 1979 auf der Antillen-Insel Guadeloupe die vier Staats- und Re­
gierungchefs der Vereinigten Staaten, Großbritanniens, Frankreichs und der Bundes­
republik zur gemeinsamen Diskussion der anstehenden sicherheitspolitischen Proble­
me. US-Präsident Carter erläuterte dabei die amerikanische Position bei SALT; er 
betonte jedoch gleichzeitig, daß der Westen auch eine gemeinsame Antwort auf die 
wachsende Bedrohung durch sowjetische SS-20-Raketen finden müßte, und setzte 
sich für einen gemeinsamen Beschluß über die Stationierung von neuen LRTNF in 
Westeuropa ein. Obwohl direkt angesprochen, da Carter in ihm den Initiator der 
„Grauzonen"-Diskussion sah, hielt sich Schmidt zunächst mit einer Stellungnahme 
zurück. Der britische Premierminister Callahan schloß die Notwendigkeit neuer 
Waffensysteme nicht aus, wollte die Sowjetunion jedoch erst zu Verhandlungen über 
Rüstungsreduzierungen im Mittelstreckenbereich einladen. Staatspräsident Giscard 
d'Estaing soll es gewesen sein, der den Verhandlungsansatz unterstützt, gleichzeitig 
aber vorgeschlagen hatte, um dem Verhandlungsangebot den nötigen Nachdruck zu 
geben, sollte Moskau gleichzeitig gesagt werden, daß zusätzliche amerikanische 
Waffen aufgestellt würden, falls die Verhandlungen innerhalb eines bestimmten Zeit­
raums ergebnislos blieben. Dem Rezept „zuerst verhandeln, dann stationieren" 
schloß sich Schmidt dann an. Er machte gleichzeitig jedoch darauf aufmerksam, daß 
für den Fall einer Stationierung die Bundesrepublik nicht das einzige Land sein könn­
te, das derartige Waffen aufstellte. Das Gipfelgespräch endete ohne einen konkreten 
Beschluß; während Präsident Carter als Voraussetzung für Gespräche mit Moskau 
eine definitive Zusage der Bundesrepublik wünschte, LRTNF zu dislozieren, wollte 
Schmidt erst die politischen Voraussetzungen für einen derartigen Stationierungsbe­
schluß geklärt sehen. Die Gipfelteilnehmer vereinbarten daher, daß die noch offenen 

57 Zum Zustandekommen des Vierer-Gipfels in Guadeloupe vgl. Brzezinski, Power and Principle, 
a.a.O., S.294; zu den inneramerikanischen Motiven vgl. Schwartz, NATO's Nuclear Dilemmas, 
a.a.O., S. 227 ff. 
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Fragen in weiteren Gesprächen behandelt werden sollten, zu denen Präsident Carter 
einen hohen Beamten nach Westeuropa schicken würde58. 

Anfang Februar reiste der Stellvertreter Brzezinskis im National Security Council, 
David Aaron, zu den in Guadeloupe anvisierten Gesprächen in die europäischen 
Hauptstädte. Sein Auftrag war es, die Unterstützung der wichtigsten europäischen 
Verbündeten für die Stationierung von weitreichenden taktischen Nuklearwaffen in 
Westeuropa zu gewinnen. Die Bundesregierung machte jedoch klar, daß sie dazu nur 
unter der Bedingung bereit war, daß die Bundesrepublik nicht das einzige Stationie­
rungsland wäre und daß gleichzeitig die Mittelstreckensysteme zum Gegenstand von 
Rüstungskontrollverhandlungen gemacht würden. Noch deutlicher als die Gipfelge­
spräche zeigte die Aaron-Mission, daß Bonn (unterstützt von der britischen Regie­
rung in London) und Washington unterschiedliche Prioritäten hatten. Zunächst hiel­
ten die USA jedoch an der Priorität einer Dislozierungsentscheidung fest, die sie als 
Voraussetzung für sinnvolle Rüstungskontrollverhandlungen betrachteten. Um für 
eine derartige Entscheidung eine breitere Basis zu schaffen, d. h. um das von Schmidt 
aufgestellte Kriterium der Nicht-Singularität zu erfüllen, besuchte Aaron bei einer 
zweiten Westeuropa-Reise im März 1979 außer Bonn und London auch Amsterdam, 
Brüssel und Rom. Dabei stellte sich heraus, daß aufgrund innenpolitischer Bedenken 
und unsicherer Mehrheitsverhältnisse eine holländische und belgische Zustimmung 
fraglich war (Dänemark und Norwegen würden sich an einer Dislozierung ange­
sichts ihrer traditionell nicht-nuklearen Politik nicht beteiligen), während die italieni­
sche Regierung unter Ministerpräsident Cossiga, zur Überraschung vieler Beobach­
ter, sich den Vorschlag rasch zu eigen machte. Sicher geschah dies auch, um zu 
verhindern, daß Italien - ein regelmäßiger Teilnehmer an den Weltwirtschaftsgipfeln 
- noch einmal bei einer Einladung zu einem Sicherheitsgipfel (wie in Guadeloupe) 
übergangen wurde59. 

Anfang Mai wandte sich Präsident Carter noch einmal brieflich an die Verbünde­
ten und forderte sie auf, vor der NATO-Tagung in Den Haag ihre Haltung zu den 
amerikanischen Vorschlägen festzulegen. Nach eingehenden Beratungen sowohl im 
Bundessicherheitsrat als auch mit führenden Politikern der Koalitionsparteien be­
schloß die Bundesregierung, sich für eine Modernisierung der eurostrategischen Waf­
fensysteme der NATO auszusprechen. In Übereinstimmung mit den Grundsät-

58 Die Gespräche auf dem Gipfel beschränkten sich nicht auf die „Nachrüstung", sondern bestanden in 
einer tour d'horizon aller anstehenden sicherheitspolitischen Probleme. Vgl. Kurt Becker, Die Vier 
im Dickicht. Vom Gipfel auf Guadeloupe, in: Die Zeit, 12.1.1979. Für Berichte aus der Sicht einiger 
der Teilnehmer an dem Gipfelgespräch vgl. die Ausführungen von Bundeskanzler Helmut Schmidt 
im Juli 1982 vor kalifornischen Journalisten, zit. bei Hartmut Soell, Sich barfuß in die Tür der Welt-
politik klemmen ? Genese und Bedeutung des NATO-Doppelbeschlusses für die SPD, in: Frankfur­
ter Allgemeine Zeitung, 12.11. 1983, S. 10; ähnlich auch Schmidt in einem Gespräch mit der Verfas­
serin am 16.3. 1984 in Hamburg; ferner Jimmy Carter, Keeping Faith. Memoirs of a President, 
Toronto u. New York 1982, S. 234 ff.; Brzezinski, Power and Principle, a. a. O., S. 295. 

59 Zu den Missionen Aarons vgl. Schwartz, NATO's Nuclear Dilemmas, a. a. O., S. 228 ff. Zum eben­
falls der bilateralen Abstimmung dienenden Besuch von Verteidigungsminister Apel im Februar 
1979 in Washington vgl. Lothar Ruehl, Keine Raketen ohne Verhandlungen, in: Die Zeit, 2.3.1979. 



274 Helga Haftendorn 

zen des Harmel-Berichts von 1967, nach denen die Sicherheitspolitik des westlichen 
Bündnisses auf einer Kombination von Verteidigungs- und Entspannungspolitik be­
ruhte, wies sie jedoch darauf hin, daß die „Nachrüstung" von darauf bezogenen Vor­
schlägen für eine Rüstungsverminderung begleitet sein müßte. In seiner Antwort an 
Präsident Carter erläuterte Bundeskanzler Schmidt die Kriterien, von denen die Bun­
desrepublik ihre Beteiligung an einem Stationierungsbeschluß abhängig machen würde: 
- die NATO müßte über die Dislozierung neuer weitreichender Systeme (LRTNF) 

gemeinsam und einstimmig, d.h. ohne Gegenstimmen und Stimmenthaltungen, 
befinden; 

- eine Dislozierung dürfte nicht ausschließlich in der Bundesrepublik Deutschland 
erfolgen, an ihr müßte mindestens noch ein anderes westeuropäisches nichtnukle­
ares Land beteiligt sein (Grundsatz der Nicht-Singularität); 

- die Bundesrepublik als nichtnukleares Land könnte in nuklearen Fragen nicht 
selbst tätig werden; bei grundlegenden nuklearen Entscheidungen müßten daher 
die Vereinigten Staaten die Führung übernehmen; 

- aus den gleichen Gründen strebte die Bundesrepublik keine Verfügungsgewalt 
über Systeme an, mit denen Ziele auf sowjetischem Territorium abgedeckt werden 
könnten. Die P-II sollten daher ausschließlich bei US-Einheiten stationiert werden. 
Ein Zwei-Schlüssel-System wie für die bei Einheiten der Bundeswehr stationierten 
P-I würde es daher nicht geben60. 
Die HLG arbeitete Empfehlungen für den Inhalt eines Stationierungsbeschlusses 

aus, der dann der Nuklearen Planungsgruppe auf ihrer Sitzung im April in Homeste-
ad in Florida vorgelegt wurde. Nachdem zwischen der Bundesrepublik, Großbritan­
nien und den USA eine grundsätzliche Übereinstimmung über parallele Vorschläge 
zur Rüstungsbeschränkung erzielt worden war, setzte der Ständige NATO-Rat 
(North Atlantic Council = NAC) auf seiner Sitzung am 6. April 1979 auf Vorschlag 
des Abrüstungsbeauftragten der Bundesregierung, Botschafter Friedrich Ruth, eine 
Sonderarbeitsgruppe der NATO (Special Group = SG) zur Erstellung eines Rü­
stungskontroll-Angebotes ein. Die Sonderarbeitsgruppe nahm unter dem Vorsitz des 
Leiters von PM im US-State Department, Leslie Gelb (und nach seinem Rücktritt im 
Juli d. J. unter dessen Nachfolger, Reginald Bartholomew), am 18. April 1979 die Ar­
beit auf. Ihr gehörten hohe Beamte der Außenministerien der NATO-Staaten an (aus 
der Bundesrepublik der Abrüstungsbeauftragte); ihre Verzahnung mit der HLG wur­
de im Mandat dieser Gruppe ebenso wie in der Zusammensetzung der Delegationen 
(der die HLG-Mitglieder als Stellvertreter angehörten) deutlich gemacht. Damit 
wurde signalisiert, daß das Bündnis parallele Beschlüsse über LRTNF-Dislozierung 
und über Rüstungskontrolle anstrebte; indem jedoch die Arbeiten der HLG als Be­
zugspunkt für die Arbeiten der SG dienten, wurde zugleich der Vorrang des Statio­
nierungsbeschlusses deutlich gemacht. 

Im weiteren Verlauf ihrer Arbeiten entwickelte die SG folgende Grundsätze für 
Verhandlungen über LRTNF: 

60 Vgl. The Modernization of NATO's Long-Range Theater Nuclear Forces, a. a. O., S. 26 f., sowie 
eigene Recherchen der Verfasserin. 
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- Verhandlungen über LRTNF sollten eine Modernisierung dieser Systeme ergän­
zen, aber nicht ersetzen. Damit wurde die von der HLG konstatierte Notwendig­
keit einer qualitativen Korrektur nach oben („evolutionary upward adjustment") 
der taktischen Nuklearstreitkräfte des Bündnisses anerkannt, und zwar unabhän­
gig vom Ausgang möglicher Rüstungskontrollverhandlungen. Vielmehr wurde ein 
Modernisierungsbeschluß sowie die Entschlossenheit, diesen auch zu verwirkli­
chen, als Voraussetzungen für einen Verhandlungserfolg angesehen. Mit der Fest­
legung auf bestimmte Termine wollten die NATO-Staaten verhindern, daß ihre 
Verteidigungsplanung vom Verhandlungswillen der anderen Seite abhängig wurde. 
Auch wurde es für wenig wahrscheinlich gehalten, daß sich die sowjetische Bedro­
hung im Mittelstreckenbereich ganz eliminieren lassen würde; ein gewisser Bedarf 
an neuen Systemen blieb also bestehen, doch sollten bei erfolgreichen Verhandlun­
gen die Zahlen nach unten korrigiert werden. 

- Verhandlungen über LRTNF sollten im Rahmen von SALT-III geführt werden. 
Damit sollte auch auf dem Rüstungskontrollsektor eine Verbindung zu den strate­
gischen Potentialen herausgestellt werden, LRTNF an diese auch verhandlungspo­
litisch „angekoppelt" werden. 

- An den Verhandlungen über SALT-III und LRTNF, die von den USA und der So­
wjetunion bilateral geführt würden, sollten die Verbündeten in geeigneter Weise 
über regelmäßige, enge Konsultationen beteiligt werden. 

- Verhandlungen über LRTNF und MBFR sollten aufeinander abgestimmt werden 
und sich gegenseitig ergänzen. 

- Das Ziel der Verhandlungen sollte die Vereinbarung einer Parität von LRTNF auf 
beiden Seiten sein. Der Westen konnte jedoch mit seiner eigenen Rüstung unter­
halb der festgelegten Obergrenzen bleiben. Eine „Null-Lösung" wurde nicht ange­
strebt. Verhandlungsziel war vielmehr eine Korrektur nach unten der für nötig 
erachteten LRTNF („downward adjustment"). 

- Reduzierungen oder Beschränkungen von LRTNF sollten angemessen verifizier­
bar sein61. 
Bei den Verhandlungen selbst sollte schrittweise und selektiv vorgegangen werden; 

in einem ersten Anlauf sollten eine Begrenzung der sowjetischen SS-20 und ein Rück­
zug der veralteten SS-4- und SS-5-Systeme angestrebt werden. Das Ziel waren glei­
che Obergrenzen für landgestützte LRTNF auf beiden Seiten, wobei als Zähleinheit 
die Gefechtsköpfe (SS-20 = 3; P II= 1; GLCM= 1) zugrunde gelegt wurden. Flug­
zeuge sollten in der ersten Phase ausgeklammert, ihre Begrenzung auf eine spätere 
Phase verschoben werden. Alle Begrenzungen würden weltweit gelten, jedoch sollten 
regionale Höchstgrenzen für diejenigen Systeme vereinbart werden, die das NATO-
Gebiet erreichen konnten. Dieser Verhandlungsansatz war insofern plausibel, als er 
sich auf die jeweils beiden Seiten am bedrohlichsten erscheinenden Elemente im Mit­
telstreckenbereich konzentrierte; seine fundamentale Schwäche war jedoch, daß er 

61 Zur Arbeit der Special Group und den von ihr entwickelten Verhandlungsgrundsätzen vgl. ebenda, 

S.29 ff. 
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neue „Grauzonen" schaffte: auf dem Gebiet von Flugkörpern kürzerer Reichweite 
(z. B. SS-21 und SS-22 im Warschauer Pakt, Pershing IA bzw. II der NATO), bei luft-
und seegestützten Systemen, bei Drittstaaten-Potentialen. Und schließlich blieb of­
fen, ob ein derartiger Vorschlag verhandelbar sein würde. 

Ebenfalls im Sommer 1979 erarbeitete die HLG einen konkreten Dislozierungs­
vorschlag. Danach sollten bei US-Einheiten in der Bundesrepublik 108 Flugkörper 
vom Typ P-II ER eingesetzt werden; darüber hinaus sollten 24 GLCM-Systeme mit 
insgesamt 96 Flugkörpern auf dem Gebiet der Bundesrepublik, 40 Systeme (160 Flug­
körper) in Großbritannien, 28 Systeme (112 Flugkörper) in Italien, 12 Systeme 
(48 Flugkörper) in Belgien sowie ebenfalls 12 Systeme (48 Flugkörper) in den Nieder­
landen ab Herbst 1983 aufgestellt werden. Dieses Mix war primär unter Praktikabili-
tätsgesichtspunkten gewählt worden. Die Zahl der Pershing entsprach der auch bis­
her bei US-Einheiten eingesetzten Systeme vom Typ Pershing I (für die bei Einheiten 
in der Bundeswehr stationierten P IA wurde eine Modernisierung durch PII mit kür­
zerer Reichweite in Aussicht genommen); die Zahl der GLCM-Systeme wurde so be­
messen, daß das vorgesehene Limit von 600 Flugkörpern maximal ausgeschöpft, aber 
nicht überschritten wurde. Dem Vertreter der Bundesrepublik in der HLG gelang es 
dabei, eine Herabsetzung der Zahl der für die Bundesrepublik vorgesehenen GLCM 
sowie eine zeitlich versetzte Stationierung zu erreichen. Der Vorschlag für die inhalt­
liche Ausfüllung des Mixes ging auf eine Initiative Brzezinskis im NSC zurück, der 
die Zahl der zu dislozierenden Systeme innerhalb des vom Bündnis vorgegebenen po­
litischen Rahmens von 200-600 Flugkörpern möglichst hoch angesetzt wissen wollte, 
da er fürchtete, die Europäer würden diese Zahl noch herunterhandeln62. 

Die Art der Festlegung des Mixes unterstrich erneut den Abstimmungsprozeß im 
Bündnis. Zunächst wurde ein Vorschlag in den USA entwickelt, wobei eine Initiative 
in der Regel im NSC oder im DOD/ISA ihren Ausgang nahm. Sie wurde dann inner­
halb der amerikanischen Administration abgestimmt und schließlich im SCC formal 
abgesegnet. Erst wenn dieser Vorgang abgeschlossen war, brachte Washington seine 
Vorschläge offiziell in die NATO-Gremien ein, in wichtigen Fragen allerdings nicht, 
ohne zuvor in den wichtigsten Bündnishauptstädten den Grad der Akzeptanz son­
diert zu haben. Diesen Zweck hatten z. B. die verschiedenen Westeuropa-Reisen Da­
vid Aarons im Jahr 1979. Die Ergebnisse der Beratungen in der High Level Group 
und in der Special Group wurden daher in jeder Phase mit dem Entscheidungsprozeß 
in Washington rückgekoppelt. Ähnliche Prozesse liefen natürlich auch in und zwi­
schen den europäischen Hauptstädten ab. In Bonn wurde der Verhandlungsstand re­
gelmäßig im Bundessicherheitsrat diskutiert. Besondere Bedeutung kam seiner Sit­
zung am 13. Juni 1979 zu, in der sich die Bundesregierung auf den Doppelbeschluß 
festlegte, d. h. entschied, daß ein Stationierungsbeschluß nur gleichzeitig mit einem 
Verhandlungsangebot („unu actu") getroffen werden könnte. 

Einer der Teilnehmer an diesen Beratungen hat die Rolle der USA mit der Funk­
tion einer Dame im Schachspiel verglichen: ihr kommt die Initiative zu, aber sie kann 

62 Vgl. Brzezinski, Power and Principle, a. a. O., S. 308. 
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nicht ohne Deckung durch andere Figuren, insbesondere die beiden Türme operie­
ren. „Türme" waren in diesem Zusammenhang die Bundesrepublik und Großbritan­
nien, die bei den Vorarbeiten zum NATO-Doppelbeschluß eng miteinander koope­
rierten. In der HLG verzichtete die Bundesrepublik weitgehend auf eigene Initiativen, 
unterstützte jedoch im wesentlichen die britische Position. Dies entsprach ihrem 
Selbstverständnis als nichtnukleare Macht, daß nukleare Produktions- und Stationie­
rungsentscheidungen primär von den Nuklearmächten getroffen werden müßten. Bei 
der Entwicklung einer Rüstungskontrollposition spielte die Bundesrepublik 1979 je­
doch einen erheblich aktiveren Part: hier übernahm sie die Rolle des „Läufers", der 
innerhalb des von der HLG und den Interessen der USA abgesteckten Rahmens das 
Spiel mitgestaltete. 

Ende September 1979 waren die Arbeiten der HLG und der SG soweit gediehen, 
daß beide den Entwurf eines Abschlußberichtes verabschieden konnten. Am 28.Sep­
tember 1979 trafen die HLG und die SG zu einer gemeinsamen Sitzung zusammen, 
um über die Abstimmung beider Berichte aufeinander und die Ausarbeitung einer ge­
meinsamen Beschlußvorlage zu beraten. Dies erfolgte - wie schon bei früheren Vorla­
gen - wiederum in parallelen Konsultationen in den NATO-Gremien und in Wash­
ington. Auf der Grundlage beider Berichte erarbeitete der Vorsitzende der HLG 
(McGiffert) den Entwurf einer gemeinsamen Beschlußvorlage für die NATO-Gre­
mien. Dieser Entwurf wurde am 13. und am H.November 1979 in der HLG und in 
der SG diskutiert; er war ebenfalls dem Ständigen NATO-Rat am 6.11. zugeleitet 
worden und wurde von diesem am 28. November 1979 gebilligt. Noch ehe diese Be­
richte an den Ständigen NATO-Rat weitergeleitet wurden, waren sie in intensiven in­
terministeriellen Gesprächen in den Hauptstädten beraten worden. Außerdem wurde 
in Washington ein „US Rational Paper" erarbeitet, in dem eine ausführliche Begrün­
dung für die NATO-Beschlüsse gegeben wurde. Ebenfalls reisten die drei Hauptver­
antwortlichen für die Washingtoner LRTNF-Politik („our ABM-Team": Aaron, 
NSC; Bartholomew, State/PM; und McGiffert, DOD) im Herbst 1979 mehrfach 
nach Europa - ebenso wie hohe Beamte der europäischen Regierungen nach Wash­
ington - um einen gemeinsamen Konsens im Bündnis zu erreichen63. Dabei ging es 
vor allem darum, die verschiedenen Teile der Beschlußvorlage für die NATO noch 
enger aufeinander abzustimmen, die noch zögernden NATO-Mitglieder (vor allem 
Dänemark, Belgien und die Niederlande) zur Zustimmung zu den für Dezember ge­
planten Beschlüssen zu gewinnen und schließlich eine gemeinsame Antwort auf die 
Vorschläge Generalsekretär Breschnjews vom 6. Oktober 1979 in Ost-Berlin für neue 
Schritte zur Rüstungsreduzierung64 zu entwickeln. 

63 Vgl. die Darstellung bei Garthoff, The NATO Decision on Theater Nuclear Forces, a. a. O., S. 206 f. 
Vgl. ferner das Kommunique über die Sitzung der Nuklearen Planungsgruppe am 13. und H .No­
vember 1979 in Den Haag, in: Texts of Final Communiques, II, a. a. O., S. 116-117; sowie Moderni-
zation and Arms Control for Long-Range Theater Nuclear Forces (US Rationale Paper), Washing­
ton, 16. Oktober 1979. 

64 Vgl. die Rede von Generalsekretär Leonid Breschnjew auf einer Festveranstaltung in Ost-Berlin 
zum 30. Jahrestag der DDR am 6. Oktober 1979, in: Europa-Archiv, Folge 21/1979, S.D 556-560. 
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Mit Vorschlägen für weitere konkrete Schritte der Rüstungskontrolle - über das 
Angebot beiderseitiger LRTNF-Beschränkungen hinaus - bemühte sich die Bundes­
regierung, dem Verhandlungsteil des Doppelbeschlusses zusätzliches Gewicht zu ge­
ben. Damit sollten vor allem diejenigen beruhigt werden, die von den NATO-Be-
schlüssen eine Belastung der Ost-West-Beziehungen befürchteten. Vor allem sollten 
die stagnierenden MBFR-Verhandlungen einen neuen Impuls erhalten. Dafür schlug 
sie ein Interims-Abkommen für eine erste Phase amerikanischer und sowjetischer 
Truppenabzüge vor, das ergänzt werden sollte durch Absichtserklärungen für weitere 
Reduzierungen in der zweiten Phase sowie durch begleitende Maßnahmen zur Ver­
ifikation und Vertrauensbildung65. Als eine Art „Gegenleistung" für die sowjetische 
Ankündigung begründet, einseitig 20 000 Mann und 1000 Panzer aus der DDR abzu­
ziehen, wollte die NATO außerdem den einseitigen Abzug von 1000 nuklearen Ge­
fechtsköpfen aus Westeuropa beschließen. Allerdings wurde damit auch die 1975 vor­
gelegte „dritte Option" bei MBFR liquidiert, die durch die Einbeziehung der 
Pershing in das Modernisierungsprogramm in der alten Form nicht mehr haltbar war. 
Das neue Konzept des Westens sah eine materielle Trennung zwischen Verhandlun­
gen über strategische und taktisch-nukleare Systeme sowie konventionelle Streitkräf­
te vor, die jedoch konzeptionell eng miteinander verzahnt blieben. 

Die Beschlüsse der Allianz symbolisierten ihre Absicht, mit Nachdruck weiterhin 
eine Politik der Verteidigungsfähigkeit und der Verhandlungsbereitschaft zu führen. 
Im einzelnen beschlossen die Außen- und Verteidigungsminister der NATO auf einer 
zu diesem Zweck einberufenen Sondersitzung am 12. Dezember sowie auf der regu­
lären Herbsttagung der NATO am 13. und H.Dezember 1979 ein Programm zur 
substantiellen Modernisierung und Verstärkung der weitreichenden Nuklearsysteme 
der Allianz. Sie machten darüber hinaus Vorschläge für Verhandlungen zwischen den 
USA und der Sowjetunion über Begrenzungen der LRTNF, kündigten den einseiti­
gen Abzug von 1000 nuklearen Gefechtsköpfen aus Westeuropa an und unterbreite­
ten neue Initiativen, um die MBFR-Verhandlungen und den KSZE-Prozeß wieder 
flottzumachen66. Dieser gemeinsame Beschluß der am integrierten Verteidigungspro­
gramm der NATO teilnehmenden Länder (d. h. ohne Frankreich) war zustande ge­
kommen, nachdem Dänemark seinen Vorschlag, eine Beschlußfassung angesichts der 
von der Sowjetunion angebotenen Verhandlungsbereitschaft um sechs Monate zu­
rückzustellen, zurückgezogen hatte. Dabei war es dann nur ein kleiner Schönheits­
fehler, daß Belgien und die Niederlande Vorbehalte geltend machten und sich die 
endgültige Entscheidung über eine Stationierung der auf ihrem Gebiet vorgesehenen 
Systeme für einen späteren Zeitpunkt vorbehielten. Das war innenpolitisch bedingt; 

65 Vgl. Haftendorn, Sicherheit und Entspannung, a. a. O., S. 598 ff.; ferner An der sowjetischen Ver­
handlungsbereitschaft zweifle ich nicht. Der politische Lagebericht von Bundeskanzler Helmut 
Schmidt vor der SPD-Fraktion des Deutschen Bundestages, in: Frankfurter Rundschau, 16.11.1979. 

66 Vgl. die Kommuniques der Sondersitzung der Außen- und Verteidigungsminister der NATO am 
12.Dezember 1979 in Brüssel sowie der Ministertagung des Nordatlantikrates am 13. und H.De­
zember 1979 in Brüssel, in: Bulletin, 18.12.1979,S.1409-1414(ebenfallsin:Textsof Final Commu-
niques, II, S. 121-129). 
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außerdem fühlten sich beide durch die Bonner Forderung nach Nicht-Singularität 
zusätzlich unter Druck gesetzt. Insbesondere von den Vereinigten Staaten, deren füh­
rende Persönlichkeiten sich mit Nachdruck für den Modernisierungsbeschluß einge­
setzt hatten (und Breschnjews Verhandlungsvorschläge vom 6. Oktober als Störm­
anöver abqualifiziert hatten67), wurden die NATO-Beschlüsse als Sieg der Entschlos­
senheit der Allianz - und als Ausweis der eigenen Führungsfähigkeit gefeiert68. In der 
Tat wäre der Dislozierungsteil des NATO-Beschlusses nicht ohne die amerikanischen 
Initiativen und den von Washington ausgeübten Druck zustande gekommen, ebenso 
wie freilich der spezifische Doppelbeschluß, d. h. die Ergänzung der Modernisierung 
durch neue Angebote zur Rüstungsbegrenzung, deutlich die Handschrift der Bun­
desregierung trug. 

V. 

Zwei Gründe waren es, die die Bundesregierung veranlaßten, den Verhandlungsteil 
des NATO-Doppelbeschlusses zu betonen. Vorrangig ging es ihr darum, die zwei 
Säulen ihrer Sicherheitspolitik, Verteidigungsfähigkeit sowie Entspannungsbereit­
schaft, und damit den gesamtstrategischen Ansatz intakt zu erhalten. Allerdings wa­
ren seit der Rede Helmut Schmidts vom Oktober 1977 verschiedene Entwicklungen 
eingetreten, die Bonn zwar veranlaßten, diese doppelte Akzentuierung auch weiter­
hin mit Nachdruck zu betreiben, die ihre Realisierung jedoch schwieriger machten. 
Zum einen wurde deutlich, daß die Ost-West-Entspannung in ein rauheres Fahrwas­
ser geraten war. Nur mit großer Mühe war es den beiden Weltmächten gelungen, im 
Juli 1979 ein SALT II-Abkommen zu vereinbaren und zu unterzeichnen, gegen des­
sen Ratifizierung durch den amerikanischen Senat sich in den USA jedoch bereits die 
Entspannungsgegner formierten69. Eine Enttäuschung für Bonn war ferner, daß die 
sowjetische Führung ihre Streitkräfte konsequent ausbaute und keinerlei Zurückhal­
tung beim Aufbau ihres SS-20-Potentials zeigte, obwohl bei dem Besuch von Gene­
ralsekretär Breschnjew im Mai 1978 in Bonn sich beide Seiten verpflichtet hatten, 
dem Grundsatz unverminderter Sicherheit Rechnung zu tragen und sich um die Her­
stellung stabilerer Beziehungen zu bemühen70. 

67 Vgl. die Ausführungen von U. S. Präsident Jimmy Carter auf einer Pressekonferenz am 9. Oktober 
1979, in: Wireless Bulletin from Washington,10.10.1979; Auszüge in: Europa-Archiv, Folge 2 1 / 
1979, S.D 560-561. 

68 Vgl. Carter, Keeping Faith, a. a. O., S. 535; Brzezinski, Power and Principle, a. a. O., S. 308 f. Diese 
Führungsfähigkeit war im Herbst 1979 durch die Episode mit der sowjetischen Brigade auf Kuba 
und angesichts der Geiselnahme im Iran häufig innenpolitisch infrage gestellt worden. 

69 Zum SALT-II-Abkommen vgl. Wiener Abkommen vom 18.Juni 1979 über die Begrenzung strategi­
scher offensiver Waffen, mit allen dazugehörigen Dokumenten, in: Europa-Archiv, Folge 15/1979, 
S. D 368-394; zum politischen Hintergrund vgl. Talbot, Endgame, a. a. O. 

70 Vgl. Kommunique über den Besuch von Generalsekretär Leonid Breschnjew in der Bundesrepublik 
Deutschland vom 6.Mai 1978, in: Auswärtiges Amt (Hrsg.), Abrüstung und Rüstungskontrolle. 
Dokumente zur Haltung der Bundesrepublik Deutschland, Bonn 19836, S. 79-80. 
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Aus Bonner Sicht sollte daher mit einem gemeinsamen Beschluß des Bündnisses zur 
Modernisierung seiner nuklearen Mittelstreckenwaffen, bei jedoch unverminderter 
Verhandlungsbereitschaft, der anderen Seite signalisiert werden, daß es die NATO 
mit der Aufrechterhaltung des Gleichgewichtes ernst meinte. In seinem Bericht über 
die Gespräche in Guadeloupe vor der SPD-Fraktion am 6. Februar 1979 begründete 
der damalige Bundeskanzler Helmut Schmidt die geplante Nachrüstung außerdem 
damit, daß der Westen angesichts der Parität zwischen Ost und West auf der Ebene 
der strategischen Nuklearwaffen ein gewisses Gegengewicht gegen die sowjetische 
Überlegenheit im Mittelstreckenbereich schaffen müßte. Gleichzeitig forderte er je­
doch auch, daß diese Systeme bei den Verhandlungen über eine dritte SALT-Verein­
barung durch entsprechende Rüstungskontrollmaßnahmen wieder eingefangen wer­
den müßten71. 

Außerdem hatte das Debakel mit der Neutronenwaffe den begrenzten Handlungs­
spielraum der Bundesregierung in nuklearen Fragen enthüllt, und zwar nicht nur 
nach außen, durch den Zwang zur Anpassung an die sicherheitspolitischen Positio­
nen Washingtons und durch den Veto-Anspruch der Sowjetunion, sondern auch nach 
innen, angesichts der Ängste in der Bevölkerung und des Widerstandes in der SPD72. 
Diesen galt es also in Rechnung zu stellen, wenn eine ähnliche Emotionalisierung der 
Diskussion verhindert werden sollte. Vor allem aber sah sich die Bundesregierung vor 
die Aufgabe gestellt, selbst eine einheitliche Position zu den in ihren Grundzügen sich 
bereits nach dem Gipfel in Guadeloupe abzeichnenden Beschlüssen der Allianz zu 
entwickeln und diese dann innenpolitisch konsensfähig zu machen. 

Erste Weichenstellungen erfolgten in der Sitzung des Bundessicherheitsrates am 
20.Januar und der des Bundeskabinetts am 31.Januar 1979. Letzteres tagte unter 
Hinzuziehung von Experten der Koalitionsfraktionen zur besseren Geheimhaltung 
auf der Hardthöhe. Für die bevorstehenden Verhandlungen im Bündnis ebenso wie 
für die weitere innenpolitische Diskussion verständigte sich die Bundesregierung auf 
folgende Leitsätze: 
- Das Bündnis brauche ein umfassendes sicherheitspolitisches Konzept, das alle für 

die Erhaltung des Rüstungsgleichgewichtes wesentlichen militärischen Elemente er­
fasse und gleichzeitig entsprechende verhandlungspolitische Optionen entwickle; 

- diese Planung müsse von der gesamten Allianz getragen werden. Das gelte beson­
ders auch für die Einführung neuer Waffensysteme zum Ausgleich der sowjeti­
schen Überlegenheit in bestimmten Rüstungsbereichen, z. B. bei strategischen Ra­
keten mit kontinentalen Reichweiten in der sogenannten „Grauzone"; 

- die Entscheidung über die Entwicklung der Produktion neuer Kernwaffen müsse 
vom amerikanischen Präsidenten getroffen werden, der allein über ihren Einsatz 
bestimmen könne; 

71 Vgl. die Ausführungen von Bundeskanzler Schmidt am 6.2.1979, Niederschrift der SPD-Fraktion; 
ferner Soell, Sich barfuß in die Tür der Weltpolitik klemmen? A. a. O. 

72 Vgl. Josef Joffe, Von der Nachrüstung zur Nullrüstung. Die Geschichte des „Doppelbeschlusses": 
Innenpolitik war wichtiger als Militärstrategie, in: Die Zeit, 27.11. 1981, S. 17-19. 
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- der Bundesrepublik dürfe keine Sonderrolle im Hinblick auf eine mögliche Statio­
nierung neuer Systeme noch eine Mitentscheidung über ihre Produktion zugemu­
tet werden; 

- parallel zu möglichen Rüstungsoptionen sollten sich Amerikaner und Sowjets mit 
Unterstützung der Europäer darum bemühen, die sowjetische Überlegenheit bei 
den Mittelstreckensystemen abzubauen. Ebenfalls müßten die MBFR-Verhandlun­
gen forciert und die dort bereits erzielten Fortschritte in konkrete Ergebnisse um­
gesetzt werden73. 
Diese Feststellungen sind vor dem Hintergrund einer regen innenpolitischen De­

batte zu sehen, in der die Bundesregierung nach zwei Seiten hin argumentieren muß­
te: gegenüber der CDU/CSU-Opposition, für die die von den USA gewünschte 
Nachrüstung Priorität hatte, und gegenüber Teilen der SPD, die unter Führung des 
Fraktionsvorsitzenden im Bundestag, Herbert Wehner, und ihres ostpolitischen Ex­
perten, Egon Bahr, für einen Vorrang von Abrüstungsverhandlungen plädierten. 

So hatte der Verteidungsexperte der Opposition, Manfred Wörner, Mitte Januar 
1979 in Washington davor gewarnt, zu früh mit der Sowjetunion über die sogenann­
ten „Grauzonen"-Waffen zu verhandeln, ehe nicht der NATO genügend eigene Mit­
telstreckensysteme zur Verfügung ständen. Dies hatte Wehner zu einer scharfen Kri­
tik in der „Neuen Gesellschaft" provoziert. Es entspreche nicht der realen Lage der 
Bundesrepublik, für neue Waffensysteme zu argumentieren, statt die Kräfte des 
Bündnisses in die Waagschale von Rüstungsbegrenzung und Rüstungsabbau zu brin­
gen. Diese Auseinandersetzung artete zu einem regelrechten „Interview-Krieg" aus, 
in dem Wehner u. a. das sowjetische Militärpotential als „defensiv" bezeichnete und 
der Vorsitzende der CDU/CSU-Landesgruppe im Bundestag, Friedrich Zimmer­
mann, sich zu der Behauptung verstieg, Wehner sei ein „Sicherheitsrisiko" für den 
Westen74. 

Die Auseinandersetzung zwischen Regierung und Opposition über den sicher­
heitspolitischen Kurs der Bundesrepublik fand ihre Fortsetzung im Deutschen Bun­
destag, der am 8. und 9. März 1979 über Große Anfragen der drei Bundestagsfraktio­
nen zur Friedenssicherung und die Antwort der Bundesregierung auf diese 
debattierte. Die Kritik der Opposition richtete sich in dieser Debatte vor allem dage­
gen, daß die politische Entspannung zwischen Ost und West keine militärische Ent­
sprechung seitens der Sowjetunion gefunden habe und die Bundesregierung zu zö­
gerlich wäre, um zusammen mit den USA und den anderen Mitgliedern des 

73 Vgl. Sicherheitspolitische Klausur des Kabinetts im Verteidigungsministerium, in: Generalanzei­
ger für Bonn und Umgegend, 1.2. 1979; Abrüstung: Gefühl im Herz, in: Der Spiegel, Nr.6, 1979, 
S.23f. 

74 Vgl. Herbert Wehner, Deutsche Politik auf dem Prüfstand, in: Die Neue Gesellschaft, H. 2 (Februar 
1979), S. 92-94; Manfred Wörner, Moskaus Überlegenheit muß abgebaut werden. Jede westliche 
Vorleistung in der Abrüstungspolitik gegenüber der Sowjetunion bedroht die eigene Sicherheit, in: 
Die Zeit, 16.2.1979; Regierung distanziert sich von Wehner, in: Süddeutsche Zeitung, 6.2.1979; Ab­
rüstung : Großer Knies, in: Der Spiegel, Nr. 5,1979, S. 36 f.; Kurt Becker, Reden ist besser als rüsten. 
Der Hausstreit zwischen Schmidt und Wehner, in: Die Zeit, 9.2. 1979. 
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Bündnisses entschlossene Schritte zu tun, um das militärische Gleichgewicht wieder­
herzustellen75. 

Die Bundestagsdebatte war jedoch nur noch eine Art Nachhutgefecht. Bereits En­
de Januar hatte die CDU/CSU der Regierung ihre Unterstützung für die NATO-Be-
schlüsse signalisiert. Wenn sie, wie der Abgeordnete Weiskirch in einer Kleinen An­
frage am 23.1.1979, Zweifel äußerte, ob denn die SPD diese Beschlüsse mittrage, war 
dies als eine Stützung der Position des Bundeskanzlers zu verstehen. Dieser und Au­
ßenminister Genscher hatten sich nach dem Gipfel in Guadeloupe und nachdem erste 
Klärungen im Bundessicherheitsrat erfolgt waren, eine rasche Information der Oppo­
sitionsführung angelegen sein lassen. Die laufende Unterrichtung aller drei Fraktio­
nen wurde in der Folgezeit fortgesetzt. Auch der Auswärtige Ausschuß, der Verteidi­
gungsausschuß und der Unterausschuß für Abrüstung und Rüstungskontrolle 
wurden regelmäßig durch den Außenminister, den Verteidigungsminister und durch 
hohe Beamte beider Ressorts informiert. All dies trug zu einer Versachlichung der 
Debatte bei. Die CDU/CSU verzichtete in den folgenden Monaten weitgehend auf 
jede Polemik. Sie bemühte sich vielmehr, die Frage der NATO-Nachrüstung zwi­
schen Regierung und Opposition unkontrovers zu halten und entsprechende Be­
schlüsse innenpolitisch zu erleichtern. 

Doch würde die SPD bereit sein, den Doppelbeschluß, insbesondere die beabsich­
tigte Stationierung von weitreichenden taktischen Nuklearwaffen auf deutschem Bo­
den, mitzutragen? Unmittelbar nachdem Ende Januar 1979 die Umrisse der Nach­
rüstungsentscheidung an die Presse gelangt waren, bemühte sich Bundeskanzler 
Schmidt, Partei und Fraktion der SPD auf den Doppelbeschluß einzustimmen. In der 
bereits erwähnten Fraktionssitzung am 6. Februar 1979 betonte er die beiden Elemen­
te einer derartigen Entscheidung, Nachrüstung und Verhandlungsangebot, und ver­
wies darauf, daß die Bundesrepublik nicht die dritte Weltmacht sei, vielmehr in ihren 
Entscheidungen gebunden sei: als Nichtkernwaffenstaat, als Bündnismitglied und als 
geteiltes Land76. 

Im Laufe des Jahres 1979 bemühte der Bundeskanzler noch mehrfach das Gremi­
um der Fraktion, um für eine Unterstützung der NATO-Beschlüsse zu werben. Hin­
zu kamen Einzelgespräche mit dem Fraktionsvorsitzenden, Herbert Wehner, und 
dem Parteivorsitzenden, Willy Brandt, die durch das gespannte Verhältnis zwischen 
dem Führungstrio der SPD nicht gerade erleichtert wurden. Die eigentliche Entschei­
dung fiel jedoch auf einer Sitzung führender SPD-Politiker aus Regierung, Fraktion 
und Partei am 19. Mai 1979 im Kanzleramt. Nach dem Bericht Soells soll in dieser 

75 Vgl. die Ausführungen des Fraktionsvorsitzenden der CDU/CSU, Helmut Kohl, sowie des sicher­
heitspolitischen und des außenpolitischen Sprechers der CDU/CSU, Manfred Wörner und Alois 
Mertes, in der Bundestagsdebatte am 8. und 9. März 1979, in: DBT/VIII/141 und DBT/VIII/142, 
S. 11148-11 149, 11196-11 205 u. S. 11 253-11 261; ferner Kurt Becker, Mehr Ratlosigkeit als Zu­
versicht. Die Raketendebatte in Bonn hat die Grenzen der Manövrierfreiheit deutlich gemacht, in: 
Die Zeit, 16.3.1979. Zum Koalitionsstreit im Vorfeld dieser Debatte vgl. „Der Kanzler war richtig 
beleidigt", in: Der Spiegel, Nr. 8,1979, S.21 ff. 

76 Vgl. u. a. Soell, Sich barfuß in die Tür der Weltpolitik klemmen? A. a. O. 
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Sitzung Herbert Wehner vor allem an seiner Pfeife gesogen und Willy Brandt sich 
zum Nichtfachmann erklärt haben - nachdem Schmidt im Vorfeld der Sitzung beide 
bereits auf seine Position verpflichtet hatte. Ehmke, Bahr und Pawelczyk bestanden 
darauf, daß die Bundesregierung ihre Zustimmung zu einer Modernisierungsent­
scheidung von einer dieser vorzuschaltenden mehrjährigen Verhandlungsrunde ab­
hängig machen müßte - diese Auffassung hatte Schmidt bereits in Guadeloupe und 
bei den Besuchen David Aarons vertreten77. 

Aber würde der zeitgleich mit der NATO-Entscheidung geplante Parteitag der 
SPD in Berlin Stolper- oder Trittstein sein? Der vorangegangene Parteitag der SPD in 
Hamburg 1977 hatte den Parteivorstand aufgefordert, ein politisches Konzept für ei­
ne Politik der Rüstungsbeschränkung und Abrüstung zu entwickeln. Zu diesem 
Zweck hatte der Parteivorstand im Sommer 1978 seinen Abrüstungsexperten, Alfons 
Pawelczyk, beauftragt, zusammen mit einer Expertenkommission entsprechende 
Vorstellungen zu entwickeln, die gleichzeitig als Handreichung für eine „Abrüstungs­
plattform" im Wahlkampf 1980 dienen sollten. Diese Kommission, der zwölf Exper­
ten angehörten - keineswegs nur SPD-Parteimitglieder! - , erarbeitete bis zum Febru­
ar 1979 das Gerüst eines Konzeptpapiers, das als Ausgangspunkt für den Leitantrag 
des Parteivorstandes zur Sicherheitspolitik auf dem Berliner Parteitag diente. In die­
sem Papier wurde rüstungskontrollpolitischen Lösungen der Vorrang eingeräumt. In 
einer Sitzung des Parteivorstandes der SPD am 9. September 1979 wurde diese Vorla­
ge um die Aussage erweitert, daß für den Fall eines Scheiterns von Verhandlungen die 
erforderlichen verteidigungspolitischen Optionen ergriffen werden müßten. Takti­
sche Gründe bestimmten den Parteivorstand dazu, diesen Passus als Nr. 28 in den Ab­
schnitt über „Forderungen der SPD zur Rüstungsbegrenzung, Rüstungsverminde­
rung und kooperativer Rüstungssteuerung" einzufügen und nicht, wie es aus 
sachlichen Gründen angebracht gewesen wäre, auf den NATO-Doppelbeschluß im 
Rahmen der Ausführungen zur Sicherheitspolitik zu verweisen78. 

77 Wörtlich sagte Schmidt: „Wir müssen erstens vermeiden, daß die Welt den Eindruck bekommt, als 
ob der Nicht-Nuklearwaffen-Staat Bundesrepublik Deutschland de facto die politischen Entschei­
dungen, die auf dem nuklearen Felde zu treffen sind, präjudiziert, am liebsten sie selber treffen 
möchte. Ich möchte zweitens vermeiden, daß wir in eine Situation gebracht werden, wo es so aus­
sieht, als ob wir daran dächten, uns zwischen den Interessen unseres eigenen Bündnisses und ande­
ren Interessen zu entscheiden. Ich füge drittens hinzu: Wir müssen dergleichen auch aus innenpoliti­
schen Gründen vermeiden." Ausführungen von Bundeskanzler Schmidt am 6.2. 1979 vor der 
SPD-Fraktion, a. a. O. 

78 Vgl. den Leitantrag des Parteivorstandes zum Thema „Sicherheitspolitik im Rahmen der Friedens­
politik". In der vom Parteitag verabschiedeten Fassung hieß es: „Den Disparitäten bei den nuklearen 
Mittelstreckenpotentialen muß durch eine Kombination von verteidigungspolitischen und rü-
stungssteuerungspolitischen Maßnahmen begegnet werden. Dies bedeutet - rüstungskontrollpoliti­
schen Regelungen den politischen Vorrang zu geben, um Instabilitäten auf diesem Wege abzubau­
en; - gleichzeitig die notwendigen verteidigungspolitischen Optionen festzulegen, damit diese im 
Falle eines Scheiterns rüstungskontrollpolitischer Bemühungen wirksam werden können." Von der 
Antragskommission und über verschiedene Initiativanträge wurde dem noch hinzugefügt, daß es 
dabei keine Automatismen geben dürfe und daß eine „Null-Lösung" Verhandlungsziel sein müsse. 
Vgl. SPD Parteitag Berlin 79. 3.-7.Dezember 1979, Anträge, S. 19-29; Unkorrigiertes Protokoll 4. 
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Es gibt eine ganze Reihe von Anzeichen dafür, daß große Teile der SPD nur wider­
willig die ihnen vom Kanzler verordnete sicherheitspolitische Medizin schluckten. 
Um diese zu versüßen, bemühte sich Helmut Schmidt in zahlreichen Reden und In­
terviews, die Rüstungskontrollaspekte des Doppelbeschlusses hervorzuheben. So er­
klärte er am 4. Juli 1979 vor dem Bundestag, konkrete Maßnahmen zur Nachrüstung 
könnten um so begrenzter gehalten werden, wie es gelänge, eine wirkungsvolle bei­
derseitige Begrenzung der eurostrategischen Systeme in Ost und West durch Rü­
stungskontrollvereinbarungen zu erreichen. An anderer Stelle sagte Schmidt, im Ide­
alfall könnte dabei sogar herauskommen, daß auf westlicher Seite nicht nachgerüstet 
werden müßte. Ungewöhnlich war auch, daß der Kanzler eine Rede vor der SPD-
Fraktion am 13. November 1979 dazu benutzte, um die von der Bundesregierung in­
itiierten MBFR-Vorschläge zu erläutern und die Absicht der NATO zu verkünden, 
einseitig nukleare Gefechtsköpfe aus Westeuropa abzuziehen79. Der Bundeskanzler 
konnte allerdings nicht vermeiden, daß diese Akzentuierung der Rüstungskontroll­
aspekte von kritischen Beobachtern in den USA als Zeichen der Schwäche und der 
Unentschlossenheit interpretiert wurden80, während diese für ihn ein wesentliches 
Element seiner Strategie zur innenpolitischen Absicherung der NATO-Entscheidun-
gen waren. 

Diese Politik war kurzfristig durchaus erfolgreich, wie der Verlauf des SPD-Par­
teitages Anfang Dezember 1979 in Berlin und die Verabschiedung des Leitantrages 
des Parteivorstandes „Sicherheitspolitik im Rahmen der Friedenspolitik" mit großer 
Mehrheit zeigten81. Bereits am 10. Oktober hatte das Kabinett in Anwesenheit der 
Fraktionsvorsitzenden von SPD und FDP, Wehner und Mischnik, am 17. Oktober 
hatten der Auswärtige Ausschuß und der Verteidigungsausschuß des Bundestages in 
einer gemeinsamen Sitzung die Haltung der Bundesregierung zum NATO-Doppel-
beschluß gebilligt. Am H.Dezember 1979 unterrichtete dann Bundesaußenminister 
Genscher den Bundestag in einer Regierungserklärung über die Brüsseler Beschlüsse. 
Er erhielt dabei die Unterstützung von Sprechern aller Parteien, deren Redner je nach 
politischer Couleur diese als Reaktion auf die wachsende politische und militärische 
Bedrohung durch die sowjetische Aufrüstung (Wörner, CDU), als Ansatz und Ver­
pflichtung zu neuen Verhandlungen über eine Rüstungsbeschränkung (Pawelczyk, 
SPD), und als Herausforderung zur Zusammenarbeit auf allen Ebenen der Sicher­
heitspolitik (Möllemann, FDP) interpretierten82. Langfristig ergab sich jedoch die 

und 5. 
79 Vgl. die Ausführungen von Bundeskanzler Schmidt am 4. Juli 1979 im Deutschen Bundestag, in: 

DBT/VIII/167,S. 13317-13328 (S. 13318), und am 15.November 1979vor der SPD-Fraktion, in: 
Informationen der Sozialdemokratischen Bundestagsfraktion, Nr. 1140, 15.11.1979 (Tagesdienst). 

80 Vgl. z. B. John Vinocur, Bonn Plays Whip Against Cookie, in: International Herald Tribune, 23.10. 
1979. 

81 Vgl. die Debatte auf dem Berliner Parteitag der SPD, Parteitag Berlin 79, a. a. O.; ferner Karl Feld­
meyer, Schmidts taktischer Erfolg mit der Nachrüstung, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 7.12. 
1979. 

82 Vgl. die durch Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher am 14. Dezember 1979 vor dem 
Deutschen Bundestag abgegebene Erklärung der Bundesregierung zu den Ergebnissen der NATO-
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Frage, ob mit der Verkoppelung von Nachrüstungsankündigung und Abrüstungs­
angebot nicht nur der Sowjetunion eine propagandistische Einwirkungsmöglichkeit 
gegeben83, sondern auch der Keim für neue Konflikte im deutsch-amerikanischen 
Verhältnis gelegt worden war, da die - von der Bundesrepublik präferierte - Nicht-
nachrüstung vom Verhandlungswillen und vom Verhandlungsgeschick beider Seiten 
abhängig gemacht wurde. 

VI. 

Im nachhinein wird deutlich, daß dem NATO-Doppelbeschluß ein doppeltes Miß­
verständnis zugrunde lag. Es hatte seine Ursache in den wechselnden und gegenläufi­
gen Motiven der Vereinigten Staaten und der Bundesrepublik, mit denen beide diesen 
Beschluß befürworteten, und legte den Keim für neue Meinungsverschiedenheiten in 
den deutsch-amerikanischen Beziehungen. 

Das eine Mißverständnis betrifft die Frage nach dem Initiator der NATO-Nachrü-
stung. Während Schmidt mit seiner Rede vor dem IISS im Oktober 1977 auf die Be­
deutung eines militärischen Gleichgewichtes auf allen Ebenen der ost-westlichen Rü­
stungskonkurrenz (mit einer im nachhinein unüberlegt erscheinenden Akzentuierung 
der eurostrategischen Ebene) aufmerksam machen und eine Einbeziehung auch der 
sowjetischen SS-20 in den Rüstungskontrolldialog fordern wollte, wurde diese Rede 
in Washington vor dem Hintergrund der in der NATO und im eigenen Land anhal­
tenden Diskussion über Rolle und Stellenwert der taktischen Nuklearwaffen als For­
derung nach eben solchen Systemen in und für Europa interpretiert. Diesem vermute­
ten Wunsch begegnete die amerikanische Administration zunächst mit großer 
Zurückhaltung, da sie weder die laufenden SALT-Verhandlungen noch den Vorrang 
des langfristigen Verteidigungsprogramms der NATO (LTDP) gefährden wollte. 
Erst als beide Ziele erreicht zu sein schienen und als die Arbeiten in der High Level 
Group eine beträchtliche Eigendynamik entwickelt hatten, vor allem aber unter dem 
Eindruck der negativen Auswirkungen der Entscheidung Präsident Carters zum Auf­
schub einer Produktion von Neutronenwaffen, kam die amerikanische Administra­
tion im Spätsommer 1978 zu der Auffassung, daß mit einer Dislozierung von 
weitreichenden taktischen Nuklearwaffensystemen in Westeuropa im Gewand einer 
„Modernisierung" der vorhandenen Potentiale sowohl die weiterhin bestehende 
„Glaubwürdigkeitslücke" auf europäischer Ebene gefüllt als auch dem militärischen 
Interesse, die Kontinuität des nuklearen Abschreckungsspektrums intakt zu halten, 
optimal Rechnung getragen werden könnte. Dabei zeigte sich jedoch, daß diese Vor­
schläge von den Europäern keineswegs enthusiastisch aufgenommen wurden, diese 

Tagungen in Brüssel, sowie die Aussprache darüber, in: Verhandlungen des Deutschen Bundestages, 
VHI/194.S. 15465-15477. 

83 Die Rede Generalsekretär Breschnjews in Ostberlin am 6. Oktober 1979 und seine Vorschläge für 
neue Rüstungskontrollinitiativen hatten natürlich auch die Funktion, in der innenpolitischen Dis­
kussion der Bundesrepublik denjenigen den Rücken zu stärken, die Vorbehalte gegen eine „Nach­
rüstung" hatten und die dafür eintraten, die Disparitäten im militärischen Kräftegleichgewicht zu­
nächst auf dem 'Wege der Rüstungskontrolle abzubauen. 



286 Helga Haftendorn 

vielmehr eine Reihe von lästigen Bedingungen daran knüpften und mit großem diplo­
matischem Geschick und Nachdruck für einen entsprechenden Beschluß erst gewon­
nen werden mußten. Das wichtigste Zugeständnis war in diesem Zusammenhang die 
verhandlungstaktische Bindung der Nachrüstungsentscheidung an ein komplexes 
Verhandlungsangebot an die Sowjetunion. 

Das zweite Mißverständnis betrifft die Motive und die Begründung des Doppelbe­
schlusses. Zunächst als Beruhigungspille für die Europäer gedacht, erhielt die Ent­
scheidung zur Modernisierung der LRTNF aus der Sicht der USA bald eine zwin­
gend erscheinende militärische Rationalität. Im Vordergrund stand dabei die Not­
wendigkeit, auf westlicher Seite ein den sowjetischen SS-20 entsprechendes Potential 
zur Eskalationskontrolle zu erwerben, mit dem ein vorzeitiges „Heraufstufen" eines 
Konfliktes auf die strategische Ebene vermieden werden konnte. Die europäischen 
Verbündeten hatten die „Nachrüstung" jedoch gerade deshalb unterstützt, weil sie die 
Ankoppelung Westeuropas an das strategische Potential der USA in Abschreckung 
und Verteidigung politisch deutlicher machen wollten. Nur dies war der Grund, daß sie 
der Stationierung von verwundbaren, aber sichtbaren Mittelstreckensystemen auf ih­
rem Territorium - anstelle einer Dislozierung auf See - zugestimmt hatten. Unter die­
ser unterschiedlichen Begründung litt die Glaubwürdigkeit der nuklearen Garantie 
mehr, als sie durch den Doppelbeschluß verstärkt wurde. Dies zeigte die im Zusam­
menhang mit den NATO-Beschlüssen erneut einsetzende Debatte über die Adäquanz 
der Strategie der Flexiblen Erwiderung und der dem "Westen zu ihrer Implementierung 
zur Verfügung stehenden militärischen Mittel sowie die Diskussion von strategischen 
Alternativen84. Für die Westeuropäer war es eine prekäre Realität, daß die Ankoppe­
lung am glaubwürdigsten durch die sowjetische Drohung erfolgte, einen Einsatz ame­
rikanischer LRTNF mit Schlägen gegen das amerikanische Territorium zu vergelten. 

Ähnliche Interessenunterschiede gab es auch in der Rüstungskontrollpolitik. Wäh­
rend diese aus amerikanischer Sicht die innenpolitische Akzeptanz des Modernisie­
rungsbeschlusses erhöhen sollte (ebenso wie letzterer in der inneramerikanischen 
Diskussion die Ratifizierung von SALT II gegen die Kritik von konservativer Seite er­
leichtern sollte), kam dieser in der Politik der Bundesrepublik ein zentraler Stellen­
wert zu. Ebenso wie sie das westliche Bündnis glaubwürdig und intakt erhalten woll­
te, wollte die Bundesregierung nicht das mit der Ostpolitik der siebziger Jahre 
Erreichte gefährden. Der Doppelbeschluß sollte sich daher einordnen in die Bemü­
hungen um militärische Stabilisierung und Entspannung in Europa. Dazu war es je­
doch erforderlich, auch die Mittelstreckensysteme in den Rüstungskontrollprozeß 
einzubeziehen. In der Vorrangigkeit des Planungsprozesses der HLG und des Mo­
dernisierungsbeschlusses wurden allerdings die destabilisierenden Wirkungen einer 
Stationierung von Pershing-II-Raketen mit ihrer kurzen Warnzeit in der Bundesre-

84 Den Auftakt dazu bildete eine Rede des früheren amerikanischen Außenministers Henry Kissinger 
am 1. September 1979 in Brüssel, in der er die amerikanische nukleare Garantie - und damit die 
Wirksamkeit der Abschreckung - angesichts der Verschiebungen in den strategischen Kräfterelatio­
nen zwischen den USA und der Sowjetunion grundsätzlich in Zweifel zog; vgl. den Text der Rede 
Kissingers in: Europa-Archiv, Folge 22/1979, S.D 589-598. 
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publik übersehen. Als Signal und Anreiz zu Verhandlungen gedacht, führte der Be­
schluß daher zu einer nachhaltigen Verschlechterung in den Ost-West-Beziehungen. 
Dazu trug auch bei, daß unmittelbar nach den NATO-Beschlüssen als Folge der so­
wjetischen Intervention in Afghanistan - auch aufgrund innenpolitischer Entwicklun­
gen in den USA - SALT-II aus dem Ratifizierungsprozeß genommen wurde. Damit 
fehlte die wichtigste Voraussetzung für Verhandlungen über SALT-III. Nur sehr 
mühsam gelang es in den nächsten zwei Jahren, erneut einen Verhandlungsprozeß in 
Gang zu bringen, in dem nun in getrennten Verhandlungsgremien versucht wurde, 
ein Abkommen über die strategischen Offensivwaffen auszuhandeln (START als Er­
satz für SALT) sowie eine Beschränkung der LRTNF (nun INF genannt) zu errei­
chen85. Schon zeitlich wurden damit die Bemühungen um ein Verhandlungsergebnis 
von der Implementierung des Nachrüstungsbeschlusses abgehängt. 

Dieses Auseinanderfallen von Nachrüstung und Rüstungskontrolle - das vermut­
lich auch ohne Afghanistan und den Wechsel an der Spitze der amerikanischen Re­
gierung aufgrund der unterschiedlichen Bedingungen, denen beide Prozesse unterla­
gen, erfolgt sein würde - belastete dann die deutsch-amerikanischen Beziehungen. 
Beide Seiten tendierten dazu, der jeweils anderen Seite zu unterstellen, daß sie es 
nicht ernst genug mit den gemeinsam gefaßten Beschlüssen nehme: die amerikanische 
Kritik zweifelte an der Entschlossenheit der Bundesrepublik (insbesondere der Regie­
rung Schmidt86 und der SPD), den Nachrüstungsbeschluß auch zu implementieren, 
während den USA in der Bundesrepublik mangelnder Verhandlungswille vorgeworfen 
wurde. Dieser Konflikt über den Vorrang von Rüstung oder Abrüstung, wenn auch aus 
anderen Gründen und in anderen Konfigurationen, setzte sich in der innenpolitischen 
Auseinandersetzung in beiden Ländern fort. Erst allmählich, nach der Stationierung 
der ersten Waffensysteme und neuen Akzenten in der westlichen Rüstungs- wie Rü­
stungskontrollpolitik, trat eine Entaktualisierung des Doppelbeschlusses und der 
durch ihn hervorgerufenen Spannungen in den atlantischen Beziehungen ein. 

Etliche Jahre nach den NATO-Beschlüssen ist daher mit einer gewissen Resignation 
festzustellen, daß der NATO-Doppelbeschluß zwar als eine Großtat konzertierter 
Bündnisdiplomatie betrachtet werden muß, seine Ergebnisse jedoch wenig dazu beige­
tragen haben, die Glaubwürdigkeit der nuklearen Strategie dauerhaft zu erhöhen. 

85 Zu dem Verlauf der START- und der INF-Verhandlungen vgl. als offizielle Darstellungen: NATO 
(Hrsg.), Intermediate-Range Nuclear Forces (INF). Progress Report To Ministers by the Special 
Consultative Group, 8. Dezember 1983; Bericht der Bundesregierung zum Stand der Bemühungen 
um Rüstungskontrolle und Abrüstung sowie der Veränderungen im militärischen Kräfteverhältnis 
1984 an den Deutschen Bundestag, Drucksache X/1650, 22.6. 1984; ferner die Darstellung von 
Strobe Talbot, Deadly Gambits. The Reagan Administration and the Stalemate in Nuclear Arms 
Control, New York 1984. 

86 U. a. um diesen Zweifeln entgegenzutreten, zitierte Schmidt in den Jahren 1980-82 mehrfach seine 
Londoner Rede von 1977 und erklärte, daß er es gewesen sei, der ein Gegenstück zu den sowjeti­
schen SS-20 gefordert habe. Ab Herbst 1982, zuerst in einem Gespräch mit kalifornischen Journali­
sten, begann Schmidt dann darauf hinzuweisen, daß er nicht nach neuen Raketen gerufen habe, 
sondern vielmehr eine Einbeziehung der „Grauzonen"-Problematik in die SALT-Verhandlungen 
gefordert habe. 
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Zur Einigung über die Montanmitbestimmung 1950/51 

„Des Kanzlers Sieg", mit dieser Schlagzeile kennzeichnete die Frankfurter Neue 
Presse am 11. April 1951 den Abschluß der Beratungen über die Montanmitbestim­
mung. Einen Tag zuvor hatte der Deutsche Bundestag in dritter Lesung das Gesetz 
über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen der 
Unternehmen des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie verab­
schiedet1. Damit hatte einer der schwierigsten Konflikte der neugegründeten Bundes­
republik Deutschland eine wenn auch nicht allseits begrüßte, so doch im großen und 
ganzen befriedigende Lösung gefunden2. 

Am Beginn des entscheidenden Kapitels in der Geschichte der Montanmitbestim­
mung stand im Winter 1950/51 die Streikdrohung der Gewerkschaften3. Aufge­
schreckt durch den im Bundeswirtschaftsministerium erarbeiteten Entwurf einer 
Durchführungsverordnung zum alliierten Gesetz Nr. 27 über die Neuordnung der 
Montanindustrie bangten die Gewerkschaften um den Fortbestand der 1947 im Zu­
sammenhang mit der Konzernentflechtung durch die britische Besatzungsmacht ein­
geführten paritätischen Mitbestimmung in der Eisen- und Stahlindustrie. Denn die 

1 Das Gesetz wurde am 21. Mai 1951 im Bundesgesetzblattverkündet. Der Gesetzestext ist u.a. abge­
druckt in den einschlägigen Kommentaren von Boldt, Höcker/Johannsen, Müller/Lehmann und 
Schöne sowie in der Edition: Montanmitbestimmung. Das Gesetz über die Mitbestimmung der Ar­
beitnehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen der Unternehmen des Bergbaus und der Eisen 
und Stahl erzeugenden Industrie vom 21. Mai 1951, bearbeitet von Gabriele Müller-List (Quellen 
zur Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien, Vierte Reihe, Deutschland seit 
1945, Bd. 1, hrsg. von Karl Dietrich Bracher, Rudolf Morsey, Hans-Peter Schwarz), Düsseldorf 
1984 (nachfolgend zitiert als: Edition Montanmitbestimmung). 

2 Zur Entwicklung der Mitbestimmungsfrage nach 1949 und der parlamentarischen Behandlung der 
Montanmitbestimmung s. die Einleitung zur Edition Montanmitbestimmung, bes. S. XXXVIII-
LXX. Vgl. auch Erich Potthoff, Der Kampf um die Montanmitbestimmung, Köln 1957, und die 
allerdings stärker den Verlauf der Neuordnung im Montanbereich als die Entwicklung der Montan­
mitbestimmung berücksichtigende Darstellung von Horst Thum, Mitbestimmung in der Montanin­
dustrie. Der Mythos vom Sieg der Gewerkschaften, Stuttgart 1982. Als kurze Einführung ins Thema 
Karl Fitting, Die Entwicklung der Mitbestimmung, in: Reinhart Bartholomäi/Wolfgang Boden-
bender/Hardo Henkel/Renate Hüttel (Hrsg.), Sozialpolitik nach 1945. Geschichte und Analysen. 
Festschrift Ernst Schellenberg, Bonn 1977, S. 371-389, und Gabriele Müller-List, Die Entstehung 
der Montanmitbestimmung, in: Walter Först (Hrsg.), Zwischen Ruhrkontrolle und Mitbestim­
mung, Köln u.a. 1982, S. 121-142. 

3 Zur Vorgeschichte, insbesondere zur Einführung der paritätischen Mitbestimmung in der entfloch­
tenen Eisen- und Stahlindustrie durch die britische Besatzungsmacht im Jahre 1947 s. Edition Mon­
tanmitbestimmung, S.XXXI-XXXV. Vgl. zum folgenden ebenda, S.XLIX-LIII. 
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neuen Gesellschaften sollten „nach den Vorschriften des deutschen [Aktien-]Rechts" 
gebildet werden, und das kannte weder die paritätische Besetzung der Aufsichtsräte 
noch die Institution des Arbeitsdirektors im Vorstand. Als Bundeswirtschaftsminister 
Ludwig Erhard dann am 20. November 1950 bei einer Besprechung mit dem DGB-
Bundesvorstand auch noch erklärte, die Entscheidung über die Mitbestimmung müs­
se dem Parlament überlassen werden, verstärkten sich die Befürchtungen der Ge­
werkschaften. Die Bundesregierung wie auch die Montanindustriellen waren in der 
Neuordnungsfrage, besonders hinsichtlich des Verbundes von Kohle und Eisen, je­
doch an einer Übereinstimmung mit den Gewerkschaften interessiert, der Bundes­
kanzler überdies in der Frage des Schumanplans an einer Unterstützung durch die 
Gewerkschaften. Angesichts dieser für sie günstigen politischen Umstände entschied 
sich die Gewerkschaftsführung dafür, den Kampf um die Montanmitbestimmung 
aufzunehmen. Nach Urabstimmungen in der Eisen- und Stahlindustrie wie im Berg­
bau, bei denen sich rd. 95% der abgegebenen Stimmen für einen Streik aussprachen, 
wurde beschlossen, ab 1. Februar 1951 die Arbeit in der Eisen- und Stahlindustrie ein­
zustellen. 

Daß der angedrohte Streik mit seinen weitreichenden Folgen vermieden werden 
konnte, ist unbestritten zu einem wesentlichen Teil Bundeskanzler Konrad Adenauer 
zu verdanken. Er hat es nicht nur verstanden, die Kontrahenten - Gewerkschafter 
und Montanindustrielle - an einen Tisch zu bringen und zu einer tragfähigen Eini­
gung zu veranlassen. Er hat auch später in der Phase der parlamentarischen Beratun­
gen „alle Register seiner Taktik gezogen, um die Entscheidung im Sinne der ur­
sprünglichen Vorlage zu beeinflussen"4. Bemerkenswert war die Tatsache, daß der 
Kanzler dabei „weit mehr als Moderator, als Schlichter und Kompromißmacher in 
Erscheinung trat denn als Machtträger und Staatsautorität"5. Auf erstaunliche Weise 
wußte Adenauer die vordergründigen Notwendigkeiten - Vermeidung eines Streiks 
mit seinen verheerenden wirtschaftlichen und politischen Folgen, Sicherung des in­
nenpolitischen Friedens, Absicherung der lebenswichtigen Montanindustrie vor Stö­
rungen der Produktion und damit Verzögerungen beim Wiederaufbau - mit seinen 
eigenen politischen Zielen - in erster Linie Schumanplan und Einbindung der Ge­
werkschaften in das neue Staatsgefüge - zu verknüpfen. 

Abgesehen von der Würdigung seines „taktischen Erfolgs", die weder in publizisti­
schen noch in wissenschaftlichen Beiträgen fehlt, ist Adenauers Rolle bei der Entste­
hung des Gesetzes über die Montanmitbestimmung bisher nur unzureichend unter­
sucht worden6. Im einzelnen bedürfen folgende Fragen einer Klärung: 1. Welche 

4 So die Deutsche Zeitung und Wirtschaftszeitung vom 14.4.1951. 
5 Eugen Gerstenmaier, Adenauer und die Macht, in: Dieter Blumenwitz/Klaus Gotto/Hans Maier/ 

Konrad Repgen/Hans-Peter Schwarz (Hrsg.), Konrad Adenauer und seine Zeit. Beiträge von 
Weg- und Zeitgenossen, Stuttgart 1976, S. 29-44, hier S. 39. 

6 Auch die Untersuchung von Rolf Wenzel, Konrad Adenauer und die Gestaltung der Wirtschafts­
und Sozialordnung in Westdeutschland 1945-1951/52. Ordnungsvorstellungen und politische Pra­
xis, Flensburg 1983, geht ebenso wie sein bereits 1980 erschienener Aufsatz, Konrad Adenauer, die 
Neuordnung der Grundstoffindustrien und die Mitbestimmung als gesellschaftspolitische Frage, in: 
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Beweggründe waren entscheidend für das Einschreiten des Bundeskanzlers im Win­
ter 1950/51? 2. Nach welchen Kriterien bestimmte Adenauer den Zeitpunkt seines 
Eingreifens? 3. Welche Strategie verfolgte Adenauer bei seiner Verhandlungsfüh­
rung? 4. Welche Rolle spielten Kabinett, CDU/CSU-Fraktion und Parlament bei 
Adenauers Absichten? 

Für die Beantwortung dieser Fragen ist zunächst ein Blick auf Adenauers Einschät­
zung der Mitbestimmungsfrage notwendig. Wenn Helmut Schmidt als einer seiner 
Nachfolger im Amt des Bundeskanzlers die Mitbestimmung als „Problem [bezeich­
net], dem schon die Sorge Konrad Adenauers gegolten hat", wenn er seine Äußerun­
gen gar unter den Titel setzt „Die Mitbestimmung der Arbeitnehmer - von Konrad 
Adenauer als eine der großen Aufgaben unserer Zeit verstanden"7, so würdigt er da­
mit gewiß die Leistung des ersten Bundeskanzlers bei der Lösung eines der entschei­
denden Probleme in der Frühphase der Bundesrepublik. Wenn er aber gleichzeitig 
Adenauers Leistung als Anerkennung des Rechts der Arbeitnehmer auf volle Mitbe­
stimmung versteht, quasi als logische Fortentwicklung der schon im Ahlener Pro­
gramm erhobenen Grundsätze interpretiert und „das historische Verdienst Konrad 
Adenauers" darin sieht, „die Zeichen der Zeit erkannt und sich für die Verwirkli­
chung der Mitbestimmung in den Unternehmen der Montan-Industrie eingesetzt zu 
haben"8, so ist das eine Fehleinschätzung. 

Denn daß Adenauer „aus Begeisterung für den Gedanken der Mitbestimmung ge­
handelt" oder die Mitbestimmungsfrage „etwa aus Einsicht in ihre politische, soziale, 
wirtschaftliche Bedeutung initiativ angegangen hätte", ist nicht anzunehmen9. Wie 
unerheblich ihm persönlich das Problem der Mitbestimmung letztlich war, ist allein 
schon der Tatsache zu entnehmen, daß er die Mitbestimmung in seinen Erinnerungen 
mit keinem Wort erwähnt10. 

In bezug auf die gewerkschaftliche Forderung nach paritätischer Besetzung der 
Aufsichtsräte vertrat er die Auffassung, daß eine Beteiligung der Arbeitnehmer und 
ihrer Gewerkschaften zwar wünschenswert sei, das letzte Entscheidungsrecht aber 
bei der Kapitalseite verbleiben müsse. Bereits 1947, als die Konzernentflechtung an­
stand und einige der betroffenen Montanindustriellen aus Furcht vor allzu umfang­
reichen Entflechtungen den Gewerkschaften weitreichende Mitbestimmungsangebo-

Albrecht Langner (Hrsg.), Katholizismus, Wirtschaftsordnung und Sozialpolitik 1945-1963, Mün­
chen u. a. 1980, S. 123-152, allenfalls ansatzweise auf diese Fragestellung ein. Einen Überblick über 
das Adenauer-Schrifttum allgemein gibt Anselm Doering-Manteuffel, Die Bundesrepublik 
Deutschland in der Ära Adenauer. Außenpolitik und innere Entwicklung 1949-1963, Darmstadt 
1983, S. 30f. (Anm. 1), sowie die Bibliographie zur Geschichte der CDU und CSU 1945-1980, er­
stellt von Gerhard Hahn (Forschungen und Quellen zur Zeitges 

chichte, hrsg. von Klaus Gotto, 
Hans Günter Hockerts, Rudolf Morsey, Hans-Peter Schwarz, Bd. 4), Stuttgart 1982, S. 23-46. 

7 Helmut Schmidt, Die Mitbestimmung der Arbeitnehmer - Von Adenauer als eine der großen Auf­
gaben unserer Zeit verstanden, in: Konrad Adenauer und seine Zeit, S. 45-58, hier S. 45. 

8 Ebenda, S. 53. 
9 Vgl. den Artikel „ Des Kanzlers Sieg", in: Frankfurter Neue Presse vom 11.4. 1951, und die Ein­

schätzung Gerstenmaiers, in: Gerstenmaier, S.40. 
10 Konrad Adenauer, Erinnerungen 1945-1953, Stuttgart 41980. 
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te unterbreiteten11, warnte Adenauer - Düsseldorfer Landtagsmitglied und seit März 
1946 Vorsitzender der CDU der britischen Zone - vor zu großem Entgegenkommen 
und einer möglichen Machtzusammenballung bei den Gewerkschaften. Nach seiner 
Vorstellung sollte die Besetzung der Aufsichtsräte in den Montanunternehmen im 
Verhältnis von 55:45 erfolgen12. Das Angebot der Klöckner-Werke AG vom 18. Ja­
nuar 1947 an die Gewerkschaften, nach dem „die Gleichberechtigung, aber auch 
Gleichverantwortung von ,Kapital und Arbeit' verwirklicht werden sollte"13, ging 
Adenauer eindeutig zu weit. Zumal nicht nur beabsichtigt war, den Aufsichtsrat der 
Klöckner-Werke nach dem Grundsatz der Gleichstellung von Kapital und Arbeit um­
zubilden, sondern „die Vertreter der Arbeitnehmer [...] hierbei, zusammen mit der 
öffentlichen Hand, die Mehrheit der Sitze erhalten [sollten]". In einem Schreiben 
vom 25. Januar 1947 an den geschäftsführenden Gesellschafter von Klöckner & Co. 
und späteren CDU-Bundestagsabgeordneten Günter Henle, mit dem Adenauer in 
dieser Angelegenheit korrespondierte, erklärte er unter Bezugnahme auf die Überle­
gungen des Wirtschafts- und Sozialausschusses der CDU der britischen Zone auf 
dessen Sitzung am 24.Januar 1947 wörtlich: „Wir wollen nicht, daß die Gewerk­
schaft die Führenden bei den Beteiligungen sind. Wir wünschen, daß auch derjenige 
Teil der Stimmen in der Generalversammlung und im Aufsichtsrat, der nicht auf die in 
Privathand befindlichen Aktien entfällt, unter möglichst viele - Land-, Stadt-, Kreis-, 
Genossenschaften und Gewerkschaften usw. - aufgeteilt wird. Wir wünschen das, 
weil wir Machtzusammenballungen, die wir in der Vergangenheit als schädlich er­
kannt haben, nicht in anderer Form und an anderer Stelle wieder herausgestellt zu se­
hen wünschen."14 Mußte Adenauer dennoch fast auf den Tag genau vier Jahre später 
den gewerkschaftlichen Wünschen entgegenkommen, ihnen unter seiner eigenen 
maßgeblichen Unterstützung zu Gesetzeskraft verhelfen, so bedeutete dies keinen 
Wandel seiner Auffassung, sondern lediglich einen geschickten und erfolgreichen 
Schachzug zur Durchsetzung seiner innen- und außenpolitischen Ziele. Von einer 
grundsätzlichen Bejahung und Unterstützung der umfassenden Mitbestimmungsfor­
derungen der Gewerkschaften konnte auch jetzt keine Rede sein, wie sich schon ein 
Jahr später bei der Niederlage der Gewerkschaften im Ringen um das Betriebsverfas­
sungsgesetz erweisen sollte. 

11 Hierzu Edition Montanmitbestimmung, Einleitung, S. XXXII f. 
12 Vgl. den Schriftwechsel Adenauer - Henle im Nachlaß Adenauer 07.14, Stiftung Bundeskanzler-

Adenauer-Haus, Rhöndorf. 
13 Druck der Mitbestimmungsangebote u. a. in: Die Neuordnung der Eisen- und Stahlindustrie im Ge­

biet der Bundesrepublik Deutschland. Ein Bericht der Stahltreuhändervereinigung, München und 
Berlin 1954, S.609ff., sowie Rudolf Judith/Friedrich Kübel/Eugen Loderer/Hans Schröder/ 
Heinz Oskar Vetter (Hrsg.), Montanmitbestimmung. Dokumente ihrer Entstehung, Köln 1979, 
S.79 ff. 

14 Nachlaß Adenauer 07.14, abgedruckt bei Rudolf Morsey/Hans-Peter Schwarz (Hrsg.), Adenauer. 
Rhöndorfer Ausgabe, Briefe 1945-1947, bearbeitet von Hans Peter Mensing, Berlin 1983, S. 421 f. 



292 Gabriele Müller-List 

„Kuhhandel" oder Kooperation? 
1. Beweggründe für das Eingreifen des Bundeskanzlers 

im Winter 1950/51 

Mit der Konstituierung der Bundesrepublik war auch die Mitbestimmungsfrage - bis 
dahin weitgehend auf die britische Zone und auch da nur auf die Eisen- und Stahl­
industrie beschränkt - in den Katalog der zu regelnden Fragen, und zwar für den ge­
samten Bereich der Wirtschaft, aufgenommen worden. Da inzwischen jedoch im 
Zuge der beginnenden wirtschaftlichen und politischen Stabilisierung bei der Unter­
nehmerschaft die Bereitschaft zu Zugeständnissen gegenüber den Gewerkschaften 
nachgelassen hatte und vor allem auch ein einheitliches, unter den Koalitionsparteien 
abgestimmtes Konzept fehlte15, mußte eine bundesgesetzliche Regelung auf Schwie­
rigkeiten stoßen. 

Entsprechend knapp äußerte sich der Bundeskanzler am 20. September 1949 in sei­
ner Regierungserklärung: „Die Rechtsbeziehungen zwischen Arbeitnehmern und Ar­
beitgebern müssen zeitgemäß neu geordnet werden. [...] Ein verständiger Ausgleich 
sozialer Gegensätze ist eine unumgängliche Voraussetzung für den Aufstieg unseres 
Volks. Dieser Ausgleich muß durch die Sozialpartner selbst herbeigeführt werden."16 

Letzteres wurde allgemein gewünscht und eröffnete dem Bundeskanzler die Möglich­
keit, eine neutrale und abwartende Haltung einzunehmen, ohne sich nach irgendeiner 
Seite hin festlegen zu müssen. Eine Stellungnahme zugunsten der Gewerkschaften hät­
te zu Konflikten mit den Koalitionspartnern FDP und DP geführt, während eine Un­
terstützung des Unternehmerstandpunktes die Gewerkschaften aufgebracht hätte, die 
er in das neue Staatswesen einzubinden suchte. Adenauer konnte auf um so größere 
Erfolgsaussichten für den Regierungsentwurf hoffen, je breiter die Basis für eine zuvor 
erzielte Einigung wurde. Mit Nachdruck veranlaßte er daher auch Bundeswirtschafts­
minister Erhard, der sich kritisch zum gewerkschaftlichen Standpunkt in der Mitbe­
stimmungsfrage geäußert hatte, sich öffentlicher Stellungnahmen zu enthalten17. 
Selbst als die amerikanische Hohe Kommission Anfang 1950 auf die baldige Vorlage 
eines Gesetzentwurfs drängte und damit drohte, andernfalls die bis dahin sus­
pendierten Artikel über die wirtschaftliche Mitbestimmung in den Betriebsrätegeset­
zen Hessens und Württemberg-Badens in Kraft zu setzen - was dann am 8. April 1950 
nach dem Scheitern der Hattenheimer Verhandlungen der Sozialpartner auch geschah 
- , bemühte sich Adenauer unter wiederholten Bitten um Aufschub, die eingeschlagene 
Linie beizubehalten18 

In Anbetracht der ergebnislosen Sozialpartner-Verhandlungen und unter dem Ein­
druck der anstehenden Veröffentlichung eines eigenen Gesetzentwurfs der CDU/ 

15 Vgl. hierzu Edition Montanmitbestimmung, Einleitung, S. XXXVIII ff. 
16 Verhandlungen des Deutschen Bundestages, 1. Wahlperiode 1949, Stenographische Berichte, Bd. 1, 

S.26D. 
17 Vgl. Dok. Nr. 5, Edition Montanmitbestimmung, S. 9 f. 
18 Vgl. ebenda, Einleitung, S. XLIII. 
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CSU-Fraktion, die er verhindern wollte, forderte Adenauer dann allerdings am 

15. Mai den Bundesarbeitsminister auf, „binnen vierzehn Tagen einen Entwurf vorzu­

legen"19. Ein solcher Regierungsentwurf mußte die gewerkschaftlichen Wünsche be­

rücksichtigen, um ein Ausbrechen des Arbeitnehmerflügels der CDU/CSU-Fraktion 

zu vermeiden, das allerdings nur in einem Maße, welches auch vom Unternehmerflü­

gel der Fraktion wie von den Koalitionspartnern FDP und D P akzeptiert werden 

konnte. Um sich angesichts dieser schwierigen Aufgabe möglicherweise doch noch 

auf eine Vereinbarung der Sozialpartner stützen zu können, bemühte sich nun Bun­

desarbeitsminister Anton Storch erfolgreich um eine Wiederaufnahme der Gesprä­

che. Doch auch jetzt kam es nicht zu einer Einigung. Mit dem Abbruch der Verhand­

lungen im Juli 1950 sahen sich Bundesregierung und Bundestag vor die Aufgabe 

gestellt, eine gesetzliche Regelung der Mitbestimmungsfrage ohne vorherige Eini­

gung der Kontrahenten zu finden. 

Die parlamentarischen Beratungen zum Mitbestimmungsrecht, in die sich der Bun­

deskanzler selbst nicht einschaltete, wurden dann unterbrochen durch die Streikdro­

hung der Gewerkschaften. Damit begann sich eine Sonderregelung für den Montan­

bereich abzuzeichnen. Am 23. November 1950 schrieb der DGB-Vorsitzende Hans 

Böckler dem Bundeskanzler, man erwarte, daß die gewerkschaftlichen Forderungen 

nach paritätischer Besetzung der Aufsichtsräte der unter das alliierte Gesetz Nr. 27 

fallenden Unternehmen und die Institution des Arbeitsdirektors in den Vorständen 

dieser Unternehmen volle Berücksichtigung fänden20. 

Bald nach der in demselben Schreiben angekündigten Urabstimmung versuchte der 

Bundeskanzler im Briefwechsel mit dem DGB-Vorsitzenden die Lage zu klären21. 

Unter Hinweis auf die Unzulässigkeit eines solchen politischen Streiks bemühte er 

sich, die Gewerkschaften zur Umkehr zu bewegen. Obwohl Adenauer einen derarti­

gen Druck auf Regierung und Parlament, der nicht nur im Urteil der unternehmer­

freundlichen Presse einer Erpressung gleichkam22, zurückwies, erkannte er die Not­

wendigkeit, auf eine Beilegung des Konflikts hinzuwirken, selbst wenn dabei 

parlamentarische Grundsätze den politischen Notwendigkeiten untergeordnet wer­

den mußten. So hielt er es dann später anläßlich eines seiner Pressetees mit maßgebli­

chen Bonner Korrespondenten am 8. Februar 1951 auch für „unzweckmäßig, bei der 

Kommentierung der erzielten Einigung herauszustellen, daß die Bundesregierung 

unter Druck gehandelt habe"23. Das treffe zwar bis zu einem gewissen Grade zu, ent­

scheidend seien jedoch die sachlichen Gründe gewesen und die Notwendigkeit, zu ei­

ner Einigung zu kommen. 

19 Nachlaß Adenauer III/21. Näheres zur Kontroverse zwischen Adenauer und der Fraktion bei Rolf 
Wenzel (Aufsatz), S. 132 ff. 

20 Dok. Nr.41, Edition Montanmitbestimmung, S. 169f. 
21 Vgl. ebenda, Dok. Nr. 45, 51, 53 und 57. 
22 Vgl. z.B. Hamburger Freie Presse vom 29.11.1950. Siehe auch die Aktennotiz über Adenauers Tee-

Empfang vom 8.2. 1951, in: Rudolf Morsey/Hans-Peter Schwarz (Hrsg.), Adenauer. Rhöndorfer 
Ausgabe, Teegespräche 1950-1954, bearbeitet von Hanns Jürgen Küsters, Berlin 1984, S. 34. 

23 Bundesarchiv Koblenz, B 145/971-736 Bd. I, siehe Teegespräche, S. 681, Anm. zu Dok. Nr. 8. 
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Bei einem offenen Konflikt wären ernste politische und wirtschaftliche Folgen un­
vermeidbar gewesen. Gerade im Hinblick auf die infolge des Koreakrieges stark an­
gestiegene Nachfrage nach Kohle und Stahl hätte ein Streik in eben diesen Industrie­
zweigen empfindliche Folgen für die deutsche Wirtschaft gehabt24. Überdies mußten 
die innenpolitischen Auseinandersetzungen auch Adenauers Bemühungen um all­
mähliche Aufhebung des Besatzungsstatuts gefährden, für die der Nachweis der inne­
ren Ausgewogenheit und des sozialen Friedens besonders wichtig war. Eine Stabilisie­
rung nach innen und nach außen setzte die Integration der Gewerkschaften in den 
neuen deutschen Staat voraus. Adenauer wußte um die Notwendigkeit, als Politiker 
„die Dinge [zu] sehen, wie sie sind". Im Zusammenhang mit der Mitbestimmungsfra­
ge äußerte er weiter in seinem Referat auf der Landesausschußsitzung der CDU des 
Rheinlandes am 21. April 1951 in Bonn-Beuel: „Man muß sehen, welche Macht der 
Gewerkschaftsbund ist und diese Macht positiv beeinflussen. Man muß dazu beitra­
gen, daß die Macht des DGB für die allgemeinen staatspolitischen Aufgaben losgelöst 
wird aus der parteipolitischen Sphäre."25 Vor allem hinsichtlich seiner Bemühungen 
um Abschluß des deutsch-französischen Vertrags über die Montanunion sah sich 
Adenauer gezwungen, die Unterstützung der Gewerkschaften zu gewinnen. So er­
klärte er dann auch im nachhinein als Antwort auf die vor allem seitens der FDP er­
hobenen Vorwürfe am 10.Mai 1951 auf der Bundesvorstandssitzung seiner Partei: 
„Man hat der Regierung verargt, daß sie gemeinsam mit dem DGB das Mitbestim­
mungsrecht für Kohle und Eisen in dieser Form zum Gesetz erhoben hat. Ich bin 
nicht dafür, daß dies ein Modellgesetz für die gesamte Wirtschaft ist. Kohle und Eisen 
sind aber ein Sonderfall, und ich verantworte dieses Gesetz nach wie vor. [...] Ich bin 
der Auffassung, daß die Mitbestimmung in Kohle und Eisen politisch klug war; denn 
wir haben den DGB von der SPD getrennt. Der DGB wäre niemals für den Schuman-
plan zu gewinnen gewesen, wenn er in der Frage der Mitbestimmung unterlegen 

«26 

wäre. 
Auf dem Hintergrund dieses seines vorrangigen Interesses dürfte die Vermutung, 

Adenauer habe mit seinem Einsatz für die Montanmitbestimmung die Frage der So­
zialisierung vom Tisch schaffen wollen, nicht oder zumindest nicht von besonderer 
Relevanz sein27. Zwar mag die Darstellung Weymars über den Ablauf des ersten son­
dierenden Gesprächs zwischen Adenauer und Böckler am 11. Januar 1951 zutreffen, 
gegen dessen Ende hin Adenauer erklärt haben soll: „Aber das will ich Ihnen sagen, 
Herr Böckler, wenn Sie jetzt Ihr Mitbestimmungsrecht bekommen, dann gibt es keine 

24 Hierzu Werner Abelshauser, Probleme des Wiederaufbaus der westdeutschen Wirtschaft 1945 bis 
1953, in: Heinrich August Winkler (Hrsg.), Politische Weichenstellungen im Nachkriegsdeutsch­
land 1945-1953 (Geschichte und Gesellschaft, Sonderheft 5), Göttingen 1979, S.208-253. Vgl. 
auch Günter Henle, Weggenosse des Jahrhunderts, Stuttgart 1968, S. 105, und Hans-Peter 
Schwarz, Die Ära Adenauer. Gründerjahre der Republik 1949-1957, Stuttgart/Wiesbaden 1981, 
S.127ff.,bes.S.129. 

25 Hauptstaatsarchiv Düsseldorf, RWN 207-284. 
26 Dok. Nr. 184, Edition Montanmitbestimmung, S.525 f. 
27 Hierzu Edition Montanmitbestimmung, Einleitung S. LIX, Anm. 103. 
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Sozialisierung der Grund[stoff]industrien mehr. Entweder - oder!"28 Ausschlagge­
bend dürfte dieser Aspekt für Adenauers Eingreifen aber nicht gewesen sein. Auch im 
Hinblick auf die Politik der Gewerkschaftsführung erscheint ein solcher Kuhhandel 
zweifelhaft, wenn nicht gar unwahrscheinlich. Böckler hat sicherlich genau gewußt, 
daß eine Sozialisierung, selbst wenn sie eine parlamentarische Mehrheit fände, niemals 
die Zustimmung der Amerikaner erhielte, so daß er aus dieser Gewißheit heraus alle 
Kräfte für die Mitbestimmung einsetzte29. Adenauer seinerseits war bekannt, wie drin­
gend die Gewerkschaftsführung ihrer Mitgliederschaft einen sichtbaren Erfolg präsen­
tieren mußte. Das und die Tatsache, daß auch die Ruhrindustrie in Anbetracht ihrer 
Neuordnungswünsche an einer Kooperation mit den Gewerkschaften interessiert war, 
gab dem Kanzler die Gewißheit, einer Einigung den Weg bereiten zu können. 

Souveränität in der Krise 
2. Kriterien für Adenauers Zeitplanung 

Die Aussichten für eine Beilegung des Konflikts, zumindest für eine Entschärfung der 
bis dahin aufs äußerste angespannten Situation, waren gegen Ende des Jahres 1950 
nicht schlecht. Auch auf Seiten der Ruhrindustriellen hielt man es mittlerweile größ­
tenteils für richtiger, einzulenken und die Aufrechterhaltung des Status quo in den 
entflochtenen Betrieben in Erwägung zu ziehen. Es stand jedoch außer Zweifel, daß 
eine Einigung nur über den Bundeskanzler erfolgen konnte, auf den sich mit der Zu­
spitzung des Streits das Augenmerk aller Beteiligten konzentriert hatte. Besonders die 
Gewerkschaften ließen deutlich erkennen, daß sie nur an Verhandlungen unter der 
Leitung des Bundeskanzlers interessiert waren30. Eine Vermittlertätigkeit des Bundes-
wirtschafts- oder auch des Bundesarbeitsministers wurde als unzweckmäßig erach­
tet31. 

28 Paul Weymar, Konrad Adenauer. Die autorisierte Biographie, München 1955, S. 583. Ähnlich soll 
sich Adenauer am Ende der Verhandlungen gegenüber Henle und Pferdmenges geäußert haben: 
„Mit der Mitbestimmung ist auch die Frage des gemischten Wirtschaftseigentums erledigt." 
Schwarz, S.130. Aus den überlieferten Verhandlungsprotokollen und Notizen, die der Edition 
Montanmitbestimmung zugrunde liegen, ergibt sich das allerdings nicht. 

29 Diese Einschätzung wurde von dem ehemaligen Leiter des Wirtschaftswissenschaftlichen Instituts 
der Gewerkschaften und Vertrauten Böcklers, Herrn Prof. Dr. Erich Potthoff, im Gespräch mit der 
Verf. am 13.5. 1980 bestätigt. Laut Potthoff sah Böckler im Kampf um die Mitbestimmung darüber 
hinaus ein geeignetes Mittel zur Einbindung des im DGB deutlich artikulierten christlichen Flügels. 
Die Möglichkeit einer Absprache zwischen Adenauer und Böckler im Sinne „Mitbestimmung an 
Stelle von Sozialisierung", wie sie etwa von dem ehemaligen hessischen Wirtschaftsminister und 
späteren SPD-Bundestagsabgeordneten Prof. Dr. Harald Koch im Gespräch mit der Verf. am 3.10. 
1980 für möglich gehalten wurde, weist Potthoff mit Entschiedenheit zurück. 

30 Dok. Nr.55 und 70, Edition Montanmitbestimmung, S. 191 und 219f. Vgl. auch die diesbezügli­
chen Ausführungen in Dok. Nr. 67, ebenda, S. 210. Den Wunsch, der Bundeskanzler möge die Ver­
handlungsführung übernehmen, wiederholte dann Böckler bei seinem Gespräch mit Adenauer am 
11. Januar 1951; vgl. dazu Weymar, S.583. 

31 Zur Haltung und Bedeutung Storchs in dieser Situation nachfolgend die entsprechenden Ausfüh­
rungen unter 4. 
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Bereits am 1. Dezember 1950 hatte Bundesinnenminister Robert Lehr, der nicht 

nur in engem Einvernehmen mit der Ruhrindustrie stand, sondern auch gute Kontak­

te zur Gewerkschaftsführung, insbesondere zu Böckler, besaß, dem Bundeskanzler 

eine Aussprache der beteiligten Seiten „in kleinstem Kreise" vorgeschlagen, ohne al­

lerdings zu diesem Zeitpunkt bereits Adenauer um die persönliche Verhandlungsfüh­

rung zu bitten32. Adenauer selbst ließ Lehr jedoch schon wenige Tage später deutlich 

wissen, daß er die Regie zu übernehmen gedachte. Er begrüßte den Vorschlag einer 

Rücksprache mit den Gewerkschaften, erklärte aber, selbst auf Böckler zukommen 

und zudem erst noch den Monat Dezember verstreichen lassen zu wollen33. 

Dieses Taktieren versprach Adenauer bessere Erfolgsaussichten als eine sofortige 

Einschaltung. Denn die Situation spitzte sich bis zum Jahresende derartig zu, daß die 

Unruhe auch auf die Bevölkerung übergriff und die Furcht vor unabsehbaren Folgen 

des angedrohten Streiks erheblich anwachsen ließ. Um so dankbarer mußte dann all­

seits die dringend notwendige Vermittlung des Bundeskanzlers aufgenommen wer­

den, was wiederum mit der bis dahin gewiß verstärkten Kompromißbereitschaft der 

Beteiligten eine Einigung um so wahrscheinlicher werden ließ. Die ihnen durch Lehr 

übermittelte Kenntnis von Adenauers Absicht veranlaßte maßgebliche Vertreter der 

Montanindustrie, unter ihnen Günter Henle vom Klöckner-Konzern, Hans-Günther 

Sohl von den Vereinigten Stahlwerken, Hermann Winkhaus von Mannesmann und 

den Generaldirektor der Deutschen Kohlenbergbau-Leitung Heinrich Kost, die be­

reits ein erstes vertrauliches Gespräch mit Vertretern der Gewerkschaften vereinbart 

hatten, zum Rückzug34. Die geplante Unterredung, die in der Wohnung Böcklers 

stattfinden sollte, wurde mehrfach verschoben. Um allerdings den einmal aufgenom­

menen Kontakt zu den Gewerkschaften nicht zu gefährden, hielt es die Unterneh­

merseite dabei für richtiger, die Gewerkschaften nicht über die Hintergründe ihres 

Handelns zu unterrichten, sondern die Verschiebung des Termins mit der Verhinde­

rung der beteiligten Herren zu begründen. Als dann Anfang Januar 1951 offiziell be­

kannt wurde, daß der Bundeskanzler selbst Verhandlungen einberufen werde, sagte 

Winkhaus schließlich das Gespräch ganz ab mit dem Hinweis, die Unternehmerseite 

halte sich „nicht für befugt, Sonderverhandlungen zu führen"35. 

Adenauers Schachzug erwies sich auch noch in anderer Hinsicht als geschickt. War 

er selbst spätestens Anfang Dezember entschlossen, die Verhandlungsführung zu 

übernehmen, veranlaßte die wachsende Unruhe über den bevorstehenden Streik und 

seine verheerenden Folgen während der folgenden Wochen auch maßgebliche Ver­

treter des öffentlichen Lebens, den Bundeskanzler um Intervention zu ersuchen. Das 

Kabinett hatte auf Anregung des Bundesarbeitsministers schon am 1. Dezember in 

32 Schreiben Lehrs an Adenauer vom 1.12. 1950, Bundesarchiv Koblenz, Bestand Bundeskanzleramt 
(BA, B 136/725); vgl. hierzu Dok. Nr. 46, Anm. 5, und Nr. 55, Anm. 2, Edition Montanmitbestim­
mung, S. 178 und 191. 

33 Das teilte Lehr mit Schreiben vom 8.12.1950 Sohl mit, Bundesarchiv Koblenz, Nachlaß Lehr 20. 
34 Hierzu und zum folgenden die entsprechenden Passagen in Dok. Nr. 44, 46, 58 und 74, Edition 

Montanmitbestimmung, S. 175,177 f., 194 f. und 225. 
35 Dok. Nr. 65, ebenda, S. 204. 
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Abwesenheit Adenauers beschlossen, den Kanzler um seine Vermittlung zu bitten, 
ohne daß dieser zunächst erkennen ließ, ob er diesem Vorschlag zu entsprechen ge­
dachte36. Einen Monat später bat auch der stellvertretende Fraktionsvorsitzende der 
CDU/CSU, Johannes Albers, den Bundeskanzler, sich in Verhandlungen für eine 
Lösung des Konflikts einzusetzen37. Zwischenzeitlich intervenierte neben Walter 
Raymond und Gerhard Erdmann von der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit­
geberverbände und dem Vorsitzenden des Gesamtverbandes der metallindustriellen 
Arbeitgeberverbände Hans Bilstein auch der Vorstand des Deutschen Gewerkschafts­
bundes bei Bundespräsident Theodor Heuss in der Hoffnung, dieser könne Adenauer 
als Vermittler gewinnen38. 

Bis Anfang Januar war dann die Angelegenheit so weit gediehen, daß Adenauer 
anläßlich der Gratulationscour zu seinem 75. Geburtstag am 5. Januar 1951 gegen­
über seinem langjährigen Vertrauten, dem Kölner Bankier Robert Pferdmenges, 
CDU-Abgeordnetem und vielfachem Aufsichtsratsmitglied auch verschiedener Mon­
tangesellschaften, erklärte: „Dann werde ich mich wohl selbst dieser Sache annehmen 
müssen."39 Das konnte er inzwischen ohne Gefahr tun, sich dem Vorwurf einer unzu­
lässigen Einmischung auszusetzen. Die von den verschiedensten Seiten an ihn heran­
getragenen Bitten um Unterstützung hatten ihn quasi offiziell als Vermittler legiti­
miert. Selbst späteren Klagen über das Ergebnis der Verhandlungen war auf diese 
Weise vorgebeugt. Nachdem er sich also den Weg für eine völlig souveräne Verhand­
lungsführung gebahnt hatte, stand einer Zusammenkunft der beteiligten Seiten unter 
seiner Federführung nichts mehr im Wege. 

Verständigung der Sozialpartner 
3. Adenauers Strategie bei der Verhandlungsführung 

Nachdem Adenauer aus dem Hintergrund den Weg für seine Vermittlertätigkeit vor­
bereitet hatte, fand schließlich am 11. Januar 1951 ein erstes klärendes Gespräch mit 
dem DGB-Vorsitzenden Böckler statt. Nicht unerheblich für den Erfolg dieser Un­
terredung unter vier Augen mag das gute persönliche Verhältnis zwischen Adenauer 
und Böckler gewesen sein. Beide kannte sich schon seit den zwanziger Jahren aus der 
Kölner Kommunalpolitik - Adenauer war Oberbürgermeister, Böckler SPD-Stadt­
verordneter gewesen - und wußten einander genau einzuschätzen. Diese Kenntnis 
und vor allem der gegenseitige Respekt vor Persönlichkeit und Leistung des anderen 
erleichterten eine Kooperation, die sich schon vielfach bewährt hatte40. 

36 Vgl. die diesbezüglichen Ausführungen in Dok. Nr. 52, ebenda, S. 186. 
37 Schreiben Albers an Adenauer vom 2.1.1951, Bundesarchiv Koblenz, B 136/725. 
38 Siehe die entsprechende Mitteilung Adenauers auf der 4. Sitzung des Parteiausschusses der CDU, 

abgedruckt als Dok. Nr. 127, Edition Montanmitbestimmung, S. 362, sowie Thum, S. 73 f. 
39 Überliefert bei Hermann Josef Abs, Konrad Adenauer und die Wirtschaftspolitik der fünfziger Jah­

re, in: Konrad Adenauer und seine Zeit, S. 235. 
40 So vor allem bei der Frage der künftigen Bundeshauptstadt (vgl. das Schreiben Böcklers an Ade­

nauer vom 28.2. 1949, Parlamentsarchiv des Deutschen Bundestages, Bestand Parl. Rat, Drucks. 
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Über den Verlauf der Unterredung liegen keine Aufzeichnungen vor. Dennoch ist 
anzunehmen, daß Weymar in seiner autorisierten Adenauer-Biographie den Ge­
sprächsinhalt nicht vollständig wiedergegeben hat41. Zweifellos wird die Diskussion 
um die Rechtmäßigkeit des angedrohten Streiks im Gespräch eine wesentliche Rolle 
gespielt haben. Darüber hinaus werden aber mit Sicherheit auch die bereits dargestell­
ten Zusammenhänge von Mitbestimmung, Neuordnung und Schumanplan, die die 
Haltung Adenauers wie Böcklers maßgeblich beeinflußten, behandelt, zumindest 
aber werden sie in die Unterredung miteingeflossen sein. Jedenfalls gelang es unter 
diesen Voraussetzungen, der Beilegung des Konflikts um die Montanmitbestimmung 
einen Schritt näher zu kommen. Erneute Verhandlungen zwischen Vertretern der Ge­
werkschaften und der Montanindustrie, für die der Bundeskanzler seine Vermittlung 
anbot, wurden in Aussicht gestellt. 

Während die Öffentlichkeit noch über die Rechtmäßigkeit des von den Gewerk­
schaften für den 1. Februar 1951 angekündigten Streiks diskutierte, begannen im 
Kanzleramt die entscheidenden Gespräche. Um den Boden für eine tragfähige Rege­
lung vorzubereiten, erschien es Adenauer geboten, zunächst mit beiden Seiten ge­
trennt zu verhandeln. So kam er am 17. Januar zunächst mit den Unternehmern, ei­
nen Tag später mit den Gewerkschaftern zusammen42. 

Beide waren grundsätzlich an einem friedlichen Ausgleich interessiert. Die Ge­
werkschaften brauchten einen Teilerfolg, weil inzwischen offenkundig war, daß sich 
ihre Forderungen für eine Neuordnung der Wirtschaft im ganzen nicht ohne weiteres 
durchsetzen ließen. Deshalb mußten sie alle Kräfte einsetzen, um wenigstens das bis­
her Erreichte zu halten, zumal auch „die materiellen Forderungen der Arbeiter" 
(Vollbeschäftigung, Lohnsteigerungen, verbesserte Sozialleistungen etc.) bisher nicht 
befriedigend realisiert worden waren43. Ihr Entschluß, sich aus taktischen Gründen 
auf eine Mitbestimmungsregelung für den Montanbereich zu beschränken und Über­
legungen für eine Ausdehnung auch auf die übrige Industrie zurückzustellen, kam 
Adenauers Intentionen entgegen. Zur Entspannung der Situation und einer Annähe­
rung beider Seiten trug weiterhin der Verzicht der Gewerkschaftsführung bei, auch 
die Frage der Eigentumsregelung und der überbetrieblichen Mitbestimmung bei den 
Verhandlungen zur Sprache zu bringen. Die Unternehmer ihrerseits sahen in einem 
Entgegenkommen gegenüber den Gewerkschaften und der damit verbundenen Ver­
meidung des drohenden Streiks für sich die Chance, ihre Wünsche hinsichtlich der 

Nr. 656) und beim Petersberger Abkommen (vgl. Verhandlungen des Deutschen Bundestages, 
1.Wahlperiode 1949, Stenographische Berichte, Bd. 1, S.501B-D). Zum Verhältnis Adenauer -
Böckler auch Arnulf Baring, Außenpolitik in Adenauers Kanzlerdemokratie, München 1969, 
S. 194 ff., und Rudolf Morsey (Hrsg.), Konrad Adenauer und die Gründung der Bundesrepublik 
Deutschland (Rhöndorfer Gespräche, Bd. 3), Stuttgart und Zürich 1979, S. 96 f. 

41 Vgl. Weymar, S. 581 ff. 
42 Siehe hierzu Dok. Nr. 75 und 76, Edition Montanmitbestimmung, S. 227 ff. 
43 Vgl. den Aktenvermerk des stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden der Mannesmann AG Her­

mann Winkhaus über sein Gespräch mit Böckler vom 8. Januar 1951, Dok. Nr. 63, Edition Montan­
mitbestimmung, S.201. 
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Neuordnung nach dem alliierten Gesetz Nr. 27 und besonders der Verbundwirtschaft 
durchzusetzen44. 

Rückte diese Konstellation eine Lösung des Konflikts auf dem Vereinbarungswege 
schon in den Bereich des Möglichen, so tat Adenauers Verhandlungsgeschick ein üb­
riges, um zu einer befriedigenden Lösung zu gelangen. Daß er bei dieser Aufgabe kei­
ne anderweitige Einmischung duldete, machte er von vornherein unmißverständlich 
klar. Da konnte auch der Ministerpräsident des am stärksten von der Auseinanderset­
zung betroffenen Landes, der nordrhein-westfälische CDU-Politiker Karl Arnold, 
der ohnehin schon seine Schwierigkeiten mit Adenauer hatte, nicht zum Zuge kom­
men45. Nachdem er den Gewerkschaften schon mehrfach seine Unterstützung in der 
Mitbestimmungsfrage zugesagt und auf der Bundesausschußsitzung des DGB am 
12. Januar versichert hatte, „daß ich alles tun werde, um die Verhandlungen in einem 
für Sie günstigen Sinne zu beeinflussen"46, rechnete Arnold offenbar damit, zu den 
Verhandlungen im Kanzleramt hinzugezogen, zumindest aber über die laufenden 
Gespräche aus erster Hand informiert zu werden. Dazu machte jedoch Adenauer 
nicht die geringsten Anstalten, so daß sich Arnolds Bemühen in gutem Willen er­
schöpfen mußte. Der Bundeskanzler hatte die Regie übernommen, wohl auch das 
Drehbuch weitgehend entworfen und war nicht bereit, seine Pläne mitzuteilen oder 
gar den Erfolg seiner Vermittlung durch Interventionen, zugunsten der einen oder 
der anderen Seite, gefährden zu lassen. 

Bei den folgenden Gesprächen setzten ihn nicht nur seine Kenntnis der jeweiligen 
Hintergründe und seine Fähigkeit, diese Kenntnis auszuschöpfen, sondern vor allem 
sein psychologisches Fingerspitzengefühl in die Lage, eine Vereinbarung durchzuset­
zen. Souverän nutzte er die verschiedenen Befürchtungen und Hoffnungen der Kon­
trahenten, um ihnen die Notwendigkeit einer Einigung vor Augen zu führen. Bei der 
Gewerkschaftsdelegation operierte er mit der Furcht vor Einschränkung oder gar 
Einstellung der Marshallplan-Hilfe, was jene im Hinblick auf die elementaren Inter­
essen ihrer Mitgliederschaft beunruhigen mußte. Indem er sich weiterhin mit der Bitte 
um besonders vertrauliche Behandlung zu Ausführungen über die außenpolitische 
Lage herbeiließ, vermittelte er den Gewerkschaftsvertretern gleichzeitig das Gefühl, 
als politische Kraft anerkannt zu sein, und die Verpflichtung, entsprechend verant­
wortungsbewußt handeln zu müssen. 

Der Unternehmerseite hingegen hielt er vor, daß es „an staatlichen Machtmitteln, 
besonders polizeilicher Art fehle", um die im Zuge des Streiks auftretenden Unruhen 
zu bewältigen. Darüber hinaus verwies er auf die Gefährdung der Koalition mit der 

44 Siehe hierzu Dok. Nr. 108a und b, 112 und 128, Edition Montanmitbestimmung, S.305ff., 317 ff. 
und 364 f. 

45 Hierzu und zum folgenden Detlev Hüwel, Karl Arnold. Eine politische Biographie, Wuppertal 
1980, S. 236 ff. Hüwels Aussage, daß das schließlich verabschiedete Gesetz „nicht nur einen Erfolg 
für den DGB darfstellt], sondern auch Karl Arnold [...] eine seiner wirtschaftspolitischen Kernfor­
derungen abhaken [konnte]" (S. 238), mag zutreffen; sie läßt jedoch einen Hinweis auf Arnolds tat­
sächliche Bedeutung in dieser Angelegenheit vermissen. 

46 Vgl. Dok. Nr. 68 a, Edition Montanmitbestimmung, S. 216. 
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FDP, die nicht im Interesse der Unternehmerschaft liegen konnte. Es ist denkbar, daß 
er auch die Möglichkeit andeutete, mit einem Zugeständnis bei der Montanmitbe­
stimmung werde das Sozialisierungsverlangen der Gewerkschaften hinfällig47. Ob­
wohl ihm das keineswegs besonders bedeutsam gewesen sein kann - schließlich war 
die Sozialisierung zu diesem Zeitpunkt selbst in der Sicht der Gewerkschaftsführung 
weit aus dem Bereich des Möglichen gerückt - , hat er zumindest später diese Argu­
mentation vorgebracht48. 

Ohne sein eigentliches Interesse, nämlich die laufenden Verhandlungen über den 
Schumanplan, im Zusammenhang mit der Mitbestimmungsdiskussion bei den Ge­
sprächen zu artikulieren, hat Adenauer es meisterhaft verstanden, beide Seiten unter 
Bezugnahme auf ihre individuellen Anliegen zu erhöhter Verständigungsbereitschaft 
zu motivieren. Daß vom Bundeskanzler selbst kein offensichtlicher Druck ausgeübt 
wurde, daß sich der Zwang zur Einigung aus den eigenen Interessen ergab, brachte 
Unternehmer wie Gewerkschaften einer Verständigung näher und erleichterte somit 
Adenauers Mission. 

Da es ihm überdies gelang, die Vertreter der Arbeitgeberverbände von den sich an­
schließenden gemeinsamen Verhandlungen fernzuhalten49, an denen auf seiten der 
Unternehmer dann nur Vertreter der Montankonzerne teilnahmen, waren die Wei­
chen für eine baldige Einigung gestellt. Die oppositionellen Kräfte der Arbeitgeber­
seite, die nach wie vor eine ablehnende Haltung gegenüber den gewerkschaftlichen 
Forderungen einnahmen und es insbesondere ablehnten, unter dem Druck eines poli­
tischen Streiks überhaupt zu verhandeln, suchte Adenauer mit der Versicherung zu 
beruhigen, daß sich die zu treffende Vereinbarung auf den Montanbereich beschrän­
ke und eine Präjudizierung für die übrige Wirtschaft ausgeschlossen sei50. 

Bei den am 19. Januar beginnenden gemeinsamen Verhandlungen ging es dank 
Adenauers Vorarbeit dann nicht mehr um grundsätzliche Erörterungen, sondern im 
wesentlichen um die Festlegung von Einzelheiten. Der Bundeskanzler selbst zog sich 
nach Eröffnung der Aussprache von der Zusammenkunft zurück, stellte sich aber je­
derzeit zur Vermittlung zur Verfügung. Von diesem Angebot mußte man auch schon 
bald Gebrauch machen. Am 22. Januar drohten die Gespräche an einem der wichtig­
sten Verhandlungspunkte - der Wahl des 11. Aufsichtsratsmitglieds - zu scheitern51. 

47 Vgl. hierzu die Ausführungen zu Adenauers diesbezüglicher Auffassung unter Punkt 1., bes. 
Anm.28. 

48 Auf diese „Argumentation des Kanzlers, die andere Seite (d.h. die Gewerkschaften, d.Verf.) habe 
sich für die Regelung des Mitbestimmungsrechts in Kohle und Eisen [...] entschieden, damit sei das 
Sozialisierungsbegehren überholt", verweist jedenfalls Hans Wellhausen, FDP-Bundestagsab­
geordneter und Vorstandsmitglied der Maschinenfabrik Augsburg-Nürnberg AG (MAN) am 
15.11. 1951 in einem Schreiben an den Vorstandsvorsitzenden der Gutehoffnungshütte Oberhau­
sen AG, Hermann Reusch (Bundesarchiv Koblenz, Nachlaß Blücher 138). Vgl. auch die in Anm. 28 
erwähnte Darstellung von Schwarz. 

49 Hierzu die entsprechenden Ausführungen in Dok. Nr. 75, 78 und 90, Edition Montanmitbestim­
mung, S. 227 f., 236 und 253 f. 

50 Dok. Nr. 75 und 79, ebenda, S. 227 f. und 237. 
51 Vgl. Dok. Nr. 83, ebenda, S. 245 f. 
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Die Konzernvertreter waren der Auffassung, daß der 11. Mann zwar nicht Aktionär 

sein dürfe, aber doch der Anteilseignerseite nahestehen müsse und von der Hauptver­

sammlung frei zu wählen sei. Diese Hervorhebung der Unternehmerzugehörigkeit 

erschien den Gewerkschaften, die an eine neutrale Bezeichnung dachten, „aus op­

tischen Gründen" untragbar. Erneut schaltete sich der Bundeskanzler ein52. Weniger 

sein politisches Geschick als vielmehr sein juristischer Sachverstand verhalfen auch in 

dieser verfahrenen Situation zu einem Ausweg. Adenauer kam auf die Idee, von dem 

Unterschied zwischen einer Soll- und einer Mußvorschrift Gebrauch zu machen. Er 

wies darauf hin, daß das Wort „muß" einen absoluten Zwang bedeute, während „das 

Wort ,soll' [...] in der Gesetzessprache [bedeutet], daß es als ein Verstoß gegen das 

Gesetz anzusehen ist, wenn die relative Bindung, die sich aus dem Wort ,soll' ergibt, 

mißachtet wird"53. Die Hauptversammlung müsse also den 11. Mann nicht aus den 

ihr unterbreiteten Vorschlägen wählen, sondern sie solle es. Damit wurde die gewerk­

schaftliche Forderung weitgehend berücksichtigt, der Unternehmerseite aber den­

noch ein kleines Übergewicht gesichert. Denn auch wenn das 11. Aufsichtsratsmit­

glied nicht ausdrücklich der Kapitalseite zugesprochen wurde, konnte die Hauptver­

sammlung es letztlich - wenn auch unter erschwerten Bedingungen - frei wählen. 

Die Verhandlungspartner akzeptierten Adenauers Vorschlag, so daß die Beratun­

gen am 25. Januar mit einer Einigung abgeschlossen werden konnten. Abschließend 

verbürgte sich der Bundeskanzler dafür, daß der Referentenentwurf, der bereits par­

allel zu den Verhandlungen vorbereitet worden war, am 29. und 30. Januar vom Kabi­

nett verabschiedet und sogleich den zuständigen parlamentarischen Organen zugelei­

tet werde. Mit der Einigung der Verhandlungspartner und der Abfassung eines 

entsprechenden Regierungsentwurfs ging die Streikdrohung der Industriegewerk­

schaften Metall und Bergbau ins Leere. Am 29. Januar beschloß der DGB-Bundesaus­

schuß, in Erwartung der baldigen Verabschiedung des Gesetzentwurfs auf die ab 

1. Februar geplanten Maßnahmen zu verzichten. 

Ein Schritt zur Kanzlerdemokratie 

4. Zur Rolle von Kabinett, CDU/CSU-Frakt ion und Parlament 

Der von Adenauer zugesagte und auch termingerecht fertiggestellte Regierungsent­

wurf bildete nun aber keineswegs den Schlußpunkt der Auseinandersetzungen. Viel­

mehr verlagerten sich die Schwierigkeiten jetzt auf den parlamentarischen Bereich. 

Schon im Kabinett konnte nur mühsam eine Einigung erreicht werden54. Vor allem 

auf seiten der FDP wurden ernsthafte Bedenken laut. Kritisiert wurde in erster Linie 

die mit einer solchen Mitbestimmungsregelung verbundene Machtballung bei den 

Gewerkschaften. Außerdem befürchtete man eine Präjudizierung für den übrigen Be­

reich der Wirtschaft, für den eine Regelung der Mitbestimmungsfrage noch ausstand. 

52 Siehe Dok. Nr. 93, ebenda, S. 259 ff. 
53 Ebenda, S. 261. 
54 Vgl. hierzu bes. Dok. Nr. 91 und 107, ebenda, S. 255 ff. und 304. 
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Als grundsätzlichen Einwand hob der Bundesminister für Angelegenheiten des Mar­
shallplans, der FDP-Vorsitzende Franz Blücher, „den verfassungswidrigen Charakter 
der Streikdrohung hervor, die erkennen lasse, daß versucht werde, in den Gewerk­
schaften ein vom Staat unabhängiges Machtinstrument zu schaffen. Ein Erfolg der 
Drohung bedeute eine Erschütterung der demokratischen Überzeugung auf beiden 
Seiten."55 Blücher gelang es denn auch, die gesetzliche Regelung insoweit einzu­
schränken, als der im Referentenentwurf vorgesehene Geltungsbereich von Betrieben 
mit mehr als 300 Beschäftigten auf solche mit mehr als 1000 Beschäftigten heraufge­
setzt wurde56. 

Damit mußte sich allerdings der Koalitionspartner auch schon zufriedengeben. 
Adenauer, der seinem Kabinett ohnehin die Mitsprache schwermachte57, hatte nicht 
die Absicht, die soeben nach erheblichen Schwierigkeiten zustandegekommene Ver­
einbarung zu gefährden. Unmißverständlich gab er zu verstehen, daß er nicht nur 
hinter dem getroffenen Kompromiß stehe, sondern sich auch für dessen gesetzliche 
Fixierung einsetze. Schon auf der Sondersitzung des Bundeskabinetts am 24. Januar 
hatte der Bundeskanzler mit dem Hinweis auf „die drohenden Folgen eines etwaigen 
Streiks und besonders seine Auswirkungen auf die Staatsautorität und die demokrati­
sche Ordnung" die Notwendigkeit seines Handelns begründet und den Weg einer 
Verständigung unter den Gesprächspartnern als den einzig richtigen bezeichnet. 

Unterstützt wurde er dabei von seinem Arbeitsminister58. Dieser war während der 
vergangenen Wochen im Zusammenhang mit der Mitbestimmungsfrage derartig ins 
politische Abseits geraten, daß er froh sein mußte, nun wenigstens auf diese Weise 
wieder etwas an Profil zu gewinnen. Er bekannte sich zu den Absichten des Bundes­
kanzlers und machte sich für die Verabschiedung eines entsprechenden Regierungs­
entwurfs stark. Obwohl die Regelung der Mitbestimmung eigentlich in seinen Zu­
ständigkeitsbereich fiel, war Storch seit dem Scheitern der Sozialpartner-Verhand­
lungen im Sommer 1950 nicht mehr nennenswert in Erscheinung getreten. Hatte er 
damals immerhin noch eine gewisse Vermittlertätigkeit ausgeübt, so war er jetzt gera­
dezu kaltgestellt worden. In erster Linie die Gewerkschaften, aber auch die Unter­
nehmer hatten deutlich erkennen lassen, daß sie nur noch den Bundeskanzler als Ver­
mittler akzeptierten59. 

55 Ebenda, S. 257. 
56 Vgl. auch die diesbezüglichen Ausführungen Middelhauves auf der Sitzung des geschäftsführenden 

FDP-Bundesvorstandes am 12.2.1951, Dok. Nr. 126, ebenda, S.357. 
57 Vgl. in diesem Zusammenhang Udo Wengst, Staatsaufbau und Regierungspraxis 1948-1953. Zur 

Geschichte der Verfassungsorgane der Bundesrepublik Deutschland, Düsseldorf 1984, S. 246 und 
272 ff. 

58 Zum Verhältnis Adenauer/Storch ebenda, S. 131 f., sowie Morsey, S.44 f. Vgl. zur Person Storchs 
auch Hans Günter Hockerts, Anton Storch (1892-1975), in: Jürgen Aretz/Rudolf Morsey/Anton 
Rauscher (Hrsg.), Zeitgeschichte in Lebensbildern, Bd. 4, Mainz 1980, S. 250-266, bes. S.260 f. 

59 Seit dem Scheitern der Sozialpartner-Verhandlungen hatten sich die Beziehungen zwischen Storch 
und den Gewerkschaften deutlich verschlechtert. Näheres dazu in Dok. Nr. 55 und 70, bes. Anm. 2, 
Edition Montanmitbestimmung, S.191und 219 f. Zur Einstellung der Arbeitgeberseite die entspre­
chenden Ausführungen in Dok. Nr. 67, ebenda, S. 210. 
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So blieb Storch nichts anderes übrig, als sich auch weiterhin im Hintergrund zu 
halten und dem Bundeskanzler die Initiative zu überlassen60. Das Kräfteverhältnis 
zwischen Bundeskanzler und Bundesarbeitsminister war so klar, daß Adenauer es gar 
nicht nötig hatte, Storch auf seine Linie zu bringen. Der Arbeitsminister hatte nur 
noch die Wahl, sich entweder ganz abseits zu halten, was den totalen Gesichtsverlust 
bedeutet hätte, oder aber den Bundeskanzler nach besten Kräften zu unterstützen. In 
der Folgezeit bemühte er sich dementsprechend darum, eine breite Mehrheit für den 
Regierungsentwurf zu finden61. 

Eine solche Mehrheit schien nicht ohne Schwierigkeiten möglich. Abgesehen von 
der grundsätzlichen Ablehnung der Koalitionspartner FDP und DP wurden auch in 
der eigenen Fraktion Einwände laut. Noch bevor die Verhandlungspartner zu einer 
Vereinbarung gelangt waren und überhaupt ein Regierungsentwurf vorlag, stieß Ade­
nauer hier auf Widerstand. Die bis dahin für die Beratung des Mitbestimmungskom­
plexes zuständigen Bundestagsausschüsse für Arbeit und für Wirtschaftspolitik fühl­
ten sich im Hinblick auf die besondere Entwicklung im Montanbereich von der 
Bundesregierung, besonders aber vom Bundeskanzler übergangen. Am 5. Januar hielt 
es der Vorsitzende des Arbeitsausschusses Anton Sabel (CDU) für notwendig, seine 
Bedenken dem Bundeskanzler vorzutragen und ihn zu bitten, „daß künftig der Ar­
beitskreis über alle diejenigen Maßnahmen der Bundesregierung unterrichtet wird, 
die die Frage des Mitbestimmungsrechts betreffen". Insbesondere wolle man auch 
über die Vermittlungsversuche des Bundeskanzlers informiert werden62. Knapp zwei 
Wochen später wurden dann die zuständigen Ausschüsse auf ihrer Sitzung am 17. Ja­
nuar von der Mitteilung des Bundesarbeitsministers überrascht, daß die Grundstoff­
industrien aus den Beratungen über das allgemeine Mitbestimmungsrecht ausgeklam­
mert seien63. 

Verärgert über den Alleingang Adenauers äußerten sich auch die Fraktionsvorsit­
zenden der Koalitionsparteien, Heinrich von Brentano (CDU/CSU), August Martin 
Euler (FDP) und Hans-Joachim von Merkatz (DP), die verlangten, über die Bespre­
chung des Bundeskanzlers mit Böckler, über die auch in der Presse nur eine kurze 
Notiz erschienen war, unterrichtet zu werden64. Nachträglich dankte dann allerdings 
Brentano dem Bundeskanzler für seine „persönlichen Bemühungen um die Verhinde­
rung des Streiks", die von der gesamten Fraktion „auf das wärmste" begrüßt würden, 

60 Verständlicherweise erwähnt Storch denn auch in seinen Erinnerungen die Ereignisse um die Ent­
stehung des Montanmitbestimmungsgesetzes nur am Rande: Anton Storch, Lebenserinnerungen. 
Erfahrungen und Erlebnisse, in: Abgeordnete des Deutschen Bundestages. Aufzeichnungen und 
Erinnerungen, Bd. 2, hrsg. vom Deutschen Bundestag, Wissenschaftliche Dienste, Abteilung Wis­
senschaftliche Dokumentation, Boppard 1983, S. 319-344, hier S. 335 f. 

61 Ebenda, S. 336: „Ich versicherte Böckler, daß die Mehrheit der CDU-Fraktion hinter mir stehe, wo­
durch im Bundestag eine breite Mehrheit gewährleistet sei." 

62 Sabel an Adenauer vom 5.1.1951, Bundesarchiv Koblenz, B 136/725. 
63 Vermerk Seibachs für Petz vom 17.1.1951,Bundesarchiv Koblenz,B 136/725. Vgl. dazu auch Dok. 

Nr. 73, Edition Montanmitbestimmung, S. 223 f. 
64 Vermerk Rusts vom 15.1.1951, Bundesarchiv Koblenz, B 136/723. 
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glaubte aber gleichzeitig auf die ernste Sorge hinweisen zu müssen, die sich aus einem 
Nachgeben gegenüber der Streikdrohung für die „rechtsstaatlichen Grundlagen un­
seres Staates" ergebe65. 

Vorerst sah Adenauer keine Veranlassung, auf diese Bedenken und Beschwerden 
einzugehen. Wichtig war zunächst allein die Gewerkschaften wie Unternehmer zu­
friedenstellende Beilegung des Konflikts und die daran anschließende Vorlage des 
Regierungsentwurfs. Im Verlauf der nachfolgenden Ausschußberatungen und der 
gleichbleibenden Ablehnung von FDP und DP ergab sich dann um so dringender die 
Notwendigkeit, die eigene Fraktion bei der Stange zu halten. Die Aussichten, auch 
dabei erfolgreich zu sein, waren für Adenauer nicht schlecht. Trotz der geäußerten 
Vorbehalte brauchte er wirklich ernstzunehmenden Widerstand weder vom Frak­
tionsvorstand noch von der Gesamtfraktion zu befürchten66. Hinzu kam, daß einer 
seiner Vertrauensleute aus der Fraktion, Robert Pferdmenges67, an den Verhandlun­
gen im Kanzleramt teilgenommen hatte und im Sinne der dort unter Adenauers Ver­
mittlung gewonnenen Vereinbarung bei den parlamentarischen Verhandlungen inter­
venierte68. 

Der ursprüngliche Regierungsentwurf, der am 14. Februar in erster Lesung beraten 
worden war, wurde im Laufe der Ausschußberatungen in wesentlichen Punkten ab­
geändert69. Während die CDU/CSU im Verein mit FDP und DP, die den Entwurf 
bei der ersten Lesung entschieden abgelehnt hatten, den Einfluß der Gewerkschaften 
zu beschneiden suchte, stützte die SPD bemerkenswerterweise im wesentlichen die 
Regierungsvorlage. Besonders umstritten war neben dem Benennungsrecht für die 
auf die Arbeitnehmerseite entfallenden Aufsichtsratsmitglieder die Wahl des 11. Auf­
sichtsratsmitgliedes. Wegen der zuungunsten der gewerkschaftlichen Position vorge­
nommenen Änderungen stimmte die SPD bei der abschließenden Ausschußberatung 

65 Vgl. Dok. Nr. 87, Edition Montanmitbestimmung, S. 249 f. Der Hinweis von Schwarz, S. 130, daß 
die CDU/CSU-Fraktion „dem Kanzler freie Hand" gab, ist also dahingehend zu ergänzen, daß 
dies erst im nachhinein erfolgte. Zur Stellung des Fraktionsvorsitzenden Brentano vgl. ebenda, S. 41. 
Bezeichnend für das ambivalente Verhältnis Brentanos zu Adenauer - auf der einen Seite ordnete er 
sich ohne erkennbaren Widerwillen dem Bundeskanzler unter, auf der anderen Seite artikulierte er 
doch hin und wieder deutlich seinen Widerstand - ist auch die Auseinandersetzung über die Form 
der Überweisung der Gesetzesvorlage an das Parlament. Abweichend von dem sonst üblichen Wort­
laut „Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf" hieß es beim Ge­
setz über die Montanmitbestimmung lediglich „In der Anlage übersende ich den Entwurf". Mit dem 
Hinweis auf eine diesbezügliche Diskussion im Fraktionsvorstand - es ging um die Frage, ob mögli­
cherweise ein Beschluß der Bundesregierung gar nicht vorlag - bat Brentano am 16. März den Bun­
desjustizminister um Stellungnahme. Dehler gab die Angelegenheit dem Bundeskanzler weiter. 
Dieser richtete dann seine Antwort nicht an den Fraktionsvorsitzenden, sondern an Dehler. Brenta­
no ließ er lediglich eine Kopie dieses Schreibens zukommen. Vgl. hierzu die entsprechenden Doku­
mente Nr. 162, 165 und 179, Edition Montanmitbestimmung, S.456 f., 461 und 500f. 

66 Zum Verhältnis Adenauer/Fraktion Baring, S. 175 f. 
67 Morsey, S.21. 
68 Vgl. hierzu z.B. Dok. Nr. 138 und 141, Edition Montanmitbestimmung, S. 394 ff. und 402. 
69 Hierzu im einzelnen Edition Montanmitbestimmung, Einleitung, S.LXIII ff., sowie die zugehöri­

gen Dokumente. 
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am 15. März geschlossen gegen die Ausschußvorlage, während sich die Gewerk­
schaftsmitglieder innerhalb der CDU der Stimme enthielten. Auch von Seiten der Ge­
werkschaften wie der Montanindustrie wurde entschiedener Protest gegen die von 
den Ausschüssen erarbeiteten Abweichungen von der Regierungsvorlage geäußert. 
Eine einvernehmliche Lösung schien mehr als fraglich. 

Wiederum richtete sich das Augenmerk der Beteiligten auf den Bundeskanzler. Ge­
werkschaften wie Unternehmer konzentrierten ihre Bemühungen auf Wiederherstel­
lung des Regierungsentwurfs und erhofften dabei Adenauers Hilfe. Nach vergebli­
chen Versuchen, die Entscheidung der Ausschüsse in Richtung der im Januar unter 
Adenauers Vermittlung getroffenen Vereinbarung zu lenken, intervenierten beide 
Seiten beim Kanzler70. Adenauer versicherte, daß er sich nach wie vor bemühe, dem 
Regierungsentwurf Geltung zu verschaffen. Es könne erwartet werden, daß „der Re­
gierungsentwurf im parlamentarischen Gesetzgebungsverfahren in seinen wesentli­
chen Bestimmungen wiederhergestellt wird"71. Seine Bemühungen, in Besprechungen 
mit dem Fraktionsvorstand u. a. mit dem Hinweis auf eine mögliche Radikalisierung 
der Gewerkschaften die Wiederherstellung der Regierungsvorlage zu erreichen, 
brachten allerdings keinen Erfolg. Die Unionsfraktion vertrat in ihrer Mehrheit die 
Ansicht, jetzt sei es Sache des Parlaments, eine Entscheidung zu treffen. 

In dieser Situation griff Adenauer zu einem probaten Mittel; er suchte Zeit zu ge­
winnen. Da überdies die Ausschußberatungen bis zum H.März, auf den die zweite 
Lesung angesetzt war, noch nicht abgeschlossen waren, veranlaßte er Brentano, die 
Absetzung der zweiten Lesung von der Tagesordnung zu beantragen72. Er hoffte, in 
der durch den Aufschub zusätzlich gewonnenen Zeit die eigene Fraktion auf eine ein­
heitliche Linie zu bringen und möglicherweise doch noch die Zustimmung der Koali­
tionspartner, unter Umständen selbst die der SPD, zu gewinnen. Wenige Tage vor der 
daraufhin auf den 4. April verschobenen zweiten Lesung zeichnete sich dann auch in 
der CDU/CSU-Fraktion die Tendenz ab, auf die Vorhaltungen des Bundeskanzlers 
einzugehen und die Regierungsvorlage zu stützen73. Angesichts der Bereitwilligkeit 
des Bundeskanzlers, sich für ihre Belange einzusetzen, beschloß die Gewerkschafts­
führung, die schon Überlegungen angestellt hatte, welche Schritte zur Durchsetzung 
der ursprünglichen Gesetzesvorlage zu unternehmen seien, zunächst einmal den Ver­
lauf der zweiten Lesung abzuwarten74. 

Deutlicher noch als bei der ersten Lesung trafen jetzt die unterschiedlichen Auffas­
sungen aufeinander. Hauptstreitpunkte waren wiederum die Wahl des 11. Aufsichts­
ratsmitgliedes und das Delegationsrecht der Gewerkschaften. Die Freien Demokra­
ten gingen davon aus, daß alle Arbeitnehmervertreter des Aufsichtsrats Betriebsange­
hörige sein müßten. Ein entsprechender Antrag scheiterte jedoch - wie wenig später 

70 Vgl. hierzu u.a. Dok. Nr. 147, 150, 163, 169 und 172, Anm.2, Edition Montanmitbestimmung, 
S.415ff., 420 f., 457 ff., 466 ff., 471. 

71 Dok. Nr. 147,Anm.l, ebenda, S.415. 
72 Dok. Nr. 157, ebenda, S. 434 f. 
73 Hierzu Dok. Nr. 155,173 und bes. 174, ebenda, S. 431 ff., 477 ff. 
74 Dok. Nr. 172 a, ebenda, S. 471 ff. 
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auch bei der dritten Lesung - an der Ablehnung von CDU/CSU und SPD. Vergeb­
lich hatte der Bundeskanzler schon Mitte März versucht, den Koalitionspartner von 
der Notwendigkeit seiner Zustimmung zu überzeugen75. Anders als bei der FDP und 
dem zweiten Koalitionspartner DP fand er Unterstützung bei der oppositionellen so­
zialdemokratischen Fraktion, die in diesem Punkt die Regierungsvorlage wiederher­
gestellt sehen wollte. Der SPD wurde die Zusammenarbeit dadurch erleichtert, daß 
auch von der CDU Abänderungsanträge zu § 6 der Ausschußvorlage gestellt wurden, 
in dem es um die Wahl der Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsrat und die Rechte 
der Gewerkschaften ging. In der Fraktion der CDU/CSU selbst waren die Ansichten 
geteilt. Die Mehrheit der CDU/CSU-Mitglieder der zuständigen Ausschüsse hatte 
dafür plädiert, das Delegationsrecht der Gewerkschaften durch die Belegschaftswahl 
zu ersetzen. Auf Veranlassung Adenauers kamen bei der zweiten Lesung nun aus den 
Reihen der CDU Abänderungsanträge, die eine stärkere Berücksichtigung der ge­
werkschaftlichen Rechte vorsahen, während der konservative Flügel der Fraktion 
weiterhin das Delegationsrecht einzuschränken wünschte. Nach einer Beratungspau­
se wurde schließlich ein von dem CDU-Abgeordneten Pelster eingebrachter Kom­
promißantrag angenommen. 

Neue Konflikte ergaben sich noch einmal während der dritten Lesung am 10. April 
1951, als die Wahl des 11. Aufsichtsratsmitgliedes zur Debatte stand. Für den Fall, daß 
das Gesetz „eine die Gewerkschaften unbefriedigende Form" erhalte, hatte der dem 
linken Flügel der CDU zuzurechnende nordrhein-westfälische Ministerpräsident Ar­
nold bereits vor der zweiten Lesung die Ablehnung durch den Bundesrat angekün­
digt76. Während die CDU mehrheitlich die endgültige Entscheidung über den 
11. Mann in der Hauptversammlung getroffen wissen wollte, verlangte die SPD, die 
Hauptversammlung müsse an den Wahlvorschlag des Vermittlungsausschusses ge­
bunden sein. Nur die Autorität des Kanzlers versprach in dieser festgefahrenen und 
gespannten Lage noch einen Ausweg. Bereits am 6.April hatte Adenauer der Ge­
werkschaftsführung schriftlich zugesichert, daß er versuchen werde, in der Vor­
standssitzung seiner Fraktion am 9. April „die nötige Klarstellung in der Fassung des 
§ 8 zu erreichen"77. Nachdrücklich setzte er sich für eine Lösung ein, die im Sinne der 
im Januar getroffenen Vereinbarung lag. Sein Kompromißvorschlag ging dahin, daß 
zwar letztlich die Hauptversammlung den 11. Mann wähle, dabei aber insofern an die 
Wahlvorschläge des Vermittlungsausschusses gebunden sei, als sie diese Vorschläge 
nur aus wichtigen Gründen zurückweisen könne. Einen Tag vor der entscheidenden 
Plenarsitzung konferierte er ein letztes Mal mit Unternehmer- und Gewerkschafts­
vertretern, um die Positionen abzuklären und den Ablauf der dritten Lesung zu bera­
ten. 

75 Vgl. in diesem Zusammenhang Dok. Nr. 155, 157, 158, Montanmitbestimmung, S.431 ff. und 
434 f.; zur ablehnenden Haltung der FDP auch Dok. Nr. 148, 164 sowie die diesbezüglichen Aus­
führungen in Dok. Nr. 174, S. 477 ff. 

76 Vgl. die entsprechende Bemerkung Föchers in Dok. Nr. 172 a, ebenda, S. 472. 
77 S. Dok. Nr. 177, ebenda, S.498; vgl. zum folgenden auch Nr. 178, S.499f., und die diesbezüglichen 

Ausführungen Adenauers in Nr. 182, S. 505 ff. 
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Am 10. April fand dann eine der denkwürdigsten Plenarsitzungen in der Geschich­
te des Deutschen Bundestages statt. Die ohnehin schon gespannte Atmosphäre drohte 
während des Sitzungsverlaufs weiter zu eskalieren. Zu tumultartigen Szenen kam es 
bei der Einzelberatung zum strittigen § 8 über die Wahl des 11. Aufsichtsratsmitglie­
des. Weil sich hier bei der Abstimmung geschäftsordnungsmäßige Unklarheiten erge­
ben hatten, wurde die Sitzung auf Wunsch der SPD unterbrochen78. Ob diese ge­
schäftsordnungsmäßigen Unklarheiten ganz unbeabsichtigt waren, läßt sich nicht im 
einzelnen feststellen; mit Sicherheit jedoch kann diese Entwicklung zumindest denje­
nigen nicht unwillkommen gewesen sein, die an einer Verabschiedung des Gesetzes 
im Sinne der zuvor getroffenen Vereinbarung interessiert waren. Nach dem Abbruch 
der Sitzung kam der Bundeskanzler um 17.40 Uhr zu einer Unterredung mit den 
Fraktionsvorsitzenden Heinrich von Brentano und Erich Ollenhauer zusammen, an 
der u. a. als Vertreter der im Januar erzielten Einigung die CDU-Abgeordneten Gün­
ter Henle und Robert Pferdmenges sowie die SPD-Abgeordneten Matthias Föcher, 
Willi Richter und das geschäftsführende DGB-Vorstandsmitglied Hans vom Hoff 
teilnahmen. Ebenfalls hinzugezogen wurden Hermann Ehlers und Carlo Schmid als 
Präsident bzw. Vizepräsident des Deutschen Bundestages. Da bei Wiedereröffnung 
der Sitzung um 18.45 Uhr die aufgetretenen Mißverständnisse noch nicht geklärt wa­
ren, blieb auf Ehlers' Vorschlag hin die dritte Lesung des Montanmitbestimmungsge­
setzes weiterhin unterbrochen. In der so gewonnenen Zeit kamen dann die einzelnen 
Fraktionen zur Beratung zusammen. Vertreter von CDU/CSU und SPD arbeiteten 
an einer neuen schriftlichen Formulierung für den umstrittenen § 8, die anschließend 
fraktionsintern diskutiert wurde. Erst um 23.00 Uhr konnte die dritte Lesung fortge­
setzt werden. Der CDU-Abgeordnete und Vorsitzende des Bundestagsausschusses 
für Arbeit Anton Sabel präsentierte dem Plenum mit Genehmigung des Bundestags­
präsidenten einen neuen Antrag. Gegen den formellen Protest der Koalitionsparteien 
FDP und DP, die allenfalls die Wiederholung der Abstimmung, nicht aber die Ein­
bringung eines neuen Antrags für zulässig hielten, wurde erneut über die strittigen 
Bestimmungen des § 8 abgestimmt79. So sanktionierte denn schließlich das Plenum 
die Einigung, die Adenauer in die Wege geleitet hatte. In der Schlußabstimmung wur­
de die Gesetzesvorlage „gegen etwa 50 Stimmen", vorwiegend aus den Reihen von 
FDP und DP, und bei einigen Enthaltungen mit großer Mehrheit verabschiedet. Da 

78 Näheres hierzu und zum folgenden ebenda, S. 515 ff., bes. S. 520 ff. 
79 Zu diesem Vorgang erklärte der langjährige Vorsitzende der SPD-Bundestagsfraktion Herbert 

Wehner im Gespräch mit Gerhard Beier: „Wir hätten die Montanmitbestimmung bis heute nicht be­
kommen, wenn Adenauer damals im Bundestag die Abstimmung nicht hätte wiederholen lassen." 
(Frdl. Hinweis von Herrn Dr. Gerhard Beier über sein Gespräch mit Wehner am 30.10. 1975.) Vgl. 
in diesem Zusammenhang auch die Darstellung bei Carlo Schmid, Erinnerungen, Bern u.a. 1980, 
S. 480 f. Das Gedächtnis hat Schmid hier wohl insofern einen Streich gespielt, als er den Verlauf der 
Schlußabstimmung anders schildert, als er tatsächlich - belegt durch die Stenographischen Berichte 
- war. Insbesondere geht er irrtümlich davon aus, bei der 3. Lesung präsidiert zu haben. Die Unstim­
migkeit seiner Darstellung wurde von Herrn Anton Sabel im Gespräch mit der Verf. am 19.5. 1981 
bestätigt. 



308 Gabriele Müller-List 

der Bundesrat keine Einwendungen erhob, konnte das Gesetz über die Mitbestim­
mung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen der Unternehmen des 
Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie am 21. Mai 1951 verkündet 
werden. 

Montanmitbestimmung - ein Fundament des neuen Staates? 

Mit der Verabschiedung des Gesetzes über die Montanmitbestimmung hatte die Bun­
desrepublik kaum zwei Jahre nach ihrer Gründung eine wichtige Bewährungsprobe 
bestanden. Mit der Einigung zwischen Unternehmern und Gewerkschaften, mit der 
Befriedigung ideologischer Arbeitnehmerinteressen durch den Bundesgesetzgeber 
wurde dessen Ansehen gestärkt und das Fundament des neuen Staates wesentlich ge­
festigt. Es war vor allem das Verdienst Adenauers, daß die Streikdrohung der Ge­
werkschaften unterlaufen und der parlamentarischen Entscheidung der Weg bereitet 
werden konnte. Ohne dem Kanzler sozialpolitisches Engagement abzusprechen, ist 
der Auffassung, er habe „einer Mitbestimmung der Arbeitnehmer prinzipiell posi­
tiv"80 gegenübergestanden, nicht ohne weiteres beizupflichten. Gewiß gehörte es zu 
Adenauers Zielen, „die westdeutsche Bevölkerung durch Abbau sozialer Spannungen 
in der ideologisch-politischen Ost-West-Auseinandersetzung zu stabilisieren"81. Und 
gewiß mag man in seiner Haltung „eine grundsätzlich vorhandene soziale Sensibili­
tät"82 ausmachen. Von weiterreichender Bedeutung dürfte jedoch seine politische 
Sensibilität gewesen sein, die seine Sozialpolitik „zu einer Nebenfunktion seiner 
Außen- und Verteidigungspolitik"83 werden ließ. 

Erst das Zusammentreffen verschiedener innen- und außenpolitischer Faktoren be­
günstigte die Entstehung des Montanmitbestimmungsgesetzes. Um bei der Neuord­
nung der Montanindustrie den Plan der Bundesregierung mit seinem weitgehenden 
Verbund von Kohle und Eisen gegen den restriktiven Entflechtungsplan der Alliierten 
behaupten zu können, brauchte Adenauer eine breite Unterstützung seines Konzepts. 
Ein Gelingen war nur dann denkbar, wenn auch die Gewerkschaften den Plan der 
Bundesregierung unterstützten. Vom Erfolg in der Neuordnungsfrage hing wieder­
um der Abschluß des Vertrages über die Montanunion ab. Die Zustimmung der Un­
ternehmer zum Schumanplan konnte Adenauer nur erwarten, wenn deren verbund­
wirtschaftliche Vorstellungen, die in den Neuordnungsplan der Bundesregierung 
Eingang gefunden hatten, entsprechend berücksichtigt wurden. Angesichts der ableh­
nenden Haltung der Opposition mußte Adenauer überdies auch an einer Zustim­
mung der Gewerkschaften zum Schumanplan gelegen sein. Das gleiche galt hinsicht-

80 Wenzel, S. 138. 
81 Hans Günter Hockerts, Adenauer als Sozialpolitiker, in: Konrad Adenauer und seine Zeit, 

S. 466-487, hier S. 470. 
82 Wenzel, S. 138. 
83 Hockerts, S. 470. 
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lich der seit dem Ausbruch des Koreakrieges verstärkten Bemühungen um einen deut­
schen Verteidigungsbeitrag. Um eine Unterstützung der Gewerkschaften zu errei­
chen, war Adenauer bereit, sich für deren Mitbestimmungsforderungen einzusetzen 
und auch die Vertreter der Montankonzerne, die ihrerseits ein Entgegenkommen in 
der Verbundfrage erwarteten, zum Einlenken in der Mitbestimmungsfrage zu bewe­
gen. 

Indem er ihnen zur gesetzlichen Absicherung der paritätischen Mitbestimmung 
wenigstens in der Montanindustrie verhalf, verpflichtete sich Adenauer die Gewerk­
schaften und gab ihnen gleichzeitig die Möglichkeit, ohne Gesichtsverlust das 
Kampffeld zu verlassen und auf Integrationskurs einzuschwenken. Daß der Kanzler 
dabei nicht unbedingt als Repräsentant seiner Fraktion und schon gar nicht als Reprä­
sentant der Koalition handelte, tat seinem Erfolg keinen Abbruch, sondern stärkte 
vielmehr seine Position, da es allein seinen politischen Fähigkeiten zu verdanken war, 
daß eine der ernstesten Krisen der frühen Bundesrepublik zum Nutzen aller hatte be­
wältigt werden können. 



HARTWIG GEBHARDT 

NATIONALSOZIALISTISCHE WERBUNG 
IN DER ARBEITERSCHAFT 

Die Illustrierte „ABZ - Arbeit in Bild und Zeit" 

In den letzten Jahren ist die zentrale historische Frage nach dem Verhältnis von Na­
tionalsozialismus und Proletariat - die nach den Bedingungen, der Praxis und den 
Wirkungen des antifaschistischen Widerstandes - verstärkt um die Frage nach der 
Einbindung der Arbeiter in den Nationalsozialismus erweitert worden. Dabei gilt ge­
genwärtig das Hauptinteresse soziologischen und organisatorischen Aspekten1. Die 
angesichts der NS-Programmatik und -Ideologie eigentlich naheliegende Frage nach 
der politischen Werbung speziell unter Arbeitern ist in diesem Zusammenhang hinge­
gen bisher kaum aufgeworfen worden2. Spätestens für die Zeit ab 1933 gilt in der ein­
schlägigen Literatur - offen oder unterschwellig - immer noch weitgehend die von 
Domarus formulierte Einschätzung, daß „es unwesentlich (war), ob das sogenannte 
Volk ihn [Hitler] ablehnte oder nicht, da er entschlossen war, seine Ideen so oder so 
durchzusetzen"3. Führende NS-Propagandisten haben das hier angesprochene Ver­
hältnis von Macht und politischer Werbung differenzierter beschrieben, wohl wis­
send, daß kein politisches Regime auf Dauer ohne eine zumindest partielle freiwillige 
Zustimmung der beherrschten Massen überleben kann. 

Der folgende Beitrag versucht, Methoden und Inhalte eines besonders auf kommu­
nistische und sozialdemokratische Arbeiter berechneten getarnten publizistischen 
Unternehmens in der Anfangsphase der NS-Herrschaft in Deutschland zu rekonstru­
ieren. Im Mittelpunkt steht eine Zeitschrift, die heute nahezu unbekannt ist, was mit 
ihrem besonderen Charakter und ihrer Geschichte zusammenhängen dürfte4. 

1 In jüngster Zeit z. B. Reinhard Giersch, Von der „Nationalsozialistischen Betriebszellenorganisati­
on" zur „Deutschen Arbeitsfront", in: Jahrbuch für Geschichte, Bd.26, Berlin 1982, S.43-74; Mi­
chael H.Kater, The Nazi Party. A social profile of members and leaders 1919-1945, Cambridge 
(Mass.) 1983; Gunther Mai, Die Nationalsozialistische Betriebszellenorganisation. Zum Verhältnis 
von Arbeiterschaft und Nationalsozialismus, in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 31 (1983), 
S. 573-613. 

2 Es liegt nur eine Monographie zu diesem Thema vor: Max H. Kele, Nazis and Workers. National 
socialist appeals to German labor, 1919-1933, Chapel Hill 1972; eher marginal wird das Thema be­
handelt von den in der DDR entstandenen Untersuchungen von Elke Reuter, Die Politik der 
NSDAP zur Einbeziehung der Arbeiterklasse in den faschistischen Massenanhang (1930-1934), 
phil. Diss. Berlin 1976, und Joachim Petzold, Die Demagogie des Hitlerfaschismus, Frankfurt/M. 
1983. 

3 Max Domarus, Hitler. Reden und Proklamationen 1932-1945, Bd. II, München 1965, S. 2277. 
4 Eine beim Zentralen Staatsarchiv Potsdam, dem Bundesarchiv Koblenz und allen bundesrepublika­

nischen Staatsarchiven durchgeführte Umfrage nach Material über die „ABZ" erbrachte fast nur 
Fehlanzeigen. Allein im Staatsarchiv Bremen befinden sich einige interessante Aktenstücke; ein wei­
teres steuerte das Generallandesarchiv Karlsruhe bei. Besonders für die Gründungsgeschichte der 
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Die Gründung der „ABZ" 

Im Juli 1933 erschien in Berlin eine neue Illustrierte auf dem Zeitschriftenmarkt: 
„ABZ - Arbeit in Bild und Zeit". Das Blatt sah einer anderen, nunmehr seit etwa vier 
Monaten verbotenen Berliner Illustrierten zum Verwechseln ähnlich, der „AIZ - Ar­
beiter-Illustrierte Zeitung" aus dem Münzenbergschen Neuen Deutschen Verlag5. 
Deren letzte Ausgabe vor dem Verbot war am 5. März 1933 erschienen; seit dem 
25. März kam sie in Prag heraus und konnte in Deutschland nur illegal verbreitet wer­
den. Die „AIZ" war von 1927 bis zu ihrem Verbot in der Druckerei Carl Sabo, Berlin 
SW68, Wilhelmstraße 132/134 hergestellt worden. Die Beziehungen dieser Drucke­
rei zum Neuen Deutschen Verlag und anderen kommunistischen Presseunternehmen 
waren ausschließlich geschäftlicher Natur gewesen6. Inhaber der Firma Carl Sabo 
war Gustav Leßmann, dessen politischer Standort mit „deutschnational" beschrieben 
wurde7. Zur Zeit des Verbots der „AIZ" und ihres Verlages will Leßmann Forderun­
gen in Höhe von RM 80 000 an Münzenberg gehabt haben. Da er nach dessen Flucht 
aus Deutschland keine Möglichkeit sah, dieses Geld einzutreiben, kam er auf die 
Idee, die „AIZ" unter eigener Regie fortzuführen. Wegen der dafür notwendigen 
amtlichen Genehmigung wandte er sich mit der Bitte um Unterstützung an den ihm 
bekannten Hermann von Ritgen, einen Journalisten und Mitarbeiter der zum Hu-
genberg-Konzern gehörenden Berliner Presse-Agentur Telegraphen-Union. Ob­
gleich nicht NSDAP-Mitglied, verfügte Ritgen über gute Verbindungen zu führen­
den Nationalsozialisten und weiteren Repräsentanten des NS-Staates8. Das Konzept 
der neuen „AIZ" sollte nach Leßmanns Vorstellungen folgendermaßen aussehen: 
„ . . . mit nationalem Vorzeichen, ohne sich direkt als nationalsozialistisch zu kenn­
zeichnen, um die Arbeiterschaft nicht stutzig zu machen. Sie [die AIZ] soll ja wieder 
an die alte marxistische Kundschaft gehen und diese allmählich für den neuen Staat 

„ABZ" wichtige Dokumente sind in der Korrespondenz des Journalisten Hermann v. Ritgen im Ber­
lin Document Center ( BDC) enthalten. 

5 Aus der umfangreichen Literatur über die „AIZ" seien hier genannt: Ästhetik und Kommunikation, 
H. 10/1973 „Arbeiterfotografie"; Heinz Willmann, Geschichte der Arbeiter-Illustrierten Zeitung 
1921-1938,2. Aufl., Berlin 1975; Rolf Surmann, Die Münzenberg-Legende. Zur Publizistik der re­
volutionären deutschen Arbeiterbewegung 1921-1933, Köln 1983. 

6 Die Fa. Carl Sabo druckte u. a. von März 1932 bis Februar 1933 die kommunistische Zeitschrift „Der 
Weg der Frau"; auch die vorletzte Nummer des „Magazins für Alle" (Berlin, Febr. 1933) wurde bei 
Carl Sabo hergestellt. 

7 Hermann v. Ritgen an Hans Hinkel, Berlin, 9,4. 1933 (BDC). - Leßmann (geb. 1879) entstammte 
einer Bremer Kaufmannsfamilie. Er wurde 1910 Mitinhaber der Firma Carl Sabo, später deren allei­
niger Inhaber (Reichshandbuch der Deutschen Gesellschaft, 2. Bd., Berlin 1931, S. 1107). 1937 trat 
er der NSDAP bei (Mitgliedskarte im BDC). 

8 H. v. Ritgen (geb. 1895) war in NS-Kreisen kein Unbekannter. In einem Brief vom 21.8.1935anden 
Adjutanten Hitlers, Julius Schaub, erinnerte er an die „Kampfzeit": „Auch der Führer kennt mich 
vom Kaiserhof her" (BDC). - Der Bruder Otto v. Ritgen war Chefredakteur der Telegraphen-
Union. Zum gemeinsamen Bekanntenkreis der Brüder gehörten u. a. Alt-Pg und MdR Hans Hin­
kel, der erste Gestapo-Chef Min.Rat Rudolf Diels, Görings Staatssekretär Paul Körner und der 
Botschafter Rudolf Nadolny. 
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und für echte deutsche Kultur gewinnen."9 Ritgen nahm den Vorschlag auf und such­
te Hans Hinkel, Reichsorganisationsleiter und preußischer Führer des Kampfbundes 
für Deutsche Kultur, MdR und seit dem 30. Januar 1933 Staatskommissar im preußi­
schen Kultusministerium10, für das Projekt zu gewinnen: „Ich halte den Gedanken 
für gut. Wollen Sie dabei helfen? Sie und Ihr Kampfbund kann [sic] maßgebend Ein­
fluß dabei gewinnen. Eine Verlagsgesellschaft wäre zu gründen und eine Redaktion, 
wo Sie manche Ihrer Leute unterbringen könnten. Das nötige Geld will Herr Leß-
mann beschaffen."11 

In persönlichen Gesprächen Ritgens und Leßmanns mit Hinkel wurde das Projekt 
im April und Mai 1933 vorangetrieben12. Am 30. Juni kündigte Ritgen in einem 
Schreiben an Hinkel das Erscheinen der Zeitschrift für den 19. Juli an und nannte da­
bei weitere Einzelheiten. Eine betraf den Titel: „ . . . wir (haben) den Gedanken, die 
A.I.Z. (Arbeiter-Illustrierte Zeitung), wie seinerzeit besprochen, wieder aufleben zu 
lassen, aufgegeben ..., weil die A. I. Z. in Prag wieder erscheint und wir unliebsame 
Verwechselungen vermeiden möchten. Wir werden aber am 19.7. 33 mit einer A. B. Z. 
(Arbeiter-Bilder-Zeitung) herauskommen. Die zuständigen preußischen amtlichen 
Stellen, vor allem Staatssekretär Körner und die Geheime Staatspolizei sind sehr da­
mit einverstanden." Auch das politische Ziel des Unternehmens wurde von Ritgen 
noch einmal umrissen: „Wir wollen die ehemaligen Kommunisten und Marxisten für 
die Idee des Nationalsozialismus allmählich gewinnen, indem wir sie überzeugen und 
nicht indem wir versuchen, ihnen Gedanken einzutrommeln. Aus der Tagespolitik 
halten wir uns fern und werben für den Gedanken der Volksgemeinschaft, des berufs­
ständischen Aufbaus, der Arbeitsdienstpflicht, der Wehrhaftigkeit und vor allem der 
deutschen Kultur." Seine eigene Rolle bei der Zeitschrift sah Ritgen so: „Ich selbst 
werde hinter den Kulissen die politische Richtung maßgebend bestimmen."13 

Bemerkenswert ist die Begründung, den ursprünglich vorgesehenen Titel zu modi­
fizieren. Es waren weniger Ritgen oder Leßmann, die „unliebsame Verwechselun­
gen" fürchteten, als vielmehr die Behörden, die Schwierigkeiten für die Polizei bei der 
Verfolgung der echten „AIZ" voraussahen14. Doch ganz sicher fühlte sich Ritgen 
trotz der Zustimmung des Göringschen Staatssekretärs und der Gestapo immer noch 
nicht. Er bat deshalb Hinkel um ein Schreiben, „worin Sie sich mit dem Erscheinen 
der neuen Zeitung einverstanden erklären. Ein solches Schreiben ist nicht zur Veröf­
fentlichung bestimmt, sondern soll dann benutzt werden, wenn möglicherweise von 
irgendwelchen wilden Männern unberechtigte Eingriffe in unser Unternehmen ver­
sucht werden sollten."15 

9 v. Ritgen an Hinkel, Berlin, 2.4.1933 (BDC). 
10 Über Hinkel vgl. Willi A. Boelcke, Kriegspropaganda 1939-1941, Stuttgart 1966, S. 85 ff.; über den 

KfDK „Nationalsozialistische Monatshefte", Nr. 11/1931 und Münz/Lehmann (Hrsg.), Führer 
durch die Behörden und Organisationen, Berlin 1934, S.75f. 

11 v. Ritgen an Hinkel, Berlin, 2.4. 1933 (BDC). 
12 v. Ritgen an Hinkel, Berlin, 9.4. und 28.4. 1933; Hinkel an v. Ritgen, Berlin, 4.5. 1933 (BDC). 
13 v. Ritgen an Hinkel, Berlin, 30.6.1933 (BDC). 
14 Vgl. S. 320 f. 
15 v. Ritgen an Hinkel, Berlin, 30.6.1933 (BDC). 
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Am 5. Juli ließ sich Hinkel bei einem persönlichen Zusammentreffen mit Ritgen 

noch einmal die Konzeption der neuen Zeitschrift erläutern und gab dann am folgen­

den Tag die von Ritgen erbetene Stellungnahme ab: „Mit großem Interesse habe ich 

von dem beabsichtigten Erscheinen der „Arbeiter-Bilder-Zeitung" (ABZ.) Kenntnis 

genommen. Als preußischer Kampfbundführer erkläre ich mich gern bereit, Ihrer 

Zeitschrift jedwede kulturpolitische Unterstützung zuteil werden zu lassen. So sehr 

dafür Voraussetzung ist, daß das Organ in jeder Form dem Geiste der nationalsoziali­

stischen Revolution entspricht, so sehr begrüße ich diese neue Möglichkeit, insbeson­

dere die Arbeiterschaft in psychologisch geschickter Form mit unserem Wollen und 

unserem Kampf vertraut zu machen."16 

Nachdem das Göring-Ministerium, die Gestapo und der „Kampfbund", also eine 

parteiamtliche NS-Organisation, ihre Zustimmung gegeben bzw. ihre Unterstützung 

zugesagt hatten, schien der Weg für die neue Zeitschrift frei zu sein. Bereits am 3. Juli 

hatte der inzwischen gegründete ABZ-Verlag einen förmlichen Antrag an die Gesta­

po gerichtet, das Erscheinen der Illustrierten zu genehmigen. Doch gab es noch ein­

mal Einwände, diesmal vom Goebbelsschen Ministerium für Volksaufklärung und 

Propaganda, das bis zu jenem Zeitpunkt mit der Angelegenheit offenbar gar nicht be­

faßt worden war. Das Ministerium beanstandete u. a. den schon einmal geänderten 

Untertitel „Arbeiter-Bilder-Zeitung", da der Begriff „Arbeiter" ein im nationalsoziali­

stischen Deutschland überholter Klassenbegriff sei17. Der Untertitel wurde abermals 

geändert, nun in „Arbeit in Bild und Zeit", was den Vorteil hatte, daß die Initialen 

ABZ unverändert bleiben konnten. Am 8. Juli, nur noch elf Tage vor dem erstmaligen 

Erscheinen, lag dann das Gesamtkonzept in seiner endgültigen und genehmigten18 

Fassung vor: „Das Blatt soll ein Unterhaltungsblatt sein und sich mit Tagespolitik 

überhaupt nicht beschäftigen. Aber es soll fortlaufend Bilderberichte aus der Arbeit 

aller deutschen Berufsschichten bringen, um die Arbeitsfreudigkeit zu heben und je­

dem Volksgenossen die Überzeugung von dem Wert seiner Arbeit, sei es auch die be­

scheidenste, zu übermitteln. Dabei sollen die grundlegenden Ideen des Nationalso­

zialismus im deutschen Volk verankert werden, vor allem bei denjenigen, die heute 

noch dem neuen Deutschland innerlich fernstehen."19 

NS-Propaganda und Proletariat 

Die „ABZ" war kein Einzelfall bei dem Versuch der Nationalsozialisten und des NS-

Staates, mit Hilfe einer getarnten Presse Kommunisten und Sozialdemokraten für 

16 Hinkel an v. Ritgen, Berlin, 6.7.1933 (BDC). 
17 A.B.Z.-Verlag GmbH an das Geheime Staatspolizei-Amt, Berlin, 8.7. 1933 (Abschriften von 

2 Schreiben vom selben Tag in der Korrespondenz v. Ritgens, BDC), und „AIZ" (Prag), Nr. 30/3.8. 
1933, „So sieht sie aus". 

18 Die Herausgabe der „ABZ" wurde vom Geh. Staatspolizeiamt am 11.7. 1933 genehmigt (s. 
Anm.70). 

19 S.Anm.17. 
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den Nationalsozialismus zu gewinnen. Bereits im Mai 1933 erschien die ehemals 
kommunistische Zeitung „Die Welt am Abend" wieder, aber nun getarnt20 und „unter 
nationalsozialistischer Obhut"21. Um dieselbe Zeit wurde in der Berliner Zentrale der 
Deutschen Arbeitsfront, die das beschlagnahmte SPD-Vermögen verwaltete, erwo­
gen, die im März verbotene sozialdemokratische „Bremer Volkszeitung" als NS-
Zeitung, die sich aber nicht offen als solche zu erkennen geben sollte, Wiederaufleben 
zu lassen22. Auch die seit dem 16. Juni 1933 in Berlin erscheinende Wochenschrift 
„Blick in die Zeit" ist in diesem Zusammenhang zu nennen. Diese Zeitschrift, die aus­
schließlich Presseartikel aus anderen, auch ausländischen Zeitungen und Zeitschrif­
ten enthielt und durch Auswahl und Zusammenstellung gelegentlich den Eindruck ei­
ner oppositionellen Haltung vermittelte, war zwar kein getarntes NS-Blatt, da die 
Mitarbeiter vorwiegend Sozialdemokraten waren23, doch war „Blick in die Zeit" von 
seiten des NS-Staates eine ähnliche Funktion zugedacht wie den vorgenannten Blät­
tern24. 

Die Strategie der Verbreitung getarnter Zeitungen und Zeitschriften war u. a. eine 
Folge der Tatsache, daß nach dem Verbot der demokratischen und sozialistischen 
Presse nicht unbeträchtliche Teile der deutschen Leserschaft Bezug und Lektüre der 
gleichgeschalteten und erst recht der nationalsozialistischen Parteipresse ablehnten 
und sich damit einem zentralen Medium nationalsozialistischer Propaganda verwei­
gerten. Das war eine Erfahrung, die die neuen Machthaber bereits unmittelbar nach 
der Unterdrückung der ihnen nicht genehmen Zeitungen und Zeitschriften im Früh­
jahr 1933 machen mußten. So berichtete im April eine NSDAP-Ortsgruppe in einem 

20 „AIZ" (Prag), Nr.23/15.6. 1933, „Achtung! Fälscher am Werk!"; „Der Gegen-Angriff" (Prag), 
Nr.3/1.6. 1933, „Warnung!", und Nr.7/1.8. 1933, S.4. 

21 Friedrich Zimmermann (Ferdinand Fried), „Einheits-Presse?", in: „Münchner Neueste Nachrich­
ten", Nr. 225/19.8. 1933. - „Die Welt am Abend" war nach dem Ankauf durch den Münzenberg-
schen Kosmos-Verlag 1926 bis zum Verbot nach dem Reichstagsbrand 1933 eine auflagenstarke 
Berliner Zeitung gewesen (R. Surmann, S. 120-126 und 187-190). Sie erschien erneut und getarnt 
vom 25.5. bis zum 16.9.1933. Über die Gründe ihrer Einstellung im September 1933 „Der Gegen-
Angriff" (Prag), Nr. 11/1.10.1933, S.4. In einer 1938 erschienenen Darstellung wurde die getarnte 
Version der „Welt am Abend" fälschlich als ein von Kommunisten gesteuertes Unternehmen be­
zeichnet (Herbert Girardet, Der wirtschaftliche Aufbau der kommunistischen Tagespresse in 
Deutschland von 1918 bis 1933, phil. Diss. Leipzig/Essen 1938, S. 117). 

22 Hartwig Gebhardt, Zeitung und Journalismus in Bremen in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts, 
in: Bremisches Jahrbuch, Bd.57/1979,S.214. 

23 August Rathmann, Gegen den Nationalsozialismus. Die Berliner Wochenzeitung „Blick in die Zeit" 
1933 bis 1935, in: Jensen/Rickers (Hrsg.), Andreas Gayk und seine Zeit, Neumünster 1974, 
S.65-68. 

24 „Der Herausgeber, Dr. Ristow, der politisch einwandfrei ist, ist bestrebt, seinen Lesern, insbesonde­
re den früheren marxistischen Bevölkerungskreisen, eine billige Zeitschrift zu liefern, die über Pres­
sestimmen des In- und Auslandes zu aktuellen Tagesfragen berichtet. Dadurch soll einerseits der Be­
zug ausländischer Zeitungen zurückgedrängt, andererseits aber vor allen Dingen durch 
weitgehende Verbreitung geeigneter ausländischer Presseartikel der verhetzenden Stimmungsma­
che staatsfeindlicher Broschüren, die in entstellender Weise über Deutschland im Auslande berich­
ten, entgegengewirkt werden." (Der Politische Polizeikommandeur an die Geheime Staatpolizei in 
Bremen, Berlin, 19.6.1934; Staatsarchiv Bremen 4, 65-122-19). 
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vorwiegend von Arbeitern bewohnten Stadtteil einer norddeutschen Großstadt, daß 
nach dem Verbot der proletarischen Presse „von der Bevölkerung nur verschwindend 
wenig Zeitungen gehalten werden"; eine ähnliche Beobachtung ist vom November 
1933 überliefert25. Der Leserschwund führte Anfang 1934 zu einer erstaunlich offe­
nen Debatte in der journalistischen Fachpresse, die auch die politische Dimension des 
Problems nicht aussparte. Zitate: „Ein ganz großer Teil der bisherigen Zeitungsleser 
ha t . . . auf Zeitungen überhaupt verzichtet. Das wird vor allem dann klar, wenn man 
sich fragt, wo die Leser der früheren sozialdemokratischen und kommunistischen 
Presse geblieben sind"26; die Menschen treten „massenweise die Flucht aus den deut­
schen Zeitungen an"27; es „kann nicht bestritten werden, daß es noch eine sicher in 
die Hunderttausende gehende Zahl von ehemaligen Lesern - vor allem der marxisti­
schen Presse - gibt, die heute nicht auf eine Zeitung abonniert sind"28. Ein Jahr spä­
ter, 1935, machte die Zeitschrift der Deutschen Arbeitsfront Werbung für den Bezug 
der NS-Presse29; zur selben Zeit brachte das Presseamt der DAF ein Plakat zum Aus­
hang in allen deutschen Betrieben heraus: „Lest nat.-sozialistische Zeitungen - denn 
Adolf Hitler gab Euch Arbeit und Brot!"30. Die Wirkung scheint nicht die erhoffte ge­
wesen zu sein, denn 1936 mußte Goebbels zugeben, daß „die deutsche Presse ... nach 
der Machtergreifung infolge der notwendig gewordenen völligen Umstellung einen 
erheblichen Verlust an Lesern gehabt (hat), die bisher durch keine Zeitung erfaßt und 
daher von Staat und Partei oft nur sehr ungenügend beeinflußt werden können"31. 

Das war nach Anspruch und Selbstverständnis des Nationalsozialismus ein ernstes 
Problem für das Regime, war doch die Gewinnung des Proletariats als Klasse und de­
ren ideologische Auflösung in der sogenannten Volksgemeinschaft ein Eckpfeiler na­
tionalsozialistischer Politik. Es war kein Gemeinplatz und auch kein typisch Goeb­
belsscher Zynismus, sondern das Benennen einer Grundbedingung langfristiger 
nationalsozialistischer Herrschaft, als der Propagandaminister in einer Rede im Juni 
1933 erklärte, „daß diese Regierung nichts vermag, wenn das Volk nicht hinter ihr 
steht"32. Das Problem bestand für die Nationalsozialisten nun darin, daß große Teile 
der Arbeiterbevölkerung aufgrund ihrer Interessen, Erfahrungen, Überzeugungen 
und Traditionen eben nicht hinter der Regierung standen, sondern sie bekämpften, sie 

25 H.Gebhardt, S.213f.und 224. 
26 Dr. W., Die deutsche Presse und ihre Leser, in: „Deutsche Presse", Nr.7/17.2.1934. 
27 Dr. G.Hägermann, Bilde, Künstler! Rede nicht!, in: „Deutsche Presse", Nr.9/3.3. 1934. 
28 H. Brandes, Massenflucht aus den deutschen Zeitungen?, in: „Deutsche Presse", Nr. 11/17.3.1934. 
29 „Arbeitertum", Nr.21/1.2. 1935. Auf die Frage „Warum lesen Sie die Parteipresse?" antworteten 

u. a. ein Arbeiter: „Jeder vernünftige Deutsche kann doch nur die Parteipresse lesen. Das schuldet er 
dem Führer, der den Arbeiter aus der Arbeitslosigkeit herausgerissen hat"; und ein Beamter: „Volks­
genosse, warum stehst du noch abseits, warum liest du nicht ,Das Arbeitertum', den ,V[ölkischen] 
B[eobachter]' oder ein anderes Blatt der NS-Presse... Wir können unserem Führer nicht besser dan­
ken, als seine Presse zu lesen." 

30 „Arbeitertum",Nr.23/1.3.1935. 
31 Der Reichspropagandaleiter an alle Dienststellen der NSDAP, München, 12.11.1936 (zit. b. Joseph 

Wulf, Presse und Funk im Dritten Reich, Reinbek 1966, S. 89). 
32 Zit. b. Helmut Heiber (Hrsg.), Goebbels-Reden, Bd. 1, Düsseldorf 1971, S. 126. 
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ablehnten oder zumindest ihr mißtrauisch gegenüberstanden. Die neuen Machthaber 
gaben deshalb in unzähligen Wiederholungen und Variationen die Parole vom 
„Kampf um die Arbeiterseele" aus33. 

Dieser „Kampf wurde mit zwei Mitteln geführt: mit Propaganda und mit Gewalt. 
Begrifflich getrennt, gehörten Gewalt und Propaganda in der Anwendung unlösbar 
zusammen. Sie standen in einem gleichsam komplementären Verhältnis zueinander. 
Gemessen an Ziel und Anspruch des Nationalsozialismus, ein Herrschaftssystem auf 
unbegrenzte - „ewige" - Dauer zu etablieren und durch die Zustimmung der Be­
herrschten zu legitimieren, wurde der Propaganda eine weiterreichende Funktion als 
der physischen Gewalt zugeschrieben: „Da die Propaganda bei taktisch richtiger 
Führung auf den menschlichen Willen selbst einwirkt, so ist sie heimlicher, tiefer und 
somit stärker als die offene Gewalt der Unterdrückung"; gegenüber der Masse ver­
sagt „sowohl das Gesetz als auch die Methode der gewaltsamen Unterdrückung. Die 
rein negative Gewaltanwendung führt hier niemals zum Ziele ..., denn die Masse ist 
nun einmal zahlreicher als die Polizei... Deshalb müssen hier Propaganda und abge­
stufte Gewaltanwendung in ganz besonders kluger Form zusammenwirken und sich 
der Gemeinschaftsbildungen der Masse selbst bedienen, wenn ein endgültiger Erfolg 
erzielt werden soll. Auf eine rein praktische Formel gebracht, heißt das für den Staat: 
Man jagt Organisierte nicht auseinander, sondern man organisiert sie selbst." 

Diese Zitate entstammen einer im Frühjahr 1933 erschienenen programmatischen 
Schrift des Goebbels-Vertrauten und NS-Propagandisten Eugen Hadamovsky34. Die 
Quintessenz der Ausführungen - man jagt Organisierte nicht auseinander, sondern 
organisiert sie selbst - fand nicht erst bei der „Übernahme" der deutschen Gewerk­
schaften in die Deutsche Arbeitsfront Anwendung. Sich der „Gemeinschaftsbildun­
gen der Masse" zu bedienen, wenn es für die eigene Politik nützlich schien, war ein 
Element faschistischer Politik von Beginn an. Im Kampf gegen den Sozialismus haben 
die Nationalsozialisten die in z.T. langer Tradition gewachsenen Formen und Sym­
bole der organisierten Arbeiterbewegung in großem Umfang plagiiert. Nur zwei Bei­
spiele seien hier genannt: aus dem klassischen Zitat „Proletarier aller Länder vereinigt 
Euch!" machten die Nationalsozialisten „Arbeiter der Stirn und der Faust vereinigt 
Euch!"35, und auch die Parole „Arbeiter, ihr habt nichts zu verlieren als eure Ketten", 
die die NSDAP für einen Aufruf zur Reichstagswahl im Juli 1932 verwendete36, war, 
leicht abgeändert, dem Kommunistischen Manifest entnommen. In seinem in jenem 
Jahr erstmals veröffentlichten Buch „Kampf um Berlin" bezeichnete Goebbels den 
„Marxismus" hinsichtlich der Elemente und Methoden politischer Werbung aus­
drücklich als „Lehrmeister" der NS-Bewegung37. 

33 Rudolf Zilkens, Der Kampf um die Arbeiterseele, in: „Unser Wille und Weg", H.6/Juni 1933, 
S. 152 ff. 

34 Eugen Hadamovsky, Propaganda und nationale Macht, Oldenburg/O. 1933, S. 16 und 39. 
35 „Arbeitertum", Nr.6/15.5. 1932, S.14 und 16; Nr. 13/1.9. 1933 (Foto); auch Graf E.Reventlow, 

Nationaler Sozialismus im neuen Deutschland, Berlin/Leipzig 1932/33, S. 111 und 119. 
36 „Arbeitertum", Nr. 9/1.7.1932. 
37 Joseph Goebbels, Kampf um Berlin, München (Ausgabe 1942), S. 192. Ähnlich schon vorher Adolf 
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Im Bereich der Presse versuchten die Nationalsozialisten, spezifische Formen pro­
letarischer Publizistik für ihre Zwecke nachzuahmen, wie z.B. die Betriebszellen-
und Häuserblockzeitungen, deren Einrichtung „nach KPD-Muster" 1930 partei­
offiziell empfohlen wurde38. So nimmt es auch nicht wunder, daß die seinerzeit er­
folgreichste kommunistische Zeitschrift, die „AIZ", wegen ihrer gelungenen publizi­
stischen Mittel und Formen lobende Anerkennung durch die Nationalsozialisten 
erfuhr39. Es war dann nur noch ein kleiner Schritt bis zu dem Versuch, die Konzep­
tion der „AIZ" für das NS-Regime nutzbar zu machen. 

Herausgeber, Mitarbeiter, Verbreitung und Leser der „ABZ" 

Zur Tarnung der „ABZ" gehörte, möglichst wenig über die an der Zeitschrift beteilig­
ten Personen und Institutionen in der Öffentlichkeit bekanntwerden zu lassen. Weder 
der Verleger Gustav Leßmann noch der Spiritus rector des Unternehmens, Hermann 
v. Ritgen, wurden im Impressum genannt. Herausgeber war die ABZ-Verlag GmbH., 
als verantwortlicher Schriftleiter zeichnete ein Alfred Lehniger. Dieser hatte jedoch 
mit der Presse nur ganz entfernt etwas zu tun, er war nämlich Buchbinder40, mögli­
cherweise ein Mitarbeiter der Leßmannschen Druckerei. In der „ABZ" war er jeden­
falls nur Strohmann für Ritgen, der de facto Chefredakteur des Blattes war, gegen­
über den Behörden als „politischer Berater" figurierte und gegenüber der Öffentlich­
keit nicht in Erscheinung trat, sondern es vorzog, hinter den Kulissen die Richtung 
der „ABZ" zu bestimmen. Hinter den Kulissen blieben auch die Gesellschafter der 
ABZ-Verlag GmbH. Weder die Anzahl der Gesellschafter noch die Höhe ihrer An­
teile konnte ermittelt werden41. Es sind nur die bei dem Charakter des Unternehmens 

Hitler, Mein Kampf, München (Ausgabe 1934), S. 528-530. Zur Vermeidung von Fehldeutungen 
sei hier ausdrücklich vermerkt, daß durch das opportunistische Plagiieren durch den Nationalsozia­
lismus weder politisch noch ideologisch eine Komplizenschaft der organisierten Arbeiterbewegung 
mit den Nazis konstituiert wurde. 

38 G.Stark, Moderne politische Propaganda, München 1930 (l.Heft der Schriftenreihe der Reichs­
propaganda-Abteilung, hrsg. v. Dr. Goebbels), S. 12; Erwin Reitmann, Wege der Großtstadtpropa-
ganda, in: „Unser Wille und Weg", Nr.6/Juni 1932, S. 176 ff. 

39 E.Hadamovsky,S.115f. 
40 SS-Stammrolle des Lehniger, Alfred (BDC). Gegenüber der Gestapo gab der ABZ-Verlag Lehniger 

als „SS-Truppführer" aus (s. Anm. 17), offenbar um ihn für die Funktion als Schriftleiter aufzuwer­
ten. Die Angabe war jedoch falsch: L. war erst im Juni 1932 als Anwärter in die SS eingetreten, Mit­
glied der NSDAP war er sogar erst seit dem 1.3.1933. Zur Zeit der Gründung der „ABZ" war L. ein­
facher SS-Mann (Stammrolle). 

41 Der ABZ-Verlag war keine Neugründung, sondern am 21.6.1933 durch Umwandlung des seit den 
20er Jahren bestehenden Verlags Sport und Sonne entstanden („Deutscher Reichsanzeiger und 
Preußischer Staatsanzeiger", Nr. 159/11.7. 1933, Handelsregister Bln.-Charlottenburg). Wahr­
scheinlich hatte Leßmann diesen Verlag 1929 oder 1930 mit der vom Verlag herausgegebenen 
gleichnamigen Zeitschrift erworben. Zur Zeit der Umwandlung in die ABZ-Verlag GmbH. erschien 
„Sport und Sonne" nicht mehr. - Lt. Auskunft der Handelsregisterkartei beim Amtsgericht Berlin-
Charlottenburg sind Eintragungen betr. die ABZ-Verlag GmbH. bzw. den Vorgänger nicht mehr 
vorhanden. Der ABZ-Verlag ist auch nicht im Berliner Adreßbuch 1933 und 1934 sowie im Adreß­
buch für den Berliner Buchhandel 1933 verzeichnet. 
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nicht eben erstaunlichen Bemerkungen des Verlags überliefert, daß alle Beteiligten 
„rein arischer Abstammung" seien und „keinerlei jüdisches Kapital" beteiligt sei42. 

Über die redaktionellen Mitarbeiter der Zeitschrift konnte nur wenig ermittelt 
werden, da fast alle Bild- und Textbeiträge ungezeichnet sind. Verfassernamen tragen 
nur die beiden Fortsetzungsromane, ferner die Gedichte sowie eine der beiden Kurz­
geschichten43. Die ganzseitigen Fotomontagen, unübersehbar den Montagen John 
Heartfields für die „AIZ" nachempfunden, sind mit „Schwertwart" (wohl ein Pseudo­
nym) gezeichnet44. Für Kulturthemen war in der „ABZ"-Redaktion eine Frau von 
Stein zuständig, die auch für Zeitschriften des Scherl-Verlags arbeitete45. Die große 
äußere Ähnlichkeit der „ABZ" mit ihrem „Vorbild" legt die Frage nahe, ob ehemalige 
„AIZ"-Redakteure an der Gestaltung der „ABZ" beteiligt waren. Für Willi Karsch ist 
der Nachweis mit einiger Sicherheit zu erbringen46. Karsch war bis zum Verbot Re­
dakteur der „AIZ", wurde später wegen antifaschistischer Tätigkeit von der Gestapo 
verhaftet, emigrierte dann und war nach 1945 als Redakteur an verschiedenen Ost­
berliner Illustrierten tätig47. Ein als weiterer Mitarbeiter der „ABZ" genannter Eg­
gers48 war möglicherweise Kurt Eggers, ein Autor der von Hans Hinkel herausgege­
benen Zeitschrift des Kampfbundes für Deutsche Kultur, „Deutsche Kultur-Wacht"49. 
Indirekter Mitarbeiter der „ABZ" war auch Hinkel selbst, der die ihm von Ritgen 
wiederholt vor der Drucklegung vorgelegten Beiträge mehr oder minder stark verän­
derte50. Für die Inserate in der „ABZ" war laut Impressum John Jahr51 verantwortlich, 

42 A.B.Z.-Verlag GmbH, an das Geheime Staatspolizei-Amt, Berlin, 8.7.1933 (BDC). 
43 Gedichte von Karl Helm, Hans Hart, Wilmont Haacke, Eva Sand, Gottfried Engshuber, Curtius 

Lehmann und Werner Hartmont; Kurzgeschichte von Erich Wolfgramm. 
44 „Weltwirtschaftskonferenz" (Nr. 1/1933), „Das Schweine-Wettsingen" (Nr. 9/17.9.1933), „Stabs­

chef Röhm gegen das Muckertum" (Nr. 12/8.10.1933). 
45 v. Ritgen an Hinkel, Berlin, 5.9. 1933 (BDC). Vermutlich Irmgard von Stein, nach 1933 Autorin 

mehrerer bei Scherl verlegter Bücher (Dt. Bücherverzeichnis, Bd. 21, S. 1069), nach 1945 Verfasse­
rin u.a. von Anstandsbüchern und Lore-Romanen (Gesamtverzeichnis d. dtspr. Schrifttums 
1911-1965,Bd.l26,S.53f.). 

46 Schreiben von Wilmont Haacke (Göttingen) vom 18.9. 1983 und 20.2.1984 an den Verfasser; H., 
heute em. Professor, hat mehrere Gedichte in der „ABZ" veröffentlicht: „Jene . . . Verse wurden in 
der Redaktion express zu vorliegenden Photos verfaßt." 

47 Schreiben von Heinz Willmann vom 5.2. 1984 an den Verfasser; W. war seinerzeit im „AIZ"-Ver­
trieb tätig, lebt heute in der DDR und ist Autor eines Standardwerkes über die „AIZ" (s. Anm. 5). 

48 S. Anm. 46. 
49 Zweifellos um das Vorhaben politisch abzusichern, hatte Ritgen bereits in seinem Brief an Hinkel 

vom 2.4.1933 (s. Anm. 9) dem Empfänger in Aussicht gestellt, in der Redaktion der neuen Illustrier­
ten „manche Ihrer Leute unter(zu)bringen"; und an anderer Stelle: der KfDK „soll sowohl in Verlag 
als auch Redaktion entscheidend mitwirken können" (v. Ritgen an Hinkel, Berlin, 28.4. 1933; 
BDC). - Kurt Eggers veröffentlichte 1933 in der „Deutschen Kultur-Wacht" u. a. einen Aufsatz über 
„Die Schöpferkraft der Armut" (H. 6/1933), dessen Ästhetisierung der Armut und der schweren 
Handarbeit sich in der Berichterstattung der „ABZ" über die Arbeit und die Lebensbedingungen der 
handarbeitenden Bevölkerung in Deutschland wiederfindet. 

50 Beispiele enthält die Korrespondenz v. Ritgen mit Hinkel (BDC). 
51 Auf eine Anfrage des Verfassers teilte Jahr (heute Verleger in Hamburg) mit, daß er sich an die 

„ABZ" nicht erinnern könne (Schreiben vom 13.9.1983). 
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der sich vor 1933 als Anzeigen-Akquisiteur u.a. für die „AIZ" betätigt hatte. Ab 
Nr. 11 vom 1. Oktober 1933 wurden im Impressum für den Vertrieb in Österreich ein 
eigener Herausgeber und ein für den Inhalt Verantwortlicher genannt52. 

Die „ABZ" erschien wöchentlich von Juli bis (vermutlich) November 193353. Sie 
wurde erstmals am 19. Juli ausgegeben, einem Mittwoch. Das war der gleiche Wo­
chentag, an dem die „AIZ" seinerzeit auf den Markt kam. Beide Zeitschriften nann­
ten übrigens den nachfolgenden Sonntag als offiziellen Ausgabetag54. Das Format der 
„ABZ" war mit etwa 37 x 27 cm mit dem der „AIZ" vor deren Verbot identisch. Ge­
meinsam war beiden Blättern auch die Ausführung im Kupfertiefdruck. Wahrschein­
lich wurde die „ABZ" auf derselben Druckmaschine der Firma Carl Sabo hergestellt 
wie früher die „AIZ". Zunächst zählten die Hefte der „ABZ" nur 16 Seiten, ab Nr. 8 
hatte die Zeitschrift mit 24 Seiten dann denselben Umfang wie seinerzeit die „AIZ". 
Auch der Preis - 20 Pfennige für die Einzelnummer - war derselbe. 

Beim Vertrieb orientierte sich die „ABZ" ebenfalls an der „AIZ" und übernahm de­
ren Methode der Kolportage. Das Blatt war zwar auch durch die Post, den Buch-
und Straßenhandel zu beziehen55, doch war die Kolportage das eigentliche Kern­
stück des Vertriebs. In wiederkehrenden Inseraten suchte der Verlag gezielt unter Ar­
beitslosen Kolporteure für die „ABZ"56. Wohl nicht ohne Erfolg, denn im September 
brachte die Zeitschrift ein Foto „unsere(r) Kolporteure vor dem Berliner Verlagsge­
bäude"57 und berichtete einige Zeit später von einer Konferenz der Kolporteure und 
Vertriebsstellenleiter mit Verlags- und Redaktionsvertretern der „ABZ" in Hanno­
ver58, letzteres in deutlicher Nachahmung ähnlicher Zusammenkünfte bei der „AIZ". 

Auflagenzahlen der „ABZ" sind nicht überliefert. Zur regionalen Verbreitung las­
sen sich aber einige Angaben machen. An erster Stelle stand naturgemäß Berlin, doch 

52 „Herausgeber für Österreich: Willi Miloslawski, Wien VI, Mariahilferstraße 95/29, verantwortlich 
für den Inhalt: A. Reiser, Wien VI, Liniengasse 17/9"; Nr. 19 geändert in: „Herausgeber für Öster­
reich: Wiener Verlags-Union, Wien I, Fleischmarkt 16". 

53 Es konnten die Nummern 1 bis 19 ermittelt werden, und zwar die Nummern 1-3, 6, 7,9,10 und 16 
in der Bibliothek des Instituts für Marximus-Leninismus Berlin und die Nummern 2-19 in der Deut­
schen Bücherei Leipzig. Beiden Bibliotheken sei hier für die Anfertigung von Mikrofilmen ihrer Be­
stände gedankt. - Es war nicht zweifelsfrei zu klären, ob die Nr. 19 vom 26.11. 1933 die letzte Aus­
gabe der „ABZ" war. Die Nummer enthält keinen Einstellungsvermerk. Dafür scheint aber zu 
sprechen, daß in dem am 31.1.1934 erschienenen Heft der von der DB Leipzig bearbeiteten Dt. Na­
tionalbibliographie/Reihe B auf die Nr. 19 der „ABZ" Bezug genommen wird. Es kann aber nicht 
mit Bestimmtheit ausgeschlossen werden, daß noch eine oder mehrere Nummern der „ABZ" er­
schienen sind. Viele können es aber nicht mehr gewesen sein, denn Ritgen ging am 21.2. 1934 als 
Korrespondent nach Stockholm (v. Ritgen an Hinkel, Berlin, 16.2.1934; BDC). Im Nachtrag zur 
Postzeitungsliste 1934 wurde der Titel gelöscht. 

54 Die Diskrepanz zwischen angegebenem und tatsächlichem Erscheinungstag war damals bei den Il­
lustrierten üblich. 

55 „ABZ", Nr. 11/1.10.1933. 
56 „Sie können sofort Arbeit haben, wenn Sie die ABZ verkaufen oder Abonnenten werben wollen. Wir 

suchen an allen Plätzen Deutschlands tüchtige Kolporteure und Werber" (Nr. 12/8.10. 1933). 
57 „ABZ", Nr. 10/24.9.1933. 
58 „ABZ", Nr. 17/12.11.1933, „Der Kolporteur - ein Mitglied der Schriftleitung". 
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bemühte sich der Verlag um Verbreitung der Zeitschrift auch in allen anderen Gegen­
den Deutschlands59. Nach zweimonatiger Erscheinungsdauer gab das Blatt bekannt, 
daß „noch ... Berlin mit dem Vertrieb der ABZ an der Spitze (steht)", aber auch „aus 
kleineren Orten ... verhältnismäßig hohe Bestellungen ein(laufen)"60. Einige Rück­
schlüsse auf die regionale Verbreitung der „ABZ" lassen diverse in der Zeitschrift ent­
haltene Leseradressen zu. Es handelt sich zum einen um Briefe von Leserinnen in der 
Rubrik „Die Hausfrau zur Hausfrau", zum anderen um Gewinner eines Kinderpreis­
ausschreibens der „ABZ". Das Blatt druckte insgesamt 51 Leserinnenbriefe mit Na­
men und Ortsangabe ab; davon entfielen auf Berlin 13, Hamburg 9, Breslau und 
Hannover je 5 und Kiel 3; das übrige Drittel Zuschriften stammte aus verschiedenen 
Gegenden Deutschlands (u.a. Magdeburg, Schifferstadt, Heilbronn, Remscheid, 
Gotha)61. Ein ähnliches Ergebnis erbrachte die Auswertung der Preisausschreiben-
Gewinner: Berlin 10, Hamburg einschl. Altona 10, Hannover 5 und Breslau 3; die 
restlichen 23 Adressen verteilten sich u. a. auf Düsseldorf, Köln, Hamborn, Watten­
scheid, Coburg, Heilbronn62. Ferner liegen Hinweise auf einen „ABZ"-Vertrieb in 
Nürnberg und Bremerhaven vor63. Demnach scheint es eine Streuung der Zeitschrift 
über ganz Deutschland mit Schwerpunkten in Berlin, Breslau, Hamburg und Hanno­
ver gegeben zu haben. Ab Anfang Oktober gab das Impressum auch einen Vertrieb 
für Österreich an64. 

Bei der Verbreitung der „ABZ" hatten die Herausgeber mit Schwierigkeiten zu 
kämpfen, die deutlich machten, daß getarnte Presse für ihre Urheber eine zweischnei­
dige Angelegenheit sein konnte, denn die „ABZ" sah nicht nur wie die verbotene 
„ATZ" aus, sie wurde auch häufig für deren illegale Fortsetzung gehalten. Die Folge 
waren Beschlagnahmen und polizeiliche Ermittlungen. Die Landespolizeibehörden 
scheinen den ihnen von der Gestapozentrale in Berlin gegebenen Informationen65 

nicht recht getraut zu haben. So warnte die Polizeidirektion Nürnberg-Fürth am 
17. Juli, also zwei Tage vor dem Erscheinen der ersten „ABZ"-Nummer, in einem 
über Polizeifunkdienst verbreiteten Telegramm vor der neuen Zeitschrift: „Verdacht 
ist dringend, daß es sich um Ersatz für Arbeiter Illustrierte Zeitung (AIZ) handelt."66 

Die Herausgeber hatten diese Gefahr schon vorher geahnt, wie die bereits zitierte Be­
fürchtung Ritgens in seinem Schreiben an Hinkel vom 30. Juni, daß „möglicherweise 

59 Von Beginn an suchte die Zeitschrift per Inserat Werber, Verkäufer und Anzeigenvertreter „an allen 
Orten" bzw. „in allen größeren Bezirken Deutschlands". 

60 „ABZ", Nr. 10/24.9. 1933, „An unsere Freunde im Reich!" 
61 „ABZ",Nr.l0/24.9.-19./26.11.1933. 
62 „ABZ", Nr. 18/19.11.1933. 
63 Funktelegramm der Polizeidirektion Nürnberg-Fürth vom 17.7. 1933 betr. „ABZ" sowie Vermerke 

der Staatspolizeistelle Bremerhaven vom 13.11. 1933 zu einem Rundschreiben des Reichsministers 
des Innern an die Landesregierungen betr. „ABZ", Berlin, 21.10. 1933 (Staatsarchiv Bremen 4, 65-
121-19). 

64 S.Anm.52. 
65 Funktelegramme des Geh. Staatspolizeiamtes Berlin vom 11. und 17. Juli 1933 betr. „ABZ" (Staats­

archiv Bremen 4,65-121-19). 
66 S.Anm.63. 
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von irgendwelchen wilden Männern unberechtigte Eingriffe in unser Unternehmen 
versucht werden sollten", belegt. Die Eingriffe ließen tatsächlich nicht lange auf sich 
warten. Bereits nach der Herausgabe der zweiten Nummer mußte Ritgen konstatie­
ren, daß „sich erhebliche Schwierigkeiten herausgestellt (haben), da offenbar Zweck 
und Ziel der Zeitschrift von vielen Stellen nicht richtig erkannt wurde(n), ... da man 
sie im Gegenteil vielfach für eine getarnte oppositionelle Zeitung hielt. Diese Schwie­
rigkeiten mußten in allen Teilen des Deutschen Reichs festgestellt werden, so daß es 
sich erübrigt, sie im einzelnen aufzuzählen. Betont muß noch werden, daß die 
Schwierigkeiten nicht etwa nur in kleinen Orten zu verzeichnen sind, sondern vor al­
lem in großen Städten, wo die Polizeipräsidien und Parteistellen gegen die Zeitung 
vorgingen, abgesehen davon, daß einzelne SA-Stellen Beschlagnahmen bzw. Fest­
nahmen von Kolporteuren durchführten"67. Wegen der Schwierigkeiten mit der SA 
wandte sich Ritgen an Rudolf Hess mit der Bitte, alle Parteistellen über die „ABZ" 
aufzuklären und anzuweisen, nichts gegen deren Vertrieb zu unternehmen. Eine wei­
tere Abwehrmaßnahme des Verlags war, SA-Angehörige als Kolporteure zu beschäf­
tigen68. Doch haben diese Probleme bei der Verbreitung während der gesamten Er­
scheinungszeit der „ABZ" nicht ganz ausgeräumt werden können. So wies die 
Gestapo Karlsruhe in einem Rundschreiben an die badischen Gestapostellen am 
13. September „zur Vermeidung von Zweifeln" darauf hin, daß die „ABZ" nicht ver­
boten sei und vom Geheimen Staatspolizeiamt Berlin als „unbedenklich" bezeichnet 
werde. Aber ein Rest von Zweifeln scheint auch hier geblieben zu sein: „Es erscheint 
jedoch geboten, hin und wieder die Zeitung auf ihren Inhalt hin zu kontrollieren."69 

Am 21. Oktober sah sich jedenfalls der Reichsinnenminister veranlaßt, in einem an die 
Regierungen der Länder gerichteten Schreiben zwecks Beseitigung „mehrfache(r) 
Unklarheiten" noch einmal detailliert über die „ABZ" aufzuklären mit der Bitte, die 
Polizeibehörden entsprechend zu unterrichten, um Vertriebsbeschränkungen zu ver­
meiden70. 

Das Mißtrauen der Polizei hatte noch eine andere Ursache. Sie befürchtete, daß 
die legale „ABZ" ihrerseits zur Tarnung illegaler und konspirativer Verbindungen in 
Widerstandskreisen benutzt werden könnte. Der von der Nürnberger Polizei geäu­
ßerte Verdacht, es handele sich bei der „ABZ" um einen getarnten kommunistischen 
Ersatz für die verbotene „AIZ", stützte sich auf die Beobachtung, daß der „ABZ"-
Verlag vor Erscheinen des ersten Heftes Werbeprospekte an „amtsbekannte Lit.-

67 v. Ritgen an Hinkel, Berlin, 31.7. 1933 (BDC; Dokument 1). 
68 Ebenda. Das Austragen der „ABZ" durch Mitglieder der SA geschah vermutlich in Zivil, um die Tar­

nung der Zeitschrift für die Bezieher nicht sofort durchschaubar zu machen. Das erwähnte, aller­
dings undeutliche Foto Berliner „ABZ"-Kolporteure läßt keine SA-Uniformen erkennen. 

69 Badisches Landeskriminalpolizeiamt/Geh. Staatspolizeiamt an die Polizeipräsidien, Polizeidirek­
tionen, Bezirksämter, Landeskriminalpolizeisteilen und die Bezirksämter mit Geheimer Staatspoli­
zei, Karlsruhe, 13.9. 1933 (Generallandesarchiv Karlsruhe: Bezirksamt Heidelberg, „Verbot und 
Beschlagnahme von Druckschriften", Sign. 356/4476,1921-1933). 

70 Der Reichsminister des Innern an die Landesregierungen betr. „ABZ", Berlin, 21.10.1933 (Staatsar­
chiv Bremen 4, 65-121-19; Dokument 2). 
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Obleute der KPD" versandt hatte71. Die Versuche der „ABZ"-Herausgeber, die vor­
maligen Vertriebswege der kommunistischen Presse einschließlich der Kolportage zu 
benutzen, um ehemalige „AIZ"-Leser zu erreichen, entsprachen zwar den politischen 
Zielen der Zeitschrift, waren jedoch mit den Bemühungen der Gestapo, alle Bezie­
hungen zwischen Kommunisten und überhaupt allen oppositionellen Kräften zu un­
terbinden, nicht ohne weiteres zu vereinbaren. Deshalb wies die Karlsruher Gestapo in 
dem eben genannten Rundschreiben ausdrücklich darauf hin, daß „auf alle Fälle... da­
für Sorge getragen werden (muß), daß die Zeitschrift nicht von Personen vertrieben 
wird, die der K. P. D. angehört oder nahegestanden haben". Trotz derartiger Anwei­
sungen hat der Vertrieb der „ABZ" teilweise in Händen von Kommunisten gelegen. In 
dem erwähnten Schreiben des Reichsinnenministers vom 21.10. 33 wird von „Schwie­
rigkeiten" gesprochen, die dadurch entstanden seien, „daß zu dem Vertrieb der Zei­
tung ehemalige Kommunisten verwandt worden sind", und in Bremerhaven wurde die 
„ABZ" von einem „früheren Kommunisten" vertrieben, sehr zum Mißfallen der dort­
igen Gestapostelle: dem Kolporteur müsse „die Fühlung mit seinen früheren Genossen 
unterbunden werden". Doch die vorgesetzte Gestapobehörde in Bremen war einem 
handschriftlichen Aktenvermerk zufolge eher geneigt, derartige Befürchtungen dem 
politischen Ziel der „ABZ" unterzuordnen: „Die Zeitung ist nicht zu beanstanden. 
Demnach liegt keine Gefahr vor, wenn ehemalige K. P. D.-Angehörige sie lesen. Das ist 
ja der Zweck der Sache. Außerdem darf man alten K. P. D.-Angehörigen ihre Zugehö­
rigkeit nicht ewig nachtragen, dann werden sie um so erbittertere Gegner, weil sie ihre 
Bemühungen zur Wandlung für zwecklos halten."72 

Die „ABZ" sollte nach den Intentionen ihrer Herausgeber eine Illustrierte vor­
nehmlich für Arbeiter sein, wie es auch in dem ursprünglich vorgesehenen Untertitel 
„Arbeiter-Bilder-Zeitung" zum Ausdruck kam. Mußte dieser Untertitel auch modifi­
ziert werden, änderte sich an der Zielsetzung dennoch nichts, und die überlieferten 
Angaben lassen den Schluß zu, daß die Zeitschrift ihre Leser vorrangig in proletari­
schen Kreisen fand. Einige Hinweise auf die „ABZ"-Leserschaft bzw. auf die Vorstel­
lung, die sich die Redaktion von den Lesern machte, enthält die Zeitschrift selbst. 
„Die breitschultrigen Hafenarbeiter (und) die Frauen auf dem Deichtormarkt" waren 
die Käufer der „ABZ" während einer Werbeaktion in den Straßen Hamburgs73. Die 
in jeder Ausgabe enthaltenen Tips für den Haushalt wandten sich, deutlich erkenn­
bar, an Leser/innen in ungünstigen wirtschaftlichen Verhältnissen. Viele Ratschläge 
standen unter dem Motto „aus alt mach neu" oder galten Problemen im Haushalt, 
deren Lösung nichts oder nur wenige Pfennige kostete, denn „ein bis zwei Mark sind 
eine Menge Geld"74, zumal für Stellungslose: „Unter den ABZ-Lesern sind viele 
Frauen, deren Männer arbeitslos sind."75 

71 S.Anm.63. 
72 Vermerke der Gestapostellen Bremerhaven und Bremen vom 13. bzw. 20.11.1933 (s.Anm.63). 
73 „ABZ", Nr. 18/19.11. 1933. 
74 „ABZ", Nr. 2/30.7. und Nr. 3/6.8.1933. 
75 „ABZ", Nr. 18/19.11.1933. 
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In diesem Zusammenhang ist auch von Interesse, daß die „ABZ" von Nummer 8 an 
mit einer, später mit zwei Seiten aktueller Meldungen erschien, die deutschen Tages­
zeitungen entnommen waren. Im Kopf dieses „ABZ-Wochenschau" genannten und 
wie eine Zeitung aufgemachten Teils stand folgender Zweizeiler: „Besonders wichtig 
ist dies Blatt, / Für den, der keine Zeitung hat!". Damit waren offensichtlich die Leser 
der einstigen kommunistischen und sozialdemokratischen Presse gemeint, also über­
wiegend proletarische Leser, unter denen die Nationalsozialisten zu Recht das Gros 
derjenigen vermuteten, die sich der gleichgeschalteten und NS-Partei-Presse verwei­
gerten. 

Definitive Aussagen, ob die „ABZ" ihre Hauptzielgruppe, die ehemaligen Leser 
der „AIZ", erreicht hat, lassen die überlieferten Angaben nicht zu. Die Bremerhave­
ner Gestapo berichtete immerhin, daß „auch Kommunisten" Abnehmer der Zeit­
schrift waren76, eine Bemerkung, die höchstwahrscheinlich auch für andere Gegen­
den Deutschlands zutraf. 

Gestaltung und Inhalt 

Der politische und publizistische Erfolg der „ABZ" hing davon ab, ob es gelingen 
würde, die Zeitschrift in den Augen der ehemaligen Leser der „AIZ" als (legitime) 
Fortsetzung und Nachfolgerin dieser Illustrierten erscheinen zu lassen. Erste Voraus­
setzung dafür war die möglichst weitgehende Nachahmung der den Lesern vertrau­
ten „AIZ"-Eigenschaften. Dazu gehörten neben demselben Format, Druck, Erschei­
nungstag und Preis auch Aufbau, Gliederung, Rubriken, Text- und Bildgestaltung. In 
welchem Maße die Herausgeber der „ABZ" auch in dieser Beziehung das ihnen poli­
tisch verhaßte Vorbild kopierten, vermittelt bereits eine nur flüchtige Betrachtung der 
beiden Illustrierten. Ein eingehenderer Vergleich zeigt dann den Grad der Nachah­
mung in aller Deutlichkeit. Wie in der „AIZ" stand auch in der „ABZ" die zwei- bis 
dreiseitige Bildreportage im Mittelpunkt der Berichterstattung. Die „AIZ" hatte in 
den 20er und frühen 30er Jahren außer in inhaltlicher und ästhetischer Hinsicht auch 
in quantitativer Beziehung neue Maßstäbe für den großen Bildbericht gesetzt, die 
z.B. von der ungleich auflagenstärkeren „Berliner Illustrirten Zeitung" nie erreicht 
wurden. Die „ABZ" mußte sich dem von der „AIZ" vorgegebenen Standard anpassen 
und tat dies auch. Bei einem Vergleich der einzelnen Hefte der „ABZ" mit denen der 
Münzenbergschen Illustrierten vor deren Verbot fällt auf, daß sich die „ABZ" bei den 
mehrseitigen Bildreportagen,sowohl hinsichtlich des Gesamtanteils am Heftumfang 
als auch bei der Anordnung innerhalb der Hefte eng an ihr Vorbild gehalten hat77. 

76 S.Anm.72. 
77 Vergleich des willkürlich ausgewählten Hefts Nr. 8 vom 10.9. 1933 der „ABZ" und des ein Jahr zu­

vor erschienenen Hefts Nr. 37 vom 11.9.1932 der „AIZ": die „AIZ" enthielt mehrseitige Bildrepor­
tagen auf den Seiten 1 (Titelblatt) und 4-5, 6-8, 11-13, 20-21, 22-23; die „ABZ" ein Jahr später: 
4-5, 6-7, 12-13, 1 (Titelblatt) und 18-19, 20-21, 22-23. Mit je 13 von 24 Seiten, also mit über 50 
v. H., war der Anteil der mehrseitigen Bildberichte am Heftumfang sehr hoch. Zum weiteren Ver-
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Das galt mit kleinen Variationen auch für die übrigen Teile der „ABZ". Die letzte Sei­
te - bei Illustrierten ist deren Aufmerksamkeitswert neben dem Titelblatt bekanntlich 
besonders hoch - sah so aus wie bei der „AIZ" und hieß auch so: „Aus aller Welt". 
Der „AIZ" nachgemacht war auch die Seite „Kinder-ABZ", ebenso die Seite mit den 
illustrierten Ratschlägen für den Haushalt. Ehemaligen „AIZ"-Lesern dürfte auch die 
Anordnung des Fortsetzungsromans in der „ABZ" vertraut gewesen sein: meist auf 
drei Seiten, davon zwei einander folgend, die dritte einige Seiten später, alle aufgelok-
kert durch eingestreute illustrierte Gedichte. 

Konnte das Problem der Tarnung bei der Gestaltung der „ABZ" aus der Sicht der 
Herausgeber als gut gelöst betrachtet werden, war das schwierigste und eigentliche 
Problem das des Inhalts. Die Aufgabe war, mit Themen aus dem proletarischen Leben 
und der Arbeitswelt und einer der „AIZ" nachgeahmten publizistischen Technik für 
eine der „AIZ" politisch entgegengesetzte Richtung zu werben. An einigen Beispielen 
soll im folgenden demonstriert werden, wie die „ABZ" diese Aufgabe zu lösen suchte. 

Arbeit 

Von den 19 Titelseiten der „ABZ" zeigten 15 Arbeiter/innen bzw. Arbeitsszenen: Ge­
sicht eines Arbeiters (Nr. 1), Ernte (Nr. 2), Hausfrau (Nr. 4), Brückenbau (Nr. 5), Ar­
beitsvermittlung (Nr. 6), Binnenschiffer (Nr. 7), Schmied (Nr. 8), Straßenbau (Nr. 9), 
Kartoffelernte (Nr. 11), Kohlenträger (Nr. 12), Schornsteinfeger (Nr. 13), Holz­
schuhmacher (Nr. 14), Schiffsarbeiter (Nr. 15), Gesteinsklopfer (Nr. 16), Gutsange­
stellte (Nr. 17). Die Zeitschrift scheint ihrem Namen „Arbeit in Bild und Zeit" also 
alle Ehre gemacht zu haben, ein Eindruck, der durch die Tatsache bestätigt wird, daß 
die neunzehn Hefte insgesamt über fünfzig ein- und mehrseitige Bildberichte mit dem 
Schwerpunktthema „Arbeit" enthielten, zu denen weitere Arbeitsdarstellungen in an­
deren Reportagen und Einzelbildern kamen. Was aber dem zeitgenössischen Leser 
bei der sukzessiven Lektüre der einzelnen Hefte möglicherweise gar nicht sonderlich 
aufgefallen ist, machen Aneinanderreihung und Zusammenfassung deutlich: in der 
„ABZ"-Berichterstattung kam der Hauptbereich moderner Produktionsweise, die in­
dustrielle Arbeit, so gut wie nicht vor. Von minimalen Ausnahmen abgesehen, zeigten 
die Bilder ausschließlich Handwerks- und Handarbeit. Auch fand moderne (Groß-)-
Technik, seit vielen Jahrzehnten ein bevorzugtes Thema der Illustrierten, in der 
„ABZ" wenig Beachtung. Soweit sie nicht als Teil handwerklicher Produktion abge-

gleich die entsprechenden Angaben für die „Berliner Illustrirte Zeitung" (Nr. 37/17.9. 1933), die 
„Hamburger Illustrierte" (Nr. 36/9.9. 1933) und die „Kölnische Illustrierte Zeitung" (Nr. 26/24.6. 
1933; eine Septemberausgabe stand hier nicht zur Verfügung): mehrseitige Bildberichte waren ent­
halten in der „BIZ" 2 mit zusammen 6 Seiten (von 36), in der „HI" 4 mit zusammen 8 Seiten (von 24) 
und in der „KIZ" 3 mit zusammen 7 Seiten (von 28). Die Zahlen machen deutlich, daß die mehrseiti­
ge illustrierte Reportage, verbreiteter Auffassung zufolge seit dem Ende der 20er Jahre das Herz­
stück des bürgerlichen Bildjournalismus in Deutschland, in diesen gern als „groß" apostrophierten 
Illustrierten nicht annähernd jene Rolle spielte wie in der „AIZ" und folglich auch in der „ABZ". 
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bildet wurden, waren Maschinen allenfalls als Nachweis deutscher Rekordleistungen 
ein Foto wert: die größte Elektrodenpresse der Welt, die größte Erzzerkleinerungs­
maschine der Welt, ein Riesen-Turbinengehäuse, wobei die Kleinformate dieser Ab­
bildungen mit den Attributen „größte" und „Riesen-" eigenartig kontrastierten78. 

Der Dominanz der handwerklichen und manuellen Produktionsweisen in der Bild­
berichterstattung und den Texten der „ABZ" entsprach eine grundsätzlich positive 
Bewertung der Handarbeit und eine gleichzeitige Kritik an Formen und Auswirkun­
gen der industriellen Produktion unter kapitalistischen Verhältnissen. Zwar wurden 
Fabriken nicht generell verdammt, im Gegenteil sogar als „Beweis für die Hochent­
wicklung menschlichen Geistes" bezeichnet, doch sei die industrielle Technik zu „ka­
pitalistischen Zwecken mißbraucht" worden. Die Produktion unterliege nicht Erwä­
gungen volkswirtschaftlichen Nutzens, sondern privaten Profitinteressen. Die Folgen 
dieser Verhältnisse seien u. a. die Degradierung des Arbeiters zu einem Teil der Ma­
schine, die Entfremdung der Arbeit und die Massenarbeitslosigkeit79. Mit dieser 
Kapitalismuskritik, die sich eng an politische Traditionen und ökonomische Erfah­
rungen der Arbeiter hielt, versuchte die „ABZ", ideologischen Zugang zu ihren Le­
sern zu finden, um auf diesem Wege nationalsozialistische Vorstellungen zur Neu­
organisierung und -bewertung der Arbeit zu propagieren. Diese Vorstellungen las­
sen sich auf wenige Punkte reduzieren: Förderung der handwerklichen Produk­
tionsweise, Schutz der (Hand-)Arbeit durch den Staat, Steigerung der Arbeitsbereit­
schaft. 

Wesentliche Elemente in der Darstellung der Arbeit in der „ABZ" waren deren Ro­
mantisierung und Heroisierung. Der Schmied im alten wassergetriebenen Hammer­
werk erschien nicht als ein obsolet gewordenes Zeugnis längst überholter Produkti­
onsmethoden, sondern als ein Beweis für die nichtentfremdeter Arbeit innewohnende 
Kraft. Eine alte Windmühle wurde nicht als technisch fossile Produktionsanlage dar­
gestellt, sondern als eine - vom NS-Staat gegen die Konkurrenz der Mühlengroßbe­
triebe geschützte - volkswirtschaftlich nützliche Einrichtung mit gesicherten Zu­
kunftsaussichten für die Mühlenarbeiter. Und sogar dort, wo die Frage „Fabrikware 
oder Handarbeit" nach Meinung der „ABZ" unwiderruflich zugunsten der ersteren 
entschieden war, brachte der Zeitschrift zufolge der Nationalsozialismus den Arbei­
tern Vorteile, denn die Arbeitslosigkeit z. B. in der Schuhindustrie konnte 1933 besei-

78 „ABZ", Nr. 1/1933, Nr.5/20.8. 1933 und Nr.9/17.9. 1933. Die Behandlung der Technik in der 
„ABZ" korrespondierte mit den Auffassungen, die in der von Hinkel herausgegebenen „Deutschen 
Kultur-Wacht" zu diesem Thema verbreitet wurden und die sich mit dem Titel eines einschlägigen 
Aufsatzes von Wulf Siewert „Sieg über die Technik" (H. 7/1933) zusammenfassen lassen. Offen­
kundig bestanden hier personelle Querverbindungen zwischen „Deutscher Kultur-Wacht" und 
„ABZ" (s. Anm.49). Über das Verhältnis des Nationalsozialismus zur Technik zu jener Zeit Karl-
Heinz Ludwig, Technik und Ingenieure im Dritten Reich, Düsseldorf 1974, bes. S. 79 ff. 

79 „ABZ", Nr. 14/22.10. 1933, „Fabrikware - Handarbeit"; Nr.9/17.9. 1933, „Hochbetrieb für 
Marschstiefel". 
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tigt werden „durch die starke Nachfrage der nationalen Verbände" nach Stiefeln80. In 
dieser Perspektive erschienen selbst Kinderarbeit und Schwerarbeit für Frauen als po­
sitiv, nämlich als ökonomisch sinnvoller Beitrag zum Produktionsprozeß und zu­
gleich als Ausdruck des Zusammenhalts und der Solidarität der proletarischen Fami­
lie81. Dabei wurden primitive und ärmliche Arbeitsbedingungen, schwere körperliche 
Belastungen durch die Handarbeit und durch fehlende Sicherheitseinrichtungen ver­
ursachte Gefahren durchaus nicht unterschlagen, was manche der Bildberichte der 
„ABZ" zu sozialdokumentarischen Zeugnissen machte, die in fotoästhetischer Hin­
sicht an die „AIZ" erinnerten. Doch während diese die Darstellung der Arbeit im Ka­
pitalismus mit der Forderung nach revolutionären gesellschaftlichen Veränderungen 
verband, erhob die „ABZ" das Ertragen und Erdulden von Armut, Belastungen und 
Gefahren zu gesellschaftlichen Tugenden und stellte dabei Verbindungen zu Begrif­
fen wie „Wertarbeit und Volkskultur" her82. 

Das Ziel der Berichterstattung war, den Lesern der „ABZ" den Eindruck zu vermit­
teln, daß im nationalsozialistischen Staat alte Ziele der sozialistischen Arbeiterbewe­
gung verwirklicht würden: die Aufhebung der Entfremdung, die Beseitigung der Ar­
beitslosigkeit und die (unter der Herrschaft des Liberalismus versagte) gesellschaftli­
che Anerkennung der Arbeiter und ihrer Leistungen. Gerade letzteres war das 
beherrschende, immer wiederkehrende propagandistische Element in den zahlrei­
chen Berichten und Reportagen aus der Arbeitswelt und spielte eine zentrale Rolle in 
der Strategie der Zeitschrift, ihre Leser, unter denen sie ihrer ganzen Intention zufol­
ge einen beträchtlichen Anteil von Lesern aus der Industriearbeiterschaft vermuten 
mußte, dahin zu bringen, die Aufgabe ihrer marxistisch-klassenkämpferischen Posi­
tionen und ihre Unterwerfung unter das NS-System als einen Akt subjektiver Befrei­
ung zu empfinden. Ein einziges Mal hat die „ABZ" dieses Ziel in aller Offenheit be­
nannt, bezeichnenderweise mit der sonst bei ihr unüblichen Methode der Übernahme 
eines Textes für eine Reportage aus einer NS-Parteizeitung. Im „Völkischen Beob­
achter" hatte der Oberpräsident von Ostpreußen, Erich Koch, im Zusammenhang 
mit den NS-Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen u.a. erklärt: „Außerordentlich wichtig 
ist es, darauf hinzuweisen, daß es sich hier bei der Arbeitslosenbeseitigung weniger 
um einen wirtschaftlichen, als um einen psychologischen Vorgang handelt... Wir ha­
ben hier keine gleichgültigen, uninteressierten Arbeiter mehr, sondern Menschen, die 
sich in geradezu soldatischer Disziplin dem Ganzen einfügen. Jeder arbeitet doppelt 
und dreifach, um auch etwas zu schaffen ... Kaum einer erkundigt sich überhaupt 
nach den Tarifen."83 

80 „ABZ", Nr.8/10.9. 1933,„DerSchmied von Pleiskehammer";Nr.ll/1.10.1933, „Mahle, Mühle, 
mahle! Ein altes Handwerk in neuer Zeit"; Nr. 9/17.9. 1933, „Hochbetrieb für Marschstiefel". 

81 Z.B. „Ahoi! Frau Steuermann", in: Nr.7/3.9.1933. 
82 „ABZ", Nr. 14/22.10.1933, „Fabrikware - Handarbeit". 
83 „ABZ", Nr. 6/27.8.1933, „Elbing ohne Arbeitslose". 
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Nationalsozialismus 

Die Aufgabe der „ABZ" war, unter einem anti-nationalsozialistischen Publikum für 
den Nationalsozialismus und seine Institutionen zu werben, ohne selbst als national­
sozialistische Illustrierte aufzutreten. Der Versuch, diese Aufgabe zu lösen, führte die 
Redaktion auf einen Mittelweg (besser vielleicht Eiertanz) zwischen Ausklammerung 
und offener Propagierung. Die für die NS-Bildberichterstattung erkennbare Metho­
de läßt sich als Verabreichung in kleinen Dosierungen bezeichnen. In den ersten 
Nummern der „ABZ" fehlte jeder bildliche Hinweis auf die NSDAP, andere NS-
Organisationen oder führende Nationalsozialisten. Erst ab Nummer 6 brachte die 
Zeitschrift entsprechende Illustrationen, aber - mit einer Ausnahme - nicht in der 
auffälligen Form der Reportage, sondern überwiegend als kleinformatige Einzelbil­
der in der zeitungsähnlichen Chronik „ABZ-Wochenschau", wo sie eher berichtend 
als propagandistisch wirkten. Hitler erschien erstmals in Nummer 8 im „ABZ"-Bild 
(gemeinsam mit Hindenburg), Goebbels in Nummer 9 und Göring in Nummer 11. 
Die eben erwähnte Ausnahme war auch nicht ein der NSDAP o. ä. gewidmeter Bild­
bericht, sondern zeigte Bilder vom Erntedankfest 1933, darunter eines von Hitler auf 
dem Bückeberg84. 

Die NS-Bilder lassen in ihrer Summe außer dem Bemühen, nicht aufdringlich oder 
gar provozierend zu erscheinen, kaum programmatische Strukturen erkennen. Im­
merhin ist festzuhalten, daß die Zeitschrift wiederholt Bilder brachte, die aus der 
Sicht der Redaktion einen propagandistischen Wert für die angestrebte Verbindung 
Nationalsozialismus-Arbeiterschaft haben mochten, sozusagen den Nationalsozialis­
mus von seiner proletarischen Seite zeigten. Da sind vor allem die SA-Bilder zu nen­
nen. So stellte das einzige ganzseitige derartige Bild in der „ABZ" die SA auf dem 
Nürnberger Parteitag 1933 dar85. Der Stabschef der SA, Röhm, wurde mehrfach ab­
gebildet; sein Aufruf gegen das Muckertum war außerdem Vorlage für eine großfor­
matige Fotomontage86. Zum Tode des NSBO-Organisators und Leiters des DAF-
Organisationsamtes, Muchow, brachte die „ABZ" ein Porträtfoto87 und anläßlich der 
Reichstagswahl vom 12. November 1933 eine Aufnahme vom Auftritt Hitlers vor 
mehreren tausend Berliner Arbeitern88. Insgesamt lassen Quantität, Abfolge und Pla­
zierung der den Nationalsozialismus in seinen Personen, Organisationen und Sym­
bolen zeigenden Illustrationen den Versuch der „ABZ" erkennen, ihre Leser, unter 
denen sich nach Einschätzung der Redaktion ein großer Teil befand, der keine Tages­
zeitungen las, vorsichtig und allmählich an eine solche Berichterstattung in Erwar­
tung eines längerfristig wirksam werdenden propagandistischen Effekts zu gewöh­
nen. 

84 „ABZ", Nr. 13/15.10. 1933, „Ernte-Dank". 
85 „ABZ", Nr. 8/10.9.1933. 
86 S.Anm.44. 
87 „ABZ",Nr. 10/24.9.1933,,ABZ-Wochenschau'. 
88 „ABZ", Nr. 19/26.11.1933, ,ABZ-Wochenschau'. 
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Ausland 

Zum festen Bestandteil der „ATZ" hatte die Berichterstattung über die Klassenkämpfe 
auch außerhalb Deutschlands und über die Befreiungsbewegungen in den Kolonien 
und halbkolonialen Ländern gehört. Die „ABZ" setzte diese Tradition äußerlich fort. 
Fast jede Ausgabe enthielt Bilder mit Szenen politischer und sozialer Auseinanderset­
zungen sowie Darstellungen über die Folgen des Kapitalismus im Ausland: Polizei­
einsatz gegen Aufständische in Bulgarien, Arbeitslosenelend in New York, Unruhen 
und Demonstrationen in Irland, Streiks in Frankreich, Vernichtung von Lebensmit­
teln in der Tschechoslowakei und den USA, Einsatz britischer Truppen gegen in­
dische Aufständische, Demonstrationen in Belgien, Militär- und Polizeieinsätze ge­
gen Streikende in den USA, Vorgehen britischer Polizei gegen arabische Demon­
stranten in Palästina, streikende amerikanische Farmer. Verfolgte die „AIZ" mit 
derartigen Berichten das Ziel, die proletarische Solidarität im internationalen Klas­
senkampf zu unterstützen, versuchte hingegen die „ABZ" ihren Lesern den Eindruck 
zu vermitteln, nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten in Deutschland in 
einer Oase der Ruhe und des Aufbaus zu leben, in der derartige Probleme und Aus­
einandersetzungen überwunden waren. 

Wohlwollend war die Auslandsberichterstattung der „ABZ" jedoch dann, wenn die 
Zeitschrift Maßnahmen von Regierungen anderer Länder auszumachen meinte, die 
die nationalsozialistische Politik hierzulande zu bestätigen schienen. In diesem Zu­
sammenhang sind Bildreportagen über das Rooseveltsche Wiederaufbauprogramm in 
den USA und über die politische und wirtschaftliche Entwicklung Japans zu nennen. 
Beiden Berichten gemeinsam ist das Lob für autoritäre oder diktatorische Maßnah­
men der Regierungen. Unterschiedlich erscheint aber die Haltung der „ABZ" in der 
Frage des Verhältnisses des Staates zu den Gewerkschaften und überhaupt zu den Ar­
beitern in den beiden Ländern. Im Falle der USA wurde als besondere Leistung Roo-
sevelts herausgestellt, „daß er die Rechte des Arbeiters gegenüber den Industriellen 
vertritt und den großen Herren von Pittsburgh, der Stahlstadt, von Detroit, dem 
Autozentrum, und den Ölmagnaten vom Mittelsüden und Westen vorschreiben will, 
daß sie die Gewerkschaft als gleichberechtigten Arbeitspartner anzuerkennen ha­
ben"89. Im Falle Japans hingegen wurde gerade das Gegenteil im Umgang des Staates 
mit den Arbeitern lobend hervorgehoben: dort habe der „gewaltige industrielle Auf­
schwung ... große Teile der Arbeiterschaft radikalisiert. Aber schneller noch als Euro­
pa hat sich Japan dagegen gesichert. Und heute beeilt es sich, vor allem nach deut­
schem und italienischem Muster selbst die kapitalistische und damit auch gewerk­
schaftliche Freizügigkeit einzuschränken, ehe noch die Gefahr so groß geworden ist, 
wie in den abendländischen Staaten. Die wichtigste Vorbedingung für ein solches 
Vorgehen ist eine zuverlässige Armee."90 Eignete sich das Beispiel USA für die 
„ABZ", eine mit Antikapitalismen durchsetzte arbeiterfreundliche Haltung an den 

89 „ABZ", Nr. 7/3.9. 1933, „Es flattert der blaue Adler... Arbeitsbeschaffung in Amerika". 
90 „ABZ", Nr. 11/1.10.1933, „Das ist Japan!" 
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Tag zu legen und sich der Leserschaft als Verteidiger der Gewerkschaft, die in den 
USA - wie der Artikel vermerkte - „nie eigentlich klassenkämpferisch gewesen (ist)", 
und der „Rechte des Arbeiters" gegen ein eigensüchtig-liberalistisches Unternehmer­
tum vorzuführen, ließ sich am Beispiel Japans demonstrieren, wie der Staat mit einer 
„radikalisierten Arbeiterschaft" umzugehen hat, nämlich repressiv. Die vordergrün­
dig widersprüchlichen Darstellungen sind bei genauerer Betrachtung nur taktische 
Varianten in der Berichterstattung der Zeitschrift bei der Propagierung und Begrün­
dung einer staatlichen Politik, die sich die Arbeiterorganisationen unterwirft und für 
ihre jeweiligen Zwecke instrumentalisiert. Beide Reportagen und deren ideologische 
Muster hatten für den Leser der „ABZ" die Funktion der Rechtfertigung nationalso­
zialistischer Gewerkschaftspolitik, insbesondere der Organisation und Politik der 
Deutschen Arbeitsfront. 

In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage nach der publizistischen Behandlung 
der Sowjetunion in der „ABZ". Man wird davon ausgehen müssen, daß sich die Re­
daktion der Tatsache bewußt war, daß offene Angriffe auf Politik und gesellschaftli­
ches System der UdSSR das gesamte Programm der „ABZ" gefährden würden. Die 
Herausgeber rechneten mit einer Leserschaft, deren Bild von der Sowjetunion tradi­
tionell und nicht zuletzt durch die Lektüre der „AIZ" eindeutig positiv war. Die Re­
daktion der „ABZ" entzog sich dem Problem auf einfache Weise: die UdSSR kam in 
der Zeitschrift fast nicht vor. Die wenigen Erwähnungen ließen das Land in neutra­
lem oder sogar bedingt positivem Licht erscheinen91 (im Unterschied zu den übrigen 
deutschen Illustrierten, in denen die Sowjetunion immer wieder Gegenstand von Be­
richten und Reportagen war, zumeist - nicht erst seit 1933 - von negativen). 

Roman 

Der Fortsetzungsroman in der „ABZ" war, wie schon gesagt, in seiner äußeren Ge­
staltung und Anordnung innerhalb der einzelnen Hefte der „AIZ" nachgeahmt. Zwei 
Romane hat die „ABZ" in den überlieferten neunzehn Nummern veröffentlicht: 
„Wettfahrt mit Tod und Teufel" von W.R.Sachse (Nr. 1-9) und „Keine Angst vor 
morgen" von Josef Maria Frank (Nr. 10-19, nicht abgeschlossen). Der erste ist ein im 
arktischen Kanada spielender unpolitischer Abenteuerroman, der zweite hat das 
Schicksal Berliner Arbeitsloser 1931/32 zum Inhalt. An beiden Autoren, Sachse und 
Frank, läßt sich nachweisen, daß auch der Romanteil der „ABZ" der Konzeption po­
litischer Tarnung unterlag. 

Willy Sachse (1933/34 nannte er sich zeitweise Willi Richard Sachse) entstammte 
einer proletarischen Familie und war gelernter Mechaniker. Allgemein bekannt wur­
de er durch seine führende Teilnahme an den Friedensaktivitäten unter den Besatzun­
gen der kaiserlichen Flotte im Jahre 1917. Mit vier weiteren Gesinnungsfreunden vom 

91 „ABZ", Nr. 13/15.10.1933, „Aus aller Welt": Rekordflug eines sowjetrussischen Stratosphärenbal­
lons. 
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Kriegsgericht zum Tode verurteilt (unter ihnen die dann hingerichteten Max Reich-
pietsch und Albin Köbis), wurde das Urteil in 15 Jahre Zuchthaus umgewandelt. 
Während der Novemberrevolution wurde Sachse aus der Haft befreit. In den zwanzi­
ger Jahren gehörte er der KPD an. Noch im Februar 1933 veröffentlichte er in der der 
Sozialdemokratie nahestehenden Zeitschrift „Die Büchergilde" eine Erinnerung an 
seine Erlebnisse im Krieg, die ihn vor der Öffentlichkeit als Antimilitaristen auswies92. 
Verborgen blieb aber zunächst, daß Sachse in den Wochen nach der NS-Machter-
greifung unter dem Einfluß des ehemals kommunistischen, nun aber völkischen Ar­
beiterdichters Max Barthel die „Büchergilde"-Schilderung zu einem Roman erweiter­
te („Rost an Mann und Schiff", veröffentlicht 1934)93, in dem er sich von den 
Ereignissen des Jahres 1917 distanzierte und sich von der eigenen revolutionären Ge­
schichte lossagte. Die proletarische Herkunft, die kommunistische Vergangenheit 
und der im Sommer 1933 noch nicht öffentlich bekannte Wandel zum völkischen Li­
teraten dürften Sachse zum Romanautor für die „ABZ" prädestiniert haben. Die Fra­
ge, warum Sachse mit einem unpolitischen Roman in der Zeitschrift debütierte, läßt 
sich mangels Materials nicht beantworten. Nicht abwegig erscheint die Vorstellung, 
daß „Rost an Mann und Schiff" zum Abdruck in der „ABZ" zu einem späteren Zeit­
punkt vorgesehen war. Immerhin mag der in proletarischen Leserkreisen bekannte 
Name Sachse als Köder gewirkt haben. (Sachse hat die von den Nationalsozialisten in 
ihn gesetzten Erwartungen dann doch nicht erfüllt: zwischen 1934 und 1936 veröf­
fentlichte er Abenteuerromane unter verschiedenen Pseudonymen94; Ende der dreißi­
ger Jahre schloß er sich dem kommunistischen Widerstand an, wurde 1942 verhaftet, 
1944 zum Tode verurteilt und im Zuchthaus Brandenburg hingerichtet95.) 

Josef Maria Frank war politisch weniger hervorgetreten, stand aber vor 1933 of­
fenbar der SPD nahe. Einige seiner Bücher veröffentlichte er im sozialdemokrati­
schen Parteiverlag J.H.W.Dietz Nachfolger. In seinem 1932 publizierten Roman 
„Volk im Fieber"96, der die politischen Auseinandersetzungen in einer preußischen 
Kleinstadt um 1930 beschreibt, bezog Frank demokratisch-republikanische Positio­
nen und ließ an seiner gegen Deutschnationale und Nationalsozialisten gerichteten 
Einstellung keinen Zweifel. Der 1933 erschienene Roman „Keine Angst vor mor­
gen"97 zeigte Frank in einem anderen Licht. Er behandelte darin das Thema Arbeits-

92 Willy Sachse, Frieden ... ahoi...!, in: „Die Büchergilde", Nr. 2/Februar 1933, S. 22-28. 
93 Willi Richard Sachse, Rost an Mann und Schiff. Ein Bekenntnisroman um Skagerrak. Mit einem 

Geleitwort von Max Barthel, Traditions-Verlag Kolk & Co. Berlin 1934. Hans Joachim Bernhard, 
Die Entstehung einer revolutionären Friedensbewegung in der deutschen Hochseeflotte 1917, in: 
Revolutionäre Ereignisse und Probleme in Deutschland während der Periode der Großen Sozia­
listischen Oktoberrevolution 1917/1918, Berlin 1957, S.92. 

94 Gesamtverzeichnis d. dtspr. Schrifttums 1911-1965, Bd. U/S.76, Bd.92/S.607, und Bd. 111/S. 83. 
95 Deutsche Widerstandskämpfer 1933-1945, Bd. 2, Berlin 1970, S. 116-119. 
96 Josef Maria Frank, Volk im Fieber. Roman, Sieben-Stäbe-Verlag Berlin 1932 (mit einem einl. Text 

von Thomas Mann). 
97 Josef Maria Frank, Keine Angst vor morgen. Roman einer Kameradschaft, Universitas Deutsche 

Verlags-Aktiengesellschaft Berlin 1933. In der „ABZ" lautete der Untertitel: Ein Roman aus den 
Sommermonaten 1932. 
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losigkeit im letzten Jahr der Weimarer Republik vordergründig unpolitisch. Doch die 
Abstinenz von Parteilichkeit war eine nur scheinbare. Die politische Wende Franks, 
die sich bereits im Titel des Romans ankündigte, trat vollends in Zitaten wie den fol­
genden zutage. Der arbeitslose Romanheld liest die Zeitung: „Erste Seite ist Politik. 
Die überschlägt er, den Bonzenzimt will er nicht wissen. Also nächste Seite! An der 
Riviera und in Oberitalien ist Hochsaison, die Hotels sind überfüllt, der Herr Silber­
schmidt und die Frau Katzenstein sind auch in Cannes, sind sogar photographiert... 
In der Motzstraße haben sie eine Negerbar aufgemacht - die hat uns gerade noch ge­
fehlt."98 Und an anderer Stelle über die Arbeitslosen des Romans, die sich zu einer 
Selbsthilfe-Gruppe zusammengeschlossen haben: „Sie haben begriffen: Mensch heißt 
Arbeit! Zukunft heißt Arbeit! Deutschland heißt Arbeit! ,Politik - ? ' Sie antworten 
mißtrauisch und noch verbittert von ihren Erfahrungen: ,Wie der Mann heißt, der 
wieder Ordnung und Arbeit schafft, ist uns gleich! Wenn er es schafft, ist er Politiker, 
unser Politiker!'"99. Es ist evident, daß ein ehemals der Sozialdemokratie nahestehen­
der Autor, der nun, 1933, für den Nationalsozialismus und Adolf Hitler warb, ohne 
beide beim Namen zu nennen, ein geeigneter Romanautor für die „ABZ" war. 

Andere Themen 

Zur Konzeption der politischen Tarnung der „ABZ" gehörte auch, Themen, deren 
Darstellung den Herausgebern in Hinblick auf die angestrebte Leserschaft nicht op­
portun erschien, nur am Rande oder gar nicht zu behandeln. Das zeigt das schon er­
wähnte Beispiel „Sowjetunion" und läßt sich auch an anderen, in den übrigen deut­
schen Illustrierten jener Zeit zum Standardrepertoire gehörenden Themen nachwei­
sen. So kamen zwei bevorzugte Themen, die „Weltfeinde" Kommunismus und 
Judentum, in den 19 Nummern der „ABZ" nicht vor. Die bei der Behandlung des Na­
tionalsozialismus angewandte Strategie - zu vermeiden, die „ABZ"-Leser politisch zu 
provozieren und damit das ganze Konzept der Zeitschrift zu gefährden - ist auch 
hier ablesbar. Man wird davon ausgehen können, daß die Behandlung dieser Themen 
für einen späteren, längerfristig propagandistisch vorbereiteten Zeitpunkt vorgesehen 
war. 

Auch ein anderes Lieblingsthema deutscher Bildpresse kam in der „ABZ" kaum 
vor: die deutsche Aufrüstung. Lediglich der Kriegsmarine war eine Reportage gewid­
met, die sich aber im wesentlichen auf die Beschreibung technischer Vorgänge bei ei­
ner Schießübung beschränkte und es auch nicht an einem (schein-)kritischen Hinweis 
auf die Arbeitsbedingungen auf einem Torpedoboot fehlen ließ: „Nur wenig Platz ha­
ben die Matrosen an Deck, und in der Kombüse können sie sich kaum bewegen. In 

98 Buchausgabe S.74; „ABZ", Nr. 13/15.10. 1933. 
99 Buchausgabe S. 198; in der „ABZ" (soweit überliefert, s. Anm. 53) nicht enthalten, da der Romanab­

druck bis Nr. 19 nur bis S. 170 der Buchausgabe reicht. 
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ihrem ölverschmierten Drillichzeug verrichtet die Mannschaft ihre Arbeit.. ."100. Den 
Verzicht auf eine offene Rüstungspropaganda wird man damit erklären müssen, daß 
die Redaktion auch bei diesem Thema mit einer hohen Immunisierung der „ABZ"-
Leser rechnete und es daher für zweckmäßiger hielt, diese mit interessanten techni­
schen Schilderungen und durch das Erwecken eines Solidaritätsgefühls mit den hart 
arbeitenden Mannschaften auf den Kriegsschiffen allmählich an den Propaganda­
komplex Militarisierung zu gewöhnen. 

Eine ähnliche Strategie des vorsichtigen „Heranführens" der Leser an das nicht of­
fen Gesagte und Gezeigte, aber eigentlich Gemeinte verfolgte die „ABZ" bei der Dar­
stellung der Anwendung nationalsozialistischer Rasse-Ideologie. Anlaß war das „Ge­
setz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses" vom H.Juli 1933. Der NS-offizielle 
„Illustrierte Beobachter" brauchte sich bei seiner Berichterstattung über dieses Thema 
keine Zurückhaltung aufzuerlegen: das Ziel der nationalsozialistischen Politik war 
die „Ausmerzung minderwertiger Nachkommen"; Sanatorien für Geisteskranke wa­
ren „vergeudetes Volksvermögen" (Bild: der schattige Park einer Heilanstalt), „... 
und dafür darben Gesunde!" (Bild: das einzige Zimmer einer 13köpfigen Familie)101. 
Da hatten es die „ABZ"-Redakteure schwerer, denn mit derart brutaler Demagogie 
und unverhüllter Propagierung des Massenmords konnte die Zeitschrift ihre Leser 
nicht unmittelbar konfrontieren. Sie ging deshalb subtiler vor. In den Mittelpunkt ih­
res Bildberichts über „Bethel, die Stadt der Kranken und Heimatlosen"102 stellte die 
„ABZ" den gesellschaftlichen Nutzen karitativer Einrichtungen und lobte deren Re­
habilitationsmaßnahmen, u .a . - ein willkommener propagandistischer Nebeneffekt -
ein Arbeitsdienstlager für Nichtseßhafte. Ihre Grenze hatte diese Art der Darstellung 
aber dort, wo es sich um Kranke handelte, die nicht „nutzbringend" zu beschäftigen 
waren und sich „nie zu einem brauchbaren Mitglied der menschlichen Gesellschaft 
entwickeln" (Unterschrift zum Bild einer 16jährigen Epileptikerin). Anders als der 
„IB" vermied es die „ABZ", konkrete Maßnahmen des Staates gegen diese Kranken 
zu propagieren, unterließ es aber nicht, ihre Leser zu bestimmten Schlußfolgerungen 
zu animieren: „Jährlich über 100 Millionen Mark zahlte der Staat, also letzten Endes 
alle arbeitenden Volksschichten, für die Unterbringung und Behandlung der geistig 
und körperlich minderwertig zur Welt gekommenen Kinder. Sie schleppen die Schuld 
der Eltern durchs Leben auf Kosten der Gesunden, die selbst oft in unbeschreiblich 
ungesunden wirtschaftlichen und sozialen Verhältnissen aufwachsen. Dieses Gesetz 
hilft einen Zustand mildern, der einen Teil der Kranken versorgte und die Gesunden 
vernachlässigte." In dieser Darstellung erschienen die Proletarier - und damit auch 
die Leser der „ABZ" - als Leidtragende und Opfer einer bislang übertriebenen staatli­
chen Fürsorge für die körperlich und geistig „Minderwertigen". Die Konsequenz 
sollte für Leser, für die „ein bis zwei Mark ... eine Menge Geld" waren, naheliegend 
sein: es konnte für einen Aufwand in Millionenhöhe für etwas nicht „Nutzbringen-

100 „ABZ", Nr.8/10.9. 1933,„Torpedo schießklar!" 
101 „Illustrierter Beobachter", Nr. 36/9.9.1933, „Die Kommenden klagen uns an". 
102 „ABZ", Nr. 10/24.9.1933. 
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des" künftig keine Rechtfertigung mehr geben. Dies war der propagandistische Ver­
such, die gerade in der Arbeiterschaft alltägliche Erfahrung wirtschaftlichen Mangels 
in die Billigung staatlicher Gewaltmaßnahmen gegen eine gesellschaftliche Minder­
heit zu transformieren. Dieses Beispiel belegt einmal mehr die der gesamten Bericht­
erstattung der „ABZ" zugrundeliegende Methode, nationalsozialistische Politik und 
Ideologie mit traditionellen Erfahrungen des Proletariats so zu verbinden, daß die ge­
zogenen oder zumindest angedeuteten Schlußfolgerungen, nämlich die Richtigkeit 
der Überzeugungen und der politischen Praxis der Nationalsozialisten, auch dem 
gegnerisch eingestellten Leser plausibel, wenn nicht gar zwingend erscheinen muß­
ten. Das war die Realisierung jenes Programms, das „Kampfbund"-Führer Hinkel bei 
Gründung der Zeitschrift begrüßt hatte: „insbesondere die Arbeiterschaft in psycho­
logisch geschickter Form mit unserem Wollen und unserem Kampf vertraut zu ma­
chen." 

Zum Verhältnis „AIZ" - „ABZ" 

Die neuen Machthaber in Deutschland hatten gehofft, mit dem Verbot der „AIZ" im 
März 1933 deren Existenzgrundlagen zerstört zu haben. Diese Hoffnung trog. Die 
Zeitschrift gab nicht auf: sie ging ins Exil nach Prag und nahm noch im selben Monat 
den politischen und publizistischen Kampf gegen den Nationalsozialismus in 
Deutschland auf. Die Herausgeber versuchten, die „AIZ" auf vielfältigen konspirati­
ven Wegen ins Reichsgebiet zu bringen, nicht ohne Erfolg, wie zeitgenössische Zeug­
nisse belegen103. 

Aufmerksam beobachtete und kommentierte die „AIZ" die Entwicklung der Publi­
zistik unter der NS-Herrschaft. Ihr besonderes Interesse galt den verschiedenen Ver­
suchen der Nationalsozialisten, mit getarnten Zeitungen und Zeitschriften Einfluß 
auf die ihnen gegnerisch gesinnten Leserkreise zu gewinnen. Ihr spezielles Augen­
merk richtete sie dabei auf das Unternehmen, sie selbst zu kopieren. Bereits Mitte Juni 
1933, also lange vor Erscheinen der ersten „ABZ"-Nummer, warnte die „AIZ" ihre 
deutschen Leser vor der geplanten NS-Nachahmung, der „After-AIZ"104. Der Zeit­
punkt dieser Veröffentlichung - das „ABZ"-Projekt war nur den unmittelbar Betei­
ligten, nicht aber in der Öffentlichkeit bekannt - ließ erkennen, daß die „AIZ" unter 
den mit der „ABZ"-Herausgabe Befaßten einen Informanten besaß. Dieser hielt die 
„AIZ"-Redaktion auch in den folgenden Wochen über das Vorhaben auf dem laufen-

103 Ästhetik und Kommunikation, H. 10/1973, S. 86 (Aufzeichnungen nach einem Gespräch mit Karl 
Retzlaw über seine Mitarbeit bei der „AIZ"); H. Willmann, S.229ff.; Jürgen Stroech, Die illegale 
Presse, Frankfurt/M./Leipzig 1979, S. 104 f. Interessante Beispiele für die illegale Einfuhr der 
„AIZ" nach Deutschland während des Jahres 1933 enthalten versch. Polizei-Akten im Staatsarchiv 
Bremen, Bestand 4,65. 

104 „AIZ", Nr. 23/15.6.1933, „Achtung! Fälscher am Werk!" 
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den. Eine zweite Meldung105 kündigte das Erscheinen der getarnten NS-Version für 
den 15. Juli an und teilte dabei den Stand der Vorbereitungen zum Zeitpunkt Ende 
Juni mit. Die „AIZ"-Darstellung enthielt eine interessante Variante zu der Darstel­
lung Ritgens über den Grund, auf den ursprünglich vorgesehenen Titel „AIZ" zu ver­
zichten und ihn in „ABZ - Arbeiter-Bilder-Zeitung" abzuändern. Danach hatten 
nicht, wie Ritgen schrieb, die Herausgeber aus eigenem Antrieb diese Änderung be­
schlossen, sondern die Gestapo hatte ihnen die Verwendung des Namens „AIZ" ver­
boten, da die Gestapo, laut Prager „AIZ", hatte feststellen müssen, „daß unsere AIZ 
allwöchentlich viele tausend Leser in Deutschland findet und daß bei Erscheinen ei­
ner faschistischen Zeitschrift gleichen Namens die Verfolgung der antifaschistischen 
AIZ außerordentlich erschwert werden würde". Im übrigen enthielt die „AIZ"-
Meldung Angaben über Aussehen und Inhalt der zu diesem Zeitpunkt noch nicht er­
schienenen ersten Nummer der „ABZ", die mit geringen Abweichungen zutrafen und 
bewiesen, wie gut der Berliner „AIZ"-Informant über das Vorhaben Bescheid wußte. 
Am 27. Juli brachte die „AIZ" noch einmal eine kürzere Warnung vor der „ABZ"106 

und druckte dann in ihrer Ausgabe vom 3. August eine Reproduktion der Titelseite 
der ersten „ABZ"-Ausgabe zusammen mit einer längeren Meldung107. Diese Mel­
dung belegte abermals, daß der Informant zum engsten Kreis der mit der „ABZ" be­
faßten Personen zählte108. Er schilderte die weitere Geschichte des Titels der Zeit­
schrift, d. h. die kurzfristig vorgenommene Umwandlung des Untertitels „Arbeiter-
Bilder-Zeitung" in „Arbeit in Bild und Zeit" und war sogar in der Lage, aus einem von 
Propagandaministerium und Gestapo veranlaßten Schreiben der „ABZ"-Geschäfts-
leitung an Redaktion und Vertriebsstellen zu zitieren: die Zeitschrift müsse „,Arbeit 
in Bild und Zeit' heißen, weil ,es im neuen Staate keine Klassen und deshalb auch kei­
ne Arbeiter, Angestellten und Beamten, sondern nur deutsche Staatsbürger bzw. deut­
sche Arbeiter' gebe". Die Redaktion der „AIZ" schloß die Meldung mit der Voraussa­
ge, daß die „ABZ" scheitern werde, und gab die Parolen aus: „... eine noch bessere 
AIZ!" und „... jetzt erst recht Massenverbreitung der AIZ!". 

Unnötig zu sagen, daß die „ABZ" ihr „Vorbild" niemals erwähnte. Dennoch ist of­
fenkundig, daß die „ABZ"-Redaktion die Berichterstattung der „AIZ" genau verfolg­
te. Mehr noch: die „ABZ" ahmte nicht allein deren publizistische Formen nach, sie 
plagiierte ganze Reportagen, was sich besonders gut an zwei Bildberichten - über die 
Arbeit in einer Ziegelei und in einem Steinbruch - nachweisen läßt: 
„AIZ" „ABZ" 
1000 rote Ziegelsteine Ton und Lohn 
(Nr. 25/29.6. 1933) (Nr. 3/6.8. 1933) 

105 „AIZ", Nr. 28/20.7. 1933, „Achtung Betrug! Sie wollen die AIZ nachmachen!"; ähnlich auch „Der 
Gegen-Angriff" (Prag), Nr.6/15.7.1933, „ABZ", eine faschistische ,Arbeiter'-Bilderzeitung". 

106 „AIZ", Nr. 29/27.7. 1933, „Betrüger am Werk". 
107 „AIZ", Nr. 30/3.8.1933, „So sieht sie aus". 
108 Die Identität war nicht zu ermitteln. Es liegt nahe, den Informanten unter den Mitarbeitern von Ver­

lag oder Redaktion zu vermuten, die in Beziehungen zur „AIZ" vor deren Verbot im März 1933 ge­
standen hatten. 
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Schwere Steine - hartes Brot 

(Nr. 33/24.8. 1933) 
Stein wird Brot 

(Nr. 8/10.9. 1933) 

Hatte die „ABZ"-Redaktion im ersten Fall genügend Zeit, ihre Version der Arbeit in 

einer Ziegelei nach „AIZ"-Vorgabe zu gestalten, erscheint das Zusammentreffen im 

zweiten Fall eher als zufällig, denn der zeitliche Abstand zwischen den beiden Berich­

ten - nur gut zwei Wochen - hätte für die Produktion einer eigenen Reportage der 

„ABZ" mit Sicherheit nicht ausgereicht. Voraussetzung für die Veröffentlichung in 

der „ABZ" in so relativ kurzer Zeit war, daß entsprechendes Fotomaterial bereits fer­

tig vorlag, und das war hier nachweisbar der Fall. Zeitgleich mit der „AIZ" hatte näm­

lich die NS-parteioffizielle Illustrierte, der „Illustrierte Beobachter", einen Bericht 

über Steinbrüche in der Eifel veröffentlicht109, und dieses Material wurde teilweise 

auch von der „ABZ" verwendet. Deren Redaktion brauchte nur noch einen eigenen 

Text zu schreiben. Während dieser im „IB" oberflächlich referierend blieb und kaum 

auf die Arbeitsbedingungen einging, macht die Darstellung in der „ABZ" einmal 

mehr die Prinzipien einer getarnten Berichterstattung deutlich. Die Gegenüberstel­

lung von Textauszügen aus „AIZ" und „ABZ" zeigt das: 

„Schwere Steine - hartes Brot. 
... Nur eine Art Bauten gibt es, bei denen 
im Dritten Reich, ganz ohne ,völkische Ei­
genart', durchaus solides, bestens bewähr­
tes Material in hergebrachter Weise ver­
wendet wird: bei Straßenbauten. Hitler hat 
in seiner Mai-Rede als einzigen ,Ausweg' 
aus Krise und Arbeitslosigkeit versprochen, 
... neue Straßen bauen zu lassen ... Und sie 
werden tatsächlich als kapitalistische ,Wege 
aus der Krise' gebaut, nämlich als Wege, 
auf denen die Tanks und Kanonen des 
nächsten Krieges an die Fronten fahren, 
auf denen seine Truppen ,gen Ostland' rei­
ten sollen ... Wer dabei verdient, sind die 
Unternehmer. Bisher ging ihre Ware 
schlecht. Natürlich ließen sie sich deshalb 
ihre Profitrate auch nicht kürzen - die La­
sten des schlechten Geschäfts wurden auf 
den Steinbrucharbeiter abgewälzt, der im­
mer schon Hungerlöhne erhielt ... Dabei 
ist die Arbeit in Steinbrüchen ungeheuer 
schwer und einförmig; auf Hitze und Käl­
te, Regen und Wind kann keine Rücksicht 
genommen werden; der Staub zerfrißt die 
Lunge; die Wege zur Arbeitsstätte sind 
meist weit und werden nicht bezahlt..." 

„Stein wird Brot. 
... Basalt wie Basalt-Lava eignen sich ihrer 
großen Härte wegen vorzüglich als Pflaster 
der Großstadtstraßen. Sie überstehen die 
Abnutzung durch schwerste Lastwagen so 
gut wie das langsame, aber gründliche Aus­
schwemmen durch Regenwasser. Der Spa­
ziergänger, der auf dem sorgfältig gesetz­
ten Mosaik unserer Fußgängersteige wan­
delt, denkt freilich nicht daran, wieviel 
Mühe und Gefahr es gekostet hat, den klei­
nen, harten, kaum faustgroßen Stein aus 
dem Felsen zu brechen. Das ist ein schwe­
res und lebensgefährliches Brot. Es wird 
noch heute mit den einfachsten Mitteln be­
trieben. Wagemut, Fleiß und Geschicklich­
keit des einzelnen allein vermögen den 
Stein zu bezwingen. In mühevoller Arbeit 
wird der Stein geschlagen ... Für einen kar­
gen Lohn leisten die Steinbrucharbeiter bei 
Wind und Wetter ihre lebensgefährliche 
Arbeit ... Gegen einen schmalen Wochen­
lohn setzt der Steinarbeiter täglich sein Le­
ben aufs Spiel, um seine Familie ernähren 
zu können, um durch seine Arbeit die Pfla­
stersteine für die Großstadtstraßen zu lie­
fern, die dem gesellschaftlichen Fortschritt 

dienen". 
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Die „AIZ" verwendete in ihrer Darstellung die ihren Lesern vertrauten Elemente pro­
letarisch-antifaschistischer Publizistik. Sie beschrieb nicht allein die Arbeitsbedingun­
gen im Steinbruch, sie bezog auch die Besitzverhältnisse mit ein und brachte die Ar­
beit in Zusammenhang mit den Kriegsvorbereitungen der Nationalsozialisten. Auch 
die „ABZ" leugnete Schwere und Gefahren der Arbeit im Steinbruch nicht, sie stellte 
sie vielmehr bewußt in den Vordergrund, gab ihrer Darstellung jedoch eine andere 
Wendung. Nicht Kritik an den schlechten Arbeitsbedingungen bestimmte die Ten­
denz der Reportage. Diese geriet vielmehr zu einem Lobgesang auf den deutschen 
(Hand-)Arbeiter und seinen Beitrag zum „gesellschaftlichen Fortschritt" (die Ver­
wendung dieses NS-fremden, der Sprache der „Marxisten" entlehnten Terminus ver­
rät das Bemühen, die Leser auch mit Hilfe der ihnen geläufigen politischen Begriff­
lichkeit zu ködern). Der Bericht ist ein Beispiel für die publizistische Realisierung des 
bei der „ABZ"-Gründung definierten Zieles, „die Arbeitsfreudigkeit zu heben und je­
dem Volksgenossen die Überzeugung von dem Wert seiner Arbeit, sei es auch die be­
scheidenste, zu übermitteln". Die Absicht war, die Arbeiter durch die vorgebliche An­
erkennung ihrer Leistung mit den Zuständen im NS-Staat auszusöhnen, d.h. sie 
dahin zu beeinflussen, sich dem Herrschaftsanspruch des Nationalsozialismus frei­
willig zu unterwerfen und sich in dessen System verschärfter Ausbeutung einzufügen. 

Das Scheitern der „ABZ" 

Die „ABZ" war nur kurzlebig. Über die Gründe ihrer Einstellung (s. Anm.53) kann 
mangels überlieferter Dokumente nur gemutmaßt werden. Da war zunächst das Pro­
blem der Rentabilität. Die Zeitschrift war ein privates Unternehmen, dessen Heraus­
geber Profit erwarteten. Sie hofften, durch die Nachahmung der „AIZ" an deren Er­
folge und Verbreitung anknüpfen zu können. Die „ABZ" sollte „mehreren 
100 Personen direkt Arbeit geben" und „3000 Kolporteure und Zeitungsverkäufer, 
die ausschließlich die ABZ vertreiben sollen", beschäftigen110. Das erwies sich jedoch 
als Illusion. Die Zeitschrift machte gleich zu Beginn Verluste, „die in die Zehntausen­
de" gingen111. Das dürfte sich auch in der Folgezeit nicht wesentlich geändert haben, 
denn der redaktionelle und drucktechnische Aufwand war beträchtlich, die Auflage 
wahrscheinlich nur gering und der für die finanzielle Absicherung eines solches Ob­
jekts wichtige Inseratenteil minimal. So erscheint die Vorstellung durchaus plausibel, 
daß die Einstellung der Zeitschrift vor allem ökonomische Gründe hatte. 

Es gibt aber auch Indizien, die dafür sprechen, daß politische Ursachen für das 
schnelle Ende der „ABZ" verantwortlich waren. Die Zeitschrift war, besonders von 
(ehemaligen) „AIZ"-Lesern, ohne größere Schwierigkeit als Täuschungsversuch 

109 „Illustrierter Beobachter", Nr. 34/26.8. 1933, „Das vulkanische Brot der Eifel". 
110 v. Ritgen an Hinkel, Berlin, 31.7.1933 (BDC; Dokument 1). 
111 Ebenda. 
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durchschaubar112. Wenn auch nicht ausgeschlossen werden kann, daß die „ABZ" mit 
ihren Elementen proletarischer Bildpresse und fast ohne die sonst übliche NS-Fron-
talpropaganda für antifaschistische Leser als Ersatzlektüre auch einen gewissen Reiz 
gehabt haben mag, so wird man doch davon ausgehen können, daß große Teile des 
Publikums, das von der „ABZ" erreicht werden sollte, Bezug und Lektüre dieser Zeit­
schrift ebenso ablehnten wie die der NS-Partei- und gleichgeschalteten Presse. Auch 
auf Seiten der Nationalsozialisten hat es politisch begründete Einwände gegen die 
„ABZ" gegeben. Bereits die Erfahrungen mit den ersten Ausgaben der Illustrierten, 
insbesondere die Probleme beim Vertrieb, bewiesen die Zweischneidigkeit des Instru­
ments getarnter Presse. Die Tatsache, daß eine getarnte Zeitschrift ein Deckmantel 
zur Aufrechterhaltung konspirativer Verbindungen zwischen Angehörigen antifa­
schistischer Kreise sein konnte, mußte zu einem Interessenkonflikt innerhalb des 
Machtapparates führen. Vergegenwärtigt man sich ferner, daß die politische Konzep­
tion der „ABZ" eine offene Behandlung bevorzugter Themen der NS-Propaganda 
und -Berichterstattung kaum oder nicht zuließ, mußte sich auch für die Befürworter 
einer getarnten Presse die Frage nach dem politischen Nutzen stellen. Es war ferner 
nicht auszuschließen, das z. B. die breite Dokumentation der Klassenkämpfe im Aus­
land bei der „ABZ"-Lesern nicht die beabsichtigte Wirkung erzielte, sondern im Ge­
genteil diese in ihrer Überzeugung von der Notwendigkeit der Organisierung des 
Widerstandes und des Kampfes gegen den Faschismus in Deutschland bestärkte. Das 
läßt sich nicht beweisen, drängt sich aber bei dem Versuch einer Einschätzung der 
Wirkung der „ABZ" auf ihre in klassenkämpferischer Tradition stehenden Leser als 
Vermutung auf. Zusammenfassend kann jedenfalls gesagt werden, daß der Versuch, 
die „AIZ" für nationalsozialistische Zwecke nachzuahmen, politisch und ökonomisch 
ein Fehlschlag war. Damit teilte die „ABZ" das Schicksal der schon zuvor für NS-
Zwecke wiederbelebten ehemals kommunistischen Tageszeitung „Die Welt am 
Abend" (s.Anm.21). 

Im historischen Rückblick stellt sich der Einsatz getarnter Presse als ein Ausdruck 
anfänglicher Unsicherheit der neuen Machthaber in Deutschland gegenüber der 
mehrheitlich gegnerisch eingestellten Arbeiterbevölkerung dar. Mit der Konsolidie­
rung ihrer Machtbasis und der Weiterentwicklung ihrer Herrschaftsinstrumente -
verwiesen sei hier nur auf die Ergebnisse von Reichstagswahl und Volksabstimmung 
am 12. November 1933113 und den Erlaß des „Gesetzes zur Ordnung der nationalen 
Arbeit" am 20. Januar 1934114 - konnten die Nationalsozialisten um so leichter auf 
derartige publizistische Täuschungsmanöver verzichten, als diese einerseits in ihrer 
Wirkung auf das Publikum zweifelhaft gewesen sein dürften und andererseits nicht 
einmal im eigenen Lager in ihrer besonderen Funktion allgemein begriffen und ak­
zeptiert wurden. Das Hauptproblem aber - die Gewinnung der ehemaligen Leser-

112 J.Stroech,S.105. 
113 K.D.Bracher, Stufen der Machtergreifung, in: Bracher/Schulz/Sauer, Die nationalsozialistische 

Machtergreifung, Bd. 1, Frankfurt-Berlin-Wien 1974, S.472ff. 
114 Vgl. R. Giersch. 
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massen, die sich seit Beginn der nationalsozialistischen Verbots- und Gleichschal­
tungspraxis der staatlich gelenkten Presse verweigerten - blieb auch weiterhin unge­
löst. 
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HELGA A. WELSH 

ENTNAZIFIZIERUNG UND WIEDERERÖFFNUNG 
DER UNIVERSITÄT LEIPZIG 1945-1946 

Ein Bericht des damaligen Rektors Professor Bernhard Schweitzer* 

Am 16. Mai 1945, nahezu vier Wochen nach der Besetzung Leipzigs durch amerika­
nische Truppen, wurde Professor Bernhard Schweitzer zum ersten Nachkriegsrektor 
der Universität Leipzig gewählt1. Schweitzer, international anerkannter Archäologe 
und von 1938 bis 1944 Hauptherausgeber der Zeitschrift „Die Antike", hatte sich po­
litisch nie engagiert. Während der Zeit der nationalsozialistischen Herrschaft gehörte 
er zu den Professoren und Dozenten, die sich in den Elfenbeinturm der Wissenschaft 
zurückgezogen hatten und ihre ablehnende Haltung zum Regime, wenn überhaupt, 
durch ihre politische Abstinenz kundtaten. So war Schweitzer niemals Mitglied der 
NSDAP gewesen und lediglich 1937 in die NS-Volkswohlfahrt eingetreten, ohne 
dort jemals besondere Funktionen ausgeübt zu haben. Die für seinen Amtsantritt als 
Rektor unerläßliche und entscheidende Überprüfung seiner politischen Vergangen-

* Die Dokumentation entstand im Rahmen eines von der Stiftung Volkswagenwerk geförderten For­
schungsprojektes am Institut für Zeitgeschichte, das sich mit der Entnazifizierung und Personal­
politik in der sowjetischen Besatzungszone beschäftigt. Die Unterlagen der Dokumentation sowie 
weiter Teile der Einleitung stammen aus Professor Bernhard Schweitzers Nachlaß, der im Bundes­
archiv Koblenz (Kl. Erw. 747) verwahrt ist. 

1 Die Genehmigung zur Rektorenwahl hatte die amerikanische Besatzungsmacht am 1. Mai 1945 un­
ter der Voraussetzung gegeben, „daß a) keine Zusammenkunft von mehr als 5 Leuten im Zusam­
menhang mit dieser Wahl stattfindet, b) daß die Kandidaten Personen sind, die die Militärregierung 
annehmen kann". Auf Vorschlag von Professor Hans-Georg Gadamer, dem späteren Rektor der 
Universität Leipzig, waren neben Schweitzer als weitere Kandidaten Theodor Litt und Albrecht Alt 
im Gespräch. Letztere waren jedoch an der Übernahme des Amtes nicht interessiert. Siehe dazu die 
schriftliche Auskunft von Professor Gadamer vom 21. März 1984 sowie Hans-Georg Gadamer, 
Philosophische Lehrjahre. Eine Rückschau, Frankfurt am Main 1977, S. 122-123; Dietmar Keller, 
„Universität und antifaschistisch-demokratische Umwälzung 1945-1949", in: Wissenschaftliche 
Zeitschrift der Karl-Marx-Universität Leipzig (Gesellschafts- und Sprachwissenschaftliche Reihe) 
27 (1978), S. 18-55, bes. S. 20-21; Horst Borusiak, „Die Universität Leipzig nach der Zerschlagung 
des faschistischen Staates und ihre Neueröffnung am 5.Februar 1946", in: Karl-Marx-Universität 
Leipzig, 1409-1959. Beiträge zur Universitätsgeschichte, Bd.2, Leipzig 1959, S.340-389, bes. 
S.363. 
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heit fiel somit für die amerikanische und, nach dem Besatzungswechsel am I.Juli 
19452, für die sowjetische Besatzungsmacht zufriedenstellend aus. 

Bernhard Schweitzer, am 3. Oktober 1892 in Wesel im Kreis Rees geboren, studier­
te nach seiner Schulzeit von 1911 bis 1914 an den Universitäten Heidelberg und Ber­
lin Philosophie, Klassische Philologie und Archäologie sowie Alte Geschichte und 
Kunstgeschichte. Obgleich kriegsuntauglich, mußte er bei Ausbruch des Ersten Welt­
krieges sein Studium zunächst unterbrechen. Von August 1914 bis April 1916 war er 
als Flugleiter, nach seiner Ausmusterung bis zum Herbst 1918 im Schuldienst tätig. 
Nach der Promotion zum Dr. phil. in Heidelberg im Jahre 1918 habilitierte sich 
Schweitzer drei Jahre später ebenfalls an der Heidelberger Universität. Dort war er -
unterbrochen von längeren Studienreisen nach Italien und Griechenland sowie einer 
Lehrstuhlvertretung in Freiburg (Br.) - von 1919 bis 1925 als Assistent am Archäolo­
gischen Institut tätig. Im Juli 1925 folgte Bernhard Schweitzer einem Ruf als Profes­
sor für Klassische Archäologie an die Universität Königsberg (Pr.). 1932 wechselte er 
an die Universität Leipzig, an der er bis 1948 lehrte und forschte. 

Seine Amtszeit als Rektor der Universität Leipzig war kurz, doch mit Ereignissen 
gefüllt. Nach noch nicht einmal acht Monaten teilte Schweitzer am 31. Dezember 
1945 der Landesverwaltung Sachsen mit, daß er nach Abgabe der laufenden Geschäf­
te in der ersten Woche des Januar 1946 das Amt des Rektors der Universität niederle­
gen werde3. Was hatte ihn zu diesem, für Eingeweihte allerdings nicht überraschen­
den Schritt bewogen? 

Bernhard Schweitzer hatte im Mai 1945 kein leichtes Amt angetreten. Sieben Luft­
angriffe hatten der Stadt Leipzig in den letzten beiden Kriegsjahren schwerste Schä­
den zugefügt und insbesondere auch die Universitätsgebäude nicht verschont. Allein 
am 4.Dezember 1943 waren von 92 Kliniken und Instituten 58 getroffen und zum 
Teil vollkommen vernichtet worden. Bei Kriegsende war die Anzahl der unbeschädig­
ten Universitätsbauten auf magere 14 gesunken; die übrigen Institute waren aufgrund 
der Zerstörungen in ihrer Arbeit ganz oder teilweise lahmgelegt4. Neben dem Wie-

2 Als am 8. Mai 1945 die bedingungslose Kapitulation Deutschlands bekanntgegeben wurde, war eine 
Fläche von rund 50 000 qkm mit über acht Millionen Einwohnern auf dem Gebiet der künftigen so­
wjetischen Besatzungszone unter englischer und amerikanischer Besatzung: die Länder Thüringen 
und Anhalt, die Provinz Sachsen sowie die Westteile der Länder Mecklenburg und Sachsen. Gemäß 
den alliierten Abmachungen über die Aufteilung der Besatzungsgebiete, die im November 1944 von 
der European Advisory Commission verabschiedet und von den Regierungen der alliierten Mächte 
(zuletzt von der sowjetischen Regierung am 6. Februar 1945 in Jalta) bestätigt worden waren, wur­
den diese Gebiete Anfang Juli 1945 von den anglo-amerikanischen Truppen geräumt. Vgl. Foreign 
Relations of the United States. Diplomatic Papers. The Conferences at Malta and Yalta 1945, 
Washington, D.C., 1955, S. 118-125; Forrest C.Pogue, The Supreme Command, Washington, 
D.C., 1954, S.462-466; Charles B.MacDonald, The Last Offensive, Washington, D.C., 1973, 
S.446; David Herschier, Retreat in Germany. The Decision to Withdraw Anglo-American Forces 
from the Soviet Occupational Zone 1945, Diss. phil. Indiana University 1977, inbes. S. 107-127. 

3 BA Koblenz, Kl. Erw. 747-3, Schr. vom 31. Dezember 1945 an Staatssekretär Dr. Menke-Glückert. 
4 Siehe BA Koblenz, Kl. Erw. 747-1, Ansprache im Concilium Generale am 15. August 1945, Bl. 3-6; 

747-3, Niederschrift vom 2. August 1945, Bl. 2; ebenda, Kurzbericht über die gegenwärtige Situati­
on und die aus ihr resultierenden Aufgaben der Universität Leipzig, Bl. 1; Keller, S. 19-20. 
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deraufbau zerstörter Gebäude, der Raumbeschaffung und der Rückführung ausgela­
gerter Bibliotheken und Sammlungen mußte jedoch vor allem die politische Säube­
rung des Lehrkörpers im Mittelpunkt der ersten Amtsgeschäfte des Rektors stehen. 
Ohne sie war eine Wiedereröffnung der Universität Leipzig, die, wie alle Lehranstal­
ten auf deutschem Boden, durch die Besatzungsmacht geschlossen worden war, nicht 
denkbar. Vergangenes Unrecht an politisch oder rassisch verfolgten ehemaligen Mit­
gliedern der Universität sollte wiedergutgemacht und politisch untragbare Mitglieder 
des Lehrkörpers sollten entfernt werden. Überzeugt, daß der Geist und die Struktur 
der deutschen Universitäten trotz der Einmischungen von Partei und Staat in den 
letzten 12 Jahren intakt geblieben waren, sahen es Schweitzer und die Mehrzahl sei­
ner Kollegen als Aufgabe der Universität an, die politische Reinigung in eigener Re­
gie oder doch zumindest in enger Absprache und Kooperation mit der Besatzungs­
macht vorzunehmen. Ein Einbruch in die Selbstverwaltung der Universität, wie er so 
charakteristisch für die Hochschulpolitik der Nationalsozialisten gewesen war, sollte 
so weit wie möglich vermieden werden5. 

Bei der bevorstehenden politischen Säuberung ging es der Universitätsleitung ins­
besondere auch darum, Fehler zu umgehen, die bei der Durchführung des Gesetzes 
zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 geschehen und 
nicht vergessen worden waren. 21 Professoren und Dozenten hatten damals ihre 
Lehrbefugnis verloren und waren aus dem Staatsdienst entlassen worden. Die An­
wendung schematischer Reinigungskategorien sollte dieses Mal unbedingt vermieden 
werden. Jeder Fall sollte individuell behandelt und nicht so sehr die Zugehörigkeit zur 
NSDAP oder einer ihrer Organisationen ins Auge gefaßt werden als die Gründe zum 
Eintritt und die tatsächliche Haltung zum Regime. Auch das Interesse der Universität 
und der Wissenschaft an der Erhaltung bedeutender Gelehrter sollte nicht außer Acht 
gelassen werden6. 

Schweitzers nachfolgend abgedruckter Bericht über seine Amtszeit vermittelt einen 
bezeichnenden, wenn auch subjektiven Einblick in die Situation einer deutschen Uni­
versität in der unmittelbaren Nachkriegszeit und gibt detailliert über die Entnazifizie­
rung des Lehrkörpers Auskunft. Das anfängliche Fehlen klarer Richtlinien, der Ba­
lanceakt zwischen Härte und Milde, die Problematik einer angemessenen Beurtei­
lung der durch ihre Mitgliedschaft oder ihre Tätigkeit in der NSDAP und ihrer 
Gliederungen belasteten Mitglieder des Lehrkörpers, der Kompetenzenstreit zwi­
schen den Institutionen und nicht zuletzt die aktive Rolle des Universitätskollegiums 
bei der Durchführung der Säuberung galten nicht nur für die Universität Leipzig und 
die Universitäten in der sowjetischen Besatzungszone. Anderes, wie die Stellung und 
Funktion der deutschen Kommunisten und der Deutschen Zentralverwaltung für 
Volksbildung, war typisch für die Entwicklung in der sowjetisch besetzten Zone. 
Manches bleibt dennoch offen. Dies betrifft insbesondere Schweitzers Rücktritt und 
dessen Beweggründe, die im folgenden näher untersucht werden sollen. 

5 BA Koblenz, Kl. Erw. 747-3, Memorandum Concerning the Reconstruction of the Faculty of the 

University. 6 BA Koblenz, Kl. Erw. 747-1, Ansprache, Bl. 8. 
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Noch vor Schweitzers Amtsantritt waren von der amerikanischen Besatzungs­
macht zehn Professoren, die sich durch Wort und Tat als aktive Nationalsozialisten 
hervorgetan hatten, verhaftet worden7. Weitere elf Professoren wurden in den fol­
genden Wochen entlassen. Die Zusammenarbeit zwischen Universitätsleitung und 
Besatzungsmacht funktionierte gut. Die amerikanischen Besatzungsoffiziere konzen­
trierten sich in ihrer Zone in den ersten Monaten nach Kriegsende vornehmlich auf 
die Verhaftung und Entlassung bekannter Nationalsozialisten, die in wichtigen Posi­
tionen in Staat, Partei und Verwaltung tätig gewesen waren. So handelte es sich bei 
den ersten Verhaftungen und Entlassungen von Universitätsangehörigen ausnahms­
los um langjährige und aktive Mitglieder der nationalsozialistischen Partei. Da sich 
Besatzungsmacht und Universitätsleitung über die Wünschbarkeit und Notwendig­
keit der Entfernung besonders aktiver ehemaliger Vertreter der faschistischen Ideolo­
gie und Politik einig waren, gab es, von kleineren Einzelfällen abgesehen, bei den er­
sten Säuberungsaktionen an der Universität keine Konflikte. Als Anfang Juli die 
„Phase der Improvisation"8 in der Entnazifizierungspolitik der Amerikaner vorbei 
war, die Direktive vom 7. Juli 1945 in Kraft trat und mit ihr eine umfassende Säube­
rung ihren Anfang nahm, hatten die amerikanischen Detachments gemäß den alliier­
ten Vereinbarungen Leipzig bereits verlassen9. Bei einer Beurteilung der Entnazifizie­
rungspolitik in den zeitweilig von amerikanischen Truppen besetzten Gebieten der 
sowjetischen Besatzungszone darf die spärliche personelle Ausstattung der Abteilun­
gen der amerikanischen Militärregierung ebensowenig außer acht gelassen werden 
wie die Einbeziehung des schwer kalkulierbaren psychologischen Faktors, in einem 
Gebiet operieren zu müssen, das nach kurzer Zeit einer anderen Besatzungsmacht 
zufällt. Auch Vertreter der amerikanischen Besatzungsmacht, wie General Lucius 
D. Clay, waren sich bewußt, daß die Entfernung ehemaliger Nationalsozialisten aus 
öffentlichen Ämtern in den von amerikanischen Truppen besetzten Teilen der künfti­
gen sowjetischen Besatzungszone im Vergleich zu anderen Regionen der US-Zone 
anfangs eher noch langsamer vor sich ging10. 

Noch vor dem Besatzungswechsel am 1. Juli 1945 hatte eine Aktion der Amerika­
ner den Lehrkörper der Universität wesentlich stärker geschwächt als die bisherige 
Entnazifizierung. 20 Professoren und Dozenten sowie 26 technische Kräfte, die na-

7 BA Koblenz, Kl. Erw. 747-3, Schr, vom l.Juni 1945, Schweitzer an Captain Wakefield (Military 
Government Leipzig). 

8 Lutz Niethammer, Die Mitläuferfabrik. Die Entnazifizierung am Beispiel Bayerns, Berlin (West) 
und Bonn 1982, S. 142 (Neuauflage von: Entnazifizierung in Bayern. Säuberung und Rehabilitie­
rung unter amerikanischer Besatzung, Frankfurt am Main 1972). 

9 Zur amerikanischen Entnazifizierungspolitik im Frühjahr/Sommer 1945 siehe Niethammer, 
S. 147-149; Harold Zink, American Military Government in Germany, New York 1947, 
S. 137-138; Eimer Plischke, „Denazifying the Reich", in: Review of Politics 9 (1947), S. 153-172. 
Zur Entnazifizierung der Universitäten in der amerikanischen Besatzungszone siehe James F. Tent, 
Mission on the Rhine. Reeducation and Denazification in American-Occupied Germany, Chicago 
und London 1982, S. 57-69, sowie Niethammer, S. 186-187. 

10 Siehe das Schreiben Clays vom 5. Juli 1945 an Hilldring (US War Department), in: Jean Edward 
Smith (Hrsg.), The Papers of General Lucius D. Clay, Bd. 1, Bloomington und London 1974, S. 46. 
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hezu ausschließlich der medizinischen Fakultät und der naturwissenschaftlichen Ab­
teilung der philosophischen Fakultät angehörten, mußten auf Befehl der Besatzungs­
macht ihre Koffer packen und wurden nach Weilburg an der Lahn in der amerikani­
schen Zone gebracht. Mehrere Kollegen schlossen sich freiwillig an11. 

Dieser Abtransport kündigte deutlicher als alle Gerüchte die kurz bevorstehende 
Räumung der bisher von amerikanischen Truppen besetzten Gebiete in der sowjeti­
schen Besatzungszone an. Am 2. Juli 1945 trafen die ersten sowjetischen Truppen in 
Leipzig ein. Alle Anzeichen sprachen dafür, daß die sowjetischen Stellen nicht nur gro­
ßes Interesse an einer baldigen Wiedereröffnung der Universität, sondern in der Frage 
der politischen Säuberung des Lehrkörpers auch Verständnis für den von der Universi­
tätsleitung vorgetragenen Standpunkt hatten. Mitarbeiter der Abteilung Volksbildung 
der Sowjetischen Militäradministration in Deutschland (SMAD)12 hatten sich auf In­
formationsreisen im Juli einen ersten Eindruck von der Situation an den deutschen 
Universitäten in ihrer Zone verschafft, und der Stadtkommandant von Leipzig, Gene­
ralmajor Trufanow, war bereits wenige Tage nach seiner Ankunft in Leipzig mit dem 
Rektor der Universität und dem Germanistikprofessor Theodor Frings13 zusammen­
getroffen. Weitere Unterredungen fanden statt. Nach einem Gesprächsprotokoll, das 
Schweitzer Anfang August angefertigt hatte, stimmte Trufanow mit ihm überein, daß 
die politische Reinigung der Universität „nicht zu rigoros und vor allen Dingen nicht 
schematisch durchgeführt" werden dürfe14. Mit Befriedigung konnte Schweitzer auf 

11 Die Inanspruchnahme deutscher Wissenschaftler war nicht allein auf die amerikanische Besat­
zungsmacht und die Universität Leipzig beschränkt. Alle Siegermächte wetteiferten 1945 um die Si­
cherung deutschen Fachwissens für ihre Zwecke. Siehe zu diesem noch relativ wenig erforschten 
Gebiet Alan Beyerchen, „Deutsche Naturwissenschaftler und Forschungseinrichtungen im Span­
nungsfeld der alliierten Besatzungspolitik", in: Informationen zur Erziehungs- und Bildungshistori­
schen Forschung, H. 17/18 (1982), S. 321-339. 

12 Zur Entstehung und Rolle der Sowjetischen Militäradministration in Deutschland siehe Hermann 
Weber, „Die Sowjetische Militäradministration in Deutschland und das Parteiensystem der SBZ/ 
DDR", in: Deutschland Archiv 15 (1982), S. 1064-1079, insbes. S. 1064-1066; Errichtung des Ar­
beiter- und Bauern-Staates der DDR 1945-1949. Von einem Autorenkollektiv unter der Leitung 
von Karl-Heinz Schöneburg, Berlin (Ost) 1983, S. 31-40. Innerhalb der SMAD waren die Abtei­
lung Volksbildung (Sektor Hochschulen und Wissenschaft) unter der Leitung von Generalleutnant 
Pjotr W. Solotuchin und die Abteilung für Information unter der Leitung von Oberst Sergej I.Tjul-
panow für die Belange der Universitäten zuständig. Siehe Gottfried Handel und Roland Köhler, 
„Die Hilfe der SMAD bei der antifaschistisch-demokratischen Erneuerung des Hochschulwesens", 
in: Das Hochschulwesen 23 (1975), S.66-70, sowie Gottfried Handel, „Sowjetische Kommunisten 
halfen uns, ein antifaschistisch-demokratisches Hochschulwesen aufzubauen", in: ebenda, 
S. 99-104. 

13 Theodor Frings (1886-1968) nahm in seiner Eigenschaft als Präsident der Sächsischen Akademie 
der Wissenschaften teil. 

14 BA Koblenz, Kl. Erw. 747-3, Niederschrift über eine Äußerung des Kriegskommandanten zu Leip­
zig, Generalleutnant Trufanow, zur Reinigungsfrage der Universität. Ähnliche Äußerungen Trufa-
nows zur Entnazifizierung der Verwaltung sind erwähnt bei Helfried Wehner und Karl-Heinz Grä­
fe, „Die Befreiung unseres Volkes vom Faschismus und der Beginn der antifaschistisch-demokrati­
schen Umwälzung. Dargestellt am Beispiel des Landes Sachsen", in: Sächsische Heimatblätter 21 
(1975), S. 1-52. 
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der allgemeinen Dozentenversammlung Mitte August 1945 daraufhinweisen, „daß die 
russischen Regierungsstellen uns das gleiche, wenn nicht sogar ein noch tieferes Ver­
ständnis für die Notwendigkeiten der Universität entgegenbringen", als es die Univer­
sität durch die amerikanische Besatzungsmacht erfahren habe15. 

Rückblickend stellten diese Wochen und Monate jedoch lediglich die Ruhe vor 
dem Sturm dar. Im August hatten alle Professoren, die der NSDAP angehört hatten, 
ein Schreiben des Chefs der SMAD, Marschall Shukow16, mit der Bitte erhalten, „der 
SMAD eine Denkschrift zu übergeben, in der die betreffenden Professoren 1. ihre ei­
gene Stellung zum Nazismus darlegen, 2. soweit es ihnen möglich ist, Äußerungen 
zum Nazismus machen, und 3. ihre Ansichten über die gegenwärtigen und künftigen 
Aufgaben der Universitäten unterbreiten"17. Die Fortführung der Reinigung des 
Lehrkörpers erfolgte zunächst auf Landesebene auf der Grundlage der Verordnung 
der Landesverwaltung Sachsen vom 17. August 1945 „Über den Neuaufbau der öf­
fentlichen Verwaltungen"18. Diese war auf der ersten Arbeitstagung der Landesver­
waltung Sachsen mit den Oberbürgermeistern und Landräten am 18. und 24.Juli 
1945 ausgearbeitet worden und zum Beispiel im Vergleich mit dem „Gesetz über die 
Reinigung der öffentlichen Verwaltung von Nazielementen" vom 23. Juli 194519 des 
Nachbarlandes Thüringen sehr viel rigoroser ausgefallen. Beschränkte sich letzteres 
vornehmlich auf die Entlassung aktiver Mitglieder der NSDAP und ihrer Gliederun­
gen, so durften nach der sächsischen Verordnung alle ehemaligen Mitglieder der 
NSDAP, der SS, SA, des NSKK, NSFK, NSDStB sowie des SK in den Staatsdienst 
weder eingestellt, übernommen noch weiterbeschäftigt werden. Das gleiche galt für 
alle Funktionäre sowie aktiv tätig gewesenen Mitglieder der sonstigen Gliederungen 
der NSDAP. Ausnahmen waren nur für unersetzliche Fachkräfte unter der Voraus­
setzung möglich, daß die Betreffenden lediglich nominelle Mitglieder der NSDAP, 
des NSFK und des NSDStB waren. 

Der gesamte Lehrkörper mußte daraufhin überprüft werden, wobei die strikte An­
wendung der Verordnung die Entlassung der Mehrheit des Lehrkörpers zur Folge 
gehabt hätte. Einen derart drastischen Wandel in der Entnazifizierungspolitik hatte 
die Universitätsleitung nicht antizipiert und sie bemühte sich, eine Lösung zu finden, 
die vor allem darauf abzielte, nominelle Mitglieder der NSDAP und ihrer Gliederun­
gen zu halten. Am 8. September 1945 einigten sich Vertreter der Stadt Leipzig, der 
Chef der Abteilung Volksbildung der SMAD, Pjotr W. Solotuchin20, Oberst Moro-

15 BA Koblenz, Kl. Erw. 747-1, Ansprache, Bl. 8. 
16 Georgij K. Shukow (1896-1974) war von 1945 bis Ende März 1946 Oberster Chef der SMAD, 

Oberbefehlshaber der sowjetischen Besatzungstruppen in Deutschland sowie Mitglied des Alliier­
ten Kontrollrates. 

17 Keller, S. 30. -
18 Amtliche Nachrichten der Landesverwaltung Sachsen, 1945, S. 19-20. 
19 Regierungsblatt für das Land Thüringen, I, 1945, S. 6-7. 
20 Solotuchin, vor Kriegsausbruch u. a. Chefredakteur der Leningrader Prawda, Rektor der Leningra­

der Universität und ehemaliger Stellvertreter des Ministers für Volksbildung der RSFSR, übte diese 
Funktion bis zum Frühjahr 1948 aus. 
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sow von der SMA Leipzig und der Rektor der Universität darauf, „daß alle die Lehr­
kräfte, welche unter einem bestimmten Druck der NSDAP gestanden haben und 
nicht als aktive Nationalsozialisten hervorgetreten sind", nicht entlassen „und so be­
handelt werden wie andere Staatsbürger, aber es muß alles sorgsam geprüft werden 
und die Stadtverwaltung, nicht die Universität, hat die Entscheidung und trägt die 
Verantwortung"21. Obgleich die Universitäten juristisch den Landes- bzw. Provinzial-
verwaltungen unterstanden, waren bis zum Abschluß des Aufbaus dieser Verwaltun­
gen in der Regel die Städte für die Belange der Universität zuständig. Darüber hinaus 
mag der Verweis auf die verantwortliche Rolle der Stadtverwaltung durchaus auch als 
Indiz für einen beginnenden Vertrauensschwund der sowjetischen Stellen in die Säu­
berungspolitik der Universität bewertet werden22. 

Weitere Entscheidungen wurden in der Folge zunächst unter der Federführung des 
Zentralverwaltungsamtes für Wissenschaft, Kunst und Erziehung, das direkt dem 
Präsidenten der Landesverwaltung Sachsen unterstand und von Staatssekretär Dr. 
Emil Menke-Glückert geleitet wurde, gefällt23. Die belasteten Mitglieder der Univer­
sität wurden in drei Kategorien eingeteilt: „unersetzlich", „bis auf weiteres unent­
behrlich" und „entbehrlich". Obwohl Zahlen über das Ergebnis dieser Einordnung 
nicht bekannt sind, wurde die Formel von der Unersetzlichkeit der Fachkräfte offen­
sichtlich zu extensiv ausgelegt, und der Druck von Seiten führender KPD-Funktionä­
re und der Besatzungsmacht, aktiv in die Säuberungspolitik der Universität einzugrei­
fen, wuchs. Dr. Menke-Glückert mußte den Rektor Anfang Oktober 1945 davon in 
Kenntnis setzen, „daß die Sowjetische Militäradministration die bisherige Personal­
politik der Universität nicht billige und radikalere Maßnahmen beim personellen 
Neuaufbau der Universität erwarte, als sie bisher getroffen worden sind". Opfer bis 
zu 50% des Personalbestandes müßten gebracht werden, wobei ehemalige Angehöri­
ge der SS nicht und freiwillige Mitglieder der SA nur äußerst schwer zu halten seien. 
Parteiangehörige in leitender Stellung seien unbedingt zu entlassen24. 

21 Universitätsarchiv Leipzig, 2-09, zit. bei Keller, S. 30. 
22 Siehe dazu Hans-Uwe Feige, Zum Beginn der antifaschistisch-demokratischen Erneuerung der 

Universität Leipzig (April 1945-5.2. 1946), Diss. A Leipzig 1978, Bd. 1, S. 66-67. 
23 Prof. Dr. Emil Menke-Glückert (1878-1948), ehemaliger Staatssekretär im sächsischen Kultusmi­

nisterium und 1934 in den einstweiligen Ruhestand versetzt, schloß sich 1945 der LDP an und war 
bis 1947 Vorsitzender des sächsischen Kulturbundes sowie geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
der LDP in Sachsen. Von Juli bis September 1945 leitete er in Personalunion das Zentralverwal­
tungsamt Bildung und Schule und die Abteilung Volksbildung in der Landesverwaltung Sachsen. Ab 
1. September 1945 übernahm das KPD-Mitglied Wilhelm Schneller die Leitung der Abteilung 
Volksbildung; Menke-Glückert blieb Leiter des - umbenannten - Zentralverwaltungsamtes für 
Wissenschaft, Kunst und Erziehung. Das Zentralverwaltungsamt verlor jedoch mehr und mehr an 
Kompetenzen und wurde 1947 aufgelöst. Siehe Klaus Müller, Zum Kampf der antifaschistisch­
demokratischen Staatsmacht bei der revolutionären Umgestaltung des Schulwesens in Sachsen in 
den Jahren 1945 bis 1949, Diss. A Dresden 1973, S. 42; Geschäftsverteilungsplan der Landesverwal­
tung Sachsen, in: Amtliche Nachrichten der Landesverwaltung Sachsen, 1945, S. 69-71, sowie 
Schreiben von Peter Menke-Glückert vom 10. Oktober 1983. 

24 Universitätsarchiv Leipzig, I/I 202, Bd. 1, Bl. 35, Niederschrift über eine Besprechung im Rektorat 
am 6. Oktober 1945, zit. bei Feige, Bd. 1, S. 69. 
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Schließlich mußte der Rektor eine Kommission unter dem Vorsitz von Dr. Menke-
Glückert akzeptieren, in der er Stimmrecht, aber keine Entscheidungsgewalt innehat­
te. Diese lag vornehmlich in den Händen von Egon Dreger25. Egon Dreger, langjäh­
riges KPD-Mitglied und rechte Hand des ebenfalls kommunistischen Vizepräsiden­
ten der Landesverwaltung Sachsen, Kurt Fischer26, war wie dieser Anfang Mai als 
Mitglied der Gruppe um Anton Ackermann aus der sowjetischen Emigration nach 
Dresden gekommen, um die in Moskau festgelegte Politik beim Neuaufbau Deutsch­
lands in die Tat umzusetzen27. In seiner Eigenschaft als Leiter des Personalamtes der 
Landesverwaltung Sachsen wurden unter seiner Federführung 40 Professoren und 
Dozenten auf die Entlassungslisten gesetzt; in weiteren Fällen wurde die Entschei­
dung vorläufig vertagt bzw. der sowjetischen Besatzungsmacht übertragen28. Der 
Rektor ging sogleich zum Gegenangriff über. In einem Schreiben an den Leiter der 
Abteilung Volksbildung der SMAD bat er, insgesamt 34 Personen von der Entlassung 
auszunehmen. Der erzwungene Exodus von Wissenschaftlern würde den Ruf der 
Universität langfristig schädigen und die Erfüllung der Lehrpläne in Frage stellen. 
Schweitzer versäumte es nicht, in diesem Zusammenhang auf die Praxis der Entnazi­
fizierung an anderen Universitäten zu verweisen, an denen „sachlich und politisch 
voll gerechtfertigte Grundsätze zur Anwendung gelangt" seien29. An der Universität 
Jena waren beispielsweise bis zu diesem Zeitpunkt nur 37 des bei Kriegsende 212 Per­
sonen umfassenden Lehrkörpers entlassen worden. Doch war auch in Jena das letzte 
Wort noch nicht gesprochen: bis Jahresende wurden an der Universität nochmals 
61 Professoren und Dozenten entlassen, wobei es sich in vielen Fällen ebenfalls nur 

25 Egon Dreger (1899-1970) hatte nach der Rückkehr aus der sowjetischen Emigration zunächst zu­
sammen mit Anton Ackermann die Kontakte zwischen den 20 KPD- und NKFD-Mitgliedern der 
aus Moskau eingeflogenen Gruppe um Anton Ackermann koordiniert und am Neuaufbau der Ver­
waltung in Sachsen mitgewirkt. Er war bis Dezember 1951 in der Landesregierung Sachsen tätig 
und wurde anschließend zunächst Gesandter und dann Botschafter der DDR in Bulgarien. Dreger 
beendete seine diplomatische Laufbahn 1955. 

26 Kurt Fischer (1900-1950), KPD seit 1919, 1921 Emigration in die UdSSR, 1923 Rückkehr nach 
Deutschland, als Redakteur an KPD-Zeitungen tätig, 1924 erneute Emigration in die UdSSR, Mit­
glied der KPdSU(B) bis 1945, Mai 1945 Rückkehr nach Deutschland. In Dresden bis zur Gründung 
der Landesverwaltung zunächst als 1. Bürgermeister tätig, Juli 1945 bis Oktober 1946 1. Vizepräsi­
dent der Landesverwaltung Sachsen (zuständig für Inneres und Volksbildung), nach der Landtags­
wahl 1946 bis 1948 Innenminister des Landes Sachsen, 1948-1949 Präsident der Deutschen Zen­
tralverwaltung für Inneres, 1949 Chef der Deutschen Volkspolizei. 

27 Zur Tätigkeit der Initiativgruppe um Anton Ackermann und einzelner Mitglieder siehe u.a. den Be­
richt von Anton Ackermann, „Von der Geburt der neuen Staatsmacht. Dokumentarische Berichte 
von Aktivisten der ersten Stunde", in: Staat und Recht 14 (1965), S.665-678; Hermann Matern, 
„Im Mai 1945 begannen wir mit dem Aufbau eines neuen Deutschlands", in: Vereint sind wir alles. 
Erinnerungen an die Gründung der SED, Berlin (Ost) 1971, S.287-303; Helmut Welz, Die Stadt, 
die sterben sollte, Berlin (Ost) 1972; Helfried Wehner, „Die Unterstützung der sowjetischen Mili­
tärorgane für die deutschen Antifaschisten im Mai 1945 in Sachsen", in: Zeitschrift für Geschichts­
wissenschaft 16 (1970), S. 513-526. 

28 Siehe Feige, Bd. 1,S. 74. 
29 BA Koblenz, Kl. Erw. 747-3, Schr, vom 20. Oktober 1945. 
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um nominelle Mitglieder der NSDAP und ihrer Gliederungen handelte30. Die nicht 
nur im Bereich des Hochschulwesens bestehenden regionalen Unterschiede in der 
Entnazifizierungspraxis, die vielfach Anlaß zu Kritik gaben, wurden insbesondere ab 
1946 durch sowjetische Befehle und Erlasse deutscher Dienststellen weitgehend ni­
velliert31. 

Nach Angaben von Bernhard Schweitzer war der Lehrkörper der Universität Leip­
zig in den Monaten Mai bis Oktober 1945 von 222 auf 82 Personen geschrumpft. 
Dies traf die Universitätsleitung um so mehr, als sie mitten in den Vorbereitungen zur 
Wiedereröffnung steckte und täglich mit der Erlaubnis der sowjetischen Besatzungs­
macht zur Wiederaufnahme des Lehrbetriebs rechnete. Am 4. September 1945 waren 
durch Befehl Nr. 50 des Obersten Chefs der SMAD konkrete Anweisungen an die 
Deutsche Zentralverwaltung für Volksbildung, die Präsidenten der Länder und Pro­
vinzen, die Bürgermeister der Universitätsstädte sowie an den Leiter der Abteilung 
Volksbildung der SMAD ergangen32. Danach hatten die sowjetischen Bildungsoffi­
ziere der SMAD die Tätigkeiten der Hochschulen auf dem Gebiet der sowjetischen 
Besatzungszone zu kontrollieren und Personal, Lehrpläne, Studentenkontingente zu 
überprüfen und zu bestätigen. Den deutschen Organen wurde befohlen, „Maßnah­
men zur Vorbereitung der Hochschulen zwecks Neuaufnahme des Unterrichts 
durchzuführen, wobei nazistische und militaristische Lehren aus dem Unterricht und 
der Erziehung der Studenten völlig zu beseitigen sind und die Ausbildung solcher 
Kräfte zu sichern ist, die fähig wären, demokratische Grundsätze in die Praxis umzu­
setzen". Auflagen, die die Weiterbeschäftigung des Lehrpersonals betrafen, wurden 
im Befehl nicht genannt; lediglich der Personalbestand mußte mitgeteilt werden. Die 
Wiederaufnahme des Unterrichts bedurfte der Genehmigung durch die Besatzungs­
macht und hatte nur auf Befehl zu erfolgen33. 

30 Geschichte der Universität Jena, 1548/58-1958. Festgabe zum vierhundertjährigen Universitätsju­
biläum, Bd. 1, Jena 1958, S.688-689. 

31 „Als schwerer Mangel wird es empfunden, daß die Besatzungsmächte keine gemeinsamen und ein­
heitlichen Richtlinien für die Behandlung der P.G.s bekanntgeben. In den vier Besatzungszonen, in 
jeder Stadt, ja, in Berlin fast von jedem Hausobmann, wird eine gesonderte Politik auf diesem 
grundlegenden Gebiete betrieben." Bericht Külz (Gründungsmitglied der LDP und bis zu seinem 
Tode 1948 deren 1.Vorsitzender, H.W.) an Secret Service vom 28. August 1945, in: BA Koblenz, 
NL Külz, Nr. 141, Bl. 83. Im gleichen Tenor sind auch die Äußerungen des SPD-Mitglieds Gustav 
Dahrendorf gehalten, in: Die Volksstimme (Chemnitz), Nr.33 vom 2.August 1945, S. 1. Zu den 
Vereinheitlichungsbemühungen und zum Verlauf der Entnazifizierung in der sowjetischen Besat­
zungszone aus DDR-Sicht siehe u. a. Errichtung des Arbeiter- und Bauern-Staates, S. 93-101. 

32 Veröffentlicht in: Um ein antifaschistisch-demokratisches Deutschland. Dokumente aus den Jahren 
1945-1949, Berlin (Ost) 1968, S. 144-145. Wie oft üblich, wurde 1945 nicht der Befehl selbst, son­
dern eine Bekanntmachung aus dem Stab der Sowjetischen Militäradministration veröffentlicht. 
Siehe Befehle des Obersten Chefs der Sowjetischen Militärverwaltung in Deutschland. Aus dem 
Stab der Sowjetischen Militärverwaltung in Deutschland, Sammelheft 1,1945, Berlin 1946, S. 35. 

33 Eine Ausnahme stellte die Wiedereröffnung der Universität Jena am 15. Oktober 1945 dar. Sie er­
folgte ohne Befehl der SMAD. Siehe auch Volker Wahl, „Zur Vorgeschichte der Neueröffnung der 
Friedrich-Schiller-Universität Jena". Jenaer Reden und Schriften 1977, S. 29-49. Der Lehrbetrieb 
durfte jedoch erst nach der Abhaltung eines Vortragszyklus (Auseinandersetzung mit der faschisti-
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Die Hoffnungen in Leipzig, als erste Universität in der sowjetischen Besatzungszo­
ne den Lehrbetrieb wieder aufnehmen zu können, wurden zunächst von Mitarbeitern 
der Sowjetischen Militäradministration durchaus genährt. Als Tag der Eröffnungs­
feier war der 31. Oktober 1945 vorgesehen und die Rede des Rektors bereits fertig34. 
Doch der erhoffte Befehl traf nicht ein, so daß die Feier kurzfristig abgesagt werden 
mußte. Eine offizielle Begründung führt auch Schweitzer in seinem Bericht nicht an. 
Er hatte den Antrag zur Eröffnung der Universität - abweichend vom üblichen In­
stanzenweg - nicht über die Landesverwaltung Sachsen, sondern über die Deutsche 
Zentralverwaltung für Volksbildung direkt an den Chef der SMAD, Marschall Shu-
kow, gesandt. Diese eigenmächtige Aktion führte zwar zu dem Vorwurf der fehler­
haften Amtsführung durch die Landesverwaltung Sachsen, doch konnte auch sie das 
Ausbleiben des erwarteten Befehls nicht erklären35. Hans-Georg Gadamer, der da­
mals als Dekan der Philosophischen Fakultät I die Ereignisse aus nächster Nähe ver­
folgte, meint rückblickend, daß ein gewisses Mißtrauen der sowjetischen Besatzungs­
offiziere gegenüber Schweitzers Amtshandlungen die Verzögerung der Wiedereröff­
nung am ehesten erklärt36. Dieses Mißtrauen wurde von deutschen Kommunisten in 
der Deutschen Zentralverwaltung für Volksbildung wie Paul Wandel37 und Robert 
Rompe38 und in der Leipziger Stadtverwaltung nicht nur geteilt, sondern bekräftigt. 

Für die Geschichtsschreibung der DDR ist der Sachverhalt eindeutig. Die Eröff­
nung „kam nicht zustande, da die konsequente Entnazifizierung des Lehrkörpers 
entgegen Bericht und Antrag des Rektors nach wie vor nicht vollzogen war und lei­
tende Universitätskreise den antifaschistischen Demokratisierungsprozeß hintertrie­
ben haben"39. Was verbirgt sich hinter diesen Anschuldigungen? Waren die Vorgänge 
an der Universität ein Einzelfall? Soweit damit der Widerstand gegen eine schemati­
sche und durchgreifende Entnazifizierung angesprochen ist, traf dies sicherlich nicht 
zu. In bestimmten Verwaltungszweigen der Landesverwaltung Sachsen wie Justiz, Fi­
nanzen, Post und Reichsbahn war von der Möglichkeit, belastete Fachkräfte zu hal­

schen Ideologie; Neuaufbau des Staates) und aufgrund des Befehls Nr.97 der SMA Thüringen am 
26. November 1945 aufgenommen werden. 

34 BA Koblenz, Kl. Erw. 747-3, Geplante Ansprache zur Wiedereröffnung der Universität Leipzig am 
31. Oktober 1945. 

35 Ebenda, Schr, vom 27. Oktober 1945, Schweitzer an Staatssekretär Dr. Menke-Glückert. 
36 Schreiben von Professor Hans-Georg Gadamer vom 21. März 1984. 
37 Paul Wandel (*1905), KPD seit 1925, kam zusammen mit Wilhelm Pieck am 1. Juli 1945 aus der so­

wjetischen Emigration nach Berlin zurück. Zunächst Chefredakteur des KPD-Zentralorgans 
„Deutsche Volkszeitung", wurde er bereits im Sommer 1945 zum Präsidenten der Deutschen Zen­
tralverwaltung für Volksbildung ernannt. Er hatte diesen Posten bis zu deren Auflösung im Oktober 
1949 inne und leitete die Nachfolgeorganisation, das Ministerium für Volksbildung der DDR, bis 
1952. 

38 Robert Rompe (*1905), Dr. phil, Physiker, KPD seit 1932, Leiter der Abteilung Hochschulen und 
Wissenschaft in der Zentralverwaltung für Volksbildung, ab 1946 Prof. für Physik und Direktor des 
Physikalischen Instituts der Humboldt-Universität in Berlin, 1946-1950 Mitglied des Parteivor­
standes der SED. 

39 Keller, S.31; siehe auch Chronik der Karl-Marx-Universität Leipzig 1945-1959. Aus Anlaß der 
550-Jahrfeier der Karl-Marx-Universität hrsg. von Gottfried Handel und Gerhild Schwendler, 
Leipzig 1959, S. 17. 
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ten, ähnlich großzügig Gebrauch gemacht worden40. Kontrollen der Besatzungs­
macht, die in allen Bereichen des öffentlichen Lebens an der Tagesordnung waren 
und zu denen auch die Überprüfung der Entnazifizierung gehörte, führten zu zahl­
reichen Beanstandungen. Ende Oktober 1945 wurden durch Befehl Nr. 494 der SMA 
Sachsen die Richtlinien zur politischen Säuberung der Verwaltung allgemein erheb­
lich verschärft. Zur Durchführung des Befehls erließ die Landesverwaltung Sachsen 
am 3. November 1945 eine Verfügung an alle Landräte und Bürgermeister; am 
10. November wurde der Befehl ausdrücklich auch auf die Universität ausgedehnt41. 
Alle noch im öffentlichen Dienst beschäftigten ehemaligen Mitglieder der NSDAP 
waren nunmehr endgültig bis zum 15. November zu entlassen. An der Universität 
wurden daraufhin nochmals 30 Professoren und Dozenten ihrer Ämter enthoben. Al­
lerdings darf dabei nicht übersehen werden, daß sich unter diesen Professoren und 
Dozenten auch eine Reihe langjähriger NSDAP- und SA-Mitglieder befanden, deren 
formale Belastung eine Entlassung durchaus rechtfertigte. In einzelnen Fällen ver­
suchten Kollegen und Schüler nachzuweisen, daß die Mitgliedschaft nicht aktiv ge­
wesen sei und dem Schutz und dem Anliegen der Universität gedient habe. Dies be­
traf unter anderem den Historiker Erich Maschke42, der als ehemaliges Mitglied der 
SA (seit 1933, Sturmführer 1942) und der NSDAP (seit 1937) sowie als stellvertreten­
der Dozentenbundführer zweifelsohne politisch kompromittiert war, doch an dessen 
„Sachlichkeit, Ehrenhaftigkeit und seinem Bestreben, uns alle gegen das Regime in 
Schutz zu nehmen", bei den Universitätskollegen kein Zweifel bestand43. Hier zeigt 
sich beispielhaft das Dilemma einer „gerechten" politischen Säuberung, die die not­
wendige Härte und Generalität von Anordnungen mit der komplexen Realität und 
dem Schicksal und den Beweggründen einzelner in Einklang zu bringen versucht. 

Die im Sommer durch Befehl Nr. 17 der SMAD vom 27. Juli 1945 ins Leben gerufe­
nen Zentralverwaltungen waren im Auftrag der SMAD als Koordinierungs- und 
Kontrollinstanz tätig44. Sie hatten kein eigenständiges Verordnungs- und Weisungs­
recht gegenüber den Ländern und Provinzen. In der Praxis wurde diese Beschrän­
kung ihrer Kompetenzen weitgehend damit umgangen, daß sie bestimmte Maßnah­
men im Namen und unter Berufung auf Befehle der SMAD durchführten. Auf diesem 
Wege erweiterte auch die Deutsche Zentralverwaltung für Volksbildung ihre Macht-

40 Siehe u. a. Karl-Heinz Gräfe, Die Zerschlagung des faschistisch-imperialistischen Staatsapparates 
und die Herausbildung der Grundlagen der antifaschistisch-demokratischen Staatsmacht im Ergeb­
nis der Befreiung des deutschen Volkes vom Faschismus durch die Sowjetunion und im Prozeß der 
antifaschistisch-demokratischen Revolution (1945/46): Unter besonderer Berücksichtigung im da­
maligen Land Sachsen, Diss. A Halle-Wittenberg 1971, S. 184-185. 

41 Der Wortlaut des Befehls ist nicht veröffentlicht. Der Erlaß der Landesverwaltung Sachsen vom 
3. November ist als Dokument Nr. 4 der Dissertation von Hans-Uwe Feige beigegeben (Bd. 2, 
S. 151-153). 

42 Erich Maschke (1900-1982), Dr. phil., Universitätsprofessor für Wirtschafts- und Sozialgeschichte, 
1942-1945 Universität Leipzig, anschließend Universität Speyer, 1956 Universität Heidelberg, 
emeritiert 1968. 

43 Schreiben von Professor Hans-Georg Gadamer vom 21.März 1984. 
44 Um ein antifaschistisch-demokratisches Deutschland, S. 100-102. 
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befugnisse kontinuierlich. So hatte die Hochschulabteilung der Deutschen Zentral­
verwaltung für Volksbildung auf der Grundlage des Befehls Nr. 50 der SMAD eine 
„Verordnung über Aufbauarbeiten für Universitäten und Hochschulen" erlassen, 
nach der die Personalunterlagen der einzelnen Lehranstalten bis zum 20. Oktober 
1945 eingereicht werden mußten. Darüber hinaus wurde klargestellt, daß die Erlaub­
nis zur Wiedereröffnung einer Universität oder Hochschule von der befürwortenden 
Stellungnahme der Deutschen Zentralverwaltung für Volksbildung abhänge45. Die 
Länder- und Provinzialverwaltungen waren jedoch nicht bereit, diesen stillschwei­
genden Machtzuwachs der Zentralverwaltungen tatenlos hinzunehmen. Als beispiels­
weise die von der Landesverwaltung Sachsen genehmigte Liste des Lehrpersonals der 
Universität Leipzig auf weitere Ergänzungswünsche der Zentralbehörde in Berlin 
traf, wehrte dies der zuständige Staatssekretär, Dr. Menke-Glückert, entschieden ab. 
Er habe „bereits die Versicherung abgegeben, daß der Lehrkörper nach demokrati­
schen Grundsätzen gereinigt worden" sei. Die Landesverwaltung Sachsen könne die 
Verantwortung für die politischen Ausweise der Universität Leipzig und der Techni­
schen Hochschule in Dresden übernehmen und eine nochmalige Überprüfung durch 
die Zentralverwaltung scheine nicht erforderlich zu sein46. 

Konflikte zwischen der Universität einerseits und der Deutschen Zentralverwal­
tung für Volksbildung andererseits ergaben sich erneut bei der Zulassung der Studen­
ten zum Studium. In Erwartung einer Wiedereröffnung im Oktober 1945 hatte eine 
Kommission der Universität „Richtlinien für die politische Überprüfung der Studie­
renden" für das Wintersemester ausgearbeitet47. Um die Zahl der zu erwartenden 
Studenten besser abschätzen zu können, wurden bereits Anfang September Immatri­
kulationslisten ausgelegt. Die von der Deutschen Zentralverwaltung für Volksbildung 
am 30. September 1945 im Zusammenhang mit der Durchführung des Befehls Nr. 50 
der SMAD erlassene Verordnung über die Zulassung zum Studium betonte neben der 
politischen Überprüfung auch das Ziel der Heranbildung einer neuen Intelligenz. Alle 
sozialen Schichten sollten Zugang zum Universitätsstudium erhalten und die Zulas­
sung unter bestimmten Voraussetzungen auch ohne Reifeprüfung möglich sein. Die­
ser Hinweis ist anscheinend nicht nur in Leipzig zunächst auf wenig fruchtbaren Bo­
den gefallen. Zwei Monate später erschien die Verordnung der Zentralverwaltung in 
revidierter Form. Die Aussage war eindeutig, auch wenn ihr Inhalt zu diesem Zeit-

45 Siehe Roland Köhler, Zur antifaschistisch-demokratischen Reform des Hochschulwesens der DDR 
1945-1950 (unter besonderer Berücksichtigung der Tätigkeit der Deutschen Verwaltung für Volks­
bildung der DDR), Diss. Leipzig 1969, S. 89-90. 

46 Zit. bei Köhler, Zur antifaschistisch-demokratischen Reform, S. 93. Zum Kompetenzstreit zwischen 
Zentral- und Landes- bzw. Provinzialverwaltungen siehe u. a. „Bericht des Präsidenten der Landes­
verwaltung Sachsen, Dr. Rudolf Friedrichs, auf einer Sitzung des Präsidiums der Landesverwaltung 
über die Beratung bei der Sowjetischen Militäradministration in Deutschland am 13. und 14.No­
vember 1945 (Protokollauszug)", in: Um ein antifaschistisch-demokratisches Deutschland, 
S. 205-206, sowie die darauf basierende Meldung über „Aufgabengebiet der Landesverwaltung und 
der Zentralverwaltungen", in: Amtliche Nachrichten der Landesverwaltung Sachsen, 1945, S. 111; 
BA Koblenz, NL Rossmann, Nr. 36, Bl. 42. 

47 BA Koblenz, Kl. Erw. 747-5. 
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punkt noch nicht durchsetzbar war. Die Zulassungskommissionen sollten sich in er­
ster Linie davon leiten lassen, „daß die neuen Studenten den Grundstock für eine de­
mokratische Intelligenz bilden müssen, und daß allen geeigneten Kräften aus dem 
Volke . . . Vorzug" zu geben sei48. Die Brechung des bürgerlichen Bildungsmonopols 
durfte auch vor den Toren der Universität nicht Halt machen. Entscheidende Voraus­
setzung dazu war die politische und soziale Veränderung der Studentenschaft. 

Bei zwei Studentenversammlungen Ende Oktober und Ende November war es zu 
Mißfallenskundgebungen gekommen, die sich unter anderem an der Frage der Zulas­
sung ehemaliger Offiziere der Wehrmacht entzündet hatten und eine Antwort auf die 
Frage provozieren wollten: „Warum wird die Universität nicht eröffnet?" Diese Vor­
kommnisse waren Vorwand genug, um die demokratische Haltung der prospektiven 
Studenten in Abrede zu stellen. Berichterstatter des Hauptverwaltungsamtes der 
Stadt Leipzig empfahlen, die Universität nicht vor Anfang 1946 zu eröffnen, um in 
der dazwischenliegenden Zeit „alles Notwendige energisch zu unternehmen", die 
Zusammensetzung der Studentenschaft zu verändern49. 

Als die Leipziger Universität am 5. Februar 1946 feierlich eröffnet wurde, nahmen 
767 Studenten ihr Studium auf. Trotz der Bemühungen der Zentralverwaltung in Ber­
lin und der Leipziger Stadtverwaltung war man an der Universität jedoch nach wie 
vor vorrangig um die fachlichen Voraussetzungen und die Beachtung der politischen 
Säuberungsrichtlinien bemüht gewesen. Nur 26 Studenten stammten aus Arbeiter­
kreisen50. 

Gleichzeitig spitzte sich bei der Entnazifizierung des Lehrkörpers die Lage mehr 
und mehr zu. Die Universitätsleitung war nicht bereit, alle Entscheidungen tatenlos 
hinzunehmen. Am 24. Oktober 1945 hatte der Rektor dem Präsidenten der Zentral­
verwaltung für Volksbildung ein Schreiben überreicht, in dem erneut fünf Professo­
ren als unentbehrlich für die Universität bezeichnet wurden. Diese waren teilweise 
durch ihre Mitgliedschaft in der SA, teilweise durch ihre langjährige Mitgliedschaft in 
der NSDAP belastet, hatten jedoch nach Meinung vieler Kollegen in ihrem Handeln 
nicht hinter den Zielen der nationalsozialistischen Machthaber gestanden oder von 
diesen Abstand genommen und sich im Kampf gegen nationalsozialistische Einmi­
schungen um die Belange der Universität verdient gemacht. Das Schriftstück war vom 
Rektor und den Angehörigen des Senats der Universität unterzeichnet, wobei im Fal­
le eines Professors die Unterschrift durch den maschinenschriftlichen Vermerk „gez. 
K. F. Bonhoeffer, Professor der physikalischen Chemie" ersetzt worden war51. Auf 
Befragen von Professor Bonhoeffer durch Dr. Naas52 von der Zentralverwaltung für 

48 Beide Zulassungsverordnungen sind enthalten in: Herbert Stallmann, Hochschulzugang in der 
SBZ/DDR, 1945-1959, Sankt Augustin 1980, S. 426-431. 

49 Borusiak,S.385. 
50 Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 6, Mai 1945-1949, Berlin (Ost) 1966, S.78. 
51 BA Koblenz, Kl. Erw. 757-3, Rektor und Senat der Universität Leipzig an die deutsche Zentralver­

waltung für Bildung in der sowjetischen Besatzungszone. 
52 Josef Naas (* 1906), KPD-Mitglied seit 1932,1942 verhaftet und Inhaftierung im Konzentrations­

lager Mauthausen, 1945 zunächst Leiter des Ausschusses für Fragen der Wissenschaftsleitung beim 
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Volksbildung stellte sich heraus, daß dieser das Gesuch „weder gesehen noch irgend 
etwas von ihm gewußt" hatte. Obgleich Professor Bonhoeffer darum bat, von der An­
gelegenheit keinerlei Aufhebens zu machen53, führte dieser Tatbestand schon wenig 
später zu schweren Vorwürfen gegenüber dem Rektor. Schweitzers Verhalten sei auf 
Täuschung angelegt gewesen und mit seiner Rolle als Universitätsrektor unvereinbar. 
Erschwerend für Schweitzer kam hinzu, daß er im Kampf gegen seines Erachtens un­
gerechtfertigte Entlassungen an der Universität Unterstützung von ungebetener Seite 
erhielt. Aussagen Schweitzers über die Entnazifizierung und deren Folgen für die 
Universität, die er in einem Gespräch mit dem Vorsitzenden des Kreisverbandes der 
CDU in Grimma, Liebold, getan hatte, wurden von diesem ohne Wissen des Rektors 
in verfälschter Form an den Landesvorstand der CDU in Dresden mit der Bitte wei­
tergegeben, diese der Landesverwaltung und gegebenenfalls in Berlin zu unterbreiten. 
Dr. Andreas Hermes, Vorsitzender der CDU in der sowjetischen Besatzungszone, 
bat den Präsidenten der Zentralverwaltung für Volksbildung um Aufklärung des 
Sachverhalts. Dabei erregte insbesondere ein Vorwurf die mit der Angelegenheit be­
faßten Stellen. Danach soll entlassenen Medizinern an der Universität die Tätigkeit 
als Arzt untersagt worden sein, wodurch Menschenleben gefährdet worden seien54. 

Für Paul Wandel war nun endgültig der Zeitpunkt gekommen, Schweitzers Ablö­
sung zu betreiben. In einem Schreiben an den Leiter der Abteilung Volksbildung der 
SMAD ging er zum Angriff über und informierte diesen über die genannten Vorwür­
fe. Ob sie nun begründet waren oder nicht, das Schicksal Schweitzers war besiegelt: 
„Wir haben schon jetzt vor der endgültigen Überprüfung des Falles den Eindruck, 
daß die Tätigkeit von Prof. Schweitzer für den Aufbau der Universität störend ist; für 
den Fall, daß ein Wechsel im dortigen Rektorat notwendig wird, werden wir sobald 
wie möglich Vorschläge machen55." Bereits in den vergangenen Monaten war Hans-
Georg Gadamer von Paul Wandel und anderen Mitarbeitern der Zentralverwaltung 
und der Stadtverwaltung Leipzig wiederholt nahegelegt worden, sich auf die Nach­
folge Schweitzers vorzubereiten. Er war ohne Zweifel der bevorzugte Kandidat56. 

Kurz vor Jahresende erhielt Schweitzer sowohl den Brief Liebolds als auch die 
Schreiben des Präsidenten der Deutschen Zentralverwaltung für Volksbildung an die 
Landesverwaltung Sachsen und die Abteilung Volksbildung der SMAD mit der Bitte 

Magistrat von Berlin, Mitarbeiter in der Deutschen Zentralverwaltung für Volksbildung (persönli­
cher Referent des Präsidenten), Leiter der Kulturabteilung der KPD, 1946 1. Direktor der Deut­
schen Akademie der Wissenschaften zu Berlin. 

53 BA Koblenz, 747-3, Schr, vom 28. Dezember 1945, Bonhoeffer an Schweitzer. 
54 Ebenda, Schr, vom 20. November 1945, Liebold an den Landesverband der Christlich-Demokrati­

schen Union in Dresden. 
55 Ebenda, Schr, vom 11. Dezember 1945, Wandel an den Chef der Abteilung Volksbildung der 

SMAD, Solotuchin. 
56 Schreiben von Professor Hans-Georg Gadamer vom 21. März 1984. Gadamer wurde erwartungs­

gemäß Nachfolger von Schweitzer. Er hatte dieses Amt bis Oktober 1947 inne, als er mit Genehmi­
gung der Besatzungsmacht einen Ruf an die Universität in Frankfurt am Main annahm. Siehe Gada­
mer, Philosophische Lehrjahre, S. 122-138. 
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um Stellungnahme57. Bernhard Schweitzer blieb nicht viel mehr als die Chance, der 
drohenden Demission durch seinen Rücktritt zuvorzukommen. Neu war dieser Ge­
danke für ihn nicht. Er hatte diesen Schritt nicht nur einmal in Erwägung gezogen, 
und Passagen eines im November verfaßten Abschiedsgesuchs fanden Eingang in sein 
endgültiges Rücktrittsschreiben58. Zwei Tage vorher hatte er, wie aufgefordert, zu 
den Vorwürfen Stellung genommen. Nach Schweitzers Angaben war der Wortsinn 
seiner Aussagen entweder entstellt oder schlichtweg falsch wiedergegeben worden. 
Eine Täuschungsabsicht, wie sie ihm im Falle der fehlenden Unterschrift Bonhoeffers 
unterstellt wurde, liege nicht vor, doch sehe er ein, daß es wohl vorsichtiger gewesen 
wäre, auf die Unterschrift zu verzichten59. Darüber hinaus hätten sich in Wandels 
Brief an Solotuchin auch sachliche Fehler eingeschlichen. In seinem Brief an den Lan­
desverband der CDU in Dresden hatte Liebold zum Beispiel auch die Berliner Be­
schlüsse angesprochen, nach denen eine Ausscheidung von Pg's aus Ämtern erst er­
folge, wenn geeignete fachliche und staatsbejahende Bewerber vorhanden seien60 

Nicht nur wurden aus den Berliner die Potsdamer Entschlüsse, sondern diese Aussage 
wurde Schweitzer in den Mund gelegt, obgleich sie Gedanken Liebolds wiedergaben. 
Schweitzer beschwerte sich zu Recht. „So wurde mir die Absicht unterschoben, einen 
Gegensatz zu konstruieren, zwischen den Potsdamer Beschlüssen und den Befehlen 
des Marschalls Shukow in Bezug auf die Reinigung des Lehrkörpers der Universität 
von ehemaligen Pg's61." 

Der Rücktritt des Rektors wurde am 5. Januar 1946 bekanntgegeben. Zehn Tage 
später traf mit dem Befehl Nr. 12 die Genehmigung der SMAD zur Wiederaufnahme 
des Lehrbetriebs an der Universität Leipzig ein62. Am 21 Januar wurde der neue Rek­
tor, Hans-Georg Gadamer, gewählt. Bei der Eröffnungsfeier, die im größten Film­
theater Leipzigs, dem Capitol, stattfand, wurde der Name des ersten Nachkriegsrek­
tors nicht einmal erwähnt. Bei Schweitzer blieb Bitterkeit63. Wie viele seiner Kollegen 

57 BA Koblenz, KI. Erw. 747-6, Schr, vom 27. Dezember 1945, Dr. Menke-Glückert an den Rektor der 
Universität Leipzig. 

58 BA Koblenz, Kl. Erw. 747-3, Briefentwurf Schweitzer an Staatssekretär Dr. Menke-Glückert vom 
November 1945; Schr, vom 21. Dezember 1945, Schweitzer an Staatssekretär Dr. Menke-Glückert. 

59 Ebenda, Schr, vom 31. Dezember 1945, Schweitzer an Staatssekretär Dr. Menke-Glückert. 
60 Mit den Berliner Beschlüssen sind die von den vier zugelassenen Parteien ausgearbeiteten Richtli­

nien zur Behandlung der Naziverbrecher und der aktiven wie nominellen Mitglieder der NSDAP 
angesprochen (Deutsche Volkszeitung, Nr. 125 vom 4. November 1945, S. 1). Die Richtlinien waren 
für die Landesverwaltungen nicht bindend. 

61 Bei den Potsdamer Beschlüssen handelt es sich um eine alliierte Vereinbarung (Potsdamer Abkom­
men) . „Mitteilung über die Dreimächtekonferenz von Berlin (Potsdamer Protokoll) vom 2. August 
1945", in: Dietrich Rauschning (Hrsg.), Die Gesamtverfassung Deutschlands. Nationale und inter­
nationale Texte zur Rechtslage Deutschlands. Mit einer Einl. von Herbert Krüger, Frankfurt am 
Main und Berlin (West) 1962, S. 97-105. 

62 Veröffentlicht in Gottfried Handel und Roland Köhler (Hrsg.), Dokumente der sowjetischen Mili­
täradministration in Deutschland für das Hoch- und Fachschulwesen 1945-1949, Berlin (Ost) 
1975, S. 31-32. 

63 BA Koblenz, Kl. Erw. 747-3, Schr, vom 10. Februar 1946, Schweitzer an Staatssekretär Dr. Menke-
Glückert (persönlich). 
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folgte er Ende der vierziger Jahre einem Ruf an eine Universität in den Westzonen. 
Von 1948 bis zu seiner Emeritierung im Jahre 1960 lehrte Schweitzer an der Universi­
tät in Tübingen. Er verstarb am 16. Juli 1966. 

Die Entlassungen der Mitglieder des Lehrkörpers waren zwar für den Augenblick, 
aber erwartungsgemäß nicht auf Dauer gültig. Forschungsaufträge, nicht jedoch die 
Abhaltung von Vorlesungen, wurden bereits 1945 für entlassene Wissenschaftler nicht 
nur für zulässig, sondern auch für wünschenswert erachtet. Besonders großzügig 
wurde an der Medizinischen Fakultät verfahren, wo über 70% der Mitglieder formal 
belastet waren. In 49 von 72 Fällen durften politisch belastete Mitglieder ihre ärztliche 
Tätigkeit weiter ausüben. An den anderen Fakultäten sind weitere 11 sogenannte 
Notdienstverträge aktenkundig64. Dieses evidente Mißverhältnis zwischen den Fa­
kultäten macht sowohl den Pragmatismus als auch politische Prioritäten der Ent­
scheidungsträger deutlich. Ärzte wurden notwendig gebraucht und waren unter dem 
Gesichtspunkt der politischen Indoktrinierung und Revolutionierung weniger be­
deutsam. Anderes galt für Historiker, Philosophen und vor allem auch Juristen, bei 
denen ein wesentlich strengerer Maßstab angewendet wurde65. 

Unterschiede in der Durchführung der Entnazifizierung waren jedoch nicht nur 
auf die Fakultäten beschränkt. Denn obgleich die politische Säuberung des Lehrkör­
pers den für den Verwaltungs- und Staatsapparat gültigen Befehlen und Anordnun­
gen unterlag und damit auch einen generellen Einblick in die Implementierung der 
Entnazifizierung erlaubt, kann nicht übersehen werden, daß dieser aufgrund seines 
Fachwissens eine Sonderstellung innehatte und hier differenzierter verfahren wurde 
als z. B. bei den Beamten und Angestellten der Universitätsverwaltung. Ebenfalls im 
Unterschied zu anderen Zweigen des Staatsapparates trat die Doppelrolle der Entna­
zifizierung, Säuberung und soziale und politische Umstrukturierung, bei den Wissen­
schaftlern in den ersten Nachkriegsjahren nicht in den Vordergrund. Im Gegenteil, 
die Mitarbeit der Intelligenz wurde gesucht, und um sie wurde nicht nur mit Worten, 
sondern auch mit Taten geworben66. 

Der Autor einer unveröffentlichten Dissertation aus der DDR, Hans-Uwe Feige, 
betont denn auch die differenzierte Entnazifizierungspolitik an der Universität, nach 
der von insgesamt 199 belasteten Professoren und Dozenten ( = 60% des Lehrkör­
pers) bis zum 5. Januar 1946 offiziell nur 108 entlassen wurden67. Diese Zahlen dür-

64 Feige, Bd. 1, S. 87-88. 65 Ebenda, S.79. 
66 Siehe z. B. „Richtlinien für die Arbeit der deutschen Antifaschisten in dem von der Roten Armee be­

setzten deutschen Gebiet" vom 5. April 1945, nach denen Angehörige der Intelligenz, Ingenieure, 
Ärzte und Lehrer, die nur nominell der NSDAP angehört hatten, zur Mitarbeit am Neuaufbau 
Deutschlands herangezogen werden konnten (Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 5, 
Berlin-Ost 1966, S. 618-623). Diese Ausnahmeregelung wurde in den folgenden Jahren wiederholt 
angewandt; nicht betroffen war jedoch die Lehrerschaft an Schulen. Finanzielle und materielle An­
reize wurden schon nach kurzer Zeit benutzt, um der Abwanderung der Intelligenz in die Westzo­
nen entgegenzutreten. 

67 Feige, Bd. 1, S. 90. Im Gegensatz zu den Angaben bei Schweitzer sind hier auch die emeritierten Mit­
glieder des Lehrkörpers einbezogen. Feige geht von 331 Angehörigen des Lehrkörpers aus (Stand: 
18. April 1945). 
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fen bei einer angemessenen Evaluierung sowohl der Entnazifizierungspolitik als auch 

des Berichts von Bernhard Schweitzer ebenso wenig außer Acht gelassen werden wie 

die Tatsache, daß im Vergleich zum Wintersemester 1944/45 bei Vorlesungsbeginn 

nur ein Drittel der Professoren- und Dozentenstellen besetzt werden konnte. 

Nicht bekannt ist, ob und wie viele Mitglieder des Lehrkörpers 1946 und 1947 ent­

lassen wurden, denn zumindest in anderen Bereichen der Gesellschaft war die politi­

sche Säuberung von ehemaligen Nationalsozialisten längst nicht abgeschlossen. Si­

cher ist, daß die Bemühungen nomineller Pg's, an der Universität zu arbeiten, 

zunächst weiterhin vor allem auf die Verlängerung bzw. den Abschluß von Notdienst­

verträgen konzentriert waren; nach Angaben aus der D D R wurde bis zum 20. Januar 

1947 erst drei und bis zum 4. September 1947 lediglich acht ehemaligen Mitgliedern 

der NSDAP die Lehrbefugnis erteilt68. Erst mit den Befehlen Nr.201 vom 16.August 

1947 und Nr. 35 vom 26. Februar 1948 wurden durch die sowjetische Besatzungs­

macht die entscheidenden rechtlichen Voraussetzungen geschaffen, die Entnazifizie­

rung voranzutreiben und bis Mitte 1948 abzuschließen. 

Dokument 
Bericht über die Vorgänge an der Universität Leipzig 

vom 16.Mai 1945 bis zum 21. Januar 1946 

Erstattet von dem damaligen Rektor Professor Dr. B. Schweitzer69 

Der Bericht über die Vorgänge an der Universität Leipzig während meiner Amtsführung 
kann sich nicht wie ähnliche frühere Berichte darauf beschränken, die Veränderungen im 
Personalstand des Lehrkörpers und der Studentenschaft aufzuzählen und einzelne beson­
dere Ereignisse hervorzuheben. 

Die Amtsführung begann zwei Wochen nach dem Zusammenbruch des Reiches und der 
Selbstauflösung der nationalsozialistischen Staatsgewalt, eine Woche nach Einstellung der 
Feindseligkeiten. Die Universität war mit der Stadt Leipzig von allen Verbindungen abge­
schnitten, die Verwaltungen der Länder und des Reiches hatten ihre Arbeit eingestellt. 
Eine Reihe von staatlichen Befugnissen gesetzgeberischer und polizeilicher Art wurde von 
dem Military Government übernommen, das nach der Einnahme der Stadt am 19. April 
1945 vom amerikanischen Hauptquartier eingesetzt wurde. Mit seiner Genehmigung er­
folgte am 16. Mai die Wahl des ersten Rektors nach der nationalsozialistischen Aera. Die 
amerikanische Besatzung wurde am 1. Juli 1945 durch die russische, das Military Govern­
ment durch die sowjetische Kriegs-Kommandantur, später die sowjetische Militär-
Administration abgelöst70. Mitte Juli wurde in Dresden eine Landesverwaltung eingesetzt, 

68 Borusiak,S.381. 
69 BA Koblenz, Kl. Erw. 747-3. Bei dem vorliegenden Dokument handelt es sich um eine gekürzte Fas­

sung des im Bundesarchiv vollständig vorhandenen Berichts. Kürzungen wurden jeweils kenntlich 
gemacht. 

70 Der Abzug amerikanischer Truppen aus dem Gebiet der sowjetischen Zone begann am 1. Juli und 
war um Mitternacht des 4. Juli 1945 beendet. Einzelheiten waren am 29. und 30. Juni 1945 zwischen 
den Alliierten abgesprochen worden. Vgl. dazu „Notes of Conference between Marshai Zhukov 
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welche die Verwaltungs- und Finanzhoheit über die früheren Landesbehörden über­
nahm71, Ende September in Berlin die Zentralverwaltung für die gesamte sowjetische Be­
satzungszone gebildet, deren Abteilung „Hochschule und Wissenschaft" unbeschadet der 
direkten Unterstellung der Universität unter die Landesverwaltung die Zuständigkeit in 
allen Fragen genereller Art beanspruchte72. Während der ersten Monate nach dem Zusam­
menbruch wurden unter Führung der Stadtkämmerei die Finanzbedürfnisse der Stadt 
Leipzig und der ehemaligen Landes- und Reichsbehörden nach bestimmtem Schlüssel aus 
dem Finanzaufkommen des Kreises Leipzig gedeckt. Dieses Provisorium wurde erst durch 
die Errichtung einer Landes-Finanzverwaltung beendet. 

Die Universität war daher nach dem Wegfall aller staatlichen Behörden, denen ihre Er­
haltung und Förderung obgelegen hatte, auf Selbsthilfe angewiesen: um ihren Weiterbe­
stand zu sichern, die überaus schweren Wunden, die der Krieg ihr und ihren Einrichtun­
gen geschlagen hatte, zu lindern, ihre aus dem Felde zurückkehrenden Mitglieder zu 
versorgen, mit geflüchteten Professoren anderer Hochschulen entstandene73 Lücken zu 
schließen, die Fakultäten arbeitsfähig zu erhalten oder zu machen, vor und während allem 
anderen aber diejenigen Umbauten vorzunehmen, welche aus der Befreiung vom natio­
nalsozialistischen Joch und der künftigen Aufgabe der Universität im demokratischen 
Staat entsprangen. 

[...]74 

Aufnahme fanden in den Bericht in der Regel nur die Ergebnisse der Verhandlungen 
und abgeschlossene Tatsachen. Über den Verlauf der Verhandlungen selbst, die bei der 
Mehrzahl der zu berücksichtigenden interessierten Stellen und Instanzen - politische Par­
teien, Städtische Stellen, Landesverwaltung, Zentralverwaltung in Berlin, Kommandantur, 
sowjetische Militär-Administration in Dresden und in Berlin - sich oft sehr kompliziert 
gestalteten, sind die zugehörigen Protokolle und Akten zu vergleichen75. 

[...]76 

and Soviet Representatives, General Clay and US Representatives, General Weeks and British Re-
presentatives at Marshai Zhukov's Headquarters on June 29, 1945", in: Smith, S. 27-35. 

71 Die Landesverwaltung Sachsen nahm am 18. Juli 1945 ihre Arbeit auf. An ihrer Spitze stand zu­
nächst ein Präsidium, dem neben dem Präsidenten, Dr. h. c. Rudolf Friedrichs (SPD), fünf Vizeprä­
sidenten angehörten. Die Kandidaten waren von der KPD nominiert und von der sowjetischen Mi­
litärverwaltung Ende Juni bestätigt worden. Vgl. Gräfe, Die Zerschlagung des faschistisch-imperia­
listischen Staatsapparates, S. 176-181. Den Landes- und Provinzialverwaltungen der sowjetischen 
Zone wurde mit Befehl Nr. 110 der SMAD vom 22. Oktober 1945 formell das Recht zuerkannt, Ge­
setze und Verordnungen mit Gesetzeskraft zu erlassen. Der Wortlaut des Befehls ist veröffentlicht 
in: Befehle des Obersten Chefs, S. 19-20. 

72 Hier ist die Deutsche Zentralverwaltung für Volksbildung angesprochen. 
73 Handschriftliche Einfügung „entstandene". 
74 Es folgt die Gliederung des Gesamtberichts. 
75 Universitätsarchiv Leipzig; teilweise vorhanden in BA, Kl. Erw. 747. 
76 Es folgt eine Danksagung an Kollegen, Beamte und Angestellte des Rektorats. 
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I 
Die Säuberungsaktion innerhalb des Lehrkörpers, der Assistenten 

und des nichtwissenschaftlichen Dienstes. - Säuberung der 
Bibliotheken 

Schon vor dem Amtsantritt des Rektors waren einige politisch belastete Professoren, die in 
der unten folgenden Übersicht genannt werden, von der Besatzungsmacht festgenommen 
worden. Die Universität verzichtete auf jeden Versuch, auf die schwebenden Untersu­
chungsverfahren Einfluß zu nehmen, stellte aber bei den amerikanischen Behörden den 
Antrag, von dem Ergebnis der Verfahren unterrichtet zu werden, was ihr auch nach Maß­
gabe des Möglichen zugesagt wurde. Infolge des bald darauf erfolgenden Abzugs der 
amerikanischen Besatzung blieb jedoch diesem Abkommen der Erfolg versagt. In den Fäl­
len der Professoren Eberhard Schmidt (Strafrecht)77 und Joseph Keller (Innere Medizin)78, 
über welche die amerikanischen Stellen offenbar schlecht und unrichtig informiert waren, 
glückte es, den Untersuchungsbehörden durch das Military Government ein umfangrei­
ches entlastendes Material zuzuführen. Beide Herren wurden noch während des Jahres 
1945 aus der Gefangenschaft entlassen. 

Die bevorstehende Entnazifizierung brauchte die Universität nicht zu schrecken, da sie 
durch 12 Jahre hindurch in der ersten Linie derjenigen Universitäten gestanden hatte, die 
dem Eindringen politischer Agenten in den Lehrkörper und nationalsozialistischen Ge­
dankenguts in die Wissenschaft erfolgreich Widerstand geleistet hatten. In einer Bespre­
chung der Dekane am 24.5. 45 herrschte Übereinstimmung darüber, daß es eine morali­
sche Pflicht der Universität sei, nach der Wiederherstellung ihrer Freiheit selbst zu einer 
Ausscheidung der nationalsozialistischen Elemente zu schreiten. Nur bei individueller 
Prüfung jedes einzelnen Falles durch die Universitätsbehörden konnte den Gefahren einer 
schematischen Beurteilung auf Grund der Fragebogen der Besatzungsmacht begegnet, 
eine wirklich gerechte Lösung gefunden und eine Wiederholung der Vorgänge auf Grund 
des „Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums" von 1933/34 mit ihren ge­
fährlichen Fehlgriffen vermieden werden79. Mögliche Bedenken wegen der Zusammenar­
beit mit dem Gegner von gestern und wegen des Odiums eines solchen Vorgehens, das 
man besser der Besatzungsmacht allein überlasse, wurden nur theoretisch erörtert, um ein­
hellig abgelehnt zu werden. Von einer spontanen Beteiligung an der Ausmerzung natio­
nalsozialistischer Elemente durfte sich im Gegenteil die Universität Vorteile erhoffen: bes­
seres Vertrauen der Besatzungsmacht, das Recht, auch in denjenigen Fällen gehört zu 
werden, in denen die Besatzungsmacht auf die Entfernung eines Universitätsangehörigen 

77 Eberhardt Schmidt (1891-1977), Dr. jur., Universitätsprofessor für Strafrecht, Strafprozeßrecht 
und Rechtsgeschichte, war nach seiner Entlassung zunächst an der Universität Göttingen, ab 1948 
an der Universität Heidelberg tätig. 

78 Joseph Keller (1898-?), Dr. med., Universitätsprofessor. 
79 „Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums" vom 7. April 1933, RGB1.I, 1933, S. 175. 

Dieses Gesetz mit seinen Durchführungsverordnungen bildete die Grundlage für die Ausschaltung 
offener oder potentieller politischer Gegner in der öffentlichen Verwaltung sowie von Beamten jüdi­
scher Herkunft und ermöglichte ihre Ersetzung durch parteitreue Nationalsozialisten. Aus der um­
fangreichen Literatur siehe Hans Mommsen, Beamtentum im Dritten Reich. Mit ausgewählten 
Quellen zur nationalsozialistischen Beamtenpolitik, Stuttgart 1966. 
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drängen zu müssen glaubte, die Verhinderung von direkt an die amerikanischen Stellen 
gerichteten Anzeigen gegen Universitätsangehörige (dieser letzte Vorteil ist der Universi­
tät in der Tat auch über den Besatzungswechsel hinaus erhalten geblieben). 

[...]80 

In längeren Verhandlungen mit dem Mil. Gov.81 und den amerikanischen Untersu­
chungsstellen wurde der Universität zugestanden, eine eigene Säuberungsaktion durchzu­
führen unter regelmäßigem Vergleich der Ergebnisse mit denen der amerikanischen Be­
hörden. Diese Aktion begann mit dem Lehrkörper. Die Voruntersuchung wurde von den 
Dekanen unter Heranziehung angesehener Fakultätsmitglieder geführt, die Entscheidung 
in Dekansbesprechungen unter dem Vorsitz des Rektors getroffen. Das Verfahren richtete 
sich gegen Professoren oder Dozenten, die von politischen Stellen ohne genügende wis­
senschaftliche Qualifikation eingesetzt waren oder die unter Verleugnung der Idee der 
Wissenschaft in oder außerhalb von Parteiämtern die Ziele der NSDAP befördert und 
hieraus persönliche Vorteile gezogen hatten82 oder die nationalsozialistischen Lehren Ein­
gang in ihre Wissenschaft gewährt hatten. Vom 31.5. 45 ab konnten die von dem Mil. Gov. 
ausgearbeiteten „Grundsätze über die Säuberung des öffentlichen Dienstes von National­
sozialisten"83 sinngemäß angewandt werden. Andererseits lieferte die Universität der Be­
satzungsmacht entlastendes Material für formal belastete Professoren und Dozenten, die 
früh der NSDAP beigetreten waren oder Ämter inne gehabt oder den Organisationen 
ärztliche Hilfe geleistet hatten, zugleich jedoch unter Bruch der Parteidisziplin die sach­
lich, politisch, rechtlich oder moralisch nicht vertretbaren Bestrebungen des Nationalso­
zialismus bekämpft hatten. Es ist dem Berichterstatter kein Fall bekannt, in welchem dieses 
Material nicht gewissenhaft geprüft worden und von guter Wirkung gewesen wäre. Die 
Universität schuldet hierfür und für ihr verständnisvolles Entgegenkommen dem Untersu­
chungsleiter Dr. Penham und dem Referenten für Kirche und Erziehung im Mil. Gov. Cpt. 
Wakefield erheblichen Dank. Ende Juni konnte die erste Säuberungsaktion, ohne daß 
wesentliche Differenzen in der Beurteilung zwischen Besatzungsmacht und Universität 
zutage getreten wären, abgeschlossen werden. Die Professoren und Dozenten, die ihres 
Amtes enthoben wurden - vorläufig noch ohne Entscheidung, ob emeritiert, pensioniert, 
unter Kürzung oder völliger Streichung der Bezüge - werden hier nach Fakultäten auf­
geführt. 

Theologische Fakultät: Keine Entlassungen 
Juristische Fakultät: Keine Entlassungen (Professor Haupt mit Bewilligung der Militär-

Regierung im Amt belassen) 
Medizinische Fakultät: Professoren Dresel (festgenommen), Hochrein 
Veterinär-Medizinische Fakultät: Professoren Meyn, Sprehn 
Philosophische Fakultät I: Professoren Junker, Reche (festgenommen), Münster (festge­

nommen), Grosse, Bräuer (festgenommen), Volkelt; a.o. Prof. Rüssel 

80 Hinweis auf Anlage I, die hier nicht mit abgedruckt ist. Es handelt sich um ein Memorandum an ei­
nen Abgesandten des amerikanischen Hauptquartiers, Professor Roukens. 

81 Im Text benutzte Abkürzung für „Military Government". 
82 Handschriftliche Einfügung „und hieraus persönliche Vorteile gezogen hatten". 
83 Zu den Entnazifizierungsanweisungen der amerikanischen Militärregierung vgl. Handbook for 

Military Government for Germany, in: IfZ-Archiv, Dk 090.009. Siehe auch die in Anm. 9 genannte 
Literatur. 
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Philosophische Fakultät II: Professor Heinz; a.o. Professoren Krenkel, Hempelmann, 
Moebius84. 

Der Wechsel der Besatzung am 1.7. 45 und die bald darauf erfolgte Einsetzung einer Lan­
desverwaltung für das Bundesland Sachsen führte zu einer Überprüfung der Säuberung 
des Lehrkörpers durch die nun der Universität vorgesetzten Verwaltungen. Am 17. August 
gab die Landesverwaltung neue, im Verhältnis zu den bisherigen verschärfte Bestimmun­
gen über den „Neuaufbau des öffentlichen Dienstes im Bundesland Sachsen"85 heraus und 
ließ im Zusammenhang hiermit Fragebogen von allen Beamten, Angestellten und Arbei­
tern der Universität ausfüllen. Grundsätzlich fielen alle ehemaligen Angehörigen der 
NSDAP oder ihrer Gliederungen unter die Bestimmungen; Ausnahmen wurden - im Falle 
nomineller Zugehörigkeit - nur für unersetzliche Fachkräfte und für Personen zugestan­
den, die eine antifaschistische Betätigung nachweisen können. Am 25.9. 45 fand eine Be­
sprechung zwischen dem Staatssekretär Dr. Menke-Glückert86 und dem Rektor statt, in 
welcher die belasteten Lehrkräfte der Universität in die Rubriken „unersetzlich", „bis auf 
weiteres unentbehrlich" und „entbehrlich" eingeteilt wurden. Unterdessen war eine Ver­
schärfung der Lage eingetreten. Während der Militär-Kommandant der Stadt Leipzig, 
Generalleutnant Trufanow87, nach wie vor mit aller Entschiedenheit eine schonende Be­
handlung der Universität und eine gewissenhafte Überprüfung jedes individuellen Falles 
unter Berücksichtigung der wissenschaftlichen Qualität und der Erfordernisse des Lehrbe­
triebs vertrat und sogar bei Nichtachtung dieses Grundsatzes mit seinem Veto drohte, ver­
langten andere Stellen der sowjetischen Militärverwaltung (SMA), zumal in Dresden88, 
offenbar im Bund mit dem linken Flügel der deutschen Antifaschistischen Parteien eine ri­
gorose Durchführung der Bestimmungen auch für die Universität und eine prozentual 
äußerste Beschränkung der Ausnahmen. Es wurde bald deutlich, daß die Zentralverwal­
tung für Wissenschaft, Kunst und Erziehung innerhalb der Sächsischen Landesverwaltung 
diesem Druck nicht standhalten konnte. 

So kam es zu einer z w e i t e n Säuberung des Lehrkörpers. Die Beschlüsse wurden ge­
faßt in vielstündigen Sitzungen, die am 15. und 16. Oktober im Leipziger Rathaus stattfan­
den. Anwesend waren als ständige Mitglieder der Kommission: Staatssekretär Dr. Menke-
Glückert als Vorsitzender, Ministerialrat Dreger89 als Chef des Personalamtes der 

84 Die Nennung der Namen erfolgt hier wie in den folgenden Auflistungen ohne Wertung, d. h. die 
Übernahme beweist allein weder Belastung noch Nichtbelastung der einzelnen Personen. Nach ei­
ner Aufstellung von Feige wurden Grosse, Moebius und Rüssel erst Ende Oktober 1945 endgültig 
entlassen. In der Namensliste von Schweitzer fehlt der Name von Professor Josef Vonkennel, der 
nach einer Erklärung des Rektors vom 2. August 1945 im Gefolge der 1. Säuberungsaktion „als aus­
geschieden zu betrachten" sei. Siehe Feige, Bd. 2, Tabelle Nr. 3, S. 197. 

85 Siehe S. 344. 
86 Zu Dr. Emil Menke-Glückert siehe Anm. 23. 
87 Siehe auch N. I.Trufanow, „Auf dem Posten des Militärkommandanten der Messestadt", in: Leip­

zig. Aus Vergangenheit und Gegenwart, Leipzig 1981, S. 79-105. 
88 Dresden war Sitz der Sowjetischen Militäradministration für das Land Sachsen. Durch Befehl Nr. 5 

der SMAD vom 9. Juli 1945 wurde als deren Leiter Generaloberst M. E. Katukow, zum stellvertre­
tenden Leiter Generalmajor D. G. Dubrowski ernannt. Dem Stellvertreter oblag die Regelung der 
deutschen Zivilangelegenheiten und damit die Zusammenarbeit mit den politischen Parteien und 
Massenorganisationen sowie den deutschen Verwaltungsbehörden. 

89 Im Original jeweils „Träger". Zu Egon Dreger siehe Anm. 25. 
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Landesverwaltung, der Rektor der Universität, der Oberbürgermeister der Stadt Leipzig 
Dr. Zeigner90, Stadtrat Weise91 als Leiter des Personalamtes der Stadt Leipzig, Professor 
Dr. Menzel92 als Vertreter der Antifaschistischen Parteien, Stadtrechtsrat Dr. Kummer als 
Protokollführer, - als wechselnde Mitglieder der Kommission: die Dekane der jeweils zur 
Beratung stehenden Fakultäten. Besprochen wurden diejenigen Professoren und Dozen­
ten, die auf Grund ihrer ehemaligen Zugehörigkeit zur NSDAP oder einer ihrer Gliede­
rungen belastet erschienen. Die Entscheidungen wurden nach meist langen Debatten nicht 
durch Kommissionsbeschluß herbeigeführt, sondern von dem Leiter des Sächsischen Per­
sonalamtes, Ministerialrat Dreger, gefällt; sie lauteten: entweder „vorläufig bestätigt" oder 
„Weiterbeschäftigung bei der SMA zu beantragen" oder „entlassen". Das Gesamtergebnis 
war das folgende: 
Theologische Fakultät: 
Entlassen: Professor Bornkamm 
Medizinische Fakultät: 

(Vorläufig bestätigt): die Professoren Bürger, Schede, Schröder, Wagner, Catal 
Weiterbeschäftigung bei der SMA zu beantragen: für die Professoren Rieder, Jess, Hau­

enstein, Reichenbach, Niesing 
Entlassen: der O.Professor Lange. - die apl. Professoren Schmitt, Schlomka, Scheer, 

Hässler. - die Dozenten Liebe, Hauss, Janz, Brückl, Hartenstein, Piper, Hofmann, Ess­
bach, Imhäuser. - die Assistenten Dr. Holle, Kaufmann, Lax. 

Veterinär-Medizinische Fakultät: 

(Vorläufig bestätigt: die Professoren Kurt Schmidt, Schenck) 
Weiterbeschäftigung bei der SMA zu beantragen: für Professor Voss 
Entlassen: der Honorarprofessor M.Schneider. - der apl. Professor Manicke 
Juristische Fakultät: 
Entlassen: die Professoren Michaelis, Haupt, Weber. - der Honorarprofessor Lindemeyer 
Philosophische Fakultät I: 
(Vorläufig bestätigt: die Professoren Trautmann, Rudert. - Der Dozent Husmann. Ent­

scheidung vertagt: Professoren Maschke, Schlesinger, Wendorf) 
Weiterbeschäftigung bei der SMA zu beantragen: für Professor Burkhard 
Entlassen: Professor Fischer. - Honorarprofessor Prinzhorn. - die apl. Professoren Krau­

se, Altrock, - die Dozenten Olzscha, Garbers, Fr. Schulze, Ingeborg Schröbler, 
R. Stein. - die Lehrbeauftragten A. Lehmann, Lindner, Sander. - die Übungsbeauftrag­
ten Dyck, Rabenschlag, Schubert 

Philosophische Fakultät II: 

90 Erich Zeigner (1886-1949), Jurist, SPD-Mitglied seit 1919, 1921 Justizminister in Sachsen, 1923 
Ministerpräsident in Sachsen, 1924 Haft, Entlassung 1925, während des Dritten Reiches teilweise 
arbeitslos, teilweise als Buchhalter tätig, drei Verhaftungen, am 1 Juni 1945 Eintritt in die Leipziger 
Stadtverwaltung (Rechtsrat im Kulturamt), ab 16. Juli 1945 bis zu seinem Tode Oberbürgermeister 
der Stadt Leipzig. 

91 Hans Weise (*1896), Lehrer, SPD-Mitglied seit 1918, wurde noch unter amerikanischer Besatzung 
als Stadtrat für das Personalwesen eingesetzt; 1951 Flucht in die Bundesrepublik Deutschland. 

92 Alfred Menzel (1883-?), Dr. phil., Universitätsprofessor für Pädagogik, SPD-Mitglied, gehörte 
dem Präsidium des „Antifaschistischen Blocks Leipzig" an. Siehe Günter Koppelmann, Das Ringen 
um die Festigung der antifaschistisch-demokratischen Staatsorgane in Leipzig von Mitte 1948 bis 
Anfang 1949, Diss. Leipzig 1968, Anlage 10. 
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(Vorläufig bestätigt: Professor Wilmanns) 
Weiterbeschäftigung bei der SMA zu beantragen: Professor Boehm 
Entlassen: Honorarprofessor R.Reinhard. - apl. Professor Fr. Waldhäusl. - die Dozenten 

Geliert, Poethke, Käubier, Reichardt. - die Übungsbeauftragten Dr. Heymann, Melzer, 
Schlieder, Horst Müller. 

Lektoren: 
Entlassen: Vetter, Tausch, Ilse Hecht93 

Nach den fristlosen Entlassungen - einschließlich derjenigen Stellen, die erst der Entschei­
dung der SMA unterbreitet werden sollten - blieben von 14194 Professoren und Dozenten 
vor dem 15.10. 45 noch 8295 übrig. Eine Reihe wichtiger Fächer war nicht mehr oder nur 
noch ungenügend vertreten. Um die Universität arbeits- und konkurrenzfähig zu erhalten, 
mußte der Versuch gemacht werden, die Landesverwaltung zu der Zurücknahme einer 
Anzahl von Entlassungen zu bewegen. Dies schien umso nötiger, als es nach sicheren 
Nachrichten in anderen Ländern und Provinzen der sowjetischen Besatzungszone, z. B. in 
Thüringen und in der Provinz Sachsen, den dortigen Verwaltungen geglückt war, ihre 
Universitäten vor einem ähnlich weitgehenden Aderlaß zu bewahren96. Die Universität 
Leipzig durfte es auch nicht hinnehmen, daß sie durch eine so starke Dezimierung unge­
rechtfertigt in den Ruf geriet, im vergangenen Jahrzehnt in besonderem Maße dem Natio­
nalsozialismus erlegen zu sein. Ermuntert wurde der Rektor zu diesem Versuch durch die 
ihm noch am 16. Oktober von den zufällig anwesenden Vertretern der deutschen Zentral­
verwaltung für Volksbildung in Berlin, Professor Brugsch97 und Dr. Naas98, übermittelte 
Einladung, die Leipziger Angelegenheiten mit der Berliner Zentralverwaltung zu bespre­
chen. Es wurden daher unter Zugrundelegung des dringendsten Bedarfs für Forschung 
und Lehre über die an die SMA zu richtenden Gesuche hinaus ausführlich begründete An­
träge auf vorläufige Bestätigung für im ganzen 34 Professoren und Dozenten an die Lan­
desverwaltung in Dresden und die Zentralverwaltung in Berlin gerichtet. In einer besonde­
ren Eingabe des Senats wurden die Zentralverwaltung in Berlin und die SMA gebeten, die 
Professoren Bornkamm99, Michaelis100, Haupt101, Weber102 und Maschke, die sich im 

93 Vgl. Feige, Bd.2, Tabelle Nr.4, S. 188 (Feige faßt hier die Namen der tatsächlich bis 31.Oktober 
1945 entlassenen Hochschullehrer zusammen). 

94 Handschriftliche Verbesserung von „147". 
95 Handschriftliche Verbesserung von „ 88 ". 
96 Vgl.S. 
97 Theodor Brugsch (1878-1963), Dr. med., Professor, parteilos, nach Gründung der Deutschen Zen­

tralverwaltung für Volksbildung zunächst Leiter der Abteilung „Hochschulen und Wissenschaft", 
ab 1946 Vizepräsident der Zentralverwaltung. 

98 Siehe Anm. 52. Naas war von Beruf Mathematiker und seit 1945 Herausgeber der Zeitschrift „Ma­
thematische Nachrichten". 

99 Heinrich Bornkamm (1901-1977), Dr. theol., Universitätsprofessor für Kirchengeschichte, 1935 
bis 1948 Universität Leipzig, anschließend Universität Heidelberg. 

100 Karl Michaelis (*1900), Dr. jur., Universitätsprofessor für Deutsche Rechtsgeschichte, Bürgerli­
ches Recht und Zivilprozeßrecht, 1949 Universität Münster, 1956 Universität Göttingen, emeri­
tiert. 

101 Günter Haupt (1904-1946), Dr. jur., Universitätsprofessor für Bürgerliches Recht. 
102 Werner Weber (1904-?), Dr. jur., Universitätsprofessor für Staatsrecht, Verwaltungsrecht und 

Staatskirchenrecht. 
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Kampf gegen den Nationalsozialismus um die Universität hochverdient gemacht hatten 
und als Erzieher der kommenden Generation nicht zu entbehren sind, in irgend einer 
Form der Universität zu erhalten103. Die Besprechung des Rektors am 24.10.104 mit dem 
Präsidenten der Zentralverwaltung, Herrn "Wandel, verlief ohne positives Ergebnis, da die 
Zentralverwaltung erklärte, sie müsse der Verwaltung des Bundeslandes Sachsen in dieser 
Angelegenheit freie Hand lassen. Anfang November begab sich der Rektor mit den Deka­
nen der Juristischen, der Medizinischen und der Philosophischen Fakultäten nach Dres­
den. In dieser Besprechung erkannte zwar der Präsident der Landesverwaltung, Herr 
Friedrichs105, die schwierige Lage der Landesuniversität an. Zu einem greifbaren Ergebnis 
konnte auch diese Verhandlung nicht führen, weil unterdessen eine weitere Verschärfung 
der Lage eingetreten war, deren Übergreifen auf die Universität kaum zu vermeiden 
schien. 

Am 24. Oktober106 hatten die Oberbürgermeister, Bürgermeister und Landräte eine Verfü­
gung der Landesverwaltung Sachsen zugestellt erhalten, die sich auf einen Befehl des Son­
derbeauftragten der Obersten SMA in dem russisch besetzten Teil Deutschlands bezog 
und die fristlose Entlassung sämtlicher ehemaliger Mitglieder der NSDAP oder einer ihrer 
Gliederungen aus der öffentlichen Verwaltung anordnete. Die wenigen Ausnahmebestim­
mungen waren an die Erfüllung so strenger Bedingungen geknüpft, daß sie praktisch kei­
ne Lockerung der Maßnahme darstellten. Am 10. November wurde die Verfügung auch 
auf die Universität ausgedehnt. Die Entlassungen traten mit dem 15. November in Kraft. 

Auf die zweite folgte daher unmittelbar eine d r i t t e S ä u b e r u n g . Von der Entlas­
sung wurden die folgenden Mitglieder des Lehrkörpers betroffen: 
in der Juristischen Fakultät 
der Dozent Dr. Weider. - Die Lehrbeauftragten Oberlandesgerichtsrat Dr. Schilling und 

Landgerichtsdirektor Dr. Timmermann 
in der Medizinischen Fakultät 
die Professoren Schede, Catal, Schröder, Bürger. - die apl. Professoren Lichtenstein, 

Frühwald, Weicksel, Keller, Wagner, Gaehtgens. - Die Dozenten Dr. Walther, Hohen-
ner 

in der Veterinär-Medizinischen Fakultät 
die Professoren Dr. Kurt Schmidt, Schenck 
in der Philosophischen Fakultät I 
die Professoren Trautmann, Maschke, Schier, Rudert, Winkler, Schlesinger. - Die Hono­

rarprofessoren Kretzschmer, Lenk. - Die apl. Professoren Beenken, Wendorf. - Der 
Dozent Husmann. - Der Lehrbeauftragte Dr. Bröse. - Die Übungsbeauftragten Dr. 

103 Vgl. S. 349; siehe auch Anm. 42. 
104 Handschriftliche Einfügung „am 24.10.". 
105 Rudolf Friedrichs (1892-1947), SPD-Mitglied seit 1922, Studium der Rechts-, Staats- und Volks­

wirtschaft, verschiedene Tätigkeiten in der inneren Verwaltung, 1927 ehrenamtlicher Stadtrat in 
Dresden, Mitglied des Kommunalpolitischen Landesausschusses der SPD, 1933 Entlassung aus 
dem Staatsdienst, kurze Verhaftung, Mai 1945 Oberbürgermeister von Dresden, ab Juli 1945 bis zu 
seinem Tode Präsident der Landesverwaltung Sachsen. 

106 Datumsangabe nicht korrekt. Die Verfügung der Landesverwaltung Sachsen ist mit dem 3. Novem­
ber 1945 datiert; sie beruht auf dem Befehl Nr. 494 der SMA Sachsen vom 27. Oktober 1945. 
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Lorenz, Winnen 
in der Philosophischen Fakultät II 
Professor Wilmanns. - Honorarprofessor Pietzsch. Die apl. Professoren Wetzel, Richter 
Lektoren 
Scheerer, Petyrek, Jentzsch107 

Durch die zahlreichen Entlassungen, die gleicherweise die Assistenten und die Angehöri­
gen des nichtwissenschaftlichen Dienstes betrafen, trat in den Kliniken der Medizinischen 
Fakultät, in der Universitätsbibliothek, in den landwirtschaftlichen Instituten und Ver­
suchsgütern und in Instituten verschiedener Fakultäten ein akuter Notstand ein. In den 
Kliniken wurde die Überbrückung des Notstandes durch die Bestimmung erleichtert, daß 
Ärzte in untergeordneter Stellung weiter beschäftigt werden durften. Das Pflegepersonal 
wurde während der ersten Tage zu einer freiwilligen Samariterhilfe aufgefordert108. Im 
übrigen wurden, soweit es die Weiterführung der Arbeiten unbedingt erforderlich machte, 
mit Zustimmung der Betriebsräte einzelne von den nur nominell Belasteten auf der 
Grundlage von Notstandsverträgen zur Weiterarbeit herangezogen. 

Nach dieser abschließenden Säuberung zählte der Lehrkörper noch 44109 Mitglieder 
gegenüber 141110 vor dem 15. Oktober, 171111 vor dem 27. Juni, 187112 nach dem Zusam­
menbruch, 260 im Winter-Semester 1944/45. In der Medizinischen Fakultät verblieben 11 
gegen ursprünglich 86, in der Veterinär-Medizinischen Fakultät 2 gegen ursprünglich 18, 
in der Philosophischen Fakultät I 21 gegenüber ursprünglich 95, in der Philosophischen 
Fakultät II 8 gegenüber ursprünglich 69 Dozenten (in diesen Zahlen sind die zur Vertre­
tung von entlassenen Dozenten herangezogenen Lehrkräfte noch113 nicht mitgerechnet.) 
Wiederum ergab eine Umfrage bei den anderen Universitäten der gleichen Besatzungszo­
ne, daß die Landesverwaltung Sachsen in der Entfernung sämtlicher ehemaliger Pg.'s von 
der Universität am radikalsten vorgegangen war. So hatten es die Landesverwaltung in 
Thüringen und die Provinzialverwaltung der Provinz Sachsen erreicht, daß eine Anzahl 
von Ausnahmen zugelassen wurde, in Halle bis zu 20% der ehemaligen Pg.'s. Unter diesen 
Umständen mußten die Dekane und der Rektor die im September gegenüber der Berliner 
Zentralverwaltung und der SMA übernommene Verantwortung für die Arbeitsfähigkeit 
der Universität114 auf die Landesverwaltung übertragen. Trotzdem wurden die Bemühun­
gen, Ersatz für die ausgefallenen Dozenten zu finden, mit größter Beschleunigung weiter­
geführt. Zugleich begannen die Versuche, die Wiedereinsetzung ganz unentbehrlicher 
Lehrkräfte vorzubereiten, deren Entlassung bei geringer politischer Belastung sachlich 
nicht zu rechtfertigen war. Nachdem die Unterstützung aller Antifaschistischen Parteien 
gewonnen war, führte der Rektor eine Unterredung über die Fragen mit dem Vicepräsi-
denten in der Landesverwaltung, Herrn Fischer115, unter Anwesenheit des Dekans der 

107 Vgl. Feige, Bd. 2, Tabelle Nr. 5, S. 189. 
108 Handschriftliche Verbesserung von „herangezogen". 
109 Handschriftliche Verbesserung von „50". 
110 Handschriftliche Verbesserung von „ 147". 
111 Handschriftliche Verbesserung von „175". 
112 Handschriftliche Verbesserung von „187". 
113 Handschriftliche Einfügung „noch". 
114 Handschriftliche Einfügung „für die Arbeitsfähigkeit der Universität". 
115 Siehe Anm. 26. 
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Philosophischen Fakultät herbei. Das einzige Ergebnis war die Erklärung des Vicepräsi-
denten, daß nach etwa 4-5 Monaten sich aller Wahrscheinlichkeit nach eine Wiederein­
stellung ehemaliger Pg.'s an der Universität ermöglichen lassen werde. In ähnlicher Weise 
sprach sich am 18. Dezember der Vertreter des Ministers Solotuchin116, Herr Major Niki-
tin117, während seiner Anwesenheit in Leipzig aus. 

Die Überprüfung der Assistenten und der Angehörigen des nichtwissenschaftlichen Dien­
stes war für den Juli 1945 vorgesehen. Fragebogen, die als Unterlage dieser Überprüfung 
dienen sollten, waren hergestellt und versandt worden. Diese Aktion wurde abgebrochen, 
als die Besatzungsmacht wechselte und die Universität der neu eingesetzten Landesver­
waltung unterstellt wurde, die allgemeine, für das ganze Bundesland gültige Richtlinien 
ankündigte. Begonnen wurde die Prüfung aller nicht dem Lehrkörper angehörenden Uni­
versitätsmitglieder gegen Ende des Monats August. Sie machte wegen Überlastung der 
Universitätsbehörden nur langsame Fortschritte. Am 16. Oktober wurde vereinbart, die 
Arbeiten in einer aus Mitgliedern der Universität und des Städtischen Personalamtes zu­
sammengesetzten Kommission rasch zu Ende zu führen. Auch dieser Beschluß gelangte 
nicht zur Ausführung, da unterdessen die oben erwähnten verschärften Bestimmungen 
vom 10. November in Kraft getreten waren. Hiermit erübrigte sich eine Überprüfung der 
Einzelfälle, und die Entlassungen mußten in der gleichen schematischen Weise vorgenom­
men werden wie bei dem Lehrkörper. Die Leitung hatte bei den Assistenten der Prorektor, 
Herr Professor Hund118, bei den Beamten, Angestellten und Arbeitern des nichtwissen­
schaftlichen Dienstes der kommissarische Leiter des Rentamtes, Herr Verwaltungsdirek­
tor Vetter. 

Die Reinigung der öffentlichen und privaten Bibliotheken von nazistischem oder nazi­
stisch beeinflußtem Schrifttum sowie von Werken mit militaristischer Tendenz wurde Mit­
te September von der Besatzungsmacht angeordnet119. Es wurde erreicht, daß für die Uni­
versitätsbibliothek eine Ausnahme zugelassen wurde: die auszuscheidenden Werke 
blieben im Besitz der Bibliothek und werden in einem besonderen Raum unter Verschluß 
gehalten. Dagegen mußten die einzelnen Institute die inkriminierten Werke an die Univer­
sitätsbibliothek abliefern. Mit der Beratung der Institute und Dozenten, der Durchfüh­
rung und Kontrolle der Säuberung wurde Herr Professor Baetke120 beauftragt. 

116 Siehe Anm. 20. 
117 Siehe P.I.Nikitin, „Damals wurde das Fundament der demokratischen und sozialistischen Ent­

wicklung des Hochschulwesens der DDR gelegt", in: Erinnerungen sowjetischer Hochschuloffi­
ziere, Berlin (Ost) 1977, S. 24-30; Handel und Köhler, S. 67-68. 

118 Friedrich Hund (*1896), Dr. phil., Universitätsprofessor für theoretische Physik und Quantenthe­
orie, 1929-1946 Universität Leipzig, 1946 Universität Jena, 1951 Universität Frankfurt am Main, 
1956 Universität Göttingen. 

119 Siehe „Befehl Nr. 039 des Obersten Chefs der Sowjetischen Militäradministration in Deutschland 
über die Konfiskation nazistischer und militaristischer Literatur" vom 8.September 1945, in: Um 
ein antifaschistisch-demokratisches Deutschland, S. 148-149. Auch in diesem Falle wurde 1945 
nicht der Befehl, sondern eine Amtliche Bekanntmachung aus dem Stab der SMAD veröffentlicht. 
Befehle des Obersten Chefs, S. 37-38. 

120 Walter Baetke (1884-1978), Dr. phil., Universitätsprofessor für Nordische Philologie und Religi­
onsgeschichte. 
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IL 
Weitere Veränderungen und Angelegenheiten des Lehrkörpers 

1) Am 22.6. 1945, zehn Tage vor der Räumung des Gebietes durch die amerikanische Be­
satzung, erfolgte ein überraschender und tiefer Eingriff in den Lehrkörper der Universität. 
Über 40 Professoren, Dozenten, Assistenten und Angehörige des technischen Personals 
wurden von einer Stelle der Besatzungsmacht genötigt, unter Mitnahme ihrer Familie und 
ihres Forschungsmaterials auf hierzu bereit gestellten Lastkraftwagen die Stadt zu verlas­
sen. Fast die ganze naturwissenschaftliche Abteilung der Philosophischen Fakultät, Teile 
der Medizinischen und der Veterinärmedizinischen Fakultät wurden auf diese Weise nach 
dem westlichen Teil der amerikanischen Zone gebracht. Nur dem Prorektor, Professor 
Hund, ferner Professor Döpel121 und dem Assistenten am Landwirtschaftlichen Institut, 
Dr. Quaas, die sich verborgen hielten, glückte es, dem Abtransport zu entgehen. Professor 
Bonhoeffer122 entging ihm durch Abwesenheit. Professor Wolf123 kehrte nach einigen Mo­
naten auf eigene Gefahr zurück. Dagegen schlossen sich einige Dozenten und Assistenten, 
die in der folgenden Liste mit (frw.) aufgeführt werden, ohne Befehl der Besatzungsmacht 
dem Abtransport an, nachdem schon einige Tage früher die Professoren Baensch124 und 
Dabelow125 die Stadt verlassen hatten. 

Durch diesen Eingriff und seine Folgeerscheinungen erlitt der Lehrkörper die folgen­
den Ausfälle: 
In der Medizinischen Fakultät: die o. Professoren Thomas, Baensch (frw.) und Dabelow 

(frw.); die plao. Professoren Sulze und Strack; die Dozenten Haas und Bachmann (frw.). 
- Der Dozent Heinrich, die Assistenten Dr. habil. Matthes und Dr. Steudel schlossen sich 
an, um eine angebotene Stelle in der amerikanischen Zone zu übernehmen. 

In der Veterinärmedizinischen Fakultät: o. Professor Scheunert 

In der Naturwissenschaftlichen Abteilung der Philosophischen Fakultät: der Dekan Pro­
fessor Schmitthenner, die o. Professoren Weickmann, Scheumann, Helfferich; die plao. 
Professoren Schiller, Karolus, Kautsky, Dietzel; die apl. Professoren Kröger, Carlsohn, 
Wolf, Hempelmann (frw.); die Dozenten Schäfer, Müller (Horst), Hentschel. 
Der plao. Professor Döpel folgte Ende Juli einer Aufforderung sowjetischer Stellen 
nach Moskau. 

Der Rektor legte noch am 22.6. gegen diese Maßnahme der Besatzungsmacht Protest ein 
bei dem Stadtkommandanten und Chef des Mil. Gov., Major Eaton126. Dieser antwortete 

121 Robert Döpel (1895-?), Dr. phil., Professor für Elektrotechnik, Experimentelle Atomphysik und 
Kernphysik, 1945 Mitarbeiter eines Forschungsinstituts in der Sowjetunion, 1958 Technische 
Hochschule für Elektrotechnik in Ilmenau. 

122 Karl Friedrich Bonhoeffer (1899-1957), Dr. phil., Universitätsprofessor für physikalische Chemie, 
1947 Universität Berlin, 1949 Direktor des Max-Planck-Instituts für physikalische Chemie, Göt­
tingen. 

123 Leopold Wolf (1896-?), Dr. phil., Universitätsprofessor für chemische Technologie. 
124 Willy Baensch (1893-1972), Dr. med., Universitätsprofessor für Röntgendiagnostik und Therapie, 

1947 Georgetown University (Washington, D. C, USA). 
125 Adolf Dabelow (*1899), Dr. med., Dr. phil. nat., Universitätsprofessor, 1946 Universität Mainz. 
126 Zu Major Richard Eaton siehe auch die Erinnerungen von Walter L. Dorn, Inspektionsreisen in der 

US-Zone. Notizen, Denkschriften und Erinnerungen aus dem Nachlaß übersetzt und herausgege-
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unverzüglich: er habe erst durch den Protest des Rektors von der M a ß n a h m e Kenntnis er­

halten, welche von einer seinem Befehl nicht unterstehenden Stelle ausging127; er habe da­

her den Protest mit einem eigenen Begleitschreiben an das Hauptquar t ie r weiter gegeben. 

Am 23.6. verbanden sich der Bürgermeister der Stadt Leipzig und der Rektor zu einem 

weiteren und ausführlicher begründeten Protestschritt, der unmittelbar an das amerikani­

sche Hauptquar t ier ging. Am 29.6. wurde ein Verhaftungsbefehl gegen den Rektor ausge­

stellt, die Ausführung jedoch durch einen amerikanischen Offizier verhindert und in eine 

Vorladung vor die amerikanische Untersuchungsbehörde für den 30.6. umgewandelt . D e r 

Grund des Vorgehens gegen ihn war eine Anzeige, welche von der zurückgebliebenen 

Ehefrau eines abtransportierten Universitätsmitglieds bei der amerikanischen Stelle erstat­

tet worden war : der Rek tor habe erklärt, die weggeführten Dozen ten etc. würden den 

Russen übergeben; einer der Professoren sei schon auf dem Weg nach Moskau . Ferner 

wurde ihm vorgeworfen, daß er in einem Rundschreiben an den Lehrkörper den Eingriff 

der Besatzungsmacht als „ohne Beispiel in der über 500jährigen Geschichte der Universität 

Leipzig" bezeichnet habe; endlich, daß er Denjenigen, die sich dem Abtransport entziehen 

wollten, Vorschub geleistet habe. N a c h Feststellung der Tatsachen und Aufnahme einer ei­

desstattlichen Erklärung des Rektors (siehe Anlage 2)1 2 8 wurde das Verfahren niederge­

schlagen. 

D e r größte Teil der weggeführten Mitglieder der Universität wurde in Weilburg an der 

Lahn untergebracht und in den ersten Mona ten sehr reichlich verpflegt und mit Existenz­

mitteln versehen129 . Die Verbindung dieser Gruppe mit dem Rektora t wurde bald aufge­

nommen. Die naturwissenschaftliche Abteilung führte dort1 3 0 ihre Fakultätsgeschäfte wei­

ter und nahm eine Habili tation vor. Im September stellte der Rektor nach Rücksprache mit 

dem Kommandan ten der Stadt Leipzig, Generalleutnant Trufanow, den ersten Antrag an 

den Obersten Chef der sowjetischen Militär-Administration für die sowjetische Besat­

zungszone, die Rückführung der Gruppe zu bewirken. Im Oktober erreichte den Rektor 

die Nachricht aus Weilburg, daß die amerikanische Militärregierung die Rückkehr jedes 

Mitgliedes der Gruppe gestatten würde , das diesen Wunsch äußere, wenn ein entspre­

chender Antrag durch den Kontrollrat gestellt würde. Anfang November wurde daher der 

Antrag erneuert. Bis zum Ende des Berichtsabschnittes w a r noch kein Erfolg dieser Schrit­

te erkennbar. 

[ . . . ] 1 3 1 

ben von Lutz Niethammer, Stuttgart 1973, S. 39. 
127 Gemeint ist die Abwehrabteilung (CIC) der amerikanischen Armee, die vorwiegend mit der Ver­

haftung von Nazi- und Kriegsverbrechern betraut war. 
128 Die Anlage ist hier nicht mit veröffentlicht. 
129 Siehe auch Hauptstaatsarchiv Wiesbaden, Abt. 506, Nr. 168, Schr, vom 12. März 1947, Zwangseva­

kuierte Akademiker Mitteldeutschlands in Groß-Hessen an Dr. Hilpert, Hessisches Finanzministe­
rium und Referent Hünerasky; ebenda, Bericht vom 20. März 1947, Referat H 3 an Finanzminister 
Hilpert. Nach diesen Berichten hatte sich in der Zwischenzeit die finanzielle und materielle Lage 
der abtransportierten Akademiker erheblich verschlechtert. 

130 Handschriftl. Einfügung „dort". 
131 Punkt 2 berichtet über die Todesfälle innerhalb des Lehrkörpers der Universität. 
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3) Durch Wiedereinsetzung in das von ihnen früher bekleidete Amt im Wiedergutma­
chungsverfahren, durch Übertragung einer Vertretung, durch Berufung, durch Übertra­
gung einer Dozentur und durch Lehrbeauftragung wurden folgende Lehrkräfte der Uni­
versität neu gewonnen: 
in der Theologischen Fakultät: 
o. Professor Dr. Hans Leube, bisher Breslau, als Vertreter der Professur für Kirchenge­
schichte, Dozent Lic. theol. Hans Köhler (system. Theologie) 
in der Juristischen Fakultät: 
o. Professor Dr. Erwin Jacobi, bisher pensioniert (öffentliches Recht, Arbeitsrecht), o. 
Professor Dr. Leo Rosenberg, bisher emeritiert (Zivilprozeß, Deutsches Bürgerliches 
Recht), Honorarprofessor Generalstaatsanwalt Dr. John Ulrich Schroeder (Allgemeine 
Rechtslehre), Übungsbeauftragte Dr. Gertrud Schubart-Fikentscher (Bürgerliches Recht 
und deutsche Rechtsgeschichte), Übungsbeauftragter Rechtsanwalt Dr. Karl Schneidewin 
(Strafprozeß) 
in der Medizinischen Fakultät: 
apl. Professor Dr. Alexander Bittorf, bisher Breslau (Innere Medizin), apl. Professor Dr. 
Wolfgang Rosenthal, 1934 entlassen (Chirurgie), apl. Professor Dr. Felix Skutsch, bisher 
Breslau, emeritiert (Gynäkologie), Dozent Dr. Friedrich Schwarz (Physiologie) 
in der Veterinärmedizinischen Fakultät: 
o. Professor Dr. Hans Richter-Richter (Vet. Anatomie) 
in der Philosophischen Fakultät, philologisch-historische Abteilung: 
o. Professor Dr. Theodor Litt, bisher emeritiert (Philosophie und Pädagogik), o. Professor 
Dr. Wilhelm Schubart, bisher Berlin (als Vertreter der Professur für alte Geschichte), o. 
Professor Dr. Petzelt, bisher Breslau (als Vertreter der Professur für Psychologie), Hono­
rarprofessor Dr. Reinhard Strecker (Pädagogik), Honorarprofessor Dr. Alfred Menzel 
(Pädagogik), Honorarprofessor Dr. Lambertz (vergleichende Sprachwissenschaft), plao. 
Professor Dr. Hans Richter (Versicherungsmathematik), apl. Professor Dr. Eduard Erkes, 
1933 entlassen (Chinesisch), Dozent Dr. K.H. Volkmann-Schluck (Philosophie), Dozent 
Dr. Hermann Mau (Mittlere und neuere Geschichte) 

in der Philosophischen Fakultät, mathematisch-naturwissenschaftliche Abteilung: 
o. Professor Dr. Hans Holldack, 1934 entlassen (Landwirtschaftliche Maschinenkunde) 
Lektoren 
Lektor Dr. Manfred Hellmann (Russisch) 

4) Laufend und zeitweise fast täglich während der Berichtsperiode wurde das Rektorat in 
Anspruch genommen durch die Vertretung der Interessen der Universitätsangehörigen, 
insbesondere der Dekane, der Institutsdirektoren und anderer Inhaber von wichtigen Äm­
tern, gegenüber Maßnahmen der Besatzungsmacht oder städtischer Behörden, welche 
ihre Dienstleistung teilweise oder ganz zu behindern drohten. Hierzu gehörte der Schutz 
der Bibliotheken und der Wohnungen, soweit diese Arbeitsräume enthielten oder zur Er­
ledigung von Institutsgeschäften dienten, ferner der Fernsprechanschlüsse, soweit sie für 
den Dienstgebrauch nötig waren, bei ehemaligen Mitgliedern der NSDAP auch die Be­
freiung von Aufräumungsarbeiten, soweit diese die Erfüllung dienstlicher Aufgaben un­
möglich machten. Bald nach dem Einmarsch stellte das Mil. Gov. für alle in Betracht kom-
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menden Wohnungen Off-Limits-Plakate aus, die allen Militärpersonen das Betreten der 
Wohnungen ohne besondere Ermächtigung verboten; dabei verdiente sich der ehemalige 
Schwedische Generalkonsul Dr. P. Hollender, durch seine vermittelnden Dienste bei dem 
Mil. Gov. den besonderen Dank der Universität. 

Im allgemeinen stieß in den genannten Angelegenheiten die Universität stets auf ein ver­
ständnisvolles Entgegenkommen der zuständigen Stellen, wo es sich mit den militärischen 
oder öffentlichen Notwendigkeiten vereinen ließ. 

In eine äußerst schwierige Lage gerieten nach dem Zusammenbruch die emeritierten 
Professoren und die Hinterbliebenen von Universitätsangehörigen. Die Hauptpensions­
kasse in Dresden zahlte nicht mehr und wurde nach Einrichtung einer Landesverwaltung 
von dieser geschlossen. Da die Emeriti von dieser ihre Bezüge erhielten, wurden auch die­
se davon betroffen. Von Monat zu Monat, zuletzt im Dezember 1945, stellte die Landes­
verwaltung eine Regelung in Aussicht. In zahlreichen mündlichen Verhandlungen und un­
terstützt durch ein Gutachten der Juristenfakultät132 wies der Rektor auf die im 
Beamtenrecht gegründete Forderung der Staatspensionäre und die besondere Rechtslage 
der Emeriti, ferner auf die Ehrenpflicht des Staates gegenüber Gelehrten von großen und 
überragenden Verdiensten und ihren Hinterbliebenen hin. Der letzte förmliche Antrag 
wurde im Dezember 1945 an die Landesverwaltung gerichtet. Alle Bemühungen wurden 
durch die einseitige Aufhebung des Beamtenrechts für das Bundesland Sachsen vereitelt133. 
Die unter IV zu berührende Finanzlage der Universität machte es leider unmöglich, der 
eingetretenen Not aus öffentlichen Mitteln in wirksamer Weise zu steuern. Nicht uner­
wähnt darf aber bleiben, daß durch private Beihilfe, namentlich seitens der Medizinischen 
Fakultät und des Ehrensenators der Universität H. Pfotenhauer, in besonders dringenden 
Fällen Hilfe geleistet werden konnte. 

Ein ähnliches Problem stellten die als lediglich nominelle Mitglieder der ehemaligen 
NSDAP entlassenen Mitglieder des Lehrkörpers, deren Kraft und Autorität der Universi­
tät für eine fernere Zukunft zu erhalten in öffentlichem Interesse liegt. Sowohl die Besat­
zungsmacht wie die Landesverwaltung stehen auf dem Standpunkt, daß durch ihr Aus­
scheiden aus dem Unterricht ihre weitere Forschungstätigkeit nicht behindert werden soll. 
Der Rektor war daher bemüht, für Gelehrte dieser Kategorie bezahlte Forschungsaufträ­
ge zu erwirken, zumal in manchen Fällen ihre Wegberufung an Universitäten mit weniger 
strengen Bestimmungen für das Lehrpersonal drohte; auch die Zentralverwaltung für 
Volksbildung, Abteilung Wissenschaft und Forschung, in Berlin schloß sich diesem Stand­
punkt an und erklärte die Einrichtung von „Forschungsprofessoren" für notwendig. 
Trotzdem gelang es bisher in keinem Falle, abgesehen von einigen Gelegenheitsaufträgen 
der Stadt Leipzig, von der Landesverwaltung einen Forschungsauftrag zu erhalten. 

[• • -]1 3 4 

132 BA Koblenz, Kl. Erw. 747-4, Leipziger Juristenfakultät, „Denkschrift über die Rechtsetzungsbe­
fugnis der Gemeinden, Länder und Provinzen im heutigen Deutschland unter besonderer Berück­
sichtigung der sächsischen Verhältnisse", September 1945, insbes. S. 25-26. 

133 Die Aufhebung des Berufsbeamtentums in Sachsen erfolgte auf der Grundlage der Verordnung 
über den personellen Neuaufbau der Verwaltungen voml7.Augustl945,in: Amtliche Nachrichten 
der Landesverwaltung Sachsen, 1945, S. 19-20. Siehe auch Gustav Leissner, Verwaltung und öf­
fentlicher Dienst in der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands. Eine kritische Würdigung aus 
gesamtdeutscher Sicht, Stuttgart und Köln 1961, S. 255-256. 

134 „III. Verfassungsreformen; IV. Finanzangelegenheiten". Hier nicht abgedruckt. 
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V 
Vorbereitungen zur Wiedereröffnung der Universität 

Die Einnahme der Stadt Leipzig durch amerikanische Truppen erfolgte wenige Tage, be­
vor das Sommersemester beginnen sollte. Die sofort von der Militärregierung verfügte 
Schließung sämtlicher Unterrichtsanstalten betraf auch die Universität. Das vornehmste 
Ziel der Universitätsleitung mußte sein, möglichst rasch die Voraussetzungen zu schaffen, 
die es der Militärregierung ermöglichten, die Wiederaufnahme des Unterrichts zu gestat­
ten. Diese Voraussetzungen waren: a) dem Lehrkörper unter Aufrechterhaltung seiner 
vollen Arbeitsfähigkeit eine Zusammensetzung zu geben, die eine streng wissenschaftliche 
Erziehung der Studierenden auf demokratischer Grundlage gewährleistete, - b) durch ein 
geeignetes Zulassungsverfahren eine Zusammensetzung der Studentenschaft zu bewirken, 
die Störungen politischer Art ausschloß, sowie die wirtschaftliche Selbstverwaltung der 
Studentenschaft wieder in Gang zu bringen, - c) die Arbeitsfähigkeit der Kliniken und In­
stitute in Bezug auf den Unterricht wieder herzustellen, insbesondere die nach auswärts 
verlagerten Bibliotheken und Instrumentarien wieder zurückzuholen, - d) den nötigen 
Ersatzraum für die zerstörten Institute und Hörsäle zu beschaffen und die nötigen Men­
gen an Heizmaterial sicher zu stellen. 

Zwischen der Wiedereröffnung der Universität und der Säuberung des Lehrkörpers be­
stand ein natürlicher Interessengegensatz. Um einer gewissenhaften Prüfung und gerech­
ten Lösung willen durfte die Säuberung nicht übereilt werden. Sie bildet aber die Voraus­
setzung für die Wiederaufnahme des Unterrichts, die zu einem möglichst frühen Termin 
angestrebt werden mußte. Der Rektor unterbreitete daher schon am 30. Mai der Militärre­
gierung den Vorschlag, alle irgendwie politisch belasteten Professoren und Dozenten vor­
läufig zu beurlauben, sodaß einerseits der Unterricht mit zuverlässigen Lehrkräften be­
gonnen, andererseits reichlich Zeit gewonnen werden konnte, um das Säuberungsverfah­
ren mit der nötigen Ruhe durchzuführen. Zugleich wies der Rektor auf die Gefahren hin, 
die im Falle einer Schließung der Hochschulen auf lange Zeit durch die Beunruhigung der 
bis zu 8 Jahren auf die Fortsetzung oder den Beginn ihres Studiums wartenden Studieren­
den entstehen könnte. Da die Vorschläge an die zuständige Stelle im Hauptquartier weiter 
gegeben werden mußten, war zur Zeit der Räumung des Leipziger Gebiets durch die 
Amerikaner noch keine Antwort eingetroffen. Dagegen wurde auf mehrfachen Antrag des 
Rektors die Abhaltung von Staatsexamina sowie von Doktorprüfungen gestattet und 
durch mündliche Zusage die Veranstaltung von privaten Colloquia durch einzelne Profes­
soren mit einem ausgewählten Kreis von Studenten in den Privatwohnungen für unbe­
denklich erklärt. 

Die sowjetische Militärverwaltung wendete sofort der Wiedereröffnung der Hochschu­
len ihr Augenmerk zu. Ende Juli traf der Leiter der Abteilung Volksbildung in der SMA 
für die gesamte sowjetische Besatzungszone zu Berlin, Herr Minister Solotuchin, in Leip­
zig ein. Nach mehrstündiger Unterredung mit dem Rektor erklärte er, an der Universität 
Leipzig die bisher günstigsten Voraussetzungen angetroffen zu haben; die Universität sol­
le als erste der Zone eröffnet werden. Als Zeitpunkt wurde der 15. Oktober mit Beginn der 
Vorlesungen spätestens am 1. November in Aussicht genommen. Während einer späteren 
Anwesenheit seines Vertreters, des Professors Smirnow135, wurde die Eröffnungsfeier auf 

135 Andreij A. Smirnow (*1905), 1945 politischer Berater des Obersten Chefs der SMAD und des Mili­
tärrates. 
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den 31. Oktober festgelegt. Die von diesem eingeforderten Unterlagen - Verzeichnis der 
geplanten Vorlesungen, ausführliche Programme (Inhaltsangaben) für jede Vorlesung, 
Studienpläne für jedes Fach - wurden termingemäß Anfang September an die SMA in 
Berlin gesandt. Mitte September erschienen als Vertreter der deutschen Zentralverwaltung 
für Wissenschaft und Volksbildung in der sowjetischen Zone Professor Brugsch und Dr. 
Naas in Leipzig und verlangten nach Einsichtnahme in den gegenwärtigen Zustand der 
Universität vom Rektor und den Dekanen die förmliche Übernahme der Verantwortung 
für die ordnungsgemäße Durchführung des Unterrichts. Die gleichen Herren forderten 
den Rektor am 16. Oktober auf, einen beschleunigten Antrag auf Ausgabe des Befehls zur 
Eröffnung der Universität an Marschall Shukow136 mit allen erforderlichen Unterlagen zu 
richten. Am 24. Oktober erhielt der Rektor den Rat der deutschen Zentralverwaltung, die 
Eröffnungsfeier für den 31. Oktober vorzubereiten, da bis dahin der Befehl des Marschalls 
zu erwarten sei. Vier Tage vor diesem Termin ließ der Militär-Kommandant von Leipzig, 
Oberst Borissow137, dem Rektor mitteilen, daß der Befehl des Marschalls noch nicht ein­
getroffen sei. Am Montag, den 29. Oktober, mußte die Feier, die in der Pauliner Kirche -
von 1545 bis 1836 Aula der Universität - stattfinden sollte, abgesagt werden. Kurz darauf 
wurde die Entlassung sämtlicher ehemaliger Mitglieder der NSDAP und ihrer Gliederun­
gen verfügt. Die Anstrengungen, doch noch eine Eröffnung der Universität im Winterse­
mester zu erreichen, wurden trotzdem fortgesetzt. Am 14. Dezember traf in Vertretung 
von Minister Solotuchin eine vom Major Nikitin, Professor für Astronomie, geführte 
Kommission in Leipzig ein. Sie prüfte die unterdessen vorbereiteten Vorschläge des Rek­
tors, erklärte alle Fakultäten mit einer gewissen Einschränkung für die Medizinische Fa­
kultät für arbeitsfähig und teilte mit, daß der Befehl zur Eröffnung der Universität Anfang 
Januar zu erwarten sei. Er traf wenige Tage nach dem Ende der Berichtsperiode ein138. 

a)Der L e h r k ö r p e r . - D i e vollständige Entnazifizierung des Lehrkörpers, vor allem 
die zahlreichen Entlassungen vom 15. Oktober und 15. November (siehe Abschnitt I), 
drohte die Universität unfähig zu machen, die Studienpläne der einzelnen Disziplinen 
selbst auf der Grundlage eines sehr eingeschränkten Unterrichtsbetriebes durchzuführen. 
Sie verdoppelte daher ihre Bemühungen, die durch Tod, kriegsbedingte Abwesenheit, 
Wegführung, Entlassung entstandenen Lücken auszugleichen. Emeritierte Professoren, in 
der Juristenfakultät die Herren Siber139 und Alfred Schultze140, in der Medizinischen Fa­
kultät Herr Skutsch141, in der Veterinärmedizinischen Fakultät Herr Müller-Lenhartz142, 
in der Philosophischen Fakultät die Herren A. Hoffmann143 und Rassow144, wurden mit 

136 Siehe Anm. 16. 
137 Im Original Borisow. Nachfolger des nach Dresden abberufenen bisherigen Stadtkommandanten 

N.I.Trufanow. Nach anderen Quellen hat Oberst Borissow das Amt des Militärkommandanten 
erst Mitte November 1945 übernommen. Siehe Lieselotte Borusiak und Gertrud Höhnel, Chronik 
der Stadt Leipzig, 2., überarb. u. erw. Aufl. Leipzig 1971, S. 96. 

138 Siehe S. 353. 
139 Heinrich Siber (1870-?, verst. in Leipzig), Dr. jur., Universitätsprofessor für Römisches Recht und 

Bürgerliches Recht, 1935 erstmals emeritiert. 
140 Alfred Schultze (1864-1946), Dr. jur., Universitätsprofessor für Deutsches Recht. 
141 Felix Skutsch (1861-1951), Dr. med., Professor mit Lehrauftrag in Gynäkologie. 
142 Wilhelm Müller-Lenhartz (1873-1952), Dr. phil., Universitätsprofessor für Landwirtschaftslehre, 

Tierernährung und Tierzucht. 
143 Alexander Hoffmann (1879-1946), Universitätsprofessor für Volkswirtschaftslehre. 
144 Berthold Rassow (1866-1954), Universitätsprofessor für chemische Technologie, erstmals emeri­

tiert 1937, reaktiviert 1945, erneute Emeritierung 1947. 
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Lehraufträgen herangezogen. Professoren und Emeriti der Universitäten Breslau und Ber­
lin wurden mit Vertretungen beauftragt, Neuberufungen durchgefühlt, freie Gelehrte und 
Männer der Praxis für den Unterricht gewonnen. Naheliegende und auf Erfahrungen ge­
stützte Bedenken, namentlich gegen die Heranziehung von Praktikern, mußten zurück­
gestellt und die Versuche fortgesetzt werden, obgleich sich bei diesen, insbesondere bei 
Medizinern, immer mehr die geringe Neigung herausstellte, ihre Hauptkraft dem Unter­
richt zur Verfügung zu stellen. Über die Personalien ist im Einzelnen in Abschnitt I 3 
schon berichtet worden. Immerhin gelang es bis zum 14. Dezember, die Durchführung des 
Unterrichts auch in personeller Hinsicht zu sichern, wenn auch in der Medizinischen Fa­
kultät nur behelfsmäßig. 

b) S t u d e n t i s c h e A n g e l e g e n h e i t e n . - Mit der Einnahme Leipzigs durch die 
alliierten Truppen war die nationalsozialistische Studentenführung aufgelöst und ihr Ver­
mögen beschlagnahmt worden. Da alle früheren Immatrikulationen ungültig geworden 
waren, bestand keine Studentenschaft mehr. 

Übrig geblieben war das unter der Leitung von Dr. Franke stehende Studentenwerk, das 
aus der wirtschaftlichen Selbsthilfe der Studenten hervorgegangen und rein wirtschaftli­
chen Charakters geblieben war. Es unterstand bis zum Zusammenbruch dem Reichsstu­
dentenwerk und war nun von seiner wesentlichen wirtschaftlichen Basis abgeschnitten. Da 
ihm die Förderung und die Gesundheitspflege der Studierenden oblagen und das studenti­
sche Wohnamt und die Mensa academica eingegliedert waren, mußte es am Leben erhal­
ten werden. Unter Freimachung der bisherigen Landeszuschüsse durch das Rentamt wur­
de das Studentenwerk Leipzig als öffentlich-rechtliche Anstalt weitergeführt. Am 
17. September wurden jedoch ohne Angabe von Gründen die Diensträume des Studenten­
werks durch das Polizeipräsidium der Stadt Leipzig geschlossen und das vorhandene Bar­
geld beschlagnahmt. Es ließ sich nicht feststellen, von welcher Stelle der Befehl zu dieser 
Maßnahme ausgegangen war. Nachdem alle Schritte bei dem Polizeipräsidium und dem 
Oberbürgermeister der Stadt, um die Aufhebung der Beschlagnahme zu bewirken, erfolg­
los geblieben waren, berichtete am 16. Oktober der Rektor dem Militär-Kommandanten 
über die Bedeutung des Studentenwerks. Am 18. Oktober wurden dem Rektor die Schlüs­
sel zu den Diensträumen des Studentenwerks und die beschlagnahmten Geldbeträge vom 
Polizeipräsidenten wieder zugestellt. Die Universität übernahm die Treuhänderschaft über 
das Studentenwerk, und der Rektor beauftragte Dr. Franke mit der Vorbereitung der 
Übergabe. Nach Beendigung dieser Aufgabe schied Dr. Franke am 9.12. 45 aus seiner 
Stellung am Studentenwerk aus. Die Leitung übernahm mit Billigung des Rektors der bis­
herige Leiter des Aküdo145, Dr. Tritschler. 

Die Fürsorge für die Studierenden erhielt im August 1945 eine nach der Zerstörung der 
bisherigen Wohnheime wichtige Verstärkung. Die frühere Ausländer-Burse in der Bornai­
schen Straße mit 40 Zimmern und Gesellschaftsräumen, bisher eine Stiftung unter dem 
Protektorat des Reichsinnenministeriums, wurde von der Universität übernommen und 
der Studenten-Wohnheim-Stiftung angeschlossen. 

Die Zulassungsbestimmungen für die kommende Immatrikulation wurden im Septem­
ber 1945 von einer hierzu eingesetzten Kommission, bestehend aus den Herren Litt146, 

145 Abkürzung für: Akademisches Übersetzungs- und Dolmetscher-Büro; Sitz Leipzig und Berlin. 
146 Theodor Litt (1880-1962), Dr. phil., Universitätsprofessor für Philosophie und Pädagogik, seit 

1920 Universität Leipzig, 1947 Universität Bonn. 
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Raestrup147, Nikisch148 und Menzel ausgearbeitet und unter dem Vorsitz des Rektors in 
„Richtlinien" und Fragebogen niedergelegt. Die im Dezember 45 bekannt gegebenen For­
derungen der SMA machten jedoch erhebliche Änderungen nötig149. Zu dem von der 
deutschen Zentralverwaltung vorgeschlagenen Kursus für die demokratische Erziehung 
der Studierenden unterbreitete der Rektor unter dem 7. November 45 der Landesverwal­
tung personale Vorschläge und ein thematisches Programm, das 9 Vorträge geschichtli­
cher und 11 Vorträge systematischer Art enthielt. Die Vorschläge wurden von der Landes­
verwaltung und der SMA genehmigt. In Ergänzung hierzu legte der Rektor der 
Landesverwaltung „Richtlinien für dauernden oder zeitweisen Ausschluß vom Hoch­
schulstudium bei Vorliegen von Krankheiten" vor, die dazu bestimmt waren, die bisheri­
gen Richtlinien für die gesundheitliche Auslese zum Hochschulstudium zu ersetzen. 

Im September bildete sich auf Vorschlag des Stadtrats Holtzhauer150 ein vorläufiger 
Studentenausschuß auf paritätischer Grundlage. Der Rektor erkannte den Ausschuß als 
vorbereitenden Ausschuß an, falls er sich als arbeitsfähig erwiese. Am 15. Oktober löste 
sich dieser Ausschuß, nachdem die Mitglieder der LDP151 und der CDUD ihren Austritt 
erklärt hatten, auf. Am 1. November bildete sich nach Anweisung der Landesverwaltung 
im Rahmen des Jugendausschusses der Stadt Leipzig ein neuer studentischer Ausschuß, 
dessen Vorsitz Herr P.Brückner152 übernahm. Die Zusammenarbeit der Universität mit 
diesem Ausschuß verlief bis zum Ende der Berichtsperiode ohne Reibungen. 

[...]153 

147 Gottfried Raestrup, Dr. med., Universitätsprofessor für Gerichtliche Medizin. 
148 Arthur Nikisch(1888-1968), Dr. jur., Universitätsprofessor für Arbeitsrecht und Zivilprozeßrecht, 

1945 Leipzig, 1950 Universität Kiel, 1957 emeritiert. 
149 Siehe S. 350. 
150 Helmut Holtzhauer (1912-1973), KPD, 1945 Stadtrat für das Volksbildungswesen in Leipzig, an­

schließend 3. Bürgermeister und Stadtrat für Wirtschaft, 1948 Nachfolger des erkrankten und we­
nig später verstorbenen Volksbildungsministers des Landes Sachsen, Erwin Hartsch. 

151 Im Original „LPD". 
152 Peter Brückner, KPD, stud. med., Vorsitzender seit Anfang Dezember 1945. 
153 Der Bericht Schweitzers umfaßt die folgenden weiteren Abschnitte: Rückführung der ausgelager­

ten Bibliotheken und Instrumente; Regelung des Raumbedarfs; Wiederaufbau und sonstige Ange­
legenheiten der Institute; Veranstaltungen der Universität; Vereinigung der Hochschule für Wirt­
schaftswissenschaft mit der Universität. 



D I E T H E L M P R O W E 

DER BRIEF KENNEDYS AN BRANDT 
VOM 18. AUGUST 1961 

Eine zentrale Quelle zur Berliner Mauer und der Entstehung der 
Brandtschen Ostpolitik* 

Der 13. August 1961 bleibt ein Schlüsseldatum der deutschen Nachkriegsgeschichte. 
Wie kein anderer Tag ist er zum Symbol der deutschen Teilung geworden. Denn mit 
der Abriegelung der letzten offenen Grenze zwischen Ost und West in Deutschland 
ist ein Schlußstrich gezogen worden unter die Nachkriegsjahre, in denen eine künfti­
ge Wiedervereinigung des Bismarckschen Nationalstaates noch selbstverständlich 
schien. 

In den emotionell geladenen Tagen nach dem Mauerbau mußte dieser zunächst vor 
allem als der brutale Höhepunkt des Kalten Krieges erscheinen. Menschlich gesehen 
hat die Mauer auch gewiß im Leben vieler Berliner, Ostdeutscher und mancher ihrer 
westdeutschen Verwandten schmerzhafte Wunden geschlagen. Wir wissen aber heute 
ebenso, daß in denselben dramatischen Augusttagen wichtige Weichen gestellt wor­
den sind für die bedeutendste Wende in der westdeutschen Außen- und Deutschland­
politik seit Bestehen der Bundesrepublik. Die führenden Chronisten der bundes­
deutschen Außenpolitik haben an verschiedenen Stellen darauf hingewiesen, daß 
gerade die Mauer und insbesondere die westlichen Reaktionen auf ihre Errichtung 
die Deutschen jäh aus den außenpolitischen Illusionen der fünfziger Jahre gerissen 
haben. Die Tatsache der Mauer hat sehr schnell gelehrt, daß die bloße Nichtanerken­
nung der DDR die Wiedervereinigung nicht näherbringen, sondern eher die Schran­
ken zwischen den beiden Teilen Deutschlands erhöhen würde. An den westlichen Re­
aktionen ließ sich eindeutig ablesen, daß die Schutzgarantien der Verbündeten nur 
Westdeutschland und West-Berlin, nicht aber den deutschen nationalen Wünschen 
nach Einheit galten1. Die Mauer konfrontierte so die Deutschen nicht nur mit der 
endgültigen Spaltung ihrer Nation, sondern ließ sie auch zum ersten Mal die grundle­
gend anderen Interessen der westlichen Alliierten, insbesondere der Vereinigten Staa­
ten, erkennen. Arnulf Baring wie auch Willy Brandt selber haben überzeugend darge­
legt, daß diese Einsichten verständlicherweise am frühesten und klarsten die politi-

* Zum besseren Verständnis wird auch der Brief Brandts an Kennedy, obwohl schon veröffentlicht, 
abgedruckt (Dok. 1). 

1 Waldemar Besson, Die Außenpolitik der Bundesrepublik. Erfahrungen und Maßstäbe, München 
1970, S.289, 291, 367; Arnulf Baring, Machtwechsel. Die Ära Brandt-Scheel, Stuttgart 1982, 
S.206, 209; Richard Löwenthal, Vom kalten Krieg zur Ostpolitik, in: Richard Löwenthal/Hans-
Peter Schwarz, (Hrsg.), Die Zweite Republik. 25 Jahre Bundesrepublik Deutschland - eine Bilanz, 
Stuttgart 1974, S. 659. 
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sche Führung vor Ort in Berlin, nämlich Brandt und seinen engen Beraterkreis, Egon 
Bahr, Heinrich Albertz und Klaus Schütz, geprägt haben und daß daher auch die 
wichtigsten neuen deutschland- und später ostpolitischen Impulse von dort ausgegan­
gen sind2. 

Weniger bekannt ist die Rolle, die der damalige amerikanische Präsident John Fitz­
gerald Kennedy in diesem ost- und deutschlandpolitischen Umdenkungsprozeß in 
den ersten Tagen nach dem Mauerbau in Berlin gespielt hat. Eine Schlüsselrolle 
kommt dabei einem Brief zu, den Kennedy fünf Tage nach dem Bau der Mauer in 
Antwort auf Brandts dringenden Appell an Washington hat überbringen lassen. Ob­
wohl dieser Brief verschiedentlich von Brandt selbst und seinen engsten Berliner Bera­
tern als wesentlicher Faktor in den deutschlandpolitischen Überlegungen in Berlin 
1961/62 herausgestellt worden ist, ist er der breiten Öffentlichkeit lange unbekannt 
geblieben. Brandt hat in seinen beiden Erinnerungsbänden „Begegnungen mit Kenne­
dy" (1964) und „Begegnungen und Einsichten: Die Jahre 1960-1965" (1976) die aus­
führlichsten Zusammenfassungen veröffentlicht3. Darüber hinaus sind in der ein­
schlägigen Literatur nur einzelne Teile des Briefs und diese dann nicht immer richtig 
wiedergegeben worden4. Es kann kaum überraschen, daß aus solchen Halbinforma­
tionen so manche Legenden um dieses Schlüsseldokument gewoben worden sind. So 
schrieb Jean Edward Smith in seiner Berlin-Chronik 1963 von einer „beißenden" 
(stinging) Botschaft Kennedy's, die überaus „scharfe Worte" enthalten habe5, und 
auch DER SPIEGEL wußte von „harten Worten" Kennedys zu berichten6. In kras­
sem Gegensatz dazu behauptete Robert M. Slusser noch 1973, daß das von Vizepräsi­
dent Johnson überbrachte Schreiben „die amerikanische Verpflichtung für Berlin in 
feierlichsten Worten nochmals bestätigt" habe7. 

2 Baring, S.206-210; Willy Brandt, Begegnungen und Einsichten. Die Jahre 1960-1975, Hamburg 
1976, S. 17, 112; vgl. auch Diethelm Prowe, Die Anfänge der Brandtschen Ostpolitik in Berlin 
1961-1963. Eine Untersuchung zur Endphase des Kalten Krieges, in: Wolfgang Benz/Hermann 
Graml, Aspekte deutscher Außenpolitik im 20. Jahrhundert. Aufsätze Hans Rothfels zum Gedächt­
nis, Stuttgart 1976, S. 249-286. 

3 Willy Brandt, Begegnungen mit Kennedy, München 1964, S. 86-87; Brandt, Begegnungen und 
Einsichten, S. 30-31. 

4 Arthur M. Schlesinger, Jr., A Thousand Days. John F. Kennedy in the White House, Boston 1965, 
S.395; Eleanor Dulles, The Wall: A Tragedy in Three Acts, Columbia/S.C. 1972, S.74; Richard 
L. Merrit, A Transformed Crisis: The Berlin Wall, in: Roy C. Macrides, (Hrsg.), Modern European 
Government, Englewood Cliffs 1968, S. 169-170; Heinrich Albertz, War die Mauer zu verhin­
dern?, in: Spiegel, 24.10.66, S. 80-82. Die ausführliche Zusammenfassung bei Curtis Cate, The Ides 
of August: The Berlin Wall Crisis, New York 1978, S. 424 is teilweise irreführend. Er behauptet so 
z.B., daß ein ganzer Absatz des Kennedy-Briefs der Frage eines UNO-Appells gewidmet sei. Der 
Brief ist gar nicht erwähnt u. a. bei: Jack M. Schick, The Berlin Crisis 1958-1962, Philadelphia 1971; 
Honore M. Catudal, Kennedy and the Berlin Crisis. A Case Study in U. S. Decision-Making, Berlin 
1980; Walther Stützle, Kennedy und Adenauer in der Berlin-Krise 1961 -1962, Bonn 1973. 

5 Jean Edward Smith, The Defense of Berlin, Baltimore 1963, S. 292,297-298. 
6 „Konjew ließ aufmarschieren", in: Spiegel, 20.8. 66, S. 50. 
7 Robert M. Slusser, The Berlin Crisis of 1961. Soviet-American Relations and the Struggle for Power 

in the Kremlin, June-November 1961, Baltimore 1973, S. 137. Hier handelt es sich allerdings wahr-
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Der hier abgedruckte Wortlaut des Briefes läßt keine dieser Deutungen mehr zu. 
Obgleich wir von Berichten aus Kennedys Beraterkreis wissen, daß der Präsident im 
ersten Moment wirklich ungehalten und mit entsprechend robusten Worten auf den 
emotionell geladenen und nach seiner Meinung demagogischen Brief Brandts rea­
giert hat8, ist die Sprache des Schreibens durchaus freundlich, wenn auch kühl distan­
ziert gehalten. Die Würze des Dokumentes lag nicht in seinem Ton, sondern in seiner 
nüchtern klaren Explikation der amerikanischen Berlin-Politik. Denn in seiner ver­
bindlichen Diplomatensprache setzte der amerikanische Präsident doch dem stürmi­
schen Appell Brandts hier endgültig das kalte Machtwort der amerikanischen Groß­
macht entgegen, das in aller Deutlichkeit die Grenzen der Gemeinsamkeit deutscher 
Wünsche und alliierter Interessen markierte. 

Diese Unterschiede waren auf Regierungsebene bereits spätestens Anfang Mai 
1961 unverkennbar geworden, als anläßlich der NATO-Tagung in Oslo die Minimal­
position des Westens in den drei essentials als westliche militärische Präsenz, freier 
Zugang und Lebensfähigkeit ausdrücklich für West-Berlin definiert worden war9. 
Auch weitere amerikanische Stimmen ließen in den Wochen vor dem 13. August au­
ßer Zweifel, daß sich die amerikanischen Interessen und Sicherheitsgarantien nicht 
auf Gesamtberlin, Gesamtdeutschland und schon gar nicht auf eine deutsche Wieder­
vereinigung erstreckten, sondern sich - über Westdeutschland hinaus - einzig und al­
lein auf die Verteidigung West-Berlins und seiner Zufahrtswege bezogen. Zwei Wo­
chen vor dem Mauerbau winkte der langjährige Vorsitzende des US-Senatsausschus­
ses für Außenpolitik, William J.Fulbright, sogar mit dem Zaunpfahl, indem er 
bemerkte, Ulbricht sei doch völlig berechtigt, seine Sektorengrenzen in Berlin zu 
schließen10. 

In der deutschen Öffentlichkeit ließen sich derartige Warnungen noch unter den 
Teppich der Wiedervereinigungsillusionen kehren, bis Stacheldraht und Mauer die 
Berliner jäh aus ihren Wunschträumen rissen. Wenn sich die Westberliner politische 
Führung in den ersten Tagen nach dem Mauerbau auch zunächst noch mit Appellen 
an die Alliierten nach „Taten" durchzumogeln suchte, die dem illusionären Schlacht­
ruf der Demonstranten und des CDU-Bürgermeisters Franz Amrehn (nicht aber 
Brandts) „Die Mauer muß weg!" ein letztes Maß an Glaubwürdigkeit verleihen soll-

scheinlich um eine Mißdeutung Theodore C.Sorensons (Kennedy, New York 1965), den Slusser 
hier zitiert und dessen Beschreibung er fast wörtlich übernimmt. Sorenson (S. 594) beschreibt jedoch 
die Ansprache von Johnson und nicht den Brief Kennedys. 

8 Terence Prittie, Willy Brandt: Portrait of a Statesman, New York 1974, S. 145-146; Hans Herzfeld, 
Berlin in der Weltpolitik 1945-1970, Berlin 1973, S.456; Cate, S.423; Smith, S. 283-284; Dulles, 
S.70; Merrit, S. 169; „Konjew ließ aufmarschieren", S. 47-48. 

9 Department of State Bulletin, Band 44, Nr. 1144 (29.5.1961), S. 801: „... to maintain the freedom of 
West Berlin and its people"; vgl. auch Brandt, Begegnungen und Einsichten, S. 18. Auf einer Presse­
konferenz am 20.8.61, kurz nach dem Mauerbau, hat der amerikanische Außenminister Dean Rusk 
die Essentials noch klarer und breiter definiert: „... those vital interests are the presence of the West 
in West Berlin, the freedom and security of that city, its ability to live, and its physical access to the 
rest of the world." (American Foreign Policy, Current Documents 1961, Washington 1965, S. 637). 

10 Schlesinger, S.394; Smith, S.259; Slusser, S.94. 
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ten, so konfrontierte der Kennedy-Brief Brandt und seinen Beraterkreis bereits un­
mißverständlich mit der Tatsache, daß der alte Traum, die letzten Reste deutscher 
Einheit wenigstens in Berlin unter alliiertem Schutz zu retten und langsam von Berlin 
aus für ganz Deutschland wiederzugewinnen, ausgeträumt war11. Diese Erkenntnis 
war um so schwieriger, als die damalige Berliner Führung - Brandt selbst und seine 
engsten Berater Egon Bahr und Heinrich Albertz - nicht zuletzt gerade aus Engage­
ment für eine deutsche Wiedervereinigung nach Berlin gekommen war. War Brandts 
Appell an Kennedy noch von der Hoffnung getragen, daß sich die amerikanische 
Verantwortung wenigstens politisch-moralisch durch den Viermächtestatus noch auf 
ganz Berlin bezog, so begrenzte der Präsident die amerikanische Einwirkungssphäre 
so ausschließlich auf West-Berlin, daß er sich nicht einmal zu einem Anruf der Verein­
ten Nationen bereit fand. 

Die dramatische Vorgeschichte des amerikanischen Briefes ist bereits verschiedent­
lich beschrieben worden. In der Nacht des Mauerbaus erholten sich die führenden 
Staatsmänner des Westens an ihren verschiedenen Urlaubsorten. Zum Ärger der Ber­
liner ließen sie sich dort auch in den darauffolgenden Tagen kaum stören. Vor allem 
im Falle des amerikanischen Präsidenten und seines Außenministers Dean Rusk war 
diese Inaktivität keineswegs auf menschliche Dickfelligkeit, sondern auf eine nüch­
terne Einschätzung amerikanischer Interessen zurückzuführen. Denn die Mauer be­
drohte keine der drei westlichen „essentials" - westliche militärische Präsenz, Verbin­
dungslinien zum Westen oder Lebensfähigkeit West-Berlins. Im Gegenteil war die 
Abfertigung auf den Zufahrtswegen durch die DDR in den Tagen des Mauerbaus be­
sonders zügig. Man hatte daher in Washington zunächst allen Grund, erleichtert auf­
zuatmen, hatte doch Chruschtschow in den vorangegangenen Monaten gerade eine 
Einschränkung der alliierten Rechte auf den Zufahrtswegen im Falle eines sowjeti­
schen Friedensvertrages mit der DDR angedroht. Zu der Erleichterung kam aber 
auch die Furcht, daß eine allzu aggressive amerikanische Reaktion einen blutigen, 
weltpolitisch gefährlichen und am Ende nutzlosen Aufstand in der DDR fördern 
könnte, wie es Dulles' lautstarke Forderungen nach einem „roll back" des sowjeti­
schen Machtbereichs zur Befreiung Osteuropas in den fünfziger Jahren in der DDR, 
in Polen und in Ungarn scheinbar getan hatten12. 

In West-Berlin zeichnete sich jedoch unterdessen eine ganz andere Gefahr ab, die 
man in Washington übersehen hatte. Die westliche Inaktivität selbst drohte das Ver­
trauen der Bevölkerung in die westlichen Schutzmächte überhaupt und damit poten­
tiell auch die politische Stabilität in der Stadt zu untergraben. Es war aus dieser Pa­
nikstimmung heraus, daß Brandt am 16. August vor der aufgebrachten Menge am 
Schöneberger Rathaus Taten der Westmächte forderte und daß er sich mit der regen 
Ermunterung des amerikanischen Missionschefs in Berlin, Allan E. Lightner, und des 
gerade in Berlin anwesenden US Information Agency Direktors Edward R. Murrow 
entschloß, sich entgegen allem Protokoll und der von ihm sonst so entschieden vertre-

11 Baring,S.206. 
12 Herzfeld, S. 454-455; Smith, S. 272; Brandt, Begegnungen und Einsichten, S. 15-16. 
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tenen Unterordnung unter die Bonner Außenpolitik unmittelbar an Kennedy zu wen­
den. Sein Brief war der Lage entsprechend unverhohlen kritisch gegenüber der ameri­
kanischen Außenpolitik der vorangegangenen Monate und forsch - Adenauer nannte 
es „arrogant"13 - in der Weise, in der er dem amerikanischen Präsidenten einen Kata­
log erwünschter Gegenmaßnahmen anempfahl14. 

Auf Kennedy mußten diese aufmüpfigen Vorhaltungen eines bloßen Stadtober­
hauptes herausfordernd wirken. Er war deshalb zunächst ungehalten über den an­
maßenden Ton des Schreibens, das er für einen plumpen Versuch Brandts hielt, sich 
Vorteile für die bevorstehende Bundestagswahl zu verschaffen, in der dieser zum er­
sten Mal als Kanzlerkandidat der SPD auftrat. Erst die damals nur zähflüssig eintref­
fenden Kommunikationen von den amerikanischen Vertretern vor Ort in Berlin15 be­
wogen Kennedy nach zwei Tagen16 schließlich doch, seinen engsten außenpolitischen 
Berater im Weißen Haus, McGeorge Bundy, mit dem Entwurf eines Antwortschrei­
bens zu beauftragen17. Die endgültige Fassung dieses Briefes, datiert auf den 18. Au­
gust und getippt auf drei Seiten hellgrünen Papiers mit dem blauen Aufdruck „The 
White House", ist dem Regierenden Bürgermeister dann am 19. August von Vizeprä­
sident Lyndon B.Johnson in der Berliner Residenz des amerikanischen Botschafters 
übergeben worden18. 

Im Gegensatz zu den ersten Reaktionen Kennedys und den späteren Mutmaßun­
gen des SPIEGEL, Jean Edward Smiths und anderer ist der Ton des Briefs erstaunlich 
höflich, entgegenkommend, ja betont verständnisvoll. Einige Wendungen Brandts 
wie „persönliches und informelles Schreiben" („personal informal letter") und „mit 
dieser letzten Offenheit" („in full frankness") kehren sogar fast wörtlich im Antwort­
schreiben wieder. Kennedy erkennt im zweiten Absatz ausdrücklich an, was er in sei­
nem Beraterkreis zunächst nicht hatte wahrhaben wollen, daß der Brief Brandts einer 
echten Bedrängnis in Berlin und der persönlichen Sorge des Regierenden Bürgermei­
sters entsprungen war. Andererseits distanziert sich der amerikanische Präsident ein­
deutig von dem persönlichen Umgangston Brandts dadurch, daß er dessen „unter 
Freunden" meidet und mit Wendungen wie „partners" und „it is important to be in 
close touch" ersetzt. Er läßt seinen Briefpartner auch deutlich wissen, daß er keine 
weiteren derartigen persönlichen Initiativen wünscht, indem er ihn gleich zweimal auf 
den indirekten Verbindungsweg über Johnson, Clay und deren Delegation verweist. 

Auffallender noch als diese stilistischen Feinkorrekturen ist die Konsequenz, mit 
der Kennedy sämtliche an die amerikanische Adresse gerichteten Klagen und Vor­
schläge bei allen diplomatischen Höflichkeitsformeln kompromißlos abweist. Er be­
dient sich dabei dreier Methoden. Zwei Anregungen Brandts lehnt er ausdrücklich 

13 Spiegel, 30.8.61, S. 12. 
14 Text in: Dokumente zur Berlin-Frage 1944-1962, München 1962, S. 479-480. Erstveröffentlichung 

in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 19.8. 1961. 
15 Allan Lightner, zitiert bei Dulles, S. 41. 
16 Albertz,S.80. 
17 Cate, S. 423-424; Dulles, S.70, 74; Smith, S.283-287, 292; Sorenson, S. 593-594. 
18 Albertz,S.82. 
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ab: einen Anruf der Vereinten Nationen und die Proklamierung eines zusätzlichen 
Drei-Mächte-Status für West-Berlin. Das Gros der übrigen Vorschläge wischt er zu­
sammen mit dem Gedanken des UNO-Appells als unangemessen, wenig erfolgver­
sprechend bzw. bloße Bagatellen vom Tisch. Vor allem auf die Forderung Brandts, 
daß der Westen mit neuer Energie auf eine Friedensregelung für Deutschland, die 
„dem Selbstbestimmungsrecht des deutschen Volkes . . . entspricht", d. h. auf die deut­
sche Wiedervereinigung drängen sollte, geht der Brief bemerkenswerterweise mit kei­
nem Wort ein. Denn hier schieden sich ja präzise die deutschen Wunschvorstellungen 
von den handfesten amerikanischen Interessen. Auch über die aufgebrachten Klagen 
von der „Untätigkeit und reine(n) Defensive" der Alliierten, Zweifel an der westli­
chen Reaktionsfähigkeit und die Behauptung, daß die Sowjetunion bereits die Hälfte 
ihrer Freistadtvorschläge erreicht habe, setzt sich Kennedy diplomatisch kühl hinweg. 
Wo sich schließlich die Brandtschen Gedankengänge mit den amerikanischen Ein­
sichten decken, besteht der Präsident nachdrücklich darauf, daß diese Schritte entwe­
der, wie im Falle der Truppenverstärkungen, von ihm selbst („I myself" - in unge­
wöhnlicher Verdoppelung) bereits beschlossen, oder erst von amerikanischen Stellen 
zu prüfen seien. Die einzige Anregung Brandts, die der amerikanische Staatschef po­
sitiv aufnimmt, ist der Vorschlag einer Volksabstimmung über die Bindung zum We­
sten, die den amerikanischen Vorstellungen ihrer Garantie für West -Berlin entsprach 
und von Deutschen selbst intern ausgeführt werden konnte. 

Auch die ausschließliche Betonung auf West-Berlin, die aus heutiger Perspektive 
selbstverständlich erscheint, steht hier in ausdrücklichem Gegensatz zu der Botschaft 
Brandts, die noch von Berlin, Gesamtdeutschland und Wiedervereinigung spricht. 
Selbst bei der Verurteilung des Mauerbaus nennt Kennedy nicht ganz Berlin oder die 
Ost-Berliner Bevölkerung, sondern beklagt namentlich nur das Schicksal der West-
Berliner. Er begrenzt damit ganz gezielt die westliche Verantwortung auf die Westsek­
toren. Am deutlichsten betont er diese rein West-Berliner Perspektive in dem zukunfts­
weisenden letzten Absatz, in dem er Brandt ermahnt, die praktische Bedeutung der 
sowjetischen Aktionen nicht überzubewerten, sondern sich auf die primäre Ausrich­
tung West-Berliner Lebens zum Westen hin zu besinnen. Er ermuntert die Berliner hier 
ausdrücklich, diese Bindungen schöpferisch weiterzuentwickeln. Gewiß steht dahinter 
die Hoffnung, daß die Berliner, wie vor ihnen schon die Bundesbürger Adenauers, die 
nationalen Wiedervereinigungshoffnungen auf die Dauer überwinden würden. 

Wenn man sich die gespannte Lage in Berlin in den Tagen nach dem 13. August ins 
Gedächtnis ruft, überrascht endlich, wie behutsam und zurückhaltend die Verurteilung 
der Sowjets über die üblichen kaltkriegerischen Redensarten hinaus bleibt. In der dies­
bezüglich entscheidenden Passage im letzten Abschnitt, wo schließlich die Richtung 
der künftigen amerikanischen Politik offenbar wird, wird der Mauerbau im Grunde als 
Niederlage der Sowjets bagatellisiert, die die Lage West-Berlins nur unwesentlich be­
rührt. Im Gegenteil spricht aus den darauffolgenden Sätzen bereits der Optimismus, 
den die Amerikaner zweifellos nach dem sowjetischen Rückzug hinter die Mauer ver­
spürt haben, daß sich nunmehr die Einbindung West-Berlins in den Westen wirtschaft­
lich und militärisch sicherer und unkomplizierter entwickeln würde. 
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Die Schockwirkung war damit für die Berliner Führung komplett. Kennedy hätte 
kaum deutlicher machen können, daß Washington nicht nur den Status quo aner­
kannte, sondern auch von den Deutschen erwartete, daß sie ihre eigenen politischen 
Ziele auf dieser Basis weiterverfolgten. Der Brief forderte die Berliner ganz eindeutig 
auf, Positionen und Ansprüche, die ohnehin nicht durchzusetzen waren, aufzuge­
ben19. Gleichzeitig aber legte er Brandt auch nahe, eigene Gedanken zur Entspan­
nung der Lage in Berlin zu entwickeln, statt sich nur über die amerikanische Untätig­
keit zu beklagen20. Im Brief selbst scheint diese Aufforderung zu Eigeninitiativen nur 
der engeren Bindung West-Berlins an den Westen zu gelten. Die Aufforderung Ken­
nedys zu selbständigen Initiativen und zur Aufgabe unhaltbarer Positionen beinhal­
tete jedoch bereits die wesentlichen Voraussetzungen einer Entspannung auch nach 
Osten hin. 

Zweifelsohne ist die Botschaft Kennedys von Brandt und seinem Beraterkreis in 
Schöneberg nach der ersten Schockreaktion sehr schnell genau in dieser Weise ver­
standen worden. Neben weiteren Bemühungen, die Integration West-Berlins nach 
Westen hin voranzutreiben, hat der Berliner Senat schon in den ersten Wochen nach 
dem Mauerbau über das Rote Kreuz und andere Kanäle versucht, direkten Kontakt 
mit der Ost-Berliner Regierung aufzunehmen, um wenigstens die Wiederherstellung 
von Verkehrs- und Fernmeldeverbindungen zu erreichen21. Bereits in seiner ersten 
Regierungserklärung vor dem Abgeordnetenhaus nach dem Mauerbau und paralle­
len Äußerungen in den Gremien seiner Partei deutete Brandt die beiden Hauptan­
satzpunkte seiner späteren Ostkontakte an: Aufgabe unrealistischer Rechtspositionen 
und zugleich Bemühungen, technische Erleichterungen an den Sektorengrenzen zu 
erreichen. Er erklärte den Abgeordneten: „... wir werden alles Erdenkliche tun, da­
mit die Mauer, solange sie nicht beseitigt ist, wenigstens durchlässig wird .. ."22, und 
fügte auf dem außerordentlichen Parteitag des Berliner SPD-Landesverbandes hin­
zu: „Wir sind der Bevölkerung ernsthafte Bemühungen in dieser Richtung schul­
dig."23 Diese Ansätze haben dann zwei Jahre später in dem Passierscheinabkommen 
vom Dezember 1963 in Berlin ihre ersten Früchte getragen24. 

Für den weltpolitischen Kontext der Brandtschen Ost- und Entspannungspolitik in 
Deutschland ist Kennedys Brief schließlich ein wesentliches Indiz dafür, daß der An­
stoß zu dieser bedeutenden Umwälzung von den USA ausgegangen ist. Wenn auch 
das vorliegende Schreiben noch keinerlei direkte Anregungen zu eigenen deutschen 
Schritten zur Entspannung in Berlin und in Deutschland enthielt, sondern Brandt le­
diglich zu eigenen Initiativen in der stärkeren Bindung West-Berlins zum Westen auf-

19 Vgl. 2. und 3. Absatz des Dokumentes. 
20 Vgl. 7. und letzten Absatz. 
21 Abgeordnetenhaus von Berlin, Stenographische Berichte, III. Wahlperiode, 90. Sitzung (künftig 

Abgh. 111/90), 26.6.62, S. 181; Abgh. IV/13, 3.9.63, S.247; SPIEGEL, 10.1.62, S.30. 
22 Abgh.III/70,22.9.61,S.275. 
23 Die Verhandlungen des Landesparteitages der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, Landes­

verband Berlin, XVIII. Landesparteitag, außerordentliche Sitzung, 2.12. 61, S. 11, 40. 
24 Vgl. Prowe, S. 278-284. 
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forderte, so drängte Kennedy in den darauffolgenden Wochen jedoch ganz offen­

sichtlich in die Richtung reger Ost-West-Kontakte mit dem Ziel einer praktischen 

Entspannung25. Brandt selbst hat es in einer nichtöffentlichen Sitzung des Berliner 

SPD-Landes- und Fraktionsvorstandes Anfang Oktober 1961 so ausgedrückt: „Sie 

(die Amerikaner) sagen unter anderem: Wir treten weiterhin offiziell für die Wieder­

vereinigung ein. Chruschtschow hat gesagt, daß er sie nicht will. Und so bleibt es. Un­

terdessen, sagen sie, ist es in eurem Interesse, wenn durch die erwähnten (Viermäch­

te-) Kommissionen oder auch durch Gespräche zwischen Menschen so viele 

Kontakte wie möglich da sind."26 Die amerikanische Regierung stellte ihre Bereit­

schaft zu Verhandlungen über einen praktischen Modus vivendi durch Außenmini­

ster- und anschließend Botschaftergespräche mit den Sowjets bereits Ende 1961 unter 

Beweis27. Die entscheidende Aufforderung zu direkten deutschen Entspannungsini­

tiativen in Berlin im Sinne der späteren Brandtschen „Politik der kleinen Schritte" hat 

der amerikanische Präsident jedoch während seines Berlin-Besuches am 26. Juni 1963 

ausgesprochen, als er im Auditorium Maximum der Freien Universität erklärte: „Wir 

werden den Schild militärischer Verpflichtungen . . . so lange nicht beiseite legen, wie 

er notwendig ist; hinter diesem Schild aber genügt es nicht, auf der Stelle zu treten 

und sich am Status quo festzuklammern, um auf bessere Zeiten zu warten . . . " Und 

noch deutlicher: „ . . . unterdessen verlangt unser Sinn für Gerechtigkeit von uns, daß 

wir tun, was wir können, um Erleichterung zu schaffen und um die Hoffnung derer 

jenseits der M a u e r . . . durch so viele Kontakte wie möglich, durch so viel Handel, wie 

es die westliche Sicherheit erlaubt, lebendig zu halten . . ."28 Der vorliegende Brief und 

jene Sätze des amerikanischen Präsidenten bilden damit den Rahmen eines Umden-

kungsprozesses in der deutsch-deutschen Politik in Berlin, der an beiden Endpunkten 

entscheidend von der westlichen Weltmacht beeinflußt worden ist. War jener Brief 

vom 18. August 1961 einer der ersten Anstöße, weil er die Grundlagen der alten Wie­

dervereinigungspolitik schonungslos verwarf, so sollten die obigen Sätze aus Kenne­

dys FU-Ansprache der Berliner Führung als positive Legitimation für die Politik die­

nen, die sie schließlich in den Passierscheinabkommen von 1963 bis 1965 durchsetzen 

konnte. 

Dokument 1 

„Sehr verehrter Herr Präsident! Nach den Entwicklungen der letzten drei Tage in meiner 
Stadt möchte ich Ihnen in diesem persönlichen und informellen Schreiben einige der Ge­
danken und Gesichtspunkte mitteilen, die mich bewegen. 

Die Maßnahmen des Ulbricht-Regimes, gestützt durch die Sowjetunion und den übri-

25 Vgl. Sorenson, S. 597-599. 
26 Sitzung des Landesvorstands der SPD Berlin (mit Fraktionsvorstand), 2.10.61. 
27 Vgl. insbes. Stützle, S. 192-198. 
28 Address by the President at the Free University Berlin, June 26, 1963, in: American Foreign Policy. 

Current Documents 1963, Washington 1967, S. 536-537. Übers, d. Verf. 
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gen Ostblock, haben die Reste des Vier-Mächte-Status nahezu völlig zerstört. Während 
früher die Kommandanten der alliierten Mächte in Berlin bereits gegen Paraden der soge­
nannten Volksarmee protestierten, haben sie sich jetzt mit einem verspäteten und nicht 
sehr kraftvollen Schritt nach der militärischen Besetzung des Ostsektors durch die Volks­
armee begnügen müssen. Die illegale Souveränität der Ost-Berliner Regierung ist durch 
Hinnahme anerkannt worden, soweit es sich um die Beschränkung der Übergangsstellen 
und des Zutritts zum Ostsektor handelt. Ich halte dies für einen ernsten Einschnitt in der 
Nachkriegsgeschichte dieser Stadt, wie es ihn seit der Blockade nicht mehr gegeben hat. 

Die Entwicklung hat den Widerstandswillen der West-Berliner Bevölkerung nicht ver­
ändert, aber sie war geeignet, Zweifel in die Reaktionsfähigkeit und Entschlossenheit der 
drei Mächte zu wecken. Dabei ist ausschlaggebend, daß der Westen sich stets gerade auf 
den existierenden Vier-Mächte-Status berufen hat. Ich weiß wohl, daß die gegebenen Ga­
rantien für die Freiheit der Bevölkerung, die Anwesenheit der Truppen und den freien Zu­
gang allein für West-Berlin gelten. Dennoch handelt es sich um einen tiefen Einschnitt im 
Leben des deutschen Volkes und um ein Herausdrängen aus Gebieten der gemeinsamen 
Verantwortung (Berlin und Deutschland als Ganzes), durch die das gesamte westliche 
Prestige berührt wird. Die politisch-psychologische Gefahr sehe ich in doppelter Hinsicht: 

1. Untätigkeit und reine Defensive könnten eine Vertrauenskrise zu den Westmächten 
hervorrufen. 2. Untätigkeit und reine Defensive könnten zu einem übersteigerten Selbst­
bewußtsein des Ostberliner Regimes führen, das heute bereits in seinen Zeitungen mit dem 
Erfolg seiner militärischen Machtdemonstration prahlt. 

Die Sowjetunion hat die Hälfte ihrer Freistadtvorschläge durch den Einsatz der deut­
schen Volksarmee erreicht. Der zweite Akt ist eine Frage der Zeit. Nach dem zweiten Akt 
würde es ein Berlin geben, das einem Ghetto gleicht, das nicht nur seine Funktion als Zu­
fluchtsort der Freiheit und als Symbol der Hoffnung auf Wiedervereinigung verloren hat, 
sondern das auch vom freien Teil Deutschlands abgeschnitten wäre. Dann könnten wir 
statt der Fluchtbewegung nach Berlin den Beginn einer Flucht aus Berlin erleben. 

Ich würde es dieser Lage für angemessen halten, wenn die Westmächte zwar die Wie­
derherstellung der Viermächteverantwortung verlangen, gleichzeitig aber einen Drei-
Mächtestatus West-Berlins proklamieren würden. Die drei Mächte sollten die Garantie ih­
rer Anwesenheit in West-Berlin bis zur deutschen Wiedervereinigung wiederholen und 
gegebenenfalls von einer Volksabstimmung der Bevölkerung in West-Berlin und der Bun­
desrepublik unterstützen lassen. Es bedarf auch eines klaren Wortes, daß die deutsche Fra­
ge für die Westmächte keineswegs erledigt ist, sondern daß sie mit Nachdruck auf einer 
Friedensregelung bestehen werden, die dem Selbstbestimmungsrecht des deutschen Vol­
kes und den Sicherheitsinteressen aller Beteiligten entspricht. Außerdem würde ich es für 
gut halten, wenn der Westen das Berlin-Thema durch eigene Initiative vor die Vereinten 
Nationen brächte, mindestens mit der Begründung, die Sowjetunion habe in eklatanter 
Weise die Erklärung der Menschenrechte verletzt. Es scheint mir besser zu sein, die So­
wjetunion in einen Anklagezustand zu versetzen, als dasselbe Thema nach Anträgen ande­
rer Staaten diskutieren zu müssen. 

Ich verspreche mir von derartigen Schritten keine wesentliche materielle Änderung der 
augenblicklichen Situation und kann nicht ohne Bitterkeit an die Erklärungen denken, die 
Verhandlungen mit der Sowjetunion mit der Begründung abgelehnt haben, man dürfe 
nicht unter Druck verhandeln. Wir haben jetzt einen Zustand vollendeter Erpressung, und 
schon höre ich, daß man Verhandlungen nicht werde ablehnen können. In einer solchen 
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